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Einleitung 
Forschungsfokus 
Allgemeine Tendenzen der weltweiten Entwicklung im Energiebereich sind die 
Globalisierung der Energiemärkte, die Schaffung eines gemeinsamen Energieraums und eine 
wachsende Zusammenarbeit zwischen regionalen und nationalen Energiestrukturen. Dies alles 
trägt zu einer Konsolidierung der gemeinsamen Aktionen der Akteure und damit zu einer 
stabilen und sicheren Energieversorgung bei. In letzter Zeit ist auch die Bedeutung 
zwischenstaatlicher Wechselbeziehungen und der internationalen Regulierung im Energiebereich 
gestiegen und es wurde eine internationale Energiepolitik implementiert.  
Dennoch verschlechtert sich die Situation im Energiebereich durch eine immer stärkere 
Politisierung von wirtschaftlichen Problemen. Früher trugen politische Maßnahmen zur Lösung 
von Versorgungsproblemen bei, derzeit werden die Produktion und besonders die 
Transitmöglichkeiten von Energie als politische Druckmittel eingesetzt. Besonders stark trifft 
das auf den Öl- und Gassektor zu. Als außenpolitisches Instrument stellen Energieressourcen 
auch eine Art Indikator für den politisch-wirtschaftlichen Wechselwirkungsgrad zwischen 
Ländern dar.  
Diese Tendenzen finden sich in den Energiebeziehungen zwischen Russland und der EU 
in hohem Maße wieder. Die Europäische Union ist auf Öl- und Gaslieferungen angewiesen, um 
ihre Energiebilanz auszugleichen. Russland ist dagegen vom Energieexport in die EU abhängig, 
da die Gewinne aus dem Verkauf von Öl und Gas für große Teile des russischen Haushalts 
aufkommen und die bestehende Transportinfrastruktur nach Europa orientiert ist. Die 
Energieinterdependenz ist somit einer der wichtigsten Bereiche zwischenstaatlicher 
Zusammenarbeit. Neben ihrer wirtschaftlichen Dimension ist sie auch von großer politischer 
Bedeutung. Der Ausbau des Energiedialoges ist eine notwendige Bedingung für erweiterte 
politische Beziehungen zur Schaffung eines Interessenausgleichs in der Energiepolitik. Die 
Energieinterdependenz sieht dabei zwei mögliche Arten der Zusammenarbeit vor. Die eine zielt 
auf eine niedrigere gegenseitige Abhängigkeit ab, die andere auf einen Dialog darüber, auf 
welche Weise beide Parteien Gewinn aus der Kooperation und aus wachsendem Wohlstand des 
Partners ziehen können. Es stellt sich somit die Frage, welche Strategie Russland und die EU in 
Bezug auf die Entwicklung der Energiebeziehungen verfolgen. 
Die Institutionalisierung der energiepolitischen Beziehungen zwischen Russland und der 
EU begann im Oktober 2000 und sollte den Zugang Europas zu den riesigen russischen Öl- und 
Gasreserven erleichtern. Der Energiedialog beruhte auf der Annahme, dass die gegenseitige 
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Abhängigkeit der beiden Regionen voneinander weiter wachsen wird. Seine grundlegende 
Voraussetzung ist ein objektives Interesse beider Seiten an ihm und die gegenseitige 
Abhängigkeit beider Seiten voneinander. Geführt wird der Dialog in Bezug auf mittelfristige und 
langfristige Perspektiven.  
Obwohl die wirtschaftlichen Beziehungen auf beiden Seiten im Allgemeinen positiv 
eingeschätzt werden, sind engere Energiebeziehungen aus europäischer Sicht problematisch. 
Russland verfügt über ein Drittel der weltweiten Gasreserven und hat auf dem europäischen 
Markt eine dominierende Stellung inne. Im Zuge der verstärkten Integrationsprozesse innerhalb 
der EU wurden in den letzten Jahren zudem die Bemühungen verstärkt, eine einheitliche 
Energiepolitik der EU zu erarbeiten und zu realisieren. Eine solche Energiepolitik strebt eine 
Reduzierung der Verwundbarkeit der EU an, die durch ihre hohe Abhängigkeit zustande kommt. 
Außerdem machen es europäische Umweltschutzmaßnahmen erforderlich, fossile Brennstoffe 
mit hohen Emissionsgraden durch schadstoffarme Energiequellen wie Gas und erneuerbare 
Energien zu ersetzen. In Russland stellt sich die Frage nach der Verfügbarkeit von 
Energieressourcen, die zur Deckung einheimischer und ausländischer Bedürfnisse ausreichen, 
eine Frage, die sich auch auf die Gestaltung der Energiepolitik auswirkt. 
Die europäische Diversifizierungspolitik orientiert sich also an der Erarbeitung 
alternativer Technologien und der Suche nach neuen Energiequellen und -lieferanten. Die 
russische Diversifizierungspolitik in Bezug auf Routen und Abnehmer zielt ihrerseits auf die 
Schaffung und Entwicklung neuer Gewinnungszentren ab, was angesichts schwieriger 
klimatischer Bedingungen zahlreiche Investitionen und Technologien erforderlich macht. Die 
nötigen Investitionen in Förderung und Modernisierung werden dabei nicht in vollem Umfang 
getätigt, was die Exportexpansion und die Realisierung einer auf niedrigere Abhängigkeiten 
ausgerichteten Politik erschweren kann. 
Internationale politische Institutionen mit einer rechtverbindlichen Basis verringern das 
Fehlverhalten von Akteuren. Bei der Institutionalisierung der Energiekooperation wird davon 
ausgegangen, dass beide Seiten vom Energiedialog profitieren können. Dies ist jedoch nur dann 
möglich, wenn die Akteure kooperationsfördernd agieren und aus einer Win-Win-Situation auch 
Nutzen ziehen. Weil institutionelle Rahmen die Handlungsoptionen von Akteuren bestimmen, 
leisten Institutionen mit ihren festgeschriebenen Regeln und Normen und die entsprechend 
vorgesehenen Kontroll- und Sanktionsmechanismen einen Beitrag zur Minimierung 
schadensorientierten Verhaltens der Akteure. 
Pfadabhängige Prozesse beeinflussen die Weiterentwicklung des Energiedialoges und das 
Verhalten der Akteure und stellen Hindernisse für Umwandlungen zu Institutionen mit einer 
11 
 
rechtsverbindlichen Grundlage dar. Bisher kennzeichnet die Energiebeziehungen ein Mangel an 
Vertrauen. Dieses Vertrauensdefizit zwischen den Akteuren resultiert aus den Konflikten 
Russlands mit Transitländern, dem möglichen Einsatz von Energielieferungen als Druckmittel, 
aus dem Wettbewerb um Lieferrouten und Einflussbereiche usw. Entscheidend für eine Stärkung 
und den Aufbau von Vertrauen sind funktionierende Institutionen und eine gute Reputation. 
Erstere wurden nicht geschaffen, zweitere sind verloren gegangen. 
Die durch externe Herausforderungen wirkenden Präferenzen und Interessen der Akteure 
verursachen weitere Abweichungen vom Ziel einer rechtverbindlichen Institutionalisierung des 
Energiedialoges. Die sich verändernde Weltenergiemarktstruktur stellt Kooperationen vor neue 
Herausforderungen. Neue Technologien in den Bereichen Ressourcen-Förderung und Transport 
sowie die Suche nach neuen Lieferquellen und Absatzmärkten beeinflussen Präferenzen und 
verändern Interessenslagen. Insbesondere gilt das für das Zusammenwirken von Produzenten 
und Abnehmerländern. Diese Veränderungsprozesse wirken sich auf die institutionellen Rahmen 
der Zusammenarbeit und auf deren Intensität aus und machen die Erarbeitung eines neuen 
Konzepts für die Energiekooperation notwendig. Die Entwicklungen im Energiebereich werden 
von den Akteuren unterschiedlich wahrgenommen und können neue Möglichkeiten und Chancen 
für den einen Akteur sowie Risiken für den anderen darstellen. 
Endogene Veränderungen von Interessenslagen wirken sich auch auf den institutionellen 
Verlauf des Energiedialoges aus. Das Begreifen der eigenen Interdependenz-Verwundbarkeit 
und -Empfindlichkeit führt zu Kurskorrekturen und der Umgestaltung von 
Kooperationsprozessen. So führt die Implementierung des dritten Energiepakets zu einer 
institutionellen Anpassung, wobei es bei gleichbleibender Zielsetzung auf die Verfolgung einer 
neuen Strategie ausgerichtet ist. Die intern verursachten Änderungen zeichnen sich durch sich 
wandelnde Präferenzen, Interessen und Machtkonstellationen zwischen den Akteuren ab. 
Obwohl Kooperation zwecks Reduzierung von Transaktionskosten und Gewinnmaximierung 
institutionalisiert wurde, gründen Motivationen und Einstellungen der Akteure zugunsten von 
Veränderungen auf der Wahrnehmung einer asymmetrischen Interdependenz. Zudem sind eine 
reflexive Politik und zielgerichtete Handlungen sowie Marktanreize Triebkräfte einer 
Neudefinierung der Zusammenarbeit.  
Institutionen sind keine statischen Dimensionen, sondern entwickeln sich dynamisch und 
sind anfällig für die Wirkung endogener und exogener Faktoren, welche institutionellen Wandel 
begünstigen. Verschiedene Verlaufsformen der Veränderungsprozesse sind möglich. Dabei kann 
von einer Anpassung an das transformierende Milieu oder von institutioneller Neuausrichtung 
gesprochen werden. Zugleich spielt die Pfadabhängigkeit im Wandlungsprozess eine große 
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Rolle. Der institutionelle Wandel ist mit anderen Worten auf pfaddurchbrechende Prozesse und 
Faktoren ausgerichtet, die eine Veränderung des bestehenden Entwicklungspfades verursachen 
(on-path changes). Pfaddurchbrechende Ereignisse fördern das Ende eines Pfades und die 
Entstehung eines prinzipiell neuen Entwicklungspfades, während der moderate Pfadwandel 
keine grundlegende institutionelle Lösung erfordert.  
Von großer Relevanz für den institutionellen Wandel sind die Akteure und ihre 
Konstellationen. Bei der Analyse der Rolle der Akteure ist einerseits deren Handlungsfähigkeit 
festzustellen. Diese Handlungen werden durch Fähigkeiten, Wahrnehmungen und Präferenzen 
bestimmt. Veränderbare Handlungsressourcen können die Etablierung eines neuen Pfades durch 
bewusstes Abweichen („mindful deviation“)1 auslösen. Andererseits verfolgen Akteure meistens 
eine Politik, der es um kurzfristige Gewinne geht. Zeitlich begrenzte politische Mandate oder 
Populismus in autoritären Staaten können Gründe für Widerstand gegen Veränderungen sein. In 
Anlehnung daran betont Pierson die Bedeutung langfristiger Prozesse und weist darauf hin, dass 
„many of the implications of political decision – especially complex policy interventions or 
major institutional reform – only play out in the long run”.2 
Zudem kann Pfadabhängigkeit aber zu institutionellen Einschließungseffekten (Lock-in-
Effekt) führen, die wiederum bereits vorhandende Entwicklungspfade verfestigen und damit zum 
Ausbleiben einer Politik führen können, die externen und internen Herausforderungen effizient 
begegnet. In der Regel sind Lock-in-Effekte mit hohen Wechselkosten verbunden, die als 
Ursache von Verstetigung angenommen werden. Ungeachtet dessen ist pfadabhängiger Wandel 
durch Optionen begrenzt, die „in der Vergangenheit gegeben waren, in der Gegenwart und 
Zukunft nicht mehr verfügbar sind“.3 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Prozesse und Tendenzen richtet ist das Ziel 
der vorliegenden Arbeit, die möglichen Zukunftsbilder der europäisch-russischen 
Energiebeziehungen in Form von Szenarien zu modellieren. Die Frage ist, wie neue 
Herausforderungen, endogene Veränderungen und laufende Transformationsprozesse der 
Weltenergiemärkte Einstellungen und Präferenzen in Bezug auf die Energiezusammenarbeit 
beeinflussen. Die Wahrnehmung dieser Herausforderungen und die Reaktionen auf sie sind in 
extraktiven und inklusiven Institutionen unterschiedlich. Vor diesem Hintergrund rückt der 
institutionelle Wandel in den Mittelpunkt der Betrachtung. Zudem ist von großer Relevanz, in 
welcher Form – Anpassung, Reformen, Neuausrichtung oder Transformation – die institutionelle 
                                                          
1 Garud, R. / Karnøe, P.: Path Creation as a Process of Mindful Deviation, in: Garud, R. / Karnøe, P. (Hrsg.): Path 
Dependence and Creation, Mahwah, Lawrence Erlbaum Associates, 2001, pp. 1-38. 
2 Pierson, P.: Politics in Time: History, Institutions, and Social Analysis, Princeton University Press, 2004, p. 41. 
3Beyer, J.: Pfadabhängigkeit ist nicht gleich Pfadabhängigkeit! Wider den impliziten Konservatismus eines gängigen 
Konzepts, in: Zeitschrift für Soziologie, Jg. 34, Heft 1, Februar 2005, S.11. 
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Veränderung des Energiedialoges ablaufen wird. Im Zuge der Untersuchung des Energiedialoges 
als internationale Institution wird auch die Frage gestellt, inwieweit sich interne Veränderungen 
von Interessenlagen auf den institutionellen Verlauf des Energiedialoges auswirken. Eines der 
Hauptargumente dieser Arbeit ist, dass die Qualität der endogenen politischen Institutionen die 
politischen Strategien der Akteure international beeinflussen und zur Schaffung oder 
Verschlechterung internationaler Institutionen beitragen kann. Zudem soll die Auswirkung 
pfadabhängiger Prozesse auf die Weiterentwicklung des Energiedialoges und das Verhalten der 
Akteure betrachtet werden. Die Szenarien sollen einen Überblick darüber schaffen, welche 
Einflussfaktoren die zukünftige Entwicklung der Energiekooperation zwischen Russland und der 
EU am meisten beeinflussen. Unter welchen Bedingungen kann das Zusammenspiel der 
Einflussfaktoren dazu führen, dass die Schaffung eines neuen günstigeren Entwicklungspfades 
gelingt? Über welche Faktoren kann dabei nur der bestehende Entwicklungspfad verändert 
werden? Welche Faktoren bedingen welche institutionellen Lösungen?  
Forschungsstand 
 Das vorliegende Promotionsvorhaben setzt sich zum Ziel, einen Beitrag zu aktuellen 
wissenschaftlichen Debatten über den Kooperationsansatz der europäisch-russischen 
Energiebeziehungen zu leisten. Die Energiekooperation wird vorwiegend aus (neo)realistischen, 
konstruktivistischen und neoliberalen Theorieperspektiven heraus analysiert.  
 Im (Neo)Realismus stehen zweckrationale, egoistische und nach Macht strebende 
Akteure im Vordergrund. Die Umsetzung der Präferenzen erfolgt durch Kosten-Nutzen-Analyse, 
und das zentrale Bedürfnis aller Akteure ist die Sicherung der eigenen Existenz. Eine 
Kooperation kommt zustande, wenn keine Gefahr für den Erhalt der nationalen Sicherheit 
besteht. Die Staaten gehen keine tiefergehende Kooperation ein und bevorzugen es stattdessen, 
langfristige Abhängigkeiten zu vermeiden und egoistisch definierte Interessen zu maximieren. 
Die Verweigerung einer für beide Seiten vorteilhaften Kooperation und die Defektionsstrategie 
Russlands gegenüber der EU werden hierbei als Sicherung der energiepolitischen Interessen 
Russlands betrachtet. Energielieferungen dienen meist politischen Zwecken und werden als Teil 
des Machtkampfs zwischen den Akteuren verstanden.4 Im Fokus der Überlegungen steht eine 
                                                          
4 Dellecker, A. / Gomart, T.: Russian Energy Security and Foreign Policy. Routledge, London, 2011; Freire, M.R. / 
Kanet, R.E.: Identity, Interests and Foreign Policy. Palgrave MacMillan, Basingstoke, 2012; Goldthau, A.: 
Resurgent Russia? Rethinking Energy Inc., in: Policy Review, no. 147, February 2008, pp. 53-63; Monaghan, A.: 
Russia’s energy diplomacy: a political idea lacking a strategy?, in: Southeast European and Black Sea Studies, 2007 
(vol.7), no.2, pp.275-288; Perovic, J. / Orttung, R. / Wenger, A. (eds.): Russian Energy power and Foreign 
Relations: Implication for Conflict and Cooperation. Routledge, London/New York, 2009. 
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enge Verflechtung der russischen Energie- und Außenpolitik.5 Die (neo)realistische Perspektive 
wird zudem häufig zur Analyse der Öl- und Gasexporte als Energiewaffen herangezogen. 6 
Manche Untersuchungen weisen den Charakter der Energielieferungen als außenpolitisches 
Instrument nach, mit dem Druck auf die energieabhängigen Nachbarländer ausgeübt werden soll. 
Newnham vertritt ausdrücklich die Ansicht, dass  
Russia’s ‘petro-power’ has become an increasingly clear threat to all the states which buy 
Russian oil and gas. This is obviously especially true for the small, poor, highly 
dependent states of what Russians call the ‘near-abroad’ - the former Soviet states. […] 
Russia has used its influence both to reward its friends and punish its enemies, seeking to 
regain its influence over the region.7  
Kostenbewusstes Akteursverhalten beruht auch auf dem Streben nach der Übernahme 
von Pipelines, um eigene Positionen im internationalen System zu stärken und die eigenen 
Gewinne zu maximieren. Alternative Lieferrouten und der Bau neuer Pipelines werden als 
strategisches Kalkül bezeichnet, um das Hebelwirkungspotential der Transitstaaten zu 
minimieren.8 Da der geopolitische Ansatz eine Ableitung aus (neo)realistischen Grundannahmen 
ist, richten sich die Forschungen zur russischen Energiepolitik vor allem auf zwischenstaatliche 
und interregionale Konkurrenz und stellen Energiekonflikte 9  und Energiesicherheit in den 
Mittelpunkt.10 Das Energiesicherheitsdilemma ist durch ein unterschiedliches Verständnis von 
                                                          
5 Barysch, K.: Russia, Realism and EU unity. Policy Brief, Centre for European Reform, 2007; Light, M.: Keynote 
Article: Russia and the EU: Strategic Partners or Strategic Rivals?, in: Journal of Common Market Studies, 2008 
(vol.46), no. 1, pp.7-27; Lucas, E.: The New Cold War: Putin’s Russia and the Threat to the West. Basingstoke: 
Palgrave Macmillan, 2008; Smith, K.C.: Russian Energy Politics in the Baltics, Poland and Ukraine: A New Stealth 
Imperialism? Washington: Center for Strategic and International Studies, 2004. 
6 Smith Stegen, K.: Deconstructing the “energy weapon”: Russia’s threat to Europe as case study, in: Energy Policy, 
2011 (vol.39), no.10, pp.6505-6513; Baev, P.K.: Russian energy policy and military power. Putin’s Quest for 
Greatness. Routledge, London/New York, 2008; Goldman, A.: Petrostate: Putin, Power, and the New Russia. 
Oxford University Press, Oxford, 2008. 
7 Newnham, R.: Oil, carrots, and sticks: Russia’s energy resources as a foreign policy tool, in: Journal of Eurasian 
Studies, 2011 (vol.2), no. 2, pp. 134-143, here p. 142. 
8 Balmaceda, M: Energy Dependency, Politics and Corruption in the Former Soviet Union. Routledge, London/New 
York, 2008; Feklyunina, V.: Russia’s international images and its energy policy. An unreliable Supplier?, in: 
Europe-Asia Studies, 2012 (vol.64), no. 3, pp. 449-469; Kropatcheva, E.: Playing both ends against the middle: 
Russia’s geopolitical energy games with the EU and Ukraine, in: Geopolitics, 2011 (vol.16), no.3, pp.553-573; 
Nygren, B.: The rebuilding of greater Russia, Putin’s Foreign Policy Towards the CIS Countries. Routledge, 
London/New York, 2008. 
9 Mehr zur Literatur zu Energiekonflikten vgl. Kapitel IV.4.2.1.3. 
10 Bosse, G. / Schmidt-Felzmann, A.: Die Geopolitics of Energy Supply in the “Wider Europe”, in: Geopolitics, 
2011 (vol.16), no. 3, pp.479-485; Smith, K.C.: Russia-Europe Energy Relations. Implications for US Policy. Centre 
for Strategic and International Studies, 2010; Paillard, C.A: Russia and Europe’s Mutual Energy Dependence, in: 
Journal of International Affairs, 2010 (vol.63), no.2, pp. 65–84; Baran, Z.: EU Energy Security: Time to End 
Russian Leverage, in: The Washington Quarterly, 2007 (vol.30), no.4, pp. 131–144; Orban, A.: Power, Energy and 
the New Russian Imperialism, Westport: Praeger, 2008; Bilgin, M.: Geopolitics of European Natural Gas Demand: 
Supplies from Russia, Caspian and the Middle East, in: Energy Policy, 2009 (vol.37), no.11, pp. 4482–4492; 
Umbach, F.: Global Energy Security and the Implications for the EU, in: Energy Policy, 2010 (vol.38), no. 2, pp. 
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Energiesicherheit (Energieversorgungssicherheit vs. Nachfragesicherheit) gekennzeichnet. 11 
Divergierende Ansichten, die von der EU mit ihrem liberalen wettbewerbsorientierten Markt und 
von Russland mit seinem Monopolismus und seinem hohen Grad an politischer Kontrolle 
vertreten werden, beeinträchtigen die konstruktive Zusammenarbeit beider Akteure.12 Einseitige 
Herangehens- und reduktionistische Sichtweisen an und auf Energiepolitik, die sich auf 
Geopolitik, Macht und Sicherheit beschränken, sind in die Kritik geraten.13 Energie ist nicht nur 
ein geopolitisches und strategisches Asset, sondern auch eine Ware, die auf dem internationalen 
Markt gehandelt wird und ökonomischen Regeln unterliegt. Zudem sind die internationalen 
Energiebeziehungen eine komplexe und multidimensionale Angelegenheit.14 
 Das Handeln der Akteure in der internationalen Politik wird im Rahmen des 
Konstruktivismus als angemessen betrachtet und durch Normen und Ideen bestimmt. Die 
Akteure streben also nicht nur nach der Verwirklichung ihrer Interessen, sondern orientieren sich 
auch an gemeinsamen Werten und Normen. Ihr Verhalten ist freundschaftlich und solidarisch. 
Dies stellt die Grundlage ihrer Sozialisationsprozesse dar, die anhand des Entlehnens, der 
Reproduzierung und der Internalisierung von Ideen, Normen und Werten, die zu einer 
internationalen Gemeinschaft gehören, ablaufen. Die entsprechende angemessene 
Verhaltensweise zeigt sich in gefestigten diplomatischen Praktiken und Regeln, Werten und 
Normen, die in internationalen Abkommen festgelegt wurden. Fehlt sie, treten die Akteure in 
einen Diskurs ein, über den sie auf der Basis von Argumenten das vermisste angemessene 
Verhalten herzustellen suchen. 15  Internationale Kooperation liegt somit in internationalen 
Institutionen verankerten Normen und Ideen begründet. Treffen Akteure mit gemeinsamen 
Werten und Normen und/oder übereinstimmenden Ideen aufeinander, steigen die Chancen einer 
vertrauensvollen Kooperation. Diskursanalyse hilft bei der Operationalisierung der 
konstruktivistischen Forschung. Dem Konstruktivismus zufolge spiegelt der Diskurs die von den 
                                                                                                                                                                                           
1229–1240; Bradshaw, M.: The Geopolitics of Global Energy Security, in: Geography Compass, 2009 (vol.3), no. 5, 
pp. 1920–1937. 
11 Hadfield, A.: EU-Russia energy relations: aggregation and aggravation, in: Journal of contemporary European 
studies, 2008 (vol.16), no.2, pp. 231-248; Correljé, A. / van der Linde, C.: Energy supply security and geopolitics: A 
European perspective, in: Energy policy, 2006 (vol.34), no. 5, pp. 532-543; Marsh, S.: EU-Russia Security Relations 
and the Survey of Russian Federation Foreign Policy: One Year On, in: European Security, 2008 (vol.17), no. 2, pp. 
185-208. 
12 Kaveshnikov, N.: The issue of energy security in relations between Russia and the European Union, in: European 
security, 2010 (vol.19), no.4, pp. 585–605. 
13 Götz, R.: Russian gas and European energy security. SWP Research Paper no. 10, 2007; Goldthau, A.: Russia’s 
energy weapon is a fiction. Europe’s world, Spring 2008, http://www.europesworld.org; Casier, T.: Great Game or 
Great Confusion: The Geopolitical Understanding of EU-Russia Energy Relations, in: Geopolitics, 2016 (vol.21), 
no. 4, pp.763-778; Judge, A. / Maltby, T. / Sharples, J.D.: Challenging Reductionism in Analyses of EU-Russia 
Energy Relations, in: Geopolitics, 2016 (vol.21), no. 4, pp. 751-762. 
14 Casier, T.: Russia’s Energy Leverage over the EU: Myth or Reality?, in: Perspectives on European Politics and 
Society, 2011 (vol.12), no. 4, pp. 493-508, here p. 495. 
15 Schimmelfennig, F.: Internationale Politik. Paderborn: Schöningh, 2008, S.163. 
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Akteuren interpretierten Ereignisse wider. Die Akteure benutzen Sprache, um die Position des 
Staates zu artikulieren und die Wahrnehmung des Staates auszudrücken, daher kann die Sprache 
der Akteure verwendet werden, um ihre Wahrnehmung zu identifizieren. Aalto et al. verwenden 
diesen narrativen Ansatz, um den Vergleich zwischen europäischen und russischen Ansätzen 
zum Energiehandel deutlich zu machen. Die europäischen Akteure benutzen sprachliche 
Ausdrucksmittel, die Integration, Dialog und die beidseitigen Vorteile der Zusammenarbeit 
hervorheben. Russland verwendet hingegen Narrationen, die die Beziehung als Nullsummenspiel 
charakterisieren, in dem Abnehmerländer und Produzenten um Einfluss und 
Gewinnmaximierung konkurrieren.16 Talseth geht der Frage nach, warum es in Anbetracht der 
bestehenden Interdependenz nicht gelungen ist, eine rechtsverbindliche Energiepartnerschaft zu 
schaffen. Aufbauend auf dem Konstruktivismus und zahlreichen Interviews mit europäischen 
und russischen Akteuren argumentiert er, die erfolglose Institutionalisierung sei dadurch bedingt, 
dass die Akteure keine gemeinsamen Narrative für Energiehandel und Kooperation konstruiert 
haben. Die EU wünschte eine Exportgarantie, die auf den weiter expandierenden Regeln des 
Energiebinnenmarktes basieren würde. Russland war mittlerweile an Investitionen und einer 
begrenzten Einräumung von Rechten interessiert. Talseth stellt zudem heraus, dass „the failure 
of the Energy Dialogue was never pre-determined and [...] was not caused by a singular factor a 
priori. It was shaped in the unfolding time-space of Russo-European relations”.17 Romaniuk 
befasst sich auch mit der Frage, was die Partner an einer weiteren Annäherung gehindert hat. Er 
geht davon aus, dass die europäisch-russische Kooperation als internationaler 
Sozialisationsprozess verstanden werden sollte, und leitet aus dem Konstruktivismus die 
Erkenntnis ab, der Sozialisationsprozess bringe Änderungen mit sich, konstruiere neue 
Realitäten, baue neue Praktiken auf und löse Spannungen zwischen den Partnern aus. Wie die 
Untersuchung gezeigt hat, liegt die rückläufige Intensität der Dynamik in der Zusammenarbeit 
nicht in widersprüchlichen Interessen begründet, sondern eher in Spannungen zwischen 
verschiedenen Normen. Diese ergeben sich aus der unterschiedlichen Natur der Partner: 
Russland ist ein eigennutzenorientierter moderner Staat, die EU tritt als postmoderner Akteur 
auf. Romaniuk gelangt zu der Überzeugung, dass „for the EU, cooperation with Russia is about 
                                                          
16 Aalto, P. (ed.): The EU-Russian Energy Dialogue: Europe’s Future Energy Security. Aldershot: Ashgate, 2008. 
Siehe auch z.B.: Sharples, J.D.: Russian approaches to energy security and climate change: Russian gas export to the 
EU, in: Environmental Politics, 2013 (vol.22), no.4, pp. 683-700; Kratochvíl, P. / Tichý, L.: EU and Russian 
discourse on energy relations, in: Energy Policy, 2013 (vol.56), pp.391-405; Smeets, N. / Petrova, I.: Raznye 
partnery, različnye energoidentičnosti: diskur-analiz v ramkah konstruktivizma kak put’ k ob''jasneniju poljarizacii 
energootnošenii meždu RF i ES, in: Chuvychkina, I. (ed.): Eksportnye nefte- i gazoprovody na postsovetskom 
prostranstve: analiz truboprovodnoi politiki v svete teorii mezhdunarodnykh otnoshenii. Stuttgart: Ibidem Verlag, 
2015. 
17 Talseth, L.-C. U.: The Politics of Power. EU-Russia Energy Relations in the 21st Century. Palgrave Macmillan, 
2017, p.254. 
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demonstrating the EU’s ‘presence’ and deploying different types of cooperative models in order 
to change the existing political realities, to confirm the EU’s status of a transformative power, 
and Westernise Russia”.18 
Aus der neoliberalen Theorieperspektive (Neoliberalismus oder auch neoliberaler 
Institutionalismus, Neoinstitutionalismus) wird Kooperation anhand des Interdependenz-
Ansatzes und der funktionalen Regimetheorie analysiert. Kooperatives Verhalten egoistischer 
Akteure wird hier mit deren rationalem Interesse an Nutzenmaximierung begründet. Die Akteure 
treten demnach in Verhandlungen und richten dauerhafte Kooperationsformen ein, um ihre 
gegenseitigen Abhängigkeiten zum jeweils eigenen Vorteil auszubeuten. Internationale 
Institutionen dienen den Akteuren dabei als Instrumente.19 Internationale Regime bestehen aus 
den Normen und Regeln, die in internationalen Abkommen verankert sind und die 
Zusammenarbeit von Akteuren strukturieren. Die vorliegenden Forschungen zum bestehenden 
Regime konzentrieren sich auf eine Analyse des Inhalts der grundlegenden Dokumente und der 
bilateralen Verträge zwischen den Akteuren sowie auf die Frage nach verbesserten 
Rahmenbedingungen. 20  In den zahlreichen Arbeiten von Konopljanik werden die Rolle des 
Vertrags über die Energiecharta für die Zusammenarbeit beider Parteien und die 
Auseinandersetzung um das Transitprotokoll untersucht. Konopljanik widmet seine 
Aufmerksamkeit den Einstellungen der beiden Parteien gegenüber der Ratifizierung und deren 
Politisierung sowie gegenüber den scheinbaren Vorteilen, die die Ratifizierung des bestehenden 
Vertrags für die EU und der scheinbaren Gefahr, die sie für Russland bedeutet, und sieht eine 
konstruktive Zusammenarbeit als Lösung an. 21  Weitere Forschungen befassen sich mit der 
                                                          
18  Romaniuk, S.N.: Rethinking EU-Russian Relations: ‘Modern’ Cooperation or ‘Post-Modern’ Strategic 
Partnership?, in: Central European Journal of International and Security Studies, 2009 (vol.3), no.2, pp. 70-85, here 
p. 71. 
19 Auth, G.: Theorien der Internationalen Beziehungen kompakt: Die wichtigsten Theorien auf einen Blick. De 
Gruyter, Oldenbourg, 2015, S. 95f. 
20  Pritzkow, S.: Das völkerrechtliche Verhältnis zwischen der EU und Russland im Energiesektor. Eine 
Untersuchung unter Berücksichtigung der vorläufigen Anwendung des Energiecharta-Vertrages durch Russland. 
Springer, 2011; Belyi, A. / Nappert, S. / Pogoretskyy, V.: Modernizing the Energy Charter Process? The Energy 
Charter Conference Road Map and the Russian Draft Convention on Energy Security, in: Journal of Energy & 
Natural Resources Law, 2011 (vol.29), no, 3, pp. 383-399; Konoplyanik, A.: Russian gas at European energy 
market: Why adaptation is inevitable, in: Energy Strategy Reviews, 2012, no. 1, pp. 42-56; Casier, T.: The EU-
Russia Strategic Partnership: Challenging the Normative Argument, in: Europe-Asia Studies, 2013 (vol.65), no. 7, 
pp.1377-1395; Overland, I.: The Hunter Becomes the Hunted: Gazprom Encounters EU Regulation, in: Andersen, 
S.S. / Goldthau, A. / Sitter, N. (eds.): Energy Union. Europe’s New Liberal Mercantilism?, Palgrave Macmillan UK, 
2016, pp.115-130; van Elsuwege, P.: Towards a Modernisation of EU-Russia Legal Relations?, CEURUS EU-
Russia Papers, no. 5, 2012. 
21  Konoplyanik, A.: Evoljucija modeli energobezopasnosti. Rossija i DEH: ne ostat’sja na obočine, in: 
Neftegazovaja Vertikal’, 2015, no. 10, pp.14-21; Konoplyanik, A.: Reducing risks and uncertainty of EU Third 
Energy Package, in: Energy Dialogue. Review of International Energy Policy and Security, 2012, no.3, pp. 12-14; 
Konoplyanik, A.: Russia and the Third EU Energy Package: Regulatory Changes for Internal EU Energy Markets in 
Gas and Possible Consequences for Suppliers (Including Non-EU Suppliers) and Consumers, in: International 
Energy Law Review, 2011, no. 8, pp. 24-40; Konoplyanik, A.: A common Russia-EU energy space (The new EU-
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Frage, ob und inwieweit die EU und Russland es geschafft haben, ihre Beziehungen zu 
institutionalisieren. 22  Die Untersuchung der institutionellen Komponenten findet auch im 
Zusammenhang mit den unterschiedlichen Ansätzen zur Strukturierung des Energiesektors, dem 
Wandel der Weltenergiemärkte, der Transformation des EU-Binnenmarktes und der 
Durchführung der Klimapolitik statt.23 
Den Themenbereich der europäisch-russischen Energieinterdependenz decken die 
Forschungen relativ gut ab, wobei unterschiedliches Augenmerk auf die verschiedenen Aspekte 
der wechselseitigen Abhängigkeit gelegt wird. Berücksichtigt werden geografische Nähe, 
bestehende Infrastruktur, langfristige Verträge, Marktgröße sowie Ex- und Importanteile, der 
Fokus ist dabei auf Energieinteressen, die Dimensionen der Interdependenz-Empfindlichkeit und 
-Verwundbarkeit der Akteure und die asymmetrische Interdependenz als Quelle der Macht 
gerichtet. 24  Die Forschungen zur Energieinterdependenz unterstreichen den 
Konflikt/Kooperations-Nexus und beziehen sich vorwiegend auf Management und Strategien zur 
Verringerung der gegenseitigen Abhängigkeit, die auf Diversifikationspolitik, den Ausbau neuer 
Infrastruktur und die Entwicklung der erneuerbaren Energien setzen. 25  Die Koexistenz der 
Kooperations- und Defektionsstrategie im Energiedialog lässt sich daraus erklären, dass 
                                                                                                                                                                                           
Russia Partnership Agreement, acquis communautaire, the Energy Charter and the new Russian initiative), in: Oil, 
Gas & Energy Law, Special Issue on EU-Russia relations, 2009 (vol.7), no. 2. 
22 Romanova, T.: Russian energy in the EU market: Bolstered institutions and their effects, in: Energy policy, 2014 
(vol.74), pp. 44-53; Romanova, T.: The Russian Perspective on the Energy Dialogue, in: Journal of Contemporary 
European Studies, 2008 (vol.16), no.2, pp.219-230; Kazantsev, A.: Policy networks in European–Russian gas 
relations: Function and dysfunction from a perspective of EU energy security, in: Communist and Post-Communist 
Studies, 2012 (vol.45), no.3-4, pp. 305-313. 
23 Boussena, S. / Locatelli, C.: Energy institutional and organisational changes in EU and Russia: Revisiting gas 
relations, in: Energy Policy, 2013 (vol.55), pp.180-189; Westphal. K.: Institutional change in European natural gas 
markets and implications for energy security: Lessons from the German case, in: Energy Policy, 2014 (vol.74), pp. 
35-43. 
24 Proedrou, F.: The EU-Russia Energy Approach under the Prism of Interdependence, in: European Security, 2007 
(vol.16), no.3, pp. 329-355; Harsem, Ø. / Claes, D.: The interdependence of European – Russian energy relations, 
in: Energy Policy, 2013 (vol.59), pp.784-791; Finon, D. / Locatelli, C.: Russian and European gas interdependence: 
Could contractual trade channel geopolitics?, in: Energy Policy, 2008 (vol.36), no.1, pp. 423-442; Paillard, C.-A.: 
Russia and Europe’s mutual Energy Dependence, in: Journal of International Affairs, 2010 (vol.63), no. 2, pp.65-84; 
Binhack, P. / Tichý, L.: Asymmetric interdependence in the Czech–Russian energy relations, in: Energy Policy, 
2012 (vol.45), pp.54-63; Svedberg, M.: Energy in Eurasia: the Dependency Game, in: Transition Studies Review, 
2007 (vol.14), no. 1, pp.195-202; Esakova, N.: European Energy Security. Analysing the EU-Russia Energy 
Security Regime in Terms of Interdependence Theory. Springer VS, 2012; Ericson, R.E.: Eurasian Natural Gas 
Pipelines: The Political Economy of Network Interdependence, in: Eurasian Geography and Economics, 2009 
(vol.50), no.1, pp.28-57; Casier, T.: The Rise of Energy to the Top of the EU-Russia Agenda: From Interdependence 
to Dependence?, in: Geopolitics, 2011 (vol.16), 536-552. 
25 Noël, P.: Beyond Dependence: How to deal with Russian Gas. Brief Policy no.9, European Council on Foreign 
Relations, November 2008; Dickel, R. / Hassanzadeh, E. / Henderson, J. / Honoré, A. / El-Katiri, L. / Pirani, S. / 
Rogers, H. /Stern, J. / Yafimava. K.: Reducing European Dependence on Russian Gas: distinguishing natural gas 
security from geopolitics, OIES Paper: NG 92, October 2014; Khrushcheva, O. / Maltby, T.: The Future of EU-
Russia Energy Relations in the Context of Decarbonisation, in: Geopolitics, 2016 (vol.21), no. 4, pp.799-830; 
Kardaś, S.: The Tug of War. Russia’s Response to Changes on the European Gas Market. OSW Studies no. 50, 
September 2014; Sharples, J.D.: The Shifting Geopolitics of Russia’s Natural Gas Exports and Their Impact on EU-
Russia Gas Relations, in: Geopolitics, 2016 (vol.21), no.4, pp.880-912. 
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Interdependence has not worked because both sides have been worried that in the future 
interdependence will become asymmetrical (that is, that they will become more 
dependent than the other side and that the other side will take advantage of this weakness) 
and they have adopted policies to reduce their exposure, but they cannot reduce their own 
dependence without also threatening to increase the dependence of the other side. As a 
result, the relationship looks like a classic security dilemma – where neither side can 
improve its own security without threatening the security of the other side.26  
Der andere Aspekt des Konflikt/Kooperations-Nexus bezieht sich auf unterschiedliche 
Auffassungen der EU-Mitgliedsstaaten über die Energiebeziehungen mit Russland und die 
Unfähigkeit der EU, eine gemeinsame externe Energiepolitik auszuarbeiten.27  
 Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Aspekte der Energiekooperation aus 
(neo)realistischen, konstruktivistischen und neoliberalen Blickwinkeln gut erforscht zu sein 
scheinen. Die angezeigte Problematik der konfligierenden und kooperativen Einstellungen zum 
Energiedialog verweist darauf, dass die Zusammenarbeit jedoch meist nur in geringem Umfang 
stattfindet. Die Forschungen konzentrieren sich überwiegend auf Gründe für die Verweigerung 
tiefergehender und für beide Seiten profitabler Kooperation und auf Strategien zur Minimierung 
der daraus folgenden Konsequenzen. Die vorliegende Arbeit hat das Ziel, zu den 
Untersuchungen über die Energiekooperation aus neoliberaler Theorieperspektive beizutragen. 
Der Fokus liegt dabei auf der Frage, wie sich der vorhandene Antagonismus zwischen 
Energieproduzenten und -konsumenten bewältigen lässt. Dazu wird zunächst auf theoretischer 
Ebene der akteurzentrierte Institutionalismus angegriffen. Diesem Ansatz zufolge konstituieren 
Institutionen Akteurskonstellationen und deren Verhalten. Institutionen können jedoch durch das 
Handeln der Akteure absichtsvoll verändert werden. Zudem zeigt sich ein Zusammenspiel 
zwischen endogenen institutionellen Arrangements und einer internationalen 
Energiekooperation, das zu einer umfassenden Institutionalisierung oder einer Verschlechterung 
der internationalen Kooperation führen kann. Externe Herausforderungen sind dabei von großer 
Relevanz, und die Flexibilität von Institutionen und deren Anpassungsfähigkeit an neue 
Herausforderungen sollten in Betracht gezogen werden. Großen Wert wird daher auf die 
Szenario-Methodik gelegt. Der Raum zukünftiger Entwicklungen in der Energiekooperation und 
                                                          
26 Krickovic, A.: When Interdependence Produces Conflict: EU-Russia Energy Relations as a Security Dilemma, in: 
Contemporary Security Policy, 2015 (vol.36), no.1, pp.3-26, here p. 3. 
27 Schmidt-Felzmann, A.: All for One? EU Member States and the Union’s Common Policy Towards the Russian 
Federation, in: Journal of Contemporary European Studies, 2008 (vol.16), no.2, pp. 169-187; Nitoiu, C.: 
Reconceptualizing ‘Cooperation’ in EU-Russia Relations, in: Perspectives on European Politics and Society, 2011 
(vol.12), no.4, pp. 462-476. 
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eine mögliche Lösung des Kooperationsdilemmas lassen sich durch konstruierte Szenarien 
beschreiben. Mit ihrer Verschiebung des Fokusses auf den endogenen institutionellen Kontext 
dient die vorliegende Arbeit der Aufdeckung von Faktoren, die Transformationen und 
Evolutionen in internationalen Kooperationsinstitutionen fördern bzw. hemmen.  
Ablauf der Arbeit 
Die Struktur der Arbeit entspricht der Logik der Szenario-Methode. Die 
Entwicklungsperspektiven des Energiedialoges zwischen Russland und der EU werden in vier 
Analyseschritten untersucht und bewertet. In den ersten zwei Phasen werden eine Problem- und 
eine Einflussanalyse durchgeführt, in den letzten beiden werden die Szenarien entwickelt und 
vorgestellt sowie bewertet und interpretiert. Kapitel I dient der Erläuterung der theoretischen 
Grundlagen der Energiekooperation. Sein Augenmerk richtet sich auf die Annahmen des 
Neoinstitutionalismus, des akteurzentrierten Institutionalismus und des institutionellen Wandels.  
Nach der Vorstellung der theoretischen Grundlagen sollen in einem ersten Schritt die 
empirischen Grundlagen der Untersuchung herausgearbeitet werden. Dazu wird zunächst der 
Untersuchungsgegenstand bestimmt und beschrieben. Anschließend werden die Faktoren 
ermittelt, die den Untersuchungsgegenstand bzw. die künftigen Szenarien dieses Felds 
beschreiben und möglicherweise beeinflussen. Kapitel II dient der Identifizierung der relevanten 
Akteure und der Erläuterung ihrer Präferenzen, Interessen und Strategieoptionen. Kapitel III 
liefert einen Überblick über die rechtlichen Rahmenbedingungen der energiepolitischen 
Kooperation. Zudem leistet es einen Beitrag zur Einordnung des Energiedialoges in die vier im 
Theorieteil identifizierten Institutionstypen. Kapitel IV fasst den Einfluss der Institutionen auf 
die Wahrnehmungen und Interaktionsformen der Akteure zusammen. Außerdem bezieht es sich 
auf die spieltheoretische Modellierung der Interaktionsergebnisse in Hinblick auf die 
bestehenden institutionellen Rahmen. Die Komplementarität und die Konvergenz ihrer 
Interessen sowie auch der Rahmen der wechselseitigen Beziehungen zwischen der EU und 
Russland stehen im Zentrum des Interesses dieses Kapitels. In Kapitel V werden weitere 
Einflussfaktoren festgestellt, die auf institutionelle Veränderungen einwirken können. In diesem 
Kapitel steht die Auswertung innerer/nationaler Dimensionen und externer Herausforderungen 
im Mittelpunkt. 
In einem zweiten Schritt wird eine Einflussanalyse vorgenommen, die untersucht, 
inwiefern sich die einzelnen Faktoren der Zusammenarbeit zwischen Russland und der EU im 
Energiebereich wechselseitig beeinflussen. Ziel ist also die Identifizierung von gegenseitigen 
Interessenssphären im Energiebereich und von Entwicklungsproblemen der Energiewirtschaft, 
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die gemeinsames Handeln erfordern, auf der Grundlage einer Gegenüberstellung von Zielen und 
Instrumenten zur Umsetzung der nationalen Energiepolitik Russlands und der EU. So können 
mit Hilfe der Wechselwirkungsanalyse Zusammenhänge zwischen verschiedenen zukünftig 
möglicherweise auftretenden Ereignissen dargestellt und ihre Auswirkungen aufeinander 
analysiert werden. Diese Zusammenhänge können mit Hilfe einer Vernetzungstabelle ermittelt 
werden, in der die Deskriptoren einander gegenübergestellt werden. Im direkten Vergleich wird 
ermittelt, welchen Einfluss (kleine, mittlere oder hohe Wirkung) ein Faktor auf einen anderen 
Faktor in der Wechselwirkung zwischen Russland und der EU ausübt. Anschließend können die 
Aktiv- und die Passivwirkungen jeweils kumuliert und die Faktoren in einer Einflussmatrix 
miteinander verglichen werden. 
In einem dritten Schritt werden mögliche Ausprägungen der einzelnen Faktoren 
entwickelt und Perspektiven beschrieben. Durch eine Kombination der verschiedenen 
Ausprägungen der Faktoren entstehen mögliche Entwicklungsperspektiven des Energiedialoges 
zwischen der EU und Russland. Unter Umständen sind nicht alle Kombinationen sinnvoll, so 
dass manche ausgeschlossen und mehrere aufgrund ihrer Ähnlichkeit oder ihrer ähnlichen 
Bedeutung zusammengefasst werden können.  
In einem vierten Schritt werden ausgewählte Perspektiven der Wechselwirkung zwischen 
Russland und der EU näher untersucht. In diesem Teil sollen die gewonnenen Ergebnisse anhand 
des interdependenztheoretischen Ansatzes und des akteurzentrierten Institutionalismus 
angewendet werden. Dieser Teil der Analyse soll dazu beitragen, ein klares und aussagekräftiges 
Bild der Perspektiven zu zeichnen, die Russland und die EU in der Energiezusammenarbeit 
haben. Russland ist auf die Europäische Union als Lieferant von Energieressourcen genauso 
angewiesen wie Europa in seiner Rolle als Konsument auf Russland. Die Frage ist, unter 
welchen Bedingungen die Beziehungen in welcher Form gestaltet werden, wie sie sich 
angesichts der Notwendigkeit zur Verringerung der gegenseitigen Abhängigkeit entwickeln und 
welche Rolle sie in der Politik beider Länder und für die weltweite Energieversorgung spielen 
werden. Kapitel VI und Kapitel VII spiegeln die Schritte zwei bis vier wider und dienen der 
Entwicklung eines möglichen Zukunftsszenarios. Zudem werden Deskriptoren 
(Einflussfaktoren) und Deskriptorausprägungen systematisch aufgezeigt. Dabei werden die 
Ergebnisse der Expertenbefragung in Form der Cross-Impact-Matrix dargestellt und es wird 
schrittweise die praktische Anwendung der Szenario-Methode präsentiert. Hierbei werden 
Zukunftsbilder generiert und interpretiert. Kapitel VIII beschäftigt sich mit der vergleichenden 
Analyse der Szenarien und widmet sich der abschließenden Diskussion.  
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Der zeitliche Rahmen der Dissertation wird durch das historische Ereignis des 
Energiedialoges zwischen der EU und Russland bestimmt, der im Jahr 2000 auf regelmäßiger 
Grundlage aufgenommen wurde. Das Promotionsvorhaben orientiert sich an mittelfristigen 
Zukunftsszenarien, deren Reichweite 15 bis 20 Jahre beträgt. Die Konstruktion von Szenarien 
bezieht sich somit auf die Entwicklung der Interdependenzbeziehungen bis zum Jahr 2040. 
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Teil I. Ist-Situation der Energiebeziehungen und Identifikation der Einflussfaktoren 
Kapitel I. Analytischer Rahmen der Energiekooperation 
Dieses Kapitel dient der Erläuterung der analytischen Konzepte und Modelle und 
orientiert sich an der Untersuchung der Kooperation zwischen Russland und der Europäischen 
Union im Energiebereich mit besonderer Fokussierung auf den interdependenztheoretischen 
Ansatz, die Spieltheorie und die rationalistisch-institutionalistischen Kooperationstheorien.  
1.1 Theoretischer Rahmen  
1.1.1 Kooperationstheoretische Ansätze 
Um eine geeignete Theorie zur Fundierung der vorliegenden Arbeit abzuleiten, werden in 
diesem Abschnitt die Prämissen und Hypothesen von Großtheorien der internationalen Politik 
wie Liberalismus, Realismus, Transnationalismus und Neoinstitutionalismus vorgestellt. Von 
besonderer Bedeutung sind dabei die jeweils relevanten Konstellationen zu 
kooperationsbedingtem Verhalten. Die Kooperationsansätze beschäftigen sich mit der 
Untersuchung der Gründe, Ziele und Motivationen zusammenwirkender Handlungsweisen 
zwischen Akteuren unterschiedlicher Art und Herkunft. Zugleich werden Verflechtungsprozesse 
erklärend dargestellt und es wird untersucht, wie Akteure ihre Zusammenarbeit auf Dauer 
gestalten. 
R. Keohane versteht unter internationaler Zusammenarbeit einen Zustand, der gegeben 
ist, „wenn einige Akteure ihr Verhalten entsprechend den tatsächlichen oder erwarteten 
Präferenzen der anderen durch einen Prozess der gegenseitigen Koordinierung der Politik 
anpassen“. 28  Zwischenstaatliche Zusammenarbeit setzt dementsprechend das Vorhandensein 
folgender drei Elemente voraus: gemeinsame Ziele, Erwartung nützlicher Effekte und beidseitige 
Nützlichkeit dieser Effekte. Außerdem formuliert H. Milner Hypothesen29, denen zufolge die 
Wahrscheinlichkeit der Zusammenarbeit zwischen Staaten steigt. Erstens ist dies eine 
„Hypothese der Gegenseitigkeit“, nach der die Staaten sich einen Nutzen von der 
Zusammenarbeit erwarten und umgekehrt von einer Unterlassung dieser Zusammenarbeit 
Verluste befürchten. Zweitens ist dies eine „Hypothese der Akteure“, die davon ausgeht, dass die 
Perspektiven der Zusammenarbeit mit der zahlenmäßigen Verringerung der 
zusammenwirkenden Staaten steigen. Die „Hypothese der Iteration“ geht drittens davon aus, 
                                                          
28 Keohane, R.: After Hegemony: Cooperation and Discord in the World Political Economy. Princeton University 
Press, 1984, here p. 51. 
29 Milner, H. V.: International Theories of Cooperation: Strengths and Weakness, in: World Politics, 1992 (vol.44), 
no. 3, pp. 466 – 496. 
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dass die Fähigkeit der Staaten zur Zusammenarbeit von der Dauer ihres Zusammenwirkens 
abhängt. Die vierte Hypothese ist die „Hypothese über die internationalen Regime“, d. h. über 
Normen, Prinzipien und Annahmeprozeduren von Entscheidungen, deren Gesamtheit die 
Zentren von zwischenstaatlicher Zusammenarbeit darstellen. Fünftens beschreibt eine 
„Hypothese der Gemeinschaft“ die Rolle professioneller Experten für die Entwicklung von 
Zusammenarbeit. Und schließlich gibt es eine „Hypothese der Machtasymmetrie“, der zufolge 
eine Zusammenarbeit wahrscheinlicher wird, wenn ein stärkerer Staat an ihr interessiert ist. 
Aus Sicht des Liberalismus entsteht internationale Zusammenarbeit, wenn 
kooperationsfördernde Bestandteile vorhanden sind, die zur Überwindung der Dilemmata 
beitragen. Deren Zusammenwirken wird erstens dadurch hergestellt, dass bei allen beteiligten 
Akteuren übereinstimmende subsystemische (innerstaatliche) Strukturen wie Öffentlichkeit, 
Gewaltenteilung und Rechtsstaatlichkeit, die für Transparenz und Vertrauensbildung in den 
Beziehungen verantwortlich sind, vorhanden sind. Treffen Akteure mit unterschiedlichen 
innenpolitischer Strukturen aufeinander, werden das Erreichen und die Stabilisierung ihrer 
Zusammenarbeit mit Problemen belastet. Weiter hängen die Kooperationschancen vom Grad der 
Überschneidung der Präferenzkonstellationen ab, wobei „Harmonie“ nach Moravcsik 30  eine 
entscheidende Rolle spielt. Harmonie zeichnet sich dabei dadurch aus, dass die Ziele der Akteure 
in Einklang miteinander stehen oder die Ziele des einen Staates die des anderen nicht 
beeinträchtigen. Eine andere Bedingung für Kooperation ist das demokratische Politiksystem. 
Die Kernhypothese des Liberalismus geht daher davon aus, dass eine steigende Verbreitung 
liberaldemokratischer Werte im internationalen System die Wahrscheinlichkeit von Frieden und 
internationaler Kooperation vergrößert.  
Zweckrationale, egoistische und nach Macht strebende Akteure sind für den Realismus 
zentral. Sie streben dabei auch nach einer Erhöhung oder Maximierung des eigenen Nutzens. 
Das internationale System ist zugleich durch anarchische Strukturen geprägt und 
dementsprechend ist es in ihm das Hauptziel, die eigene Sicherheit und Souveränität zu 
gewährleisten. Nach der (neo)realistischen Kooperationstheorie muss im internationalen System 
zwischenstaatliche Zusammenarbeit stets instabil bleiben und kann durch internationale 
Institutionen nicht festgeschrieben werden. Staaten müssen nach dieser Hypothese zum einen 
immer damit rechnen, dass andere Staaten aus der gemeinsamen Kooperation ausscheren, um 
Trittbrettfahrergewinne einzustreichen. Zum anderen wollen Staaten verhindern, dass andere 
Staaten relativ gesehen mehr zusätzliche Gewinne aus der Kooperation ziehen als sie selbst, da 
                                                          
30  Moravcsik A.: Taking Preferences Seriously: A Liberal Theory of International Politics, in: International 
Organization 1997 (vol.51), no. 4, pp. 513–53. 
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sich dann die Machtverhältnisse zu ihren Ungunsten verschieben würden.31 Außerdem streben 
die Staaten danach, Abhängigkeiten in der Zusammenarbeit zu vermeiden. Vor diesem 
Hintergrund verringert sich also die Bereitschaft der Staaten, gegenseitig vorteilhafte 
Bedingungen für eine Kooperation herzustellen. Kommt eine internationale Kooperation 
trotzdem zustande, wird sie durch hegemoniale Machtverteilung begünstigt. Eine hegemoniale 
Machtposition eines Staates wird eingesetzt, um ein stabiles Zusammenwirken durch die 
Androhung oder Ausübung von Zwangsmacht herbeizuführen, für Frieden und Ordnung zu 
sorgen und Regeln zu etablieren.  
Der Transnationalismus fokussiert sich auf öffentliche, private und zivilgesellschaftliche 
Akteure. Diese handeln zweckrational, ihr Handeln kann dabei jedoch auch altruistischen und 
gemeinnützigen Zielen dienen. Zugleich setzt der Transnationalismus darauf, dass Kooperation 
durch Beteiligung nicht-staatlicher transnationaler Akteure wirksam sein kann, weil diese infolge 
wachsender internationaler Interdependenz grenzüberschreitende Netzwerke bilden. Solche 
Netzwerke entstehen aufgrund der Dichte und Symmetrie der transnationalen Verflechtungen. Je 
dichter sie in einer Gemeinschaft sind, desto zahlreicher sind die Gelegenheiten zu wiederholten 
Interaktionen, desto länger ist der „Schatten der Zukunft“ und desto häufiger sind die 
Gelegenheiten zur Anwendung konditionaler Strategien und zur Überprüfung der 
Vertrauenswürdigkeit und Kooperationsbereitschaft anderer. 32  In transnationalen Netzwerken 
werden somit zwischengesellschaftliches Vertrauen und diffuse Reziprozität gefördert sowie 
Transparenz und stabile Kooperationszusammenhänge geschaffen. Die Stärkung internationaler 
Kooperation wird erstens durch die Tätigkeit der Expertennetzwerke (epistemische 
Gesellschaften) erreicht, die Informationen über Probleme sowie ihre Ursachen und 
Lösungsmöglichkeiten bereitstellen. Zweitens tragen NGOs zur Senkung von 
Verhandlungskosten und zur Steigerung der Verhandlungseffizienz bei, indem sie die Positionen 
(ärmerer) Staaten vertreten. Weiter leisten transnationale Politikimplementierungsnetzwerke 
einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung internationaler Abkommen. Transnationalen 
Netzwerken stehen zwar geringere Sanktionsmechanismen zur Verfügung, sie haben aber 
trotzdem die Möglichkeit, über Informationen und deren Veröffentlichung Einfluss auf 
Regelverletzer auszuüben und Kräfte zu mobilisieren. Und schließlich sorgen sie für 
demokratische Legitimität in internationalen Politikprozessen.  
                                                          
31 Grieco, J. M.: Anarchy and the Limits of Cooperation. A Realist Critique of the Newest Liberal Institutionalism, 
in: International Organization, 1988 (vol.42), no.3, 1988, pp. 485-507; Zangl, B. / Zürn, M.: Frieden und Krieg. 
Sicherheit und postnationalen Konstellationen, Suhrkamp Verlag, 2003, S.47.  
32 Schimmelfennig, F.: Internationale Politik, Paderborn: Schöningh, 2008, S.126. 
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Der Neonstitutionalismus fokussiert sich ebenfalls auf die egoistisch-zweckrational 
handelnden Staaten und Gruppen, deren Handlungsziele in verschiedenen 
problemfeldspezifischen Interessen begründet liegen. Aufgrund ihrer zunehmenden 
Spezialisierung stehen die Akteure in Interdependenzbeziehungen zueinander und streben nach 
Kooperation miteinander. Das Erreichen eines Ziels ist ohne Zusammenarbeit mit anderen 
Staaten nicht möglich bzw. das Ziel kann ohne Kooperation nur unvollständig erreicht werden. 
Aus einer langfristigen Kooperation können Staaten Nutzen ziehen. Die Akteure haben zugleich 
das Ziel, absolute Gewinne zu erreichen und zu maximieren anstatt relative Verluste zu 
vermeiden. Die internationalen Institutionen dienen ihnen dabei als Instrumente. Die in Regimen 
vereinbarten Prinzipien, Normen, Regeln und Verfahren erfüllen Kontroll- und 
Sanktionsfunktionen. Internationale Regime tragen auch zur Verwirklichung und Stabilisierung 
der aus Interdependenz entstehenden Kooperation bei. 
Die vorliegende Arbeit beschränkt sich hauptsächlich auf den Neoinstitutionalismus. Die 
Auswahl der Kriterien, die zu dieser Theorie führte, orientiert sich daran, einen 
Erklärungsbeitrag zur Untersuchung der gegebenen Problematik leisten zu können. Ausgehend 
von den Charakteristiken der vorgestellten Ansätze werden folgende Punkte bei der 
Theorieauswahl berücksichtigt: 
- Der Realismus konzentriert sich in erster Linie auf das Machtstreben der Staaten und die 
Machtkonkurrenz zwischen Staaten und hebt hervor, dass nur Hegemone als Triebkräfte 
der Kooperation auftreten. Auf die interagierenden Verhaltensweisen zwischen Russland 
und der EU ist diese Theorie nicht übertragbar. Der Neoinstitutionalismus nimmt 
stattdessen an, dass Staaten ihre eigenen Interessen verfolgen und Möglichkeiten suchen 
und finden, um auch in einer nicht-hierarchischen oder nicht-hegemonialen Ordnung 
Kooperation zu institutionalisieren.33 
- Wie der Neoinstitutionalismus sieht auch der Transnationalismus Möglichkeiten, der 
Unsicherheit und Ineffizienz der internationalen Anarchie zu entkommen und dauerhafte 
internationale Kooperation zu gewährleisten. Im Unterschied zum Neoinstitutionalismus 
setzt er dabei jedoch nicht auf zwischenstaatliche Verhandlungen und Institutionen. 
Vielmehr sieht der Transnationalismus die Staaten und ihre Politik als Ursache der 
internationalen Anarchieprobleme – und nur begrenzt als Teil ihrer Lösung. Lösungen 
erwartet er stattdessen von grenzüberschreitenden Netzwerken unterhalb der Ebene der 
Regierungen. 34  Der Transnationalismus weist somit auf zwischengesellschaftliche 
                                                          
33 Brand, A.: Einführung in die internationale Politik, Oldenbourg Wissenschaftsverlang, 2004, S.68. 
34 Schimmelfennig, F.: Internationale Politik, Paderborn: Schöningh, 2008, S.114. 
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Beziehungen, NGOs und private Selbstregulierung hin und schreibt transnationalen 
Netzwerken die Funktion der Vertrauensbildung zu. Die gegebene Theorie kann zur 
Untersuchung und Beantwortung der Fragestellung daher nicht herangezogen werden. 
- Der Liberalismus bezieht sich vor allem auf die Verhältnisse zwischen Staat und 
Gesellschaft sowie auf das Aufeinandertreffen der entsprechenden innerstaatlichen 
Strukturen und Außenpolitiken, von denen Kooperation und Zielerreichung der Staaten 
abhängig sind. Dabei verfolgen die Akteure vorwiegend gesellschaftliche Ziele 
(Demokratisierung und Verbreitung von Menschenrechten, der Schutz von Wahlen usw.) 
und handeln rational gemäß wohlfahrtsstaatlicher Interessen. Im Hinblick darauf ist 
dieses Konzept für die vorliegende Arbeit nur bedingt anwendbar. 
- Die Beziehungen zwischen der EU und Russland können somit mithilfe des 
Neonstitutionalismus und der Interdependenztheorie analysiert werden. Der 
interdependenztheoretische Ansatz beschreibt in seiner politikwissenschaftlichen 
Ausprägung die wechselseitige Abhängigkeit von Nationalstaaten untereinander. Ziel des 
Interdependenzansatzes ist es, nach Möglichkeiten und Bedingungen beidseitiger 
Gewinne durch internationale Kooperationen zu suchen und diese zu optimieren.  
1.1.1.1 Definition „Interdependenz“ 
Zu den Hauptvertretern dieses Ansatzes gehören David Baldwin, Richard Cooper, Robert 
Keohane, Joseph Nye und Edward L. Morse. R. Cooper definiert Interdependenz aus 
ökonomischer Sicht als Situation „when there is an increased national ‘sensitivity’ to external 
economic developments“.35 Nach der Kosten-Nutzen-Definition von Kenneth Waltz spricht man 
von Interdependenz, wenn zwischen Akteuren eine positive Beziehung vorherrscht, deren 
Abbruch für beide Seiten signifikante Kosten verursachen würde. 36  Zentral sind jedoch die 
Arbeiten von Keohane und Nye, in denen Interdependenz politikwissenschaftlich 
konzeptualisiert wird. 
Interdependenz entsteht nach R. Keohane und J. Nye, „wenn Interaktionen wechselseitige 
Kostenwirkungen verursachen. Wo Interaktionen keine wesentlichen kostspieligen Effekte 
haben, besteht einfach gegenseitige Verbundenheit“.37 Die Forschung konzentriert sich auf die 
Analyse politischer, wirtschaftlicher und sozialer Prozesse. In dem 1977 veröffentlichten Werk 
                                                          
35 Cooper, R. N.: The Economics of Interdependence: Economic Policy in the Atlantic Community, New York: 
McGraw Hill Book Company, 1968, p. 59. 
36 Spindler, M: Interdependenz, in: Schieder, S. / Spindler, M. (Hrsg.): Theorien der Internationalen Beziehungen. 2. 
überarb. Auflage, Stuttgart 2006, S. 108. 
37 Keohane, R. / Nye J. S. Jr.: Macht und Interdependenz, in: Kaiser, K. / Schwarz, H.-P. (Hrsg.) Weltpolitik, Bonn 
1985, S.74-88, hier S.76. 
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wird ein grundlegender Wandel, eine Veränderung der Strukturen des internationalen Systems 
konstatiert, deren Merkmal eine verminderte Handlungsfähigkeit von Staaten ist, ein Verlust an 
politischem Steuerungsvermögen aufgrund der wechselseitigen Abhängigkeit, der Konsequenzen 
für das Erreichen nationaler wirtschaftlicher und politischer Ziele hat.38 
Interdependenz entsteht durch die Möglichkeit, aus der Zusammenarbeit mit einem 
Partner und aus dessen wachsendem Wohlstand Vorteile zu ziehen. Wohlstand hängt wie auch 
die Möglichkeit seines Erhalts und seiner Ausweitung von internationaler politischer 
Zusammenarbeit ab. Daher nehmen Staaten Verhandlungen auf und errichten dauerhafte 
Kooperationsformen. Eine auf Dauer ausgelegte, d. h. institutionalisierte Kooperation erlaubt es 
den Staaten, gegenseitige Abhängigkeiten zum eigenen Vorteil einzusetzen. Dabei können alle 
Staaten durch Kooperationen „gewinnen“. 39  Für Keohane ist Interdependenz sowohl eine 
Bedingung der Möglichkeit von Kooperation als auch Ursache für ihren Bedarf. Angesichts 
zunehmend komplexer werdender Interdependenzbeziehungen ist eine dauerhafte internationale 
Kooperation im gemeinsamen Interesse der beteiligten Staaten möglich.40  
1.1.1.2 Merkmale des Interdependenzansatzes 
Interdependenz ist durch Dimensionen wie symmetrische und asymmetrische 
Interdependenz, Interdependenz-Empfindlichkeit (sensitivity) und Interdependenz-
Verwundbarkeit (vulnerability) gekennzeichnet.  
Symmetrische Interdependenz besteht, wenn die Kontrolle und die Interessen der Akteure 
ebenbürtig verteilt sind. Eine solche gegenseitige Abhängigkeit trifft man allerdings sehr selten 
an und sie kann zudem nicht immer und überall vollständig gleichwertig sein. In der Regel ist ein 
Staat stärker von einem anderen abhängig als umgekehrt und es entsteht eine asymmetrische 
Interdependenz, die sich dadurch auszeichnet, dass „die Staaten in verschiedenen Politikfeldern 
unterschiedlich verwundbar sind, die Anpassungskosten also nicht gleichmäßig auf die in den 
Beziehungszusammenhang eingebundenen Akteure verteilt sind“. 41  Asymmetrische 
Interdependenz kann also ernste Folgen haben. In dieser Art der Wechselbeziehung ist der 
Wohlstand des eigenen Staats an die Politik anderer Länder gekoppelt, die außerhalb seiner 
Kontrolle liegt. Die durch Interdependenz entstehenden Vorteile können durch Verlust oder 
Verringerung wirtschaftlicher und politischer Unabhängigkeit nivelliert werden. Außerdem 
                                                          
38  Spindler, M.: Interdependenz, in: Schieder, Siegfried/ Spindler, M. (Hrsg.): Theorien der Internationalen 
Beziehungen. 2. überarb. Auflage. Stuttgart 2006. 
39 Auth, G.: Theorien der internationalen Beziehungen kompakt, München: Oldenbourg, 2008, S. 63. 
40 Keohane, R. O.: After Hegemony. Cooperation and Discord in the World Political Economy. Princeton University 
Press, 1984. 
41 Spindler, M.: Interdependenz, in: Woyke, W. / Varwick, J. (Hrsg.): Handwörterbuch Internationale Politik, Verlag 
Barbara Budrich, Opladen & Toronto, 2015, S.186. 
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„können weniger abhängige Akteure eine Interdependenzbeziehung häufig als Machtinstrument 
einsetzen, wenn es um die Aushandlung eines Konflikts geht, und vielleicht auch, um andere 
Problemfelder zu beeinflussen“.42 Asymmetrische Interdependenz kann mit anderen Worten im 
Fall einer Veränderung der Beziehungen für den weniger abhängigen Akteur zur Machtquelle 
werden. Wenn es um die Rolle der Macht im Rahmen von Interdependenz geht, muss man 
zwischen Empfindlichkeit und Verwundbarkeit unterscheiden. 
Nach R. Keohane und J. Nye erfasst der Begriff der Interdependenz-Empfindlichkeit die 
Empfänglichkeit eines Systems für externe Veränderungen, wobei der Grad der Betroffenheit an 
Höhe und Umfang der intern entstandenen Kosten gemessen wird. Der Begriff der 
Interdependenz-Verwundbarkeit wurde eingeführt, um die Unterschiede zwischen Ländern zu 
erfassen, die gleichermaßen von Folgewirkungen externer Prozesse betroffen sind, jedoch über 
unterschiedliche Möglichkeiten zur Verarbeitung der durch sie entstandenen Kosten verfügen.43 
Beide Interdependenzbegriffe gehen davon aus, dass Staaten über wechselseitige 
Abhängigkeitsbeziehungen miteinander verbunden sind und dass Veränderungen militärischer, 
politischer und ökonomischer Art nicht nur für einen Staat Vorteile, sondern auch für andere 
Staaten gravierende Nachteile mit sich bringen.44 
1.1.2 Neoinstitutionalismus als Erklärungsansatz der russisch-europäischen 
Wechselwirkung 
Wie oben dargestellt, führen zweckrationale und iterierte Kooperationsprozesse zu deren 
Institutionalisierung. In diesem Abschnitt soll ein Überblick über die neoinstitutionalistischen 
Annahmen geschaffen werden, wobei besonders die Frage der Akteurs-Institutions-Beziehung 
und die Frage des institutionellen Wandels behandelt werden. 
1.1.2.1 Institutioneller Kontext 
Aus neoinstitutionalistischer Sicht erleichtern internationale Institutionen Kooperationen 
und tragen dazu bei, den Informationsgrad zu erhöhen und die Transaktionskosten zu verringern. 
Sie schaffen Felder der Interaktion und steigern die Wirksamkeit von Kooperationsbeziehungen 
zwischen Akteuren. Die Grundprämissen des Neoinstitutionalismus spiegeln sich im Rational-
Choice-Institutionalismus wider, der davon ausgeht, dass politische Institutionen den maximalen 
individuellen Nutzen für die egoistisch-zweckrational handelnden Akteure gewährleisten. 
                                                          
42 Keohane, R. / Nye J.S. Jr.: Macht und Interdependenz, in: Kaiser, K. / Schwarz, H.-P. (Hrsg.) Weltpolitik. 
Strukture-Akteure-Perspektiven, Bonn 1987, S.74-88, hier S.78. 
43 Kohler-Koch, B.: Interdependenz-Analyse, in: Boeckh, A. (Hrsg.): Internationale Beziehungen, München: Beck, 
1994. 
44 Lehmkuhl, U.: Theorien internationaler Politik, Oldenburg, 1997, S. 196.  
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Institutionen stecken einen Rahmen ab, der helfen soll, das Problem des Trittbrettfahrens zu 
überwinden. Ziel des Rational-Choice-Institutionalismus ist es also, Institutionen bzw. Regeln zu 
identifizieren, die der individuellen Gewinnmaximierung dienen. 
Sowohl im Neoinstitutionalismus als auch im Rational-Choice-Institutionalismus sind 
wiederholtes Spiel und diffuse Reziprozität von besonderer Relevanz. Gewinnen und verlieren 
Akteure bei iterierter Wechselwirkung abwechselnd, so sind sie bereit, auf einseitiges Handeln 
zu verzichten und bevorzugen es, auch weiterhin in Wechselwirkung zueinander zu treten. 
Diffuse Reziprozität unterscheidet sich von spezifischer:  
Specific reciprocity means the situations in which specified partners exchange items of 
equivalent value in a strictly delimited sequence. If any obligations exist, they are clearly 
specified in terms of rights and duties of particular actors. […] In situations characterized 
by diffuse reciprocity, by contrast, the definition of equivalence is less precise, one's 
partners may be viewed as a group rather than as particular actors, and the sequence of 
events is less narrowly bounded. Obligations are important. Diffuse reciprocity involves 
conforming to generally accepted standards of behavior.45  
Institutionen dienen also dazu, diffuse Reziprozität zu vermehren, um so Sanktionen für 
Regelverletzungen sowie die aus der Zusammenarbeit gezogenen Gewinne zu steigern. Diffuse 
Reziprozität wird im Allgemeinen als Regeln des Spiels definiert. 46  Sanktionen werden 
folgendermaßen definiert: „deliberate government-inspired withdrawal, or threat of withdrawal, 
of “customary” trade or financial relations”. 47  Faktoren, die den Erfolg von 
Wirtschaftssanktionen beeinflussen, sind: Sanktionskosten, Handelsabhängigkeit, 
Sanktionsdauer, Sanktionskosten für den Absender (der Akteur, der die Sanktionen verhängt), 
Mehrfachsender (multiple senders), Rolle der internationalen Institutionen, Beteiligung von 
Drittstaaten, autoritäre Regime, Staatskapazitäten, Bedeutung eines Konflikts. Von besonderer 
Relevanz ist die Rolle der internationalen Institutionen (z. B. verfügt die EU als kohärente Union 
über die Fähigkeit, den einzelnen Mitgliedstaaten die Verfolgung ihrer Interessen zu erleichtern) 
und die Anfälligkeit autoritärer Regime für Sanktionen. Zahlreiche Studien zeigen, dass 
autoritäre Länder im Vergleich zu demokratischen aufgrund ihrer Kontrolle über die Medien- 
                                                          
45 Keohane, R.: Reciprocity in International Relations, in: International Organization, 1986 (vol. 40), no. 1, pp. 1-27, 
here p.4. 
46 Braun, D.: Theorien rationalen Handels in der Politikwissenschaft. Eine kritische Einführung, Leske+Budrich, 
Opladen, 1999, S. 235. 
47 Hufbauer, G.C. / ‎Schott, J.J. / ‎Elliott, K.A.: Economic Sanctions Reconsidered: History and Current Policy, Band 
1, Institute for International Economics, Washington DC, 1990, p. 2. 
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und Ressourcenverteilung widerstandsfähiger sind.48 Nichtsdestotrotz bringen Sanktionen weder 
für die Sender noch für ihre Zielobjekte Vorteile mit sich.49 
1.1.2.2 Typologie von Institutionen 
Politische Institutionen zeichnen sich dadurch aus, dass ihre Normen und Regeln 
Verhaltensmuster begründen, die ein kollektiv verbindliches Wertesystem innerhalb einer 
Gesellschaft bzw. zwischen verschiedenen Gesellschaften willentlich beeinflussen.50 Es werden 
vier Typen von internationalen politischen Institutionen unterschieden51:  
• Internationale Regime zeichnen sich durch inhaltliche und prozedurale Normen und Regeln 
aus, die das Verhalten innerhalb eines bestimmten Problemfelds regulieren. Internationale 
Regime sind nicht zum Handeln befähigt und besitzen keine Akteursqualität. 
• Internationale Organisationen beruhen auf den in ihnen verankerten Normen und Regeln, die 
sie zum Handeln befähigen, und besitzen mithin Akteursqualität. Sie werden häufig in 
Verbindung mit spezifischen internationalen Regimen gegründet, können aufgrund ihrer 
Akteursqualität aber auch aktiv an der Setzung und Umsetzung von Normen und Regeln der 
internationalen Regime beteiligt sein. Internationale Organisationen können auf ein 
bestimmtes Problemfeld bezogen sein oder über verschiedene Problemfelder hinweg agieren. 
Im Unterschied zu internationalen Regimen besitzen sie also nicht zwingend einen 
Problemfeldbezug. 
• Internationale Politiknetzwerke52 lenken den Blick auch auf Normen und Regeln, die keine 
Akteursqualität begründen. Anders als in internationalen Regimen gibt es in internationalen 
Politiknetzwerken nur prozedurale Normen und Regeln, keine substantiellen inhaltlichen 
Vorschriften. Die Wechselwirkung zwischen den Akteuren bezieht sich hier auf ein 
Problemfeld, innerhalb dessen diese verpflichtet sind, sich über ihre jeweilige Politik in dem 
Bereich auszutauschen. 
• Internationale Ordnungsprinzipien sind Institutionen, die grundlegende Normen beinhalten, 
die die internationale Politik strukturieren. Diese konstruktiven Normen und Regeln beziehen 
sich nicht auf ein bestimmtes Problemfeld und begründen keine Akteursqualität. Eines der 
wichtigsten internationalen Ordnungsprinzipien ist die Souveränität von Staaten.  
                                                          
48 Oxenstierna, S. / Olsson, P.: The Economic Sanctions against Russia. Impact and Prospect of Success, FOI, 
September 2015, pp. 25-27. 
49 Allen, S.H.: The Determinants of Economic Sanctions Success and Failure, International Interactions: Empirical 
and Theoretical Research in International Relations, 2005 (vol.31), no. 2, pp. 117-138, here p. 135. 
50 Zangl, B. / Zürn, M.: Frieden und Krieg. Sicherheit und postnationalen Konstellationen, Suhrkamp Verlag, 
2003,S. 88. 
51 Ibid. 
52 In der Regel liegen Netzwerken substantielle Normen und Vorschriften zugrunde. Im gegebenen Fall geht es um 
eine spezifische Definition, die von der konventionellen abweicht. 
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Im weiteren Verlauf werden anhand dieser Typologie der internationalen politischen 
Institutionen die Energiebeziehungen zwischen Russland und der EU klassifiziert. Zwei der 
Institutionsformen sind für die folgende Untersuchung nicht relevant – internationale 
Organisationen und internationale Ordnungsprinzipien. Da sich die Merkmale von 
internationalen Politiknetzwerken und internationalen Regimen im Wesentlichen ähneln, kann 
der Energiedialog vorerst anhand der dem Neoliberalismus zugeordneten Regimetheorie 
analysiert werden. Anschließend wird ein vergleichender Bezug zum Netzwerkansatz hergestellt, 
um so die Institutionsform des Energiedialoges auszumachen (vgl. Kapitel III).  
Internationale Regime sind für die Anwendung konditionaler Kooperationsstrategien 
wichtig. Sie helfen Staaten bei der Realisierung und Stabilisierung der internationalen 
Kooperationschancen, die aus ihrer gegenseitigen Interdependenz erwachsen. Einerseits senken 
sie die Transaktionskosten von kooperativem Verhalten, andererseits erhöhen sie die Kosten für 
unkooperatives Verhalten. Die internationale Interdependenz verstärkt die Wirksamkeit der 
internationalen Regime. Gemeinsam schaffen internationale Interdependenz und internationale 
Regime ein stabiles Fundament für Frieden und eine effiziente internationale Kooperation.53 Der 
von Staaten auf nationaler Ebene bereits realisierte Effekt, gemeinsame Interessen durch 
Kooperation besser verwirklichen zu können, erklärt, warum Staaten internationale Regime 
bilden.54  
Internationale Regime werden folgendermaßen definiert:  
Sets of implicit or explicit principles, norms, rules, and decision-making procedures 
around which actors’ expectations converge in a given area of international relations. 
Principles are beliefs of fact, causation, and rectitude. Norms are standards of behavior 
defined in terms of rights and obligations. Rules are specific prescriptions or 
proscriptions for action. Decision-making procedures are prevailing practices for making 
and implementing collective choice.55  
Keohane und Nye definieren Regime als „sets of governing arrangements that include 
networks of rules, norms, and procedures that regularize behavior and control its effects“.56 
Regime beziehen sich auf spezifische Problemfelder internationaler Politik und erleichtern 
Akteuren die kollektive Realisierung ihrer Interessen.57 Ihr Ziel ist es also, die Zusammenarbeit 
                                                          
53 Schimmelfennig, F.: Internationale Politik, UTB Stuttgart, 2008.  
54 Zangl, B.: Regimetheorie, in: Schieder, S. / Spindler, M. (Hrsg.): Theorien der Internationalen Beziehungen. 2. 
überarb. Auflage, Stuttgart, 2006, S. 123. 
55 Krasner, S.D.: Structural causes and regime consequences: regimes as intervening variables, in: International 
Organization, 1982 (vol. 36), no.2, pp. 185-205, here p. 186.  
56Keohane, R.O. / Nye, S.J. Jr.: Power and Interdependence, Boston: Little Brown, 1977, p. 19. 
57 Keohane, R.O.: The demand for international regimes, in: International Organization, 1982 (vol. 36), no. 2, pp. 
325-355. 
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der Akteure auf der Grundlage übereinstimmender Interessen, Ziele und Werte zu stärken. Im 
Bereich internationaler Kooperation wird allerdings nicht jedes einzelne gemeinsame Interesse in 
die Bildung eines internationalen Regimes übersetzt. 58  Internationale Regime können auf 
internationalen Vereinbarungen basieren, die die Gründung von Institutionen voraussetzen und 
nicht mit Verträgen gleichzusetzen sind. 59  Die Struktur von Regimen ist flexibel und 
Änderungen unterworfen. Die wichtigste Funktion von Regimen ist die Verringerung von 
Ungewissheit. Regime stabilisieren Erwartungen an das künftige Verhalten des 
Gegners/Partners: Ein wichtiger Teil von dessen Verhalten folgt gemeinsamen Regeln. Diese 
verringern die Anzahl der Transaktionen zwischen Staaten und beinhalten im Allgemeinen 
Regelungen zum Informationsaustausch in verschiedenen Politikfeldern.60 
Das institutionelle Ergebnis ist von der bestehenden institutionellen Struktur abhängig. 
Nach Ansicht von Acemoglu und Robinson sind sich die inklusiven politischen Institutionen im 
Klaren über die wichtige Rolle der Machtverteilung, des Schaffens von Bedingungen für Recht 
und Ordnung sowie der Sicherung von Eigentumsrechten und inklusiver Marktwirtschaft. 
Inklusive ökonomische Institutionen „enforce property rights, create a level playing field, and 
encourage investments in new technologies”. 61  Sie stehen dabei in Einklang mit dem 
Wirtschaftswachstum, wohingegen extraktive ökonomische Institutionen in völligem 
Widerspruch zu langfristigem Wachstum stehen. Die Autoren betonen auch, dass „extractive 
political institutions concentrate power in the hands of a narrow elite and place few constrains on 
the exercise of this power. Economic institutions are often structured by this elite to extract 
resources from the rest of the society”.62 
1.1.3. Akteurzentrierter Institutionalismus 
Zur einlässlichen Untersuchung der Beziehungen zwischen Russland und der EU müssen 
die wichtigsten Strömungen des Neoinstitutionalismus – Rational-Choice-Ansatz und 
akteurzentrierter Institutionalismus – näher vorgestellt werden.  
                                                          
58 Zangl, B.: Regimetheorie, in: Schieder, S. / Spindler, M. (Hrsg.): Theorien der Internationalen Beziehungen. 2. 
überarb. Auflage, Stuttgart, 2006, S. 132. 
59  Müller, H: Die Chance der Kooperation: Regime in den internationalen Beziehungen, Darmstadt: 
Wissenschaftliche Buchgesellschaft, 1993. 
60 Ibid. 
61 Acemoglu, D. / Robinson, J. A.: Why Nations Fail: The Origins of Power, Prosperity and Poverty. New York: 
The Crown Publishing Group, 2012, p.429. 
62 Ibid, p.81. 
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1.1.3.1 Prämissen  
Der akteurzentrierte Institutionalismus beschreibt den Einfluss von Institutionen auf 
Präferenzen und Wahrnehmungen der Akteure sowie auf ihre Interaktionsformen. Seine 
zentralen analytischen Kategorien sind Institutionen, Akteure und ihre Konstellationen sowie 
Interaktionsformen und -orientierungen. Er geht dabei davon aus, dass „die Analyse von 
Strukturen ohne Bezug auf Akteure genauso defizitär wie die Analyse von Akteurhandeln ohne 
Bezug auf Strukturen bleibt“. 63  Akteurzentrierter Institutionalismus beruht somit auf der 
Annahme, dass politische Entscheidungen unter institutionellen Rahmenbedingungen getroffen 
werden. Präferenzen, Handlungsressourcen und Strategien von Akteuren bilden ihre 
Konstellationen, die kooperativ oder konfligierend sein können. Um die zu erwartenden 
Interaktionsergebnisse zu modellieren, greift man auf die Spieltheorie zurück, die bestehende 
Interaktionen unter den Bedingungen gegenseitiger Abhängigkeit analysiert. Das 
Aufeinandertreffen der Akteure zur Problemlösung oder zur Zielerreichung findet in einem 
Milieu statt, das durch ein Zusammenspiel von kooperationsfördernden und divergierenden 
Faktoren gekennzeichnet ist. Der institutionelle Kontext beeinflusst dabei nicht nur die 
Präferenzordnung der Akteure, sondern auch ihre Interaktionsformen. 
Institutionen werden definiert als „Regelsysteme […], die einer Gruppe von Akteuren 
offenstehende Handlungsverläufe strukturierten“.64 Das Konzept der Institution beschränkt sich 
nicht auf die rein formalen Regeln, sondern bezieht sich auch auf die sozialen Normen, die im 
Fall der Regelverletzung zu Imageschaden und reduzierten Kooperationsbeziehungen führen. 
Institutionen werden als abhängige wie als unabhängige Variable betrachtet, die das Handeln der 
Akteure ermöglicht und restringiert. Zugleich haben sie keine determinierende Wirkung. 
Institutionen bilden somit einen Handlungskontext und beeinflussen das Verhalten. Sie 
konstituieren Akteure und ihre Konstellationen durch Handlungsressourcen und Kompetenzen. 
Gleichzeitig können sie durch das Handeln der Akteure aber auch verändert werden.  
1.1.3.2 Akteure und Akteurkonstellationen 
Im Gegensatz zu Institutionen sind Akteure handlungsfähig, indem sie Ziele, Normen und 
Handlungen erzeugen. Der akteurzentrierte Institutionalismus basiert auf den Prämissen des 
Rational-Choice-Ansatzes und schreibt den Akteuren rationale Handlungsorientierungen zu, die 
auf Nutzenmaximierung ausgerichtet sind. Akteure verfügen über Fähigkeiten, Wahrnehmungen 
                                                          
63  Mayntz, R. / Scharpf, F.W.: Der Ansatz des akteurzentrierten Institutionalismus, in: Dies. (Hrsg.), 
Gesellschaftliche Selbstregelung und politische Steuerung, Frankfurt am Main/New York, 1995, S. 40-72, hier S. 
46. 
64 Scharpf, F.W.: Interaktionsformen, Akteurzentrierter Institutionalismus in der Politikforschung, Wiesbaden: VS 
Verlag für Sozialwissenschaften, 2000, S.77. 
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und Präferenzen, die ihre Handlungen bestimmen. Man unterscheidet dabei zwei 
Akteurkategorien: Akteur-Aggregate und komplexe Akteure. Die erste Gruppe repräsentiert 
„Wähler“, „Bauern“ oder „Stadtbewohner“, die kein strategisches Handlungspotenzial besitzen. 
Die zweite Gruppe wird nach kollektiven und korporativen Akteuren differenziert. Kollektive 
Akteure sind von den Präferenzen ihrer Mitglieder abhängig. Korporative Akteure sind dagegen 
„Top-down“-Organisationen, die „von einer hierarchischen Führung kontrolliert werden“ und 
„unabhängig von den Interessen und Präferenzen der Gruppen [denen sie dienen sollen]“ 65 
agieren.  
Bezogen auf Konstellationen werden die an ihr beteiligten Spieler, ihre Strategieoptionen, 
die mit verschiedenen Strategiekombinationen verbundenen Ergebnisse und die Präferenzen der 
Spieler bezüglich dieser Ergebnisse beschrieben. 66  Das Konzept der Akteurkonstellationen 
beinhaltet also Strategien, Wahrnehmungen und Bewertungen der erreichbaren Ergebnisse, 
enthält aber keine Informationen über den Interaktionsmodus. 67  Es verweist somit auf 
Handlungsressourcen und -orientierungen der Akteure. Die Interaktionsorientierungen lassen 
sich dabei folgendermaßen unterscheiden: individualistisch, kompetitiv, solidarisch, altruistisch 
und feindlich.  
1.1.3.3 Spieltheoretische Komponente  
Die neoinstitutionalistischen Ausprägungen der Kooperationstheorie gehen von folgender 
Annahme aus: „States cooperate in order to realize absolute gains. Following economic 
reasoning, it is posited that states act rationally to increase the net benefits they receive“.68 Das 
Erreichen eines absoluten Nutzens, der Erfolg eines vereinzelten Akteurs kann der These zufolge 
zustande kommen, wenn gegenseitige Kooperation möglich ist und angeboten wird. R. Axelrod 
hat betont, dass zwei Akteuren jeweils zwischen zwei Verhaltensweisen wählen können: 
kooperieren und nicht kooperieren. Da Akteure aus neoinstitutionalistischer Sicht aus einer 
Mischung von gemeinsamen und gegensätzlichen Interessen heraus zweckrational handeln, 
brauchen sie einander einerseits, um ihre Ziele zu erreichen, Interdependenzen zu bearbeiten und 
Ressourcen auszutauschen (gemeinsame Interessen). Andererseits profitieren sie davon, den 
anderen zu täuschen und zu übervorteilen (gegensätzliche Interessen). Daraus entsteht das 
Kooperationsdilemma. 69  Das (Gefangenen-)Dilemma besteht darin, dass Nichtkooperation – 
                                                          
65 Ibid, S. 105. 
66 Ibid, S. 87. 
67 Ibid, S. 128. 
68 Milner, H. V.: International Theories of Cooperation: Strengths and Weakness, in: World Politics, 1992 (vol.44), 
no. 3, pp. 466 – 496, here p. 470. 
69 Schimmelfennig, F.: Internationale Politik, Paderborn: Schöningh, 2008, S. 168. 
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unabhängig vom Verhalten des anderen – für jeden Spieler vorteilhafter ist als Kooperation, dass 
beidseitige Nichtkooperation für beide jedoch ungünstiger ist als wechselseitige Kooperation.70 
Die Theorie der rationalen Entscheidung beschäftigt sich auch mit der Frage, unter 
welchen Bedingungen rationale Wahlhandlungen zu kooperativem Verhalten führen können. Sie 
geht davon aus, dass Akteure vernünftig handeln und ihr Verhalten an Nutzenmaximierung bzw. 
Kostenminimierung orientieren. Weiterhin geht sie davon aus, dass Akteure versuchen, 
öffentliche Güter zu konsumieren, und die Alternative bevorzugen, die entsprechend ihren 
Präferenzordnungen ihre Bedürfnisse abdeckt. Das Gefangenendilemma ist in diesem 
Zusammenhang eine mögliche Untersuchungsmethode.  
Die rationale Wahlhandlung lenkt den Blick auf Situationen, in denen Akteure in 
Beziehung zueinander stehen. Das Ergebnis der Beziehung (die Gewinne) hängt für jeden Akteur 
vom Handeln der anderen Akteure ab. Die Akteure wählen ihre Strategie mit Rücksicht auf die 
zwischen ihnen bestehenden gegenseitigen Abhängigkeiten aus. Indem jeder Akteur die 
Strategien der anderen zu berücksichtigen und deren Erwartungen an sein Verhalten 
vorherzusagen versucht, entsteht strategische Wechselwirkung. Sie äußert sich als 
gemeinschaftliche Tätigkeit (collective action), bei der Akteure kooperieren, um gemeinsame 
Interessen zu verwirklichen (kollektives Dilemma). 
Im Mittelpunkt der Spieltheorie steht somit die Analyse interdependenter 
Entscheidungen. Sie eignet sich zur Untersuchung von strategischer Wechselwirkung. Das Spiel 
sieht zwei Akteure vor, die Strategien ausarbeiten, um bestimmte Ergebnisse oder Gewinne zu 
erzielen. Der Gewinn eines Akteurs hängt nicht nur von der eigenen, sondern auch von der 
Strategie des anderen beteiligten Akteurs ab. Da jeder Spieler versucht, den aus seiner Sicht 
maximalen Nutzen zu erzielen, modelliert die Spieltheorie Interaktionen. Die Strategien eines 
rational handelnden Akteurs sind prognostizierbar, da er absichtsvoll agiert und auf die 
Maximierung seiner persönlichen Vorteile bedacht ist.71  
Die Logik der Reziprozität erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass im Rahmen des 
wiederholten Dilemmas ein absoluter Nutzen erreicht wird. Dabei ist Tit-for-Tat („Wie du mir, 
so ich dir“) die erfolgreichste Strategie. Sie sieht vor, dass ein Akteur bei seinem ersten Zug 
kooperativ handelt und beim nächsten Zug dann genauso wie der andere Akteur beim 
vorangegangenen Zug. Axelrod macht vier Vorschläge zur Entwicklung einer dauerhaft 
erfolgreichen Kooperation: Erstens darf man auf Gewinne des Partners nicht neidisch sein oder 
sie zu korrigieren versuchen, da dies zu eigener Defektion führt. Zweitens darf man nicht als 
                                                          
70 Axelrod, R.: Die Evolution der Kooperation. Übersetzt und mit einem Nachwort versehen von Werner Raub und 
Thomas Voss. – Studienausgabe, 4. Aufl. – München: Oldenbourg, 1997, S.7. 
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erster defektieren und muss bei der ersten Entscheidung guten Willens sein. Drittens sollte man 
Kooperation wie auch Defektion erwidern und dem Prinzip der Gegenseitigkeit folgen. So 
entsteht ein Anreiz zur Kooperation für den Gegenspieler. Und viertens darf man nicht zu 
raffiniert handeln, damit der Gegenspieler die eigene Taktik erkennt. Ziel der Tit-for-Tat-
Strategie ist also die Schaffung einer Win-Win-Situation, in der alle Akteure von und durch 
Kooperation profitieren. Dieses Verhaltensmodell findet sich in der Reziprozitätstheorie von R. 
Keohane wieder, welche Reziprozität definiert als „exchanges of roughly equivalent values in 
which the actions of each party are contingent on the prior actions of the others in a way that 
good is returned for good and bad for bad”.72 
1.1.3.4 Interaktionsformen 
Im akteurzentrierten Institutionalismus wird somit auf die spieltheoretischen Kategorien 
und Modellierung zurückgegriffen, um Interaktionen und Interaktionsergebnisse unter den 
Bedingungen von strategischer Interdependenz zu analysieren.73 Interaktionsformen werden von 
institutionellen Regeln und vom weiteren institutionellen Kontext beeinflusst. Zur Erklärung 
politischer Entscheidungen von Akteuren sind vier Interaktionsorientierungen besonders 
relevant: einseitiges Handeln, Verhandlung, Mehrheitsentscheidung und hierarchische 
Steuerung. Dabei unterscheidet man vier Arten von institutionellem Kontext: anarchische Felder 
und minimale Institutionen, Netzwerke, Verbände und hierarchische Organisationen. 
Mit einseitigem Handeln geht ein hohes Maß an Kooperations- und Koordinationsverlust 
einher. Es tritt auf, wenn Institutionen nur in minimalem Ausmaß vorhanden sind bzw. unter den 
Bedingungen minimaler An- oder der Abwesenheit von Regeln.  
Verhandlungen als zweite Interaktionsform beziehen sich darauf, explizite, aber sachlich 
und zeitliche begrenzte Vereinbarungen zwischen Akteuren zu treffen.74 Diese Interaktionsform 
ist mit hohen Transaktionskosten verbunden, weil eine Überwindung des Verhandlungsdilemmas 
erforderlich ist. Die Akteure sind darauf angewiesen, optimale Lösungen zu finden und 
Verteilungskonflikte zu lösen, was kooperative Interaktionsorientierung, effektive 
Kommunikation und gegenseitiges Vertrauen voraussetzt. Bei den Verhandlungen entsteht eine 
mögliche Maximierung der Wohlfahrtsgewinne somit erst dann, wenn das Problem der 
Transaktionskosten überwunden ist. Im Fall eines Konsenses ist die Wahrscheinlichkeit 
wohlfahrtmaximierender Entscheidungen größer als bei Einstimmigkeit.  
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73  Mayntz, R. / Scharpf, F.W.: Der Ansatz des akteurzentrierten Institutionalismus, in: Dies. (Hrsg.), 
Gesellschaftliche Selbstregelung und politische Steuerung, Frankfurt am Main/New York 1995, S. 40-72, hier S. 62 
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Mehrheitsentscheidungen beinhalten geringere Transaktionskosten, weil Entscheidungen 
durch Mehrheitsabstimmung getroffen oder durch hierarchische Steuerung herbeigeführt werden. 
Das Problem bei Mehrheitsentscheidungen ist, dass die Minderheit durch sie benachteiligt 
werden kann. Zudem sind Mehrheitsentscheidungen und hierarchische Steuerung auf noch 
spezifischere und anspruchsvollere institutionelle Arrangements angewiesen als die ersten beiden 
Interaktionsformen.75 
Bei der vierten Interaktionsform werden Entscheidungen hierarchisch beschlossen. Bei 
hierarchischer Steuerung besteht die Möglichkeit, zueinander im Widerstreit stehende Interessen 
zu beseitigen und die Auszahlungsbedingungen im Gefangenendilemma zu verändern. 
Hierarchische Steuerung überwindet auch das Problem des kollektiven Handelns, denn wenn  
die Akteure rational danach streben, ihre persönliche Wohlfahrt zu maximieren, werden 
sie nicht so handeln, dass ihre gemeinsamen oder Gruppenziele erreicht werden, sofern 
sie nicht durch Zwang dazu genötigt werden, oder aber den einzelnen Mitgliedern der 
Gruppe zusätzlich zu der Verwirklichung der gemeinsamen oder Gruppen-Interessen ein 
besonderer Anreiz geboten wird, unter der Bedingung, dass sie einen Teil der Kosten 
oder Lasten tragen, die die Verwirklichung des Gruppenzieles erfordern.76  
Durch Hierarchie werden selektive Anreize gesetzt oder eine Überwachung durchgeführt. 
So kann kollektives Handeln stabilisiert werden. Wenn ein Sanktionspotential eingesetzt wird, 
sind die wohlfahrtmaximierenden Entscheidungen also auf Erfolg angewiesen. 
Tab.1-1: Interaktionsformen 
 Institutioneller Kontext 
Anarchisches Feld Netzwerk Verband Organisation 
Einseitiges Handeln X x x x 
Verhandlungen (x) x x x 
Mehrheitsentscheidung - - x x 
Hierarchische Steuerung - - x x 
Quelle: Scharpf, F. W.77 
1.1.4 Institutioneller Wandel 
Die Grundströmungen des Neoinstitutionalismus konzeptualisieren institutionellen 
Wandel in unterschiedlichem Ausmaß. Der Rational-Choice-Neoinstitutionalismus geht davon 
                                                          
75 Scharpf, F.W.: Interaktionsformen, Akteurzentrierter Institutionalismus in der Politikforschung, Wiesbaden: VS 
Verlag für Sozialwissenschaften, 2000, S. 92. 
76 Olson, M.: Die Logik des kollektiven Handelns. Kollektivgüter und die Theorie der Gruppen. Mohr, Tübingen, 
1968, S. 2 
77 Scharpf, F.W.: Interaktionsformen, Akteurzentrierter Institutionalismus in der Politikforschung, Wiesbaden: VS 
Verlag für Sozialwissenschaften, 2000, S.91. 
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aus, dass Nutzenmaximierung eine Triebkraft ist, die für die Entstehung und Wirkweise von 
Institutionen entscheidend ist. Akteure können am besten in einem institutionellen Rahmen ihre 
Ziele erreichen und kollektive Handlungsprobleme überwinden. Wenn Institutionen den 
Anforderungen der Akteure nicht mehr entsprechen und Dysfunktionalität entsteht, erfolgt eine 
institutionelle Veränderung. In Hinblick auf die Arbeiten von March und Olsen wird diese These 
von Peters folgendermaßen verdeutlicht: „The rational choice version of change is good at 
identifying why change may occur in a world of stable preferences and institutional failures. 
March and Olsen, on the other hand, think of change as occurring more through the reshaping of 
preferences and adaptations of preferences and possibilities within the institution”.78 
Der historische Neoinstitutionalismus bezieht sich zur Erklärung von institutionellem 
Wandel auf das Konzept der Pfadabhängigkeit. North definiert Institutionen als „the rules of the 
game” und deutet darauf hin, dass „institutions typically change incrementally rather than in a 
discontinuous fashion”.79 Zudem betont er, dass institutioneller Wandel pfadabhängig ist und 
von bestimmten Interessen der Akteure angetrieben wird, die von einer Veränderung der 
institutionellen Struktur profitieren würden. Das von Krasner entwickelte Konzept vertritt die 
Ansicht, dass „institutional structures of the past placed constraints on the possibilities for the 
future“. Dabei wird auch betont, dass „the preferences and capabilities of political actors cannot 
be treated as exogenous variables: they can only be understood within the context of a given set 
of institutional arrangements”.80 Zudem liefert Pierson eine Perspektive auf einen möglichen 
institutionellen Pfadwechsel und bemerkt dabei, dass „the change points often occur when new 
conditions disrupt or overwhelm the specific mechanism that previously reproduced the existing 
path“.81 Die Frage nach der Entstehung und Veränderung von Institutionen wird im Rahmen des 
soziologischen Institutionalismus unter Bezug auf Legitimität verhandelt. Institutionen entstehen 
und verändern sich infolge von Legitimitätssicherung. Zudem unterscheidet man drei Typen des 
institutionellen Wandels: Institutionalisierung, Stabilisierung und Entinstitutionalisierung.82 
In manchen Forschungsarbeiten wird darauf hingewiesen, dass die Ursachen für 
institutionellen Wandel endogenen und/oder exogenen Charakter haben. Exogene institutionelle 
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Veränderungen zeichnen sich durch das Einwirken externer Herausforderungen aus. Endogene 
Faktoren beruhen auf Veränderungen in den Interessen- und Machtkonstellationen, auf der 
Bildung neuer Präferenzen oder Einstellungen sowie auf der Veränder- und Interpretierbarkeit 
von institutionellen Regelungen.83 
Bezogen auf die Erkenntnisse des Neoinstitutionalismus hat Csigó84 ein Grundmodell des 
institutionellen Wandels entwickelt, das dessen Ursachen und Verlaufsformen analysiert. Der 
Begriff beinhaltet die Veränderung einer Institution hinsichtlich eines oder mehrerer der 
folgenden institutionellen Faktoren: Ziele bzw. Leitidee (Wertvorstellungen, Erwartungen), 
Funktionen (Problemlösung), Funktionsmechanismen (Verfahrensweise zur Erfüllung der 
Funktionen) und Funktionslogik (Zusammenwirken spezifischer institutioneller Mechanismen). 
Dabei wird auch betont, dass Wandel ein viel häufigeres und meist oder oft unbemerktes 
Phänomen ist und aus kontinuierlichen Korrekturen hervorgeht.85  
Zudem geht Csigó davon aus, dass exogene Herausforderungen ein auslösender Faktor 
für institutionelle Veränderungen sind. In diesem Sinne sind feste Präferenzen und Interessen 
von Akteuren Bestandteile von Institutionen, die sich nur durch externe Impulse verändern 
lassen. Um die Wirkweise externer Faktoren auf Institutionen zu zeigen, wird ein Drei-Ebenen-
Modell erarbeitet. Die auf der ersten Ebene dargestellten Herausforderungen beeinflussen die 
institutionelle Struktur, die über Problemlösungskapazitäten verfügt. Die zweite Ebene bezieht 
sich auf die jeweilige Beschaffenheit des Institutionssystems, die diesem eine erfolgreiche 
Bewältigung externer Herausforderungen erlaubt, bzw. auf dessen Überforderung durch diese 
Herausforderungen. Die Akteure, die die dritte Ebene bilden, können zur Bekämpfung exogener 
Impulse einen mittel- oder einen unmittelbaren Beitrag leisten. Die entsprechend eingenommene 
mittelbare Rolle bezieht sich auf kurz- und mittelfristige Zeithorizonte, die unmittelbare Rolle 
auf mittel- und langfristige. Weil die Handlungsspielräume der Akteure durch die institutionellen 
Rahmen bedingt sind, können sie im ersten Fall nur indirekten Einfluss ausüben. Im zweiten Fall 
agieren sie hingegen direkt und sind zur Veränderung von Institutionen fähig.  
Institutioneller Wandel findet in folgenden fünf Formen statt: Anpassung, Reformen, 
Neuausrichtung, Transformation und Revolution. Anpassungsprozesse streben eine leichte 
Korrektur der institutionellen Funktion an, um deren Funktionsweise zu verbessern. 
Institutionelle Reformen sind auch auf eine Verbesserung ausgerichtet und umfassen 
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Neuerungen, Neuordnungen und Umgestaltungen, die von Akteuren als Fortschritt betrachtet 
werden. Zudem werden neue Ziele gesteckt bzw. neue Strategien zur Zielerreichung verfolgt. 
Die Neuausrichtung sieht einen Umbruch der existierenden Institution vor und beabsichtigt eine 
Umgestaltung von Zielen und Funktionen. Im Grunde genommen entsteht damit eine neue 
Institution. Im Gegensatz zur institutionellen Neuausrichtung, die auf ein Politikfeld begrenzt ist, 
wird im Rahmen von Transformationsprozessen ein systemischer Umbruch vorgenommen. 
Diese Prozesse sind mehrdimensional und beruhen auf politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Bereichen. Der im Zuge einer Revolution stattfindende Wandel ähnelt den 
Transformationsveränderungen und unterscheidet sich von ihnen durch die die ihn auslösenden 
abrupten Momente. 
Zusammenfassend lässt sich das Grundmodell des institutionellen Wandels 
folgendermaßen beschreiben:  
Herausforderungen werden im Institutionssystem sichtbar und bewirken eine 
Veränderung in einer oder mehreren Variablen des politisch-institutionellen Systems. 
Dies führt, bei unveränderter institutioneller Konstellation, zu Funktionsstörungen. 
Aufgrund dieser Störungen verändern sich Präferenzen, Wahrnehmungen und Interessen 
der betroffenen Akteure. Am Ende des Prozesses steht eine in ihrer Form und/oder 
Funktion gewandelte Institution.86 
Außerdem gewinnt die Pfadabhängigkeit im Modell des institutionellen Wandels an 
Bedeutung. Pfadabhängige Prozesse konzipieren unterschiedliche Phasen institutioneller 
Entwicklung: Stabilisierungs- und Weiterentwicklungsphasen sowie Pfadwechsel. Die fünf 
Formen institutioneller Veränderungen stehen im Zusammenhand mit diesen Phasen. So können 
Anpassungsprozesse in der Stabilisierungsphase stattfinden. Institutionelle Reformen verlaufen 
in Stabilisierungs- und Weiterentwicklungsphasen. Institutionelle Neuausrichtungen vollziehen 
sich sowohl in der Weiterentwicklungsphase als auch im Prozess des Pfadwechsels. 
Transformation und Revolution betreffen als Formen institutionellen Wandels Pfadwechsel.  
1.2. Methodisches Vorgehen 
Die vorliegende Arbeit bezieht sich auf die Entwicklung bzw. die Prognose der 
Entwicklung der Interdependenzbeziehungen zwischen Russland und der Europäischen Union 
im Energiebereich.  
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1.2.1 Prognosen und ihre Grenzen 
Die meisten Energieprognosen 87  beziehen sich auf die weltweite Entwicklung von 
Nachfrage und Angebot. In diesem Sinne befassen sie sich mit Bedarf und Konsum an und von 
konventionellen und unkonventionellen Energiequellen sowie mit Energiemix, Klimawandel und 
der Entwicklung alternativer Technologien. Zudem werden die folgenden verschiedenen 
Energiemodelle entwickelt: energy planning model; energy supply-demand models; forecasting 
models; optimization models; energy models based on neural networks; emission reduction 
models.88 Sie wurden von Behörden, Unternehmen und Forschungsinstituten zum Zweck der 
Energieprognostizierung und zur Bewertung der jeweiligen Auswirkungen auf die Energie- und 
Umweltpolitik erarbeitet und sind für die Prognostizierung des gesamten Energiesystems von 
den Lieferungen bis zur Nachfrage notwendig. Mit ihrer Hilfe werden Behörden mit wichtigen 
Informationen für langfristige Planungen versorgt.89 
Die Prognosen basieren auf wirtschaftlichen und technologischen Determinanten und 
lassen die politische Komponente meist außer Acht. Eine adäquate Prognose der Folgen 
politischer Entscheidungen und Veränderungen stellt jedoch eine Gewähr für die erfolgreiche 
Entwicklung von Strategien und Taktiken durch politische Akteure dar. Bei der Betrachtung der 
Besonderheiten von politischer Prognostizierung muss bemerkt werden, dass politische 
Entscheidungen eine zentrale Rolle im politischen Prozess spielen. Tätigkeits- und 
Verhaltensformen von Akteuren orientieren sich am Erreichen eines Ziels – durch das Einwirken 
auf politische Entscheidungsprozesse. Entsprechend kann die Ausrichtung von analytischen 
Prognosemethoden auf Entscheidungsprozesse als wesentliches Merkmal der Prognostizierung 
politischer Prozesse definiert werden. 
Eines der Probleme politischer Prognostizierung besteht somit darin, eine 
Kompliziertheit, den Verlauf einer politischen Entwicklung mit einem hohen 
Wahrscheinlichkeitsgrad vorherzusagen. Die Prognostizierung des Zustands und der 
Veränderung eines Prozesses in der Zukunft muss einen Instabilitätsfaktor berücksichtigen, der 
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es unmöglich macht, das Eintreten eines Ereignisses und die Entwicklung einer Situation im 
Falle einer bestimmten Entscheidung mit hoher Wahrscheinlichkeit vorauszusagen. 
Zudem werden politische Institutionen und ihre Steuerungswirkung in Prognosen kaum 
berücksichtigt. Weil Präferenzen und Konstellationen der Akteure sowie auch der 
Entscheidungsfindungsprozess durch den institutionellen Kontext beeinflusst werden, gewinnt 
die politische Komponente für die Prognostizierung an Bedeutung. Zugleich bestimmen 
Institutionen, wie energiepolitische Entscheidungen getroffen werden, welche politischen 
Instrumente auf welchen Wegen eingesetzt werden können und wie sich die Kosten und 
Gewinne einer Maßnahme auf die Gesellschaft verteilen. 90  Außerdem befassen sich 
Energieprognosen noch zu wenig mit der gesellschaftlichen Wirkung von Umweltbewegungen 
und ihrer Bedeutung für den Wertewandel in Bezug auf Energiekonsum. Zugleich fehlt die 
Analyse der Wechselwirkung zwischen gesellschaftlichen Prozessen und makroökonomischen 
Indikatoren. Die meisten Energieprognosen gehen davon aus, dass es keine Zusammenhänge 
zwischen diesen Parametern gibt. 91  Es besteht also Bedarf an einer ausgewogenen 
Berücksichtigung von technischen, wirtschaftlichen und politischen Variablen und ihrem 
Zusammenwirken bei der Erstellung von Prognosen über künftige Entwicklungsprozesse.  
Das weitere Problem bei der Erstellung von Prognosen ist deren Politisierung. Immer 
wieder werden Prognosen als Mittel zur Meinungsmache und/oder Einwirkung verschiedener 
Interessengruppen auf den Entscheidungsfindungsprozess verwendet. In der Öffentlichkeit 
werden sie als Ergebnisse unvoreingenommener wissenschaftlicher Verfahren vorgestellt, in 
Wirklichkeit ist jedoch zu erkennen, dass Prognosen den Interessen von Entscheidungsträgern 
oder Lobbyisten folgen. Zudem betrachtet man sie als „instruments for getting public funds 
committed to a favored project”. 92 Die Beeinflussung von Prognosen durch Meinungen geht 
darauf zurück, dass den Annahmen über künftige Entwicklungen eine wichtige Rolle 
zugesprochen wird. So können Auswahlkriterien für diese Annahmen missbraucht werden, 
indem sie zum Zweck der Befürwortung bestimmter politischer Handlungen festgelegt werden.93 
Eine nähere Betrachtung dieser Problematik zeigt, dass „the state has come to play a major role 
as an arena for negatiations about energy futures both on the methodological, administrative and 
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political level”. Zugleich geht es um „a negotiation model“, das es ermöglicht, bei den 
betroffenen Interessenskollisionen zu Kompromissen zu finden.94  
Ein weiterer Kritikpunkt ist der häufige Misserfolg der Prognosen und ihrer linearen 
Erstellungsverfahren. Zukunftsbilder werden meist durch Extrapolation vorheriger Ereignisse 
entwickelt. Diese lineare Extrapolierbarkeit, die von K. Popper auch als Historizismus 
bezeichnet wurde, setzt voraus, dass „historical prediction is their principal aim, and which 
assumes that this aim is attainable by discovering the ‚rhythms‘ or the ‚patterns‘, the ‚laws‘ or 
the ‚trends‘ that underlie the evolution of history“.95 K. Poppers kritische Betrachtung dieses 
Ansatzes bezieht sich auf die Wechselwirkung zwischen dem Ablauf der menschlichen 
Geschichte und dem Anwachsen des menschlichen Wissens. Weil die Geschichte durch das 
anwachsende Wissens beeinflusst wird und dieses Anwachsen mit rationalen oder 
wissenschaftlichen Methoden nicht vorhersagbar ist, kann man den zukünftigen Verlauf der 
menschlichen Geschichte nicht vorhersehen. 96  Die menschliche Geschichte stellt aber ein 
nichtlineares System von sehr hoher Komplexität dar und Entwicklungsgesetze und -trends sind 
nicht universell anwendbar. Eine lineare Herangehensweise an die Prognosen zukünftiger 
Prozesse führt also zum Scheitern dieser Prognosen, da der Einfluss von Störereignissen nicht 
berücksichtigt wird. Die Analyse möglicher Zukunftsentwicklungen soll die Aufmerksamkeit auf 
diskontinuierliche Prozesse lenken. Nichtlinearität wird damit aufgefasst als „critical point at 
which expectations (predictions) induced by the prior trend suddenly confront a profound 
alteration in that trend, indeed, an abrupt inversion. A nonlinearity is a total break from the past 
trend, a discontinuity”. 97  Nichtlinearität ist dabei nicht durch geradlinige, proportionale 
Zusammenhänge zwischen Ursachen und (Aus-)Wirkungen gekennzeichnet. 98  Zudem ist die 
Berücksichtigung vorheriger Ereignisse notwendig, aber nicht hinreichend für die Untersuchung 
künftiger Entwicklungspfade.99  
Die Einbeziehung wirtschaftlicher, technologischer und politischer Determinanten sowie 
der Steuerungswirkung politischer Institutionen und kausaler Prozesse in die Erstellung von 
Entwicklungsprognosen stellt das gegebene Dissertationsvorhaben vor große 
Herausforderungen. Unter der Voraussetzung der Nichtlinearität sollen auch qualitative und 
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quantitative Informationen verarbeitet werden. Im Folgenden wird die Verknüpfung der 
ausgewählten Theorie und der Methoden gezeigt. Um eine Entwicklung als die 
wahrscheinlichste voraussetzen zu können, können eine Reihe von Alternativen bezüglich des 
zukünftigen Zustands eines politischen Prozesses bestimmt werden. Die Bestimmung solcher 
Alternativen sowie ihrer Wahrscheinlichkeit bildet die Hauptaufgabe der Prognostizierung in der 
vorliegenden Dissertation. 
Dieses Vorgehen kann im Besonderen mit der Methode der Szenario-Technik umgesetzt 
werden. Im Szenario werden stufenweise Transformationsbeschreibungen eines Objekts 
(Interdependenzbeziehungen/institutioneller Wandel des Energiedialoges) fixiert sowie auch die 
Bedingungen, unter denen diese Veränderungen ablaufen werden. Die so erhaltenen Szenarien 
ordnen sich zu einer verbundenen Gesamtheit und werden damit zum System der Szenarien, in 
dem die verschiedenen Entwicklungsalternativen aneinander gekoppelt sind. Die anschließende 
Beschreibung der Szenarien dient dazu, die Aufmerksamkeit auf eine Tendenz hin zu 
konzentrieren. Zweck der Szenario-Technik ist also nicht, vorherzusagen, welches zukünftige 
Szenario und welches Ereignis auf dem Weg dahin eintreten werden. Vielmehr sollen alternative 
Annahmen über die Entwicklung der Umwelt aufgezeigt und überprüft werden.100 
1.2.2 Wissenschaftliche Zukunftsforschung 
Bevor ausführlich auf den Aufbau der Szenariotechnik eingegangen wird, müssen die 
wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Zukunft und die wissenschaftliche Fundierung der 
Szenarien vorgestellt werden.  
Sowohl die Prognosenbildung als auch die Szenariotechnik-Methode sind Bestandteile 
des Wissens über die Zukunft. Die wissenschaftliche Befassung mit der Erstellung von Szenarien 
wird manchmal auch als „scenariology“101 bezeichnet. Dieses zukunftsorientierte Forschungsfeld 
wird jedoch kontrovers diskutiert. Kritiker weisen darauf hin, dass es keine empirische 
Widerlegung gibt, die als Kriterium für Wissenschaftlichkeit gilt. Im Popperschen Sinne 102 
können die Aussagen über Zukunftsentwicklungen nicht falsifiziert werden, weil ihre 
Auswertung post hoc bzw. erst nach Ablauf der zu prognostizierenden Prozesse erfolgen kann. 
Die Befürworter bringen vor, dass die Frage nach einem tatsächlichen Eintreffen der 
vorhergesagten Entwicklungen sekundär ist. Die Funktion der Prognose ist vielmehr, Hilfsmittel 
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zur reflexiven Gestaltung von Zukunft zu sein.103 Außerdem wird auch das methodologische 
Vorgehen des Szenario-Ansatzes kritisch betrachtet. Weil Szenarien eine Antizipation 
alternativer Zukunftsbilder und keine genaue Vorhersage darstellen, bezieht sich die Kritik 
darauf, dass „it reduces the usefulness of scenarios to policy-makers, and makes poor use of the 
expertise available. The scenarios themselves tend towards inflexibility, creating ‚silo scenarios‘ 
with no interaction between them, and reducing complex causal processes to a limited set of 
narratives“. 104  Zugleich kritisiert E. Bacon, dass Szenarien eher ein Instrument für 
problembezogene Politikanalyse als politische Analyse per se sind.105 
Daraus ergibt sich die Frage, was eine wissenschaftliche Prognose/wissenschaftliche 
Szenarien ausmacht und welchen wissenschaftlichen Anforderungen sie entsprechen sollen. Eine 
Definition der wissenschaftlichen Prognose lautet: „a scientific prognosis exists when the 
occurrence (or existence) of a single event is deduced with the aid of a law (nomological 
hypothesis) or laws and through logico-deductive inference”. 106  Somit liegt dem 
wissenschaftlich fundierten Prozess der Szenarioforschung Konditionalität (conditionality) 
zugrunde.  
Ein von Hempel und Oppenheim entwickeltes Modell liefert ein Mittel zur Erklärung von 
Kausalzusammenhängen und eine Vorgehensweise zur Befassung mit Prognosen. Die kausale 
Erklärung eines Ereignisses wird aus Gesetzesaussagen und einer Reihe spezieller Umstände 
(Anfangsbedingungen) abgeleitet. Die Gesetzesaussagen werden als Konditionalsätze (Wenn-
Dann-/Je-Desto-Sätze; Hypothesen; „general laws“) und Ursache-Wirkungsaussagen verstanden. 
Das Erklärende (Explanans) besteht somit aus einem allgemeinen Gesetz und einer Antezedenz 
(Ursache). Das zu Erklärende folgt dann deduktiv aus dem Explanans (Abb.1-1).  
 
 
 
 
 
 
                                                          
103 Torgersen, H.: Wozu Prognosen? Vortrag bei: Beitrag zu den Salzburger Pfingstgesprächen 2000: Ist das Ende 
absehbar? – Zwischen Prognose und Prophetie. Salzburg, 6.8/N/A, 06.08.2000, 
http://www.oeaw.ac.at/ita/ebene5/HTPfingst.pdf 
104  Bacon, E.: Comparing political futures: the rise and use of scenarios in future-oriented area studies, in: 
Contemporary Politics, 2012 (vol.18), no.3, pp. 270-285, here p. 280. 
105 Ibid, p. 281. 
106 Kraus, M.: Energy Forecasting: The Epistemological Context. Futures, in: The Journal of Forecasting and 
Planning, 1987 (vol.19), no. 3, pp. 254-275, here p.263; Hempel, C. G. /Oppenheim, P.: Studies in the Logic of 
Explanation, in: Philosophy of Science, 1948 (vol. 15), no.2, pp. 135-175. 
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Abb.1-1: Hempel-Oppenheim-Schema 
 
Quelle: Hempel/Oppenheim 107 
Dieses deduktiv-nomologische Modell leistet auch einen Beitrag zur Antizipation des 
zukünftigen Zustands der Prozesse, weil eine logische Strukturähnlichkeit von Erklärung und 
Prognosen besteht. Hempel verweist auf die Rolle der allgemeinen Gesetze für die Erstellung 
von Prognosen: „prediction consists in deriving a statement about a certain future from (1) 
statements describing certain known (past or present) conditions (…) , and (2) suitable general 
laws (…)“.108 Im Gegensatz zu Erklärungen, die gemacht werden, wenn ein Ereignis bereits 
stattgefunden hat und aus dem Explanandum über ein Gesetz auf das Explanans geschlossen 
wird, ist von einer Prognose die Rede, wenn ein Explanans gegeben ist und ein Ereignis daraus 
formuliert wird. Ein Blick auf Abbildung 1-2 verdeutlicht dieses Vorgehen: 
Abb.1-2: Schema für die logische Struktur von Prognosen 
 
Quelle: Steinmüller109 
Um erfolgreiche Prognosen zu erstellen, müssen folgende Bedingungen erfüllt werden110: 
                                                          
107 Hempel, C. G. / Oppenheim, P.: Studies in the Logic of Explanation, in: Philosophy of Science, 1948 (vol. 15), 
no.2, pp. 135-175, here p. 138. 
108 Hempel, C. G.: The Function of General Laws in History, in: The Journal of Philosophy, 1942 (vol. 39), no. 2, 
pp. 35-48, here p. 38. 
109  Steinmüller, K.: Grundlagen und Methoden der Zukunftsforschung. Szenarien, Delphi, Technikvorschau. 
WerkstattBericht 21. Sekretariat für Zukunftsforschung, Gelsenkirchen, 1997, S.18. 
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- Ein Explanandum kann vorausgesagt werden, wenn bei den angewendeten Gesetzen der 
zeitliche Abstand zwischen den Bedingungen der Wenn-Komponente und den zu 
erklärenden Ereignissen „hinreichend“ groß ist; 
- Ein Gesetz muss erstens alle Bedingungen enthalten, die für das Auftreten eines 
Explanandums von Bedeutung sind. Zweitens müssen die Beziehungen zwischen den 
Bedingungen und den Wirkungen richtig angegeben sein; 
- Der zeitliche Abstand zwischen den durch die Wenn- und die Dann-Komponente 
bezeichneten Tatbeständen trifft in den angewendeten Gesetzen zu; 
- Eine zutreffende Prognose ist möglich, wenn sich alle für das Eintreten eines zukünftigen 
Ereignisses relevanten Anfangsbedingungen in voraussagbarer Weise ändern; 
- Die Anfangsbedingungen müssen richtig erhoben worden sein. 
Wie schon erwähnt, entfällt eine Überprüfungsmöglichkeit der Prognosen und die 
Aussagen über die Zukunft können damit nicht falsifiziert werden. Ein weiteres Argument 
zugunsten der Wissenschaftlichkeit von Zukunftsforschung ist dieses: „Geltungsbeurteilungen 
dürfen nicht die verschiedenen Zukünfte im Hinblick auf die Wahrscheinlichkeiten ihres 
Eintretens vergleichen, sondern müssen sich mit den ihnen zugrunde liegenden Prämissen und 
Wissensbestandteilen befassen“111. Die Verschiebung der Aufmerksamkeit auf die Qualität von 
konditionalen Sätzen und Anfangsbedingungen legitimiert somit die wissenschaftliche 
Zukunftsforschung. 
1.2.3 Szenarienbildung 
Die Szenario-Technik ist eine Methode, mit deren Hilfe isolierte Vorstellungen über 
positive und negative Veränderungen einzelner Entwicklungsfaktoren in der Zukunft zu 
umfassenden Bildern und Modellen, d. h. zu möglichen und wahrscheinlichen „Zukünften“ 
zusammengefasst werden, die sowohl sinnlich als auch intellektuell nachvollziehbar, d. h. 
„kommunizierbar“ sind. 112  Die Szenario-Technik kann dabei helfen, mögliche Zukünfte 
aufzuspüren, Optionsräume aufzubauen und Handlungsfähigkeiten zu erweitern. Die Szenarien 
beleuchten die Hauptantriebskräfte innerhalb bestimmter Zukunftsbilder und deren Beziehung 
zueinander. Sie beschreiben verschiedene mögliche Entwicklungen als alternative 
Zukunftswelten. Auf diese Weise stellen sie weniger ein exaktes Wissen über 
                                                                                                                                                                                           
110  Opp, K.-D.: Methodologie der Sozialwissenschaften. Einführung in Probleme ihrer Theoriebildung und 
praktischen Anwendung. 6.Auflage, 2005, VS Verlag für Sozialwissenschaften, S.78f. 
111 Grunwald, A.: Wovon ist die Zukunftsforschung eine Wissenschaft?, in: In Popp, R. / Schüll, E. (Hrsg.): 
Zukunftsforschung und Zukunftsgestaltung. Beiträge aus Wissenschaft und Praxis, Berlin: Springer, 2009, S. 25–36, 
hier S.32. 
112 Weinbrenner, P.: Szenariotechnik, http://www.sowi-online.de/methoden/dokumente/szenariotechnik.htm. 
49 
 
Zukunftsentwicklungen her als ein Verständnis dafür, welche Möglichkeiten und Grenzen im 
Rahmen einer Problemlösung vorhanden sind.113 
Eines der ersten Unternehmen, das die Methodik der Szenarioentwicklung angewendet 
hat, war die Shell UK, die versuchte, qualitative Faktoren und Alternativen zu verknüpfen. Mit 
ihrer Hilfe konnte das Energieunternehmen die Ölpreiskrise in den 1970er Jahren erfolgreich 
bewältigen. Auch die Studie „Die Grenzen des Wachstums“ von D. Meadows und die Szenarien 
vom internationalen Ausschuss bis zum Klimawandel integrieren Zusammenhänge und 
Auswirkungen von Prozessen. Royal Dutch/Shell versteht die Szenarien z. B. nicht als konkrete 
Vorhersagen oder Zukunftsplanungen. Durch Langfristszenarien sollen vielmehr die Manager 
des Unternehmens veranlasst werden, ihre traditionellen Denkweisen – die Art und Weise, in der 
sie über das Mineralölgeschäft nachdenken – zu erkennen und zu erweitern. Indem sie 
verschiedene Entwicklungsszenarien und deren jeweilige Konsequenzen durchdenken, sind sie 
besser dazu in der Lage, sich auf die Zukunft vorzubereiten und das Moment der Flexibilität in 
ihre strategische Planung einzubauen.114 
Die Logik der Szenario-Methode verdeutlicht am besten der so genannte Szenario-
Trichter (Abb.1-3). Die Gegenwart steht immer am engsten Punkt des Trichters, da der Trichter 
Komplexität und Unsicherheit bezüglich der Zukunft symbolisiert: Je weiter man also von der 
heutigen Situation in die Zukunft geht, umso größer wird die Unsicherheit und umso 
umfassender und vielfältiger die Komplexität. Nimmt man nun zu einem zukünftigen Zeitpunkt 
einen Schnitt durch den Trichter vor, so liegen alle denkbaren, alle theoretisch möglichen 
Zukunftssituationen (Szenarien) auf der Schnittfläche des Trichters. 115 Die Szenario-Technik 
bietet die Möglichkeit zu erkennen, welche Faktoren in welcher Abhängigkeit voneinander und 
mit welcher Auswirkung auf die zukünftige Entwicklung Einfluss nehmen.116  
 
 
 
 
 
 
                                                          
113 Minx, E. / Böhlke, E.: Denken in alternativen Zukünften, in: Internationale Politik, Dezember 2006, S.14-22. 
114 Kassler, P.: Scenarios for World Energy: Barricades or New Frontiers? In: Long Range Planning, 1995 (vol.28), 
no. 6, pp. 38-47; Hungenberg, H.: Strategisches Management in Unternehmen: Ziele, Prozesse, Verfahren, 
Wiesbaden Gabler, 2004, S. 167. 
115 von Reibnitz, U.: Szenario-Technik: Instrumente für die unternehmerische und persönliche Erfolgsplanung, 
Wiesbaden, 1992, S. 26. 
116 Koch, J.: Marktforschung, Oldenbourg, 2004, S. 304. 
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Abb.1-3: Der Szenario-Trichter und die Grundtypen des Szenarios 
 
Quelle: Götze117 
 
Die Szenarien erfüllen folgende Funktionen: explorative Funktion bzw. Wissensfunktion; 
Kommunikationsfunktion; Zielkonkretisierungs- und Zielbildungsfunktion; 
Entscheidungsfindungs- und Strategiebildungsfunktion. Die erste Funktion zeigt sich durch die 
Systematisierung und Vertiefung des bestehenden Verständnisses über heutige Entwicklungen, 
Zustände und Einflüsse. Die Kommunikationsfunktion der Szenarien besteht darin, dass sie 
einen Diskurs generiert und damit einen Austausch über Probleme und verschiedene 
Perspektiven zwischen den Akteuren fördert. Die dritte Funktion bezieht sich auf die 
Entwicklung oder Konkretisierung von Zielvorstellungen sowie auf die Reflexion der 
bevorzugten Zukunftsbilder. Schließlich tragen Szenarien dazu bei, zu einer Entscheidung bei 
der strategischen Planung zu finden, indem sie Orientierungspunkte vermitteln.118  
Die Cross-Impact-Bilanzanalyse (CIB) ist ein Bestandteil der Szenario-Technik und stellt 
eine qualitative Methode zur Erstellung und Bewertung von Zusammenhängen und 
Abhängigkeiten dar. Diese Methode ist darauf ausgerichtet, die Eintrittsmöglichkeiten möglicher 
Zukunftsbilder zu erklären. Zur Konstruktion von Szenarien ist eine Bestimmung von 
Einflussfaktoren und ihren Deskriptorenausprägungen (qualitative Einschätzungen) notwendig. 
Alle relevanten Einflussfaktoren werden in eine Cross-Impact-Matrix integriert und aufeinander 
bezogen.  
                                                          
117 Götze, U.: Szenario-Technik in der strategischen Unternehmensplanung, Springer Fachmedien Wiesbaden, 1993, 
S. 40. 
118  Kosow, H. / Gaßner, R.: Methoden der Zukunfts- und Szenarioanalyse: Überblick, Bewertung und 
Auswahlkriterien. Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung, WerkstattBericht Nr. 103, 2008, S.14. 
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Die praktische Anwendung der Szenario-Technik wird in Kapitel VI schrittweise 
aufgezeigt. 
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Kapitel II. Energiepolitische Akteure und ihre Interessenkonstellationen 
Der Schwerpunkt dieses Kapitels liegt darin, die energiepolitischen Akteure näher 
darzustellen und die relevanten Akteure zu identifizieren. Der Fokus bezieht sich dabei auf die 
Spezifik ihrer Energiepolitik. Im Falle Russlands gibt es eine enge Verflechtung zwischen den 
Energieunternehmen und der Regierung. Die Spezifik der europäischen Energiepolitik beruht auf 
ihrer supranationalen und mitgliedstaatlichen Ebene. Zudem werden ihre eigene Ziele, 
Einstellungen und die Strategien bezüglich der Interaktionspartner aufgezeigt.  
2.1 Auswahlkriterien der Akteure 
Die Entscheidung zur Aufnahme eines regelmäßigen Dialoges zwischen der EU und 
Russland im Energiebereich fiel auf dem Russland-EU-Gipfel im Oktober 2000 in Paris. Der 
Regimebedarf besteht darin, alle den Energiesektor betreffenden Fragen von gemeinsamem 
Interesse zur Sprache zu bringen und der strategischen Partnerschaft neue Impulse zu verleihen. 
Der Dialog bezieht sich auf die Zusammenarbeit im Öl- und Gasbereich, die Verbindung der 
europäischen und der russischen Elektrizitätsnetze und auf den Handel mit Kernstoffen. Die 
Auswahl der Akteure bedingt sich durch die im Energiedialog beteiligten Akteure. Der Dialog 
wird von dem EU-Kommissar für Energie und dem Energieminister der Russischen Föderation 
geführt. Obwohl die europäische Dimension der Energiepolitik immer mehr an Bedeutung 
gewinnt und die Ausarbeitung von Mechanismen der EU-Energieunion durchgeführt wird, 
verfügt die EU-Kommission noch keine energiepolitischen Kompetenzen. Durch die EU-
Gasmarktliberalisierung entstehen zudem neue supranationale Akteure. Aus diesem Grund ist die 
Analyse der Spezifik und der Energiestrategien von Russland, der EU und den Mitgliedstaaten 
relevant. Nichtsdestotrotz war die Zusammenwirkung im Rahmen des Energiedialoges nach der 
Ablehnung der Ratifizierung des Energiecharta-Vertrages 2009 im Grunde genommen 
unterbrochen. 119  Außerdem hat die Krimkrise 2014 den politischen bilateralen EU-Russland 
Dialog wesentlich beeinflusst, und einige der Mechanismen der Zusammenarbeit sind jetzt 
vorübergehend eingefroren. 120  Die Analyse der anderen Kooperationskanäle und des 
Aufkommens der anderen Akteuren (europäische Energieunternehmen, Verbände) ist in diesem 
Fall sinnvoll. Das Auswahlkriterium der relevanten Akteure betrifft einen höheren Einfluss, die 
die Akteure bei der Bestimmung und Durchführung der Energiepolitik ausüben.  
                                                          
119Makarychev, A. / Sergunin, A.: The EU, Russia and Models of International Society in a Wider Europe, in: 
Journal of Contemporary European Research, 2013 (vol.9), no. 2, pp.313-329, here p.322. 
120  European Union: The Russian Federation and the European Union (EU), 10.05.2016, 
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/720/russian-federation-and-european-union-
eu_en#Energy  
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2.2. Energiepolitische Grundpositionen Russlands 
Die Öl- und Gasindustrie, die den größten Anteil der Staatseinnahmen ausmacht, das 
Währungspotential des Landes bildet und die Entwicklung der anderen Wirtschaftssektoren 
durch Investitionsprogramme bestimmt, hat eine zentrale Bedeutung für die russische Ökonomie. 
Russland ist zudem in sehr hohem Maße von Rohstoffpreisen und -exporten abhängig. Der 
Anteil des Energiesektors an den Staatseinnahmen beträgt nach offiziellen russischen Angaben 
annähernd 50 Prozent (Tab.2-1). Die Öl- und Gaseinnahmen bestehen aus einer Steuer auf die 
Gewinnung von Bodenschätzen und einer Ausfuhrsteuer auf Rohöl, Gas und Petroleumprodukte. 
Aus diesem Grund strebt der Staat danach, die Kontrolle über den Öl- und Gassektor zu errichten 
und zu behalten. Die Öl- und Gasindustrie stellt zudem einen Konkurrenzvorteil in der 
Weltwirtschaft dar. Die Energieexporte waren vor dem Hintergrund der günstigen 
Preiskonjunktur der letzten Jahre die Basis makroökonomischer Erfolge und finanzieller 
Stabilisierung.  
Tab.2-1: Anteil der Öl- und Gaseinnahmen an den Staatseinahmen 
2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
47% 37% 47% 41% 46% 50% 50% 50% 51% 43% 
Quelle: Bočarova, Volkova, Tkačev121 
Tkachenko 122  unterscheidet eine Reihe von Akteuren innerhalb der russischen 
Energiepolitik mit der EU voneinander, unter ihnen der Präsident und seine Administration, die 
Minister der Föderalen Regierung, die regionalen Administrationen des Föderationskreises 
Nordwestrussland, die gesetzgebende Versammlung der Regionen Russlands, Energiekonzerne 
und andere Geschäfts- und Finanzakteure. Zudem merkt er an, dass sich die russische Gas- und 
Ölindustrie zwar in privaten Händen befindet, ihre Verbindung mit der Staatsmacht allerdings 
nach wie vor stark ist. All dies verursacht konkurrierende Interessen im Energiesektor: staatliche 
und private, nationale und ausländische, konservative und liberale, föderale und regionale. Dabei 
betont Tkachenko, dass der Präsident das Zentrum der realen Macht ist und es in seinem 
Interesse liegt, die Energieressourcen als Instrument der Staatsmacht zu verwenden.  
Der Minister für wirtschaftliche Entwicklung und Handel ist für die 
Entwicklungsstrategie des russischen Energiesektors verantwortlich. Der Minister für Industrie 
                                                          
121Bočarova, S. / Volkova, O. / Tkačev, I.: Dolja neftegazovyh dohodov upala v bjudžete Rossii do semiletnego 
urovnja, in: RBK, 24.03.2015, http://www.rbc.ru/economics/24/03/2016/56f32a639a794756a61f301e 
122Tkachenko, S. L.: Actors in Russia’s Energy Policy towards the EU, in: Aalto, P. (ed.): The EU-Russian energy 
dialogue: Europe’s future energy security, Ashgate, 2008. 
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und Handel spielt eine große Rolle bei der täglichen Regulierung des Energiesektors (technische 
und ökonomische Expertise im Rahmen der Investitionsprojekte; Verbesserung des 
Pipelinesystems) und unterstützt die russischen Energiekonzerne im Ausland. Der Minister für 
natürliche Ressourcen und Ökologie erarbeitet politische und rechtliche Instrumente auf dem 
Gebiet der Exploration sowie die Nutzung und den Schutz von Naturschätzen. Der Federal 
Taxation Service der für den ordnungsgemäßen Ablauf der von den Energiekonzernen an die 
regionalen und föderalen Haushalte geleisteten Zahlungen verantwortlich ist, ist Teil des 
Finanzministeriums. Der Außenminister unterstützt die wirtschaftlichen Interessen der 
russischen Öl- und Gasunternehmen im Ausland. Das Parlament arbeitet mit Experten der 
Energieunternehmen zusammen und hat die Möglichkeit, direkt mit deren Chief Executive 
Officers zu kommunizieren. Die russischen Regionen schließlich konkurrieren um den Transit 
der Energieressourcen über ihre Territorien und den Aufbau neuer Terminals.  
In Anlehnung an die Klassifizierung der relevanten russischen Akteursgruppen von 
Tschririkova und Lapina 123 , die zwischen einer politisch-administrative Elite und einer 
Geschäftselite unterscheiden, untersucht Kusznir 124 ihr Einflusspotential und ihre Rolle bei 
Entscheidungsprozessen unter Berücksichtigung einiger Veränderungen seit dem Amtsantritt 
von Präsident Putin im Jahr 2000. Einbeziehung von Wirtschaftseliten und Kontaktaufnahme mit 
den staatlichen Akteuren erfolgt in der Regel dann, wenn dies konkrete Vorteile und 
infolgedessen größere Profite verspricht. Mittel der politischen Einflussnahme von 
Wirtschaftseliten sind dabei die Lobbyismus-Methoden. Erstens wird der direkte Einfluss durch 
persönlichen Kontakte und unmittelbare Beratungen, im Rahmen der Mitarbeit in 
Beratungskommissionen, von Legislative und Exekutive verwirklicht. Zweitens wird ihre 
Auswirkung durch die Mobilisierung der öffentlichen Meinung gezeigt, wenn die Informationen, 
Daten oder Statistiken in Form von Interviews an Massenmedien weitergegeben werden. 
Drittens wird eine Einflussnahme durch Klagen gegen staatliche Gesetze oder Vorschriften 
durchgeführt. Und schließlich wird eigene Handlungsfähigkeit durch die Koalitionen mit nicht-
staatlichen oder staatlichen Akteure gesteigert. Wirtschaftsakteure verfolgen dabei eines oder 
mehrere der folgenden Ziele:  
- Erhalt von staatlichen Haushaltsmitteln, um die eigene Unternehmenstätigkeit zu 
fördern (Staatsaufträge, Subventionen);  
                                                          
123Tschirikowa, A.: Regionale Eliten und regionale Machtstruktur, in: Goszka, G. / Schulze, P. (Hg.): Russlands 
Weg zur Zivilgesellschaft, Bremen, 2001, S. 127-139. 
124Kusznir, J.: Der politische Einfluss von Wirtschaftseliten in russischen Regionen, ibidem Verlag, Stuttgart, 2008 
(zugl. Universität Bremen, Fachbereich Sozialwissenschaften, Dissertation, 2007), S.55. 
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- Ausstattung mit staatlichen Privilegien (Steuervergünstigungen, eine Monopolstellung 
oder günstige Exportquoten);  
- Ausschaltung von staatlichen Bestimmungen, die die eigene Unternehmenstätigkeit 
behindern (Außenhandelsbeschränkungen, Sicherheits- oder Umweltauflagen, 
Lizenzpflichten).125 
Das System der politischen Interessenvermittlung organisiert sich auch durch die 
verschiedenen Verbände. Der Russische Unternehmerverband (RSPP) vertritt die Interessen der 
Geschäftskreise sowohl aus dem Energiebereich als auch aus den anderen Wirtschaftssektoren 
auf der nationalen und internationalen Ebene. Innerhalb des Landes setzt er sich um Ziel, den 
Interessenausgleich zwischen der Gesellschaft, politischen Institutionen und Business-Strukturen 
zu gewährleisten und die vertraulichen und konstruktiven Wechselwirkungen zu fördern. Der 
Verband erarbeitet gesetzgebende, politische, technische und wissenschaftliche Konzepte für die 
Reorganisation des russischen Energiesektors. Auf internationalem Niveau befasst er sich mit 
den Fragen zur Förderung der Integration des russischen Energiesektors in die Weltwirtschaft. 
Der Verbandsvertreter ist auch im Rahmen des Industrie-Rundtisches EU-Russland tätig. 
Obwohl es eine Reihe von Industrie-Lobbying-Verbänden gibt, bleibt das 
Kommunikationssystem zwischen Behörden und nichtstaatlichen Akteuren auf einem niedrigen 
Niveau. Bis 2004 nahm eine Reihe von führenden Tycoons an den Aktivitäten von RSPP teil, 
und die koordinierten Aktionen waren gegenseitig vorteilhaft. Die Geschäftselite hatte Zugang 
zu politischen Entscheidungsträgern, und ihre Interessen waren in erster Linie vertreten. Der 
Staat profitierte von den Informationen darüber, „wo Maßnahmen ergriffen werden müssen und 
festzustellen, ob die geplanten Politiken von den unmittelbar betroffenen Maßnahmen genügend 
unterstützt werden, um sicherzustellen, dass sie umgesetzt werden“. 126 Derzeit ist der RSPP 
weiterhin „active in formulating policy advice at the more technical end of the scale, and in 
managing some inter-firm disputes. […] What the RSPP no longer does is defend the shared 
interests of big business against the state, even the common interest in making perfectly legal use 
of tax loopholes”.127Allerdings sind sowohl die Lobby-Vereinigungen der Branche als auch 
einige staatliche Stellen lediglich eine Fassade. Zum Beispiel spielt das Ministerium für Energie 
der Russischen Föderation keine Rolle bei der Entscheidungsfindung. Seine Aktivitäten werden 
vor allem auf die Erstellung von strategischen Dokumenten reduziert (z. B. die Erarbeitung der 
Energiestrategie von Russland bis 2030) und die Erstellung statistischer Daten. Darüber hinaus 
                                                          
125Pleines, H.: Wirtschaftseliten und Politik im Russland der Jelzin-Ära (1994-99), Münster, 2003, S.64. 
126Hanson, P. / Teague, E.: Big Business and the State in Russia, Europe-Asia Studies, 2005 (vol.57), no.5, 2005, pp. 
657-680, here p. 658. 
127 Ibid, p. 664. 
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gibt es einen Kampf zwischen Eliten über die Kontrolle der Entscheidungsfindung im 
Energiesektor. Während Putins Amtszeit als Premierminister (2008-2012), war das Zentrum des 
Entscheidungsprozesses um den Brennstoff- und Energiekomplex die russische Regierung (die 
in dieser Zeit von Igor Setschin und nach 2012 von Arkadii Dvorkovich geleitet wurde). Im Jahr 
2012 wurde die Präsidentenkommission für die strategische Entwicklung des Brennstoff- und 
Energiekomplexes und der Umweltsicherheit mit Putin als Vorsitzenden und Setschin als 
verantwortlichen Sekretär gegründet. Die Hauptaufgaben der Kommission sind die 
Preiskontrollen im Binnenmarkt, die Fiskalpolitik und die Entscheidungen über Strategien zur 
Entwicklung des Sektors als Ganzes. 128  Nach der Gründung der Kommission hat sich das 
Entscheidungszentrum des Energiesektors wieder in die Präsidentschaftsverwaltung verlagert 
und der Einfluss des Ministerpräsidenten auf die Energiepolitik hat sich geschwächt. Wie oben 
erwähnt, liegt das Management und die Kontrolle des Energiesektors im Zuständigkeitsbereich 
des Präsidenten, der auch im Falle von Intra-Elite-Konflikten der Schiedsrichter ist. So gibt es 
eine einseitige politische Dominanz und keine politischen Alternativen in Russland. 
Rutland bemerkt, dass „lobbying mainly takes the form of individual approaches to 
presidential and governmental leaders who can issue decrees or instructions granting the required 
exemption. This lobbying flows through networks of personal contacts”.129Angesichts der Rolle 
des Präsidenten als Vermittler zwischen konkurrierenden Elite-Gruppen und der ökonomischen 
Elite ist der Entscheidungsprozess mit hohen Transaktionskosten verbunden, die die 
Identifizierung einer optimalen Lösung und die Auflösung von gegensätzlichen Interessen 
erfordern. Der Interaktionsmodus nimmt zunehmend die Form einer ausgehandelten 
Vereinbarung im Hinblick auf den akteurzentrierten Institutionalismus an. Als Zentrum der 
wirklichen Macht kann der Präsident das Problem der kollektiven Handlung durch hierarchische 
Richtung und Kontrolle lösen. 
Russische (interne und externe) Energiepolitik mit der Akteursvielzahl bleibt jedoch 
„centralised, obscure, top-down and leader-oriented“. 130  Der Staat hat einen unmittelbaren 
Einfluss auf die Öl- und Gasindustrie. Einerseits besitzt er durch die Steuer- und Zollpolitik 
einen Wirkungshebel auf die Energieexporte. Andererseits hat er einen Anteil am Aktienkapital 
der wichtigsten Akteure des Energiesektors (Gazprom, Rosneft). Die Ölpipelines werden durch 
                                                          
128Paszyc, E.: The “energy tandem”: Putin and Sechin control the Russian energy sector. OSW Eastweek, 2012-06-
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129  Rutland, P.: Business Lobbies in contemporary Russia, in: The International Spectator: Italian Journal of 
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130 Romanova, T.: Is Russian Energy Policy towards the EU Only about Geopolitics? The Case of the Third 
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das Staatsunternehmen Transneft verwaltet, während die Gasfernpipelines von Gazprom 
kontrolliert werden. Staatlicher Einfluss auf den Energiesektor wird somit weniger durch 
Eigentum, als vielmehr durch die Kontrolle über Transportwege und damit über Exportströme 
ausgeübt.131 In den letzten zehn Jahren hat sich nicht nur die Tendenz der Rückkehr des Staates 
zum Energiesektor gezeigt, sondern auch dessen verstärkte Präsenz dort. Es kommt zu einer 
Neuverteilung der Ressourcen und des Marktanteils zugunsten der staatlichen Unternehmen.  
Die Hälfte der 50 größten Erdöl- und Erdgasfirmen sind mehrheitlich oder gar zu 100% 
Staatseigentum. Diese staatlichen Rohstoffunternehmen verfolgen unterschiedliche Strategien. 
Ihre Tätigkeit kann sich etwa auf die Erschließung und Förderung des heimischen Erdöl- und 
Erdgaspotenzials konzentrieren. Andere Unternehmen streben außerdem die Beteiligung an 
Erdöl- und Erdgasvorkommen im Ausland an, um die eigene Energieversorgung zu sichern. 
Nationale staatliche Erdöl-/Erdgasfirmen verfügen heute häufig über vergleichbares Kapital und 
Wissen zur Unternehmensführung wie private Unternehmen und sind daher nicht mehr auf 
Technologiepartnerschaften mit diesen angewiesen. Das gilt insbesondere für staatliche 
Erdölunternehmen aus Schwellenländern wie Petrobras (Brasilien), PetroChina und Gazprom 
(Russland), die heute über ähnlich hohe Budgets für Forschung und Entwicklung verfügen wie 
ihre privaten Mitstreiter.132Die Hauptaufgaben der nationalen Energiekonzerne sind in diesen 
Ländern die Versorgung des Rentierstaats mit Haushaltsmitteln, wozu insbesondere die 
Alimentierung korrupter Klientelsysteme gehört, sowie die Übernahme staatlicher Aufgaben in 
der Infrastruktur- und Sozialpolitik.133 
Der Hauptnachteil der staatlichen Energieunternehmen ist die Ambivalenz ihres Auftrags. 
Sie verfolgen gleichzeitig kommerzielle und sozialpolitische Zwecke. Zu letzteren gehören die 
Redistribution ihrer Einkommen an die Gesellschaft, die Teilnahme an politischen Prozessen auf 
nationalem Niveau, ein Beitrag zur industriellen Entwicklung, die Unterstützung der 
Außenpolitik des Staates und seiner Energieversorgungssicherheit. Nationale 
Energieunternehmen gewährleisten häufig die Realisierung sozial orientierter Projekte. In einer 
Studie der Rice University wird bemerkt: 
Rosneft has been tapped as a tool of domestic development to fortify the Russian state. 
Rosneft’s activities in remote regions are an instrument of domestic policy, which federal 
                                                          
131 Götz, R.: Russlands Öl und Europa. FES-Analyse: Russland. Juli 2006. 
132  Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe: Reserven, Ressourcen und Verfügbarkeit von 
Energierohstoffen 2009. 
 http://www.bgr.bund.de/cln_145/nn_331084/DE/Themen/Energie/Produkte/energierohstoffe__2009.html 
133Dirmoser, D.: Energiesicherheit. Neue Knappheiten, das Wiederaufleben des Ressourcennationalismus und die 
Aussichten für multilaterale Ansätze Berlin: Friedrich-Ebert-Stiftung, 2007, S.15, 
http://www.fes.de/kompass2020/pdf/Energie.pdf 
58 
 
authorities use unofficially for strengthening the vertical power of the state, particularly 
in the ‘troubled regions’. Rosneft also is active in the development of gasification 
infrastructure to build up the economies of Kamchatka and the Russian Far East. The 
investments are in line with the Kremlin's push to consolidate power in remote regions in 
an effort to ensure the territorial integrity and unity of Russia through economic 
development across the entire country. Rosneft also was charged with the difficult task of 
rebuilding the energy industry of Chechnya.134 
Obwohl solche gemeinnützigen Verpflichtungen für das Land wichtig sind, 
beeinträchtigen sie die Entwicklung der Gas- und Ölindustrie. Insbesondere stoßen die 
Unternehmen auf Hindernisse, was Kapitalisierung und Vergrößerung der Gewinne sowie die 
Vermehrung der Rohstoffvorräte und ihre Förderung angeht. Außerdem verwendet der Staat die 
bei Energieunternehmen anfallenden Gewinne für soziale Maßnahmen, anstatt sie in die 
Entwicklung der Produktionsentwicklung zu investieren. Diese Tatsache gefährdet auch die 
Stabilität der Energieversorgung. 
Vielen staatliche Öl- und Gasgesellschaften fallen außerdem spezifische Aufgaben 
bezüglich der geopolitischen Ziele ihrer Regierungen zu. So gelten die russischen Gas- und 
Ölriesen Gazprom und Rosneft als „willige Handlager“ des Kremls bei der Ausweitung des 
russischen Einflusses in Europa und Asien und bei der Positionierung Russlands als 
Großmacht. 135  Während dem russisch-ukrainischen Konflikt 2005 versuchte Russland, die 
Kontrolle über die ukrainischen Pipelines zu erlangen. Vermutlich war es Gazproms Ziel, eine 
Aktiengesellschaft zu bilden und das ukrainische Gasleitungssystem zu kontrollieren.136 Eine 
ähnliche politische Strategie zeigte sich in Bezug auf Belarus, wo die russische Politik auf eine 
Teilnahme an der Privatisierung von Ölraffinerien und die Kontrolle über die Transitinfrastruktur 
abzielte.137 Die enge Verbindung von Wirtschaft und Politik dient den großen Unternehmen auch 
zur politischen Absicherung ihrer ökonomischen Position und zur Bewahrung von Privilegien 
bzw. der Abwehr von Konkurrenten.138 Andererseits hemmt eine überflüssige Anwesenheit des 
Staates in der Wirtschaft deren Wachstum. Die Verstärkung der Rolle des Staates führt zu 
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137Siehe z.B.: Balmaceda, M.M.: Belarus: Oil, Gas, Transit Pipelines and Russian Foreign Energy Policy. GMB 
Publishing Ltd., 2006. 
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geringerer Transparenz und Effektivität von Unternehmen und verursacht höhere 
Kreditorrückstände. Diese Faktorengesamtheit bedingt eine Reduzierung des Wettbewerbs im 
Energiesektor und die Investitionsaktivitäten nehmen aufgrund des weiteren 
Verstaatlichungsprozesses ab.  
2.3 Energieaußenpolitik Russlands und Energiestrategien gegenüber der EU 
Die Ziele, Aufgaben und Richtungen der langfristigen Entwicklung des Energiesektors 
sowie die Mechanismen der staatlichen Energiepolitik sind in der „Energiestrategie Russlands 
bis 2030“ festgelegt. 139  Die Notwendigkeit einer Überarbeitung und Neuerung der 
Energiestrategie ist entstanden, da die in der Strategie festgelegten Kennziffern nicht mit der 
Realität übereinstimmten. Die in der „Energiestrategie bis 2020“ festgelegten Schwerpunkte 
bleiben im aktualisierten Dokument erhalten und sind an Energiesicherheit, energieeffizienter 
Wirtschaft, ökologischer Sicherheit und Effizienz der Energiewirtschaft orientiert. Die Strategie 
zielt auf eine Aufrechterhaltung stabiler Energieversorgung, sowohl auf dem internen als auch 
auf den externen Energiemärkten, sowie auch auf neue Markterschließungen und stetige 
Marktanteilsgewinne (z.B. in Asien; durch Erhöhung der LNG-Lieferungen) ab. Sie sieht auch 
eine Reduzierung der wirtschaftlichen Abhängigkeit von dem Energieexport vor. Im Rahmen der 
aus der Energiestrategie zu erarbeitenden Dokumente werden die Entwicklungsrichtungen 
präzisiert werden. Laut der Strategie kann sich die Ölförderung im Jahr 2030 auf 530-535 Mio. 
Tonnen (Wachstum um 8,7-9,7% im Vergleich zu 2008), die Ölraffination auf 275-311 Mio. 
Tonnen (Wachstum um 16-31%) und der Export von Öl und Erdölprodukten auf 306-329 Mio. 
Tonnen (Verringerung um 6,4%) belaufen. In Bezug auf Gas wird ein Produktionswachstum von 
33-42% und eine Exportvergrößerung einschließlich Transit von 45-53% erwartet. Die 
Berechnungen der Energiestrategie bis 2030 widersprechen den aktuellen Kennziffern 
mittlerweile. Das Tempo der Nutzbarmachung in Westsibirien stimmt mit den Plankennziffern 
nicht überein. Die meisten Unternehmen haben ihre Investitionsprogramme gekürzt. Trotz dem 
groß angelegten Entwicklungskurs des Energiesektors liegen der Energiestrategie jedoch erhöhte 
Erwartungen bezüglich der russischen Position in den globalen Energiebeziehungen, dem 
ehrgeizigen Modernisierungsprogramm zur Gewährleistung wirtschaftlicher Effizienz und 
Nachhaltigkeit zugrunde. Die neuen Herausforderungen (Überversorgung mit Öl auf dem 
globalen Energiemarkt, Wirtschaftssanktionen gegen Russland infolge der Krimkrise, 
Veränderungen auf dem EU-Binnenmarkt im Rahmen des dritten Energiepakets, EU-
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Wettbewerbsuntersuchung gegen Gazprom usw.) haben die Bedeutung der Energiestrategie 
wesentlich verringert. Im Dokument fehlt eine Einschätzung des staatlichen Einflusses auf den 
Energiesektor, seiner Positionsverstärkung und der Probleme der Antimonopolregelung. In der 
Strategie werden auch die hohe Schuldenbelastung und das Mitteldefizit der staatlichen 
Energiekonzerne nicht erwähnt.140 Gegenwärtig befindet sich ein Entwurf der Energiestrategie 
bis 2035 in Diskussion. 
Russland ist einer der größten Energieproduzenten und –lieferanten weltweit. Außerdem 
ist es vom Transit abhängig und zugleich selbst Transitland. Diese Faktoren begründen eine 
komplexe Einstellung zur Energiepolitik in den Fragen des Transits, der Nachfragesicherheit 
sowie das stabile Funktionieren des Rohstoff- und Energiesektors und eine sichere 
Energieversorgung eine Rolle spielen. Ungeachtet davon, dass viele Versuche unternommen 
wurden, eine einheitliche Energiepolitik zu erarbeiten, verfolgt Russland in der Praxis „several 
energy policies ranging from the various forms of energy at issue and varying between 
associated industries and different geographical regions of Russia and its multiple export 
direction“.141 
Die Energiepolitik Russlands wird auf verschiedenen Wegen klassifiziert. Einige Studien 
betonen geopolitische oder wirtschaftliche Motive und Antriebskräfte, während die anderen die 
Rolle der Korruption bei der energiepolitischen Entscheidungsfindung oder ein Fehlen der 
kohärenten Energiepolitik hervorheben.142 Im Allgemeinen versucht Russland seinen politischen 
Einfluss im Ausland auszubauen und die Gewinne aus dem Energiegeschäft zu maximieren.143 In 
Bezug auf die EU ist Russland vor allem daran interessiert, die Nachfragesicherheit zu 
gewährleisten, indem es seine natürlichen Ressourcen und seinen Exportmarkt kontrolliert und in 
den lukrativen EU-Markt eintritt. 144  Obwohl die geopolitischen und wirtschaftlichen Ziele 
meistens zusammenwirkend sind, ist der Kern der EU-Russland-Energiebeziehungen 
überwiegend wirtschaftlich und kommerziell.145 In Anbetracht der fehlenden einheitlichen EU-
Energieaußenpolitik ist zudem die russische Energiepolitik unter dem Motto „Teile und 
herrsche“ gegen die EU-Mitgliedstaaten gerichtet (z.B. Pipeline-Ausbau Nord Stream, 
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Abschließung von langfristigen Verträgen) und zielt dabei darauf ab, die Bemühungen der EU 
um die Gestaltung einer gemeinsamen Energiepolitik zu unterminieren.146 
In der Energieaußenpolitik verfolgt Russland verschiedene Strategien und Taktiken.147 
Mit der „locking in demand“- Strategie versucht Russland, durch Feststellung und Erfüllung 
langfristiger Verträge nachhaltige Energiebeziehungen zu etablieren und die bilaterale 
Zusammenarbeit mit einzelnen EU-Mitgliedsstaaten auszubauen. Die Strategie „locking in 
supply“ bezieht sich auf eine Konsolidierung der Kontrolle über die strategischen 
Energieleitungssysteme, um Lieferungen, Handel und Distribution zu beeinflussen. Dazu werden 
Pipelines, Raffinerien und Elektrizitätsnetze gekauft. Im Rahmen der „external consolidation“- 
Strategie versucht Russland, langfristige Liefer- und Explorationsverträge mit den kaspischen 
Ländern abzuschließen. Durch die Einbeziehung von Kasachstan und Turkmenistan sollen deren 
Vereinbarungen mit der EU und die entsprechenden Pläne zur Diversifizierung der Lieferquellen 
verhindert werden. Bei der Verfolgung seiner Ziele hat Russland eine begrenzte Toolbox zur 
Verfügung. Die stärksten Instrumente der Energieaußenpolitik sind die Subventionen, 
Einstellungen der Öl- und Gaslieferungen, Pipeline-Explosionen als Form der Einstellung und 
Aufbau von alternativen Transitpipelines. Zudem setzt Russland eine Vielzahl zusätzlicher 
Instrumente ein, um seine Energiekonflikte zu lösen. Dazu gehören die scharfe Rhetorik, die 
Einfuhrverbote für Nicht-Energiegüter (Mineralwasser, Wein, Fleisch), Cyber-Attacken, 
persönliche Beziehungen, anspruchsvolle PR-Kampagnen, Gerichtsverhandlungen und 
militärisches Säbelrasseln.148 
Die Konstellation auf dem Gasmarkt im postsowjetischen Raum unterscheidet sich vom 
europäischen Markt. Es existieren „no normal market relations in the gas trade between Russia 
as supplier and the CIS members as consumers. Gazprom has essentially a captive market and 
can apply pressure to its post-Soviet customers as needed”.149Russland und Gazprom haben 
gegenüber postsowjetischen Staaten strukturelle Vorteile. In erster Linie sind deren 
Leitungssysteme auf Europa hin orientiert und mit russischen Pipelines verknüpft, die ihrerseits 
von Gazprom kontrolliert sind. Außerdem fehlt ihnen ein Zugang zum europäischen 
Energiesystem. Ihre inländische Erdgasförderung ist eingeschränkt und deckt nicht den gesamten 
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149 Svoboda, K.: Business as Usual? Gazprom’s Pricing Policy Toward the Commonwealth of Independent States, 
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Bedarf. Gazprom hat zudem das Ziel, die GUS-Gasmärkte zu kontrollieren, ihre Energiepolitik 
zu beeinflussen und seine Gewinne durch die Kontrolle über Produktion, Transit und 
Distribution zu erhöhen. Die stark abhängigen und wenig konkurrenzfähigen postsowjetischen 
Energiemärkte ermöglichen es Gazprom, seine Gewinne hoch zu halten.150 
Ein weiterer Bestandteil der Energiesicherheitspolitik ist die Diversifizierung. In der 
Strategie bis 2030 zeigt sich ein deutlicher Kurswechsel der russischen Energiepolitik nach 
Osten hin (China, Japan, Republik Korea und Asien-Pazifik Region), der Anteil der westlichen 
Lieferungen muss dabei geringer werden. Der östliche Exportanteil von Öl beträgt zurzeit 6% 
und soll laut der Energiestrategie bis zum Jahre 2030 auf 22-25% erhöht werden. Die 
erstmaligen Gaslieferungen sollen unterdessen realisiert werden und zum gleichen Zeitpunkt auf 
19-20% erhöht werden. 
Ungeachtet dessen, dass die Kooperationskanäle mit den supranationalen EU-Organen 
überwiegend eingefroren werden, wird die Diskussion und der Meinungsaustausch zwischen 
russischen und europäischen Verbänden und Vertretern der Energieunternehmen, zwischen den 
mitgliedstaatlichen und russischen Behörden und Wissenschaftlern im Rahmen der Konferenzen 
(z.B. jährliche Konferenz der Russischen Gasgesellschaft und Eurogas seit 2006) und 
Dialogplattformen (z.B. das Deutsch-Russische Rohstoff-Forum) fortgesetzt. Wirtschaftliche 
Akteure versuchen auf unterschiedlichen Wegen, ihre jeweilige Position in den politischen 
Willensbildungs- und Entscheidungsprozess einzubringen. Zum einen versucht ein 
Energieunternehmen individuell seine Interessen geltend zu machen. Zum anderen koordinieren 
sich mehrere Energieunternehmen und vertreten gemeinsam bestimmte Positionen. 151  Die 
Russische Gasgesellschaft (RGO) ist eine nichtkommerzielle Partnerschaft von Unternehmen der 
Öl- und Gasbranche. Die Mitglieder sind russische Gasproduzenten, Gastransportunternehmen, 
regionale Gasverteilungs- und Vertriebsorganisationen, sowie auch die Forschungsinstitute. 
Eines der wichtigsten Ziele ist es, Wechselwirkungen zwischen den Teilnehmern und den 
legislativen und exekutiven Institutionen, sowie zwischen den internationalen Organisationen zu 
fördern. Die Russische Gasgesellschaft gehört zu den assoziierten Mitgliedern der 
Internationalen Gas Union (IGU) und zur Europäischen Union der Gaswirtschaft (Eurogas). Die 
Vertreter der RGO sind in den Arbeitsgruppen und Programmausschüssen der IGU beteiligt.152 
Die Non-Profit-Organisation „Eurogas“ vertritt Interessen der Gasproduzenten und –lieferanten. 
Die Mitglieder sind die europäischen Energieunternehmen (RWE, Total, ENI, OMV, Shell u.a.) 
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und das assoziierte Mitglied ist die Russische Gasgesellschaft (die Vertreter Gazprom nehmen an 
gemeinsamen Konferenzen teil). Ihr Tätigkeitsbereich bezieht sich auf Handel, Förderung und 
Vertrieb von Erdgas und die Hauptaufgaben sind, die Regulation und Funktionieren des 
europäischen Energiemarktes sicherzustellen, sowie auch die Bedeutung von Erdgas 
hervorzuheben. 
2.4 Energiepolitische Grundpositionen der EU: mitgliedstaatliche und supranationale 
Ebene 
Die europäische Energiepolitik hat externe und innere Dimensionen. Rechtlich ist das 
Energiegebiet so geregelt, dass ausschließlich die Mitgliedstaaten kompetent sind. Dieser 
Umstand ist Teil der nationalen Gesetzgebungen, da die Durchsetzung der Rechtsstellungen in 
diesem strategischen Sektor als zentraler Bestandteil staatlicher Souveränität gilt. 
Energieversorgung ist ein wichtiger Bestandteil von nationaler Sicherheit und wirtschaftlicher 
Entwicklung. Zugleich haben die Knappheit der eigenen Vorräte und ihre 
ungleichmäßige geographische Verteilung dazu geführt, dass die EU-Länder Energieressourcen 
einführen müssen.  
Die europäischen Märkte sind bislang durch die kleinere Anzahl der Marktteilnehmer, 
den hohen Heterogenitätsgrad und geringe Offenheit gekennzeichnet. Die Versorgung mit Gas 
wurde in den meisten EU-Mitgliedsstaaten als natürliches Monopol angesehen und auf einige 
Energieunternehmen konzentriert. Als staatlicher Monopolbetrieb wurde beispielsweise Gaz de 
France (GDF) in Frankreich gegründet. Außerdem wird der überwiegende Anteil der 
Gaslieferungen hauptsächlich durch drei Anbieterländer - Russland, Norwegen und Algerien - 
gedeckt. Die europäische Marktsituation im Erdgasbereich stellte somit den Markt mit der 
unvollständigen Konkurrenz dar, wo der Wettbewerbsdruck fehlt. Die Schaffung eines 
integrierten Energiebinnenmarktes ist eine Voraussetzung für erfolgreiche EU-
Energieaußenpolitik, die einen Beitrag zur nachhaltigen, wettbewerbsfähigen und sicheren 
Versorgung mit den Energieressourcen leistet. 
Zudem werden im Jahre 2006 vom Europäischen Rat auch folgende Herausforderungen 
festgestellt: die anhaltend schwierige Situation auf den Öl- und Gasmärkten; die bislang noch 
begrenzte Diversifizierung; hohe und stark schwankende Energiepreise; die weltweit 
zunehmende Energienachfrage; Sicherheitsrisiken für die Erzeuger- und Transitländer sowie für 
die Transportrouten; die wachsende Bedrohung durch die Klimaänderungen; die langsamen 
Fortschritte bei der Energieeffizienz und der Nutzung erneuerbarer Energien; das Erfordernis 
höherer Transparenz auf den Energiemärkten und einer stärkeren Integration und Vernetzung der 
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nationalen Energiemärkte bei der Liberalisierung des Energiemarkts; die begrenzte Abstimmung 
zwischen den Akteuren im Energiebereich; erforderliche Investitionen in die 
Energieinfrastruktur. 153  Außerdem zeigt sich eine deutliche Verschärfung des Wettbewerbs 
zwischen den Abnehmerländern um Energieressourcen. 
Dadurch ist die Entstehung der supranationalen Regelung des Energiebereichs bedingt. 
Dabei muss bemerkt werden, dass die Handlungsmöglichkeiten der europäischen Institutionen in 
diesem Politikfeld vom Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung bestimmt werden. Diesem 
Prinzip zufolge ist „die Union nur innerhalb der Grenzen der Zuständigkeiten tätig, die die 
Mitgliedstaaten ihr in den Verträgen zur Verwirklichung der darin niedergelegten Ziele 
übertragen haben. Alle der Union nicht in den Verträgen übertragenen Zuständigkeiten 
verbleiben bei den Mitgliedstaaten.“154 
In Anlehnung an die Akteurkategorien des akteurzentrierten Institutionalismus treten die 
Europäische Kommission und der europäische Gerichtshof als korporative Akteure auf, die einen 
weitgehenden Handlungsspielraum und die Möglichkeit zu hierarchischer Steuerung haben. Der 
Europäische Gerichtshof hatte dem Europarecht in einer Reihe von Urteilen nicht nur Vorrang 
vor nationalem Recht, sondern diesem auch unmittelbare Wirkung verliehen. Der EU-
Gerichtshof kann unter Verweis auf die entsprechenden Vertragsartikel in einer Reihe von Fällen 
zugunsten eines ungehinderten Wettbewerbs und gegen nationale Vorbehalte verbindlich 
entscheiden.155 Dies trifft auch auf die europäische Energiepolitik zu. Bei der Etablierung des 
Energiebinnenmarktes spielt der EuGH eine zentrale Rolle. Der energiepolitische 
Kompetenzbereich fokussiert die Schnittstelle von Markt und Staat und die Behandlung der 
Frage, in welchem Ausmaß die Mitgliedstaaten Unternehmen auf dem Gebiet der 
Daseinsvorsorge Sonderrechte gewähren und sie dadurch von den EU-Wettbewerbsregeln 
ausnehmen können. 156  Die Funktion des EuGH als Wahrer der Einhaltung europäischer 
Rechtsnormen kommt der Kommission zugute. Sie überwacht die Einhaltung der europäischen 
Rechtsnormen und kann beim EU-Gerichtshof Gerichtsverfahren einleiten. Sie ist somit befugt, 
Mitgliedstaaten zu bezichtigen und bei fortwährender Weigerung auch zu Strafzahlungen zu 
verpflichten. 157  Die Kommission ist auf gleichgerichtete Vertragsinterpretationen durch den 
                                                          
153  Rat der Europäischen Union: Schlussfolgerungen des Vorsitzes - 23./24. März 2006, 7775/1/06 REV 1, 
18.05.2006, http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/06/st07/st07775-re01.de06.pdf 
154 Art. 5 Abs. 1, 2 EUV. 
155 Wagner, W.: Der akteurzentrierte Institutionalismus, in: Bieling, H.-J. / Lerch, M. (Hrsg.): Theorien der 
europäischen Integration, VS Verlag, 2006, S. 249. 
156 Pollak, J. / Schubert, S. / Slominski, P.: Energiepolitik der EU, UTB, facultaswuv, 2010, S. 101. 
157 Geden, O. / Fischer, S.: Die Energie- und Klimapolitik der Europäischen Union. Bestandaufnahme und 
Perspektiven, Baden-Baden: Nomos, 2008, S. 59. 
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EuGH angewiesen. Teils greift sie entsprechende Urteile auf, teils bringt sie ihre Interpretationen 
initiativ ein.158 
Die Kommission betätigt sich vor allem als „Ideenmotor“ und versucht, neue Initiativen 
der Mitgliedstaaten anzuregen. Sie kann hierzu z. B. wissenschaftliche Studien erstellen bzw. in 
Auftrag geben, eine Expertengruppe zu einem Thema zusammenstellen, Konferenzen 
organisieren oder eine öffentliche Anhörung durchführen. Die Ergebnisse präsentiert sie dann 
Mitgliedstaaten, Parlament und der europäischen Öffentlichkeit, z. B. in einem so genannten 
„Grünbuch“, in dem wichtige Fragen und erste Vorschläge zu einem bestimmten Thema 
aufgeführt werden. Oft folgt darauf später ein „Weißbuch“, das schon deutlich konkretere 
Vorschläge und Maßnahmen enthält. Soll auf europäischer Ebene ein Gesetz im Bereich 
Energiepolitik erlassen werden, dann ist das Parlament daran im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens beteiligt. Zusätzlichen Einfluss hat das Parlament, indem es über den 
Haushalt der EU mitentscheidet. In der Energie- und Klimapolitik kommt dem Europäischen 
Parlament die Rolle der Rechtsetzung zu, zum Beispiel in Form von Verordnungen und 
Richtlinien.159 In diesem Bereich vertritt das Europäische Parlament keine einheitliche Position, 
sondern agiert als ausgesprochen heterogener Akteur. Von einer gemeinsamen 
energiepolitischen Position dieses Organs kann daher nur bedingt gesprochen werden. 160 
Erarbeitung und Annäherung der Energiepolitik erfolgen im Rahmen des Ausschusses für 
Industrie, Forschung und Energie. Die Zuständigkeit des Ausschusses bezieht sich auf 
gemeinschaftliche Maßnahmen im Bereich Energiepolitik im Allgemeinen und auf die Sicherheit 
von Energieversorgung und Energieeffizienz. Außerdem befasst er sich mit dem Auf- und 
Ausbau transeuropäischer Netze im Bereich Energieinfrastruktur und mit Fragen, die die 
nukleare Sicherheit und Euroatom betreffen.161 
Im Rahmen der institutionellen Kompetenzstruktur erfüllt die EU-Kommission exekutive 
Aufgaben. Als supranationales Organ nimmt sie auch die Interessen der Europäischen Union 
wahr und agiert unabhängig von den Regierungen der Mitgliedsstaaten. Die Kommission hat 
eine hervorgehobene Stellung inne und ist in der Lage, sowohl übergreifende Strategien als auch 
konkrete Gesetzvorschläge zu veröffentlichen und damit ihre Position zum Ausgangspunkt von 
                                                          
158  Schmidt, S.K.: Die Einflussmöglichkeiten der Europäischen Kommission auf die europäische Politik, in: 
Politische Vierteljahresschrift 42/2, 2001, S.173-192. 
159 Planspielreihe zur Energie- und Klimapolitik der EU. Ein Projekt von aktioneuropa, Bundesregierung, EU-
Kommission und EU-Parlament.// http://www.eu-planspiele.de/content/blogcategory/18/38/ 
160 Geden, O. / Fischer, S.: Die Energie- und Klimapolitik der Europäischen Union. Bestandaufnahme und 
Perspektiven, Baden-Baden: Nomos, 2008, S. 51. 
161Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie. http://www.europarl.europa.eu/committees/de/ITRE/home.html 
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Debatten zu machen. Hier zeigt sich ihre Rolle als „Agenda-Setter“.162 Von besonderer Relevanz 
sind diese Kompetenzen in der Wettbewerbspolitik.163 Hauptziele sind faire Bedingungen für die 
Wirtschaftsakteure und ein besseres Funktionieren der Märkte. Die Kommission kommt 
außerdem ihrer Kontrollfunktion bei grenzüberschreitenden Fusionen, staatlichen Betriebs- und 
Rettungshilfen und der Beeinträchtigung des Wettbewerbs auf den liberalisierten Märkten nach.  
Eine starke und einflussreiche Präsenz der EU-Kommission zeigt sich in erster Linie in 
dem Bestreben, einen einheitlichen europäischen Energiemarkt zu etablieren. Um die 
Liberalisierung voranzutreiben, hat die Kommission ihre strukturellen Vorteile mehrfach 
eingesetzt. 2012 hat sie eine Untersuchung im Energiesektor durchgeführt, die Verstöße gegen 
die Wettbewerbsvorschriften festgestellt hat. Ein Kartellverfahren wurde gegen Gazprom 
eingeleitet. Dem Unternehmen wurde mutmaßlicher Missbrauch einer marktbeherrschenden 
Stellung in mittel- und osteuropäischen Gasmärkten vorgeworfen. Die Untersuchung hat gezeigt, 
dass Gazprom die Möglichkeit seiner Kunden eingeschränkt hat, das erworbene Erdgas in andere 
Länder weiterzuverkaufen. Das könnte dazu führen, dass Gazprom in bestimmten 
Mitgliedstaaten unlautere Preise verlangen könnte. Das Unternehmen könnte somit seine 
beherrschende Stellung auch dadurch missbraucht haben, dass es Gaslieferungen an Zusagen von 
Großhändlern bezüglich der Gastransportinfrastruktur geknüpft hat. 164  Die 
Verpflichtungsangebote von Gazprom beinhalten, dass grenzüberschreitende Gasflüsse 
zugelassen werden und wettbewerbsfähige Preise gewährleistet werden. Zudem verzichtet 
Gazprom auf durch seine marktbeherrschende Stellung erhaltene Forderungen. 165  Die EU-
Kommission hat 2017 angekündigt, dass sie bereit sei, das Kartellverfahren gegen Gazprom zu 
klären.  
Ende September 2011 hat die Europäische Union auch etliche unangekündigte 
Durchsuchungen bei Energieunternehmen durchgeführt. Einige Erdgasunternehmen in Zentral- 
und Osteuropa stehen seitdem unter Verdacht, sich wettbewerbswidrig zu verhalten. Ihnen 
werden Marktaufteilung, die Errichtung von Netzzugangshindernissen und Hindernissen in 
Bezug auf die Diversifizierung der Energieversorgung sowie Preisabsprachen vorgeworfen.166 
Die Namen der Unternehmen hat die Kommission nicht veröffentlicht. Nach Angaben von 
                                                          
162 Geden, O. / Fischer, S.: Die Energie- und Klimapolitik der Europäischen Union. Bestandaufnahme und 
Perspektiven, Baden-Baden: Nomos, 2008, S. 38. 
163 Die Wettbewerbsvorschriften werden von der Kommission und den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedsstaaten 
laut der Artikel 101 - 109 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) durchgesetzt. 
164  Europäische Kommission: Kartellrecht: Kommission sendet Mitteilung der Beschwerdepunkte an Gazprom 
wegen mutmaßlichen Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung in mittel- und osteuropäischen Gasmärkten. 
Pressemitteilung IP/15/4828, 22.04.2015. 
165 Europäische Kommission: Kartellrecht: Kommission bittet um Stellungnahme zu Verpflichtungsangeboten von 
Gazprom betreffend mittel- und osteuropäische Gasmärkte, Pressemitteilung IP/17/555, 13.03.2017. 
166Europäische Kommission: Pressemitteilung MEMO/11/641, 27.09.2011. 
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Eurasia Daily Monitor wurden durchsucht: Gazprom Germania in Berlin; E.On Ruhrgas in 
Essen; RWE in Essen und Prag; OMV, Econgas und Centrex in Wien; Vemex in Prag; SPP in 
Bratislava; LietuvosDujos in Vilnius; EestiGaas in Tallinn; Overgasund Bulgargaz in Sofia.167 
Die Kommission versucht so, das Wettbewerbsumfeld in Europa zu verbessern. Außerdem 
wollte sie sich mit der Situation im Bereich der Lieferungen bekannt machen. Durch die Prüfung 
von Verträgen, die die Gaspreisformel, die Indexierungsverfahren der Gaspreise bei der 
Ölpreisentwicklung und die Take-or-Pay-Verpflichtungen enthalten, kann eine 
Wettbewerbspolitik festgelegt und realisiert werden. Kurz zuvor hatte die Kommission 
vorgeschlagen, einen Mechanismus für den Informationsaustausch über zwischenstaatlichen 
Abkommen zwischen Mitgliedstaaten und Drittstaaten im Energiebereich zu errichten. Sie tritt 
auch dafür ein, die Mitgliedsstaaten bei den Verhandlungen über das Abkommen rechtlich zu 
unterstützen. Das soll die Risiken mindern.168 Diese Initiative wird die Konstellation im Bereich 
der Gaspreisgestaltung verändern, wenn die Vertragsbedingungen immer geheim bleiben. Im 
September 2011 hat die Europäische Kommission zudem Vertragsverletzungsverfahren gegen 
Mitgliedstaaten eingeleitet, die das dritte Energiepaket noch nicht in nationales Recht umgesetzt 
haben. 169  Die Nichterfüllung der Vorschriften kann die Vollendung des europäischen 
Energiebinnenmarkts entsprechend verzögern. Im Allgemeinen fordert die EU-Kommission die 
Mitgliedstaaten zur besseren Energie-Governance für den Binnenmarkt auf, die sich auf 
Erfüllung von vier Richtlinien (Richtlinien über gemeinsame Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und den Erdgasbinnenmarkt, über Endenergieeffizienz und 
Energiedienstleistungen, sowie auch über Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden) 170  bezieht. 
Umsetzungs- und Konkordanzdefizit sind die Leistungsanzeiger, die das reibungslose wirksame 
Funktionieren des EU-Binnenmarktes umfassen. Das Umsetzungsdefizit weist auf die 
Diskrepanz zwischen der Anzahl der Richtlinien hin, die noch nicht vollständig umgesetzt 
wurden und der Gesamtzahl der Richtlinien, die bereits umgesetzt sein sollten. Das 
Konkordanzdefizitdeutet auf die Anzahl der umgesetzten Richtlinien, für die 
Vertragsverletzungsverfahren wegen Nichtübereinstimmung eingeleitet wurden. 171 Hohe 
                                                          
167Socor, V.: EU Launches Anti-Trust Investigation Against Gazprom and Its Affiliates, in: Eurasia Daily Monitor, 
2011 (vol. 8), no.183. 
168Europäische Kommission: Die EU-Energiepolitik: Entwicklung der Beziehungen zu Partnern außerhalb der EU, 
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170Europäische Kommission: Bessere Governance für den Binnenmarkt, COM(2012) 259 final, 08.06.2012. 
171 Europäische Kommission: Leistungsbewertung nach Governance-Instrument, 2013, 
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Unvollständigkeitsquoten sind 2015 im Bereich „Energie“ noch präsent (24 Fälle)172, was auf 
einen noch fragmentierten Energiemarkt verweist. 
Mit der Verabschiedung des dritten Energiepakets wird die Rolle der 
Regulierungsbehörden verstärkt. Gemeinsam mit dem Europäischen Parlament nehmen sie an 
der Ausarbeitung der Normen und Vorschriften teil. Council of European Energy Regulation 
(CEER) ist eine Non-Profit-Organisation und eine Plattform für die Zusammenarbeit und den 
Informationsaustausch zwischen den nationalen Energieregulierungsbehörden, sowie auch für 
die Vertretung ihrer Interessen auf der europäischen und internationalen Ebene. Der im Jahre 
2000 gegründete CEER setzt sich zum Ziel, eine Etablierung eines einheitlichen, 
wettbewerbsfähigen und nachhaltigen EU-Gasmarktes zu fördern. Die mit dem Council eng 
kooperierende Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden (ACER) 
verfolgt die gleichen Ziele und soll eine Rolle bei Koordination nationaler Regulierungsbehörden 
und der Beratung der europäischen Organe spielen. Sie ist auch für die Zusammenarbeit 
zwischen den Übertragungs- und Fernleitungsnetzbetreibern und für die Frage bezüglich des 
Zugangs zu grenzüberschreitender Infrastruktur zuständig.173 
Zudem üben die verschiedenen Verbraucherorganisationen, Verbände und 
Organisationen einen Einfluss auf die EU-Organe und Institutionen, durch ihr öffentliches 
Auftreten, Diskussionen, gegenseitige Konsultationen und Werbeaktionen, aus. Die 
einflussreiche Europäische Verbraucherverband BEUC (The European Consumer Organisation) 
befasst sich mit den Verbraucherrechten, die sich auf die Auswahl der verschieden Lieferanten 
und Produkten und auf die Gewährleistung der notwendigen Information beziehen. Unter den 
NGOs und den Interessengruppen spielen die Umweltverbände eine besondere Rolle, die das 
Energiesparen und den Klima- und Umweltschutz zum Ziel haben und die Effizienzkampagnen 
durchführen. Zusammen mit den Vertretern der Wissenschaft beraten sie die politischen EU-
Institutionen. 
2.5 Außenpolitische Dimensionen der EU-Energiepolitik 
Seit 2000 betreibt die EU eine konsequente Gestaltung ihrer Energieaußenpolitik. Das 
Grünbuch „Hin zu einer europäischen Strategie für Energieversorgungssicherheit“174 hebt die 
Notwendigkeit einer Neuregelung und eines umfassenden koordinierten Herangehens an das 
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Problem der Energiesicherheit auf supranationalem Niveau hervor. Es stellt fest, dass die EU-
Abhängigkeit von externer Versorgung ständig zunehmen wird und dass die EU nur über einen 
geringen Spielraum verfügt, um das Angebot an Energieträgern zu beeinflussen. Außerdem wird 
betont, dass nur eine nachfrageorientierte Politik die Grundlagen einer Politik zur dauerhaften 
Sicherung der Energieversorgung schaffen kann. Die Maßnahmen sehen einerseits eine Senkung 
des Nachfragewachstums und damit verbunden Energiesparoptionen vor. Andererseits sind eine 
Senkung der Angebotsabhängigkeit durch die Entwicklung erneuerbarer Energieträger, eine 
erweiterte und erneuerte Bevorratungspolitik sowie der Erhalt des Wettbewerbs und Dialoge mit 
den Förderländern vorgesehen. Das Dokument hat zur Diskussion über den Rahmen der EU-
Energiepolitik in Bezug auf Versorgungssicherheit beigetragen.  
Das Folgedokument im Rahmen der Gestaltung der externen Dimension der 
Energiepolitik ist Das Grünbuch „Eine europäische Strategie für nachhaltige, 
wettbewerbsfähige und sichere Energie“.175 Dessen Ziel ist es, Vorschläge und Optionen zu 
erarbeiten, die eine neue und umfassende europäische Energiepolitik begründen. Es hebt die 
Notwendigkeit hervor, in der Energieaußenpolitik mit einer Stimme zu sprechen, um auf die 
anstehenden Herausforderungen reagieren zu können. Die Prinzipien der europäischen 
Energiestrategie sind dabei Nachhaltigkeit, Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungssicherheit. 
Das Grünbuch nennt sechs vorrangige Bereiche, für die die Kommission konkrete Maßnahmen 
zur Umsetzung einer europäischen Energiepolitik vorschlägt, unter ihnen die Vollendung der 
europäischen Binnenmärkte für Strom und Gas, Maßnahmen zur Sicherung einer konstanten 
Energieversorgung, die freie Zusammenstellung eines Energieträgermixes für die 
Mitgliedsstaaten, Maßnahmen für den Klimaschutz sowie Entwicklung und Einsatz neuer 
Energietechnologien und die weitere Erarbeitung einer kohärenten Energieaußenpolitik. Das 
vorgestellte Grünbuch markiert insofern eine wichtige Etappe auf dem Weg zur Entwicklung 
einer gemeinsamen Energiepolitik, als es sämtliche Aspekte der Energiepolitik zu einer 
gemeinsamen Strategie zusammenfasst. Es leitet eine Phase der öffentlichen Konsultation ein, 
um eine Reihe konkreter Maßnahmen im Energiebereich zu ergreifen. Der Europäische Rat hat 
die im Grünbuch enthaltenen Empfehlungen auf seiner Frühjahrstagung im Jahr 2006 zur 
Grundlage einer neuen europäischen Energiepolitik gemacht.176 
Das Dokument „Eine Energiepolitik für Europa“ beinhaltet Maßnahmen zur Schaffung 
eines Erdgas- und Elektrizitätsbinnenmarkts, behandelt Energieeffizienz, erneuerbare Energien 
und Energietechnologien sowie Handlungsoptionen in Bezug auf Versorgungssicherheit und 
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Energieaußenpolitik. Dessen Leitlinie ist die Bekämpfung des Klimawandels, die sowohl 
national als auch international verwirklicht werden muss. Im dazugehörigen Aktionsplan wird 
betont, dass die EU ihre Anstrengungen verstärken muss, um weltweit Maßnahmen gegen den 
Klimawandel zu erwirken. Weiterhin wird die Absicht der Kommission begrüßt, sämtliche 
Möglichkeiten zu bi- und multilateralen internationalen Verhandlungen für den Klimaschutz zu 
nutzen, energiepolitische Strategien zu koordinieren und die Zusammenarbeit im Bereich 
saubere Technologien zu verstärken. Dieser Beschluss hat eine große Bedeutung für die 
Integration im Energiebereich. Die Annahme der gemeinsamen Energiestrategie ist einerseits ein 
Kennwert für die Fähigkeit der EU, anstehende komplexe Probleme zu lösen. Andererseits ist 
der Aktionsplan auf einen wissenschaftlich-technischen Durchbruch im Energie- und 
Klimaschutzbereich sowie auf die Entwicklung des EU-Energiebinnenmarkts und seine 
Verstärkung auf dem Weltenergiemarkt ausgerichtet. Die Energiepolitik hat somit 
wirtschaftliche und ökologische Dimensionen und trägt zu höherer Versorgungssicherheit, der 
Bekämpfung des Klimawandels und einer Modernisierung der Energieinfrastruktur bei. 
Der Vertrag von Lissabon enthält neue Regelungen, die die Steuerungssysteme der EU 
reformieren sollen und hat dadurch eine große Bedeutung für die gemeinsame Energiepolitik. 
Mit dem Vertrag wurde zunächst ein Energiekapitel eingeführt und die primärrechtlichen 
Kompetenzen festgestellt. Die Neuerungen im Vertrag von Lissabon zur Entwicklung einer 
integrierten Energie und Klimapolitik stellen eine substanzielle kompetenzrechtliche 
Neuausstattung der Gemeinschaft in diesem Politikfeld dar. In allen drei Bereichen des 
„energiepolitischen Zieldreiecks“ von Umweltverträglichkeit, Wettbewerbsfähigkeit und 
Versorgungssicherheit finden sich deutliche Anpassungen an die tatsächliche Handlungsbreite 
und die globalen Gestaltungserfordernisse. 177  Ungeachtet davon, dass die Zuständigkeit im 
Energiebereich nicht nur exklusiv bei den Mitgliedsstaaten liegt, enthält der Vertrag diese 
Einschränkungen. Diese Maßnahmen berühren aber nicht das Recht eines Mitgliedstaats, die 
Bedingungen für die Nutzung seiner Energieressourcen, seine Wahl zwischen verschiedenen 
Energiequellen und die allgemeine Struktur seiner Energieversorgung zu bestimmen.  
Das Papier „Eine Außenpolitik zur Förderung der EU-Interessen“ 178 bezieht sich im 
Energiebereich auf die Nutzung und Entwicklung energiepolitischer Dialoge auf bilateralem, 
regionalem und internationalem Niveau sowie auf die Erarbeitung einer koordinierten 
Energiestrategie der EU-Länder. Es sieht keinen unverzüglichen Übergang zu einer 
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gemeinsamen Energiepolitik vor, sondern sieht für Mitgliedstaaten vielmehr weiterhin das Recht 
vor, gegenüber dritten Ländern eine souveräne Energiepolitik zu betreiben. Es ist jedoch auf eine 
bessere Abstimmung des Handels auf Grundlage der gemeinsamen Prinzipien ausgerichtet. 
Säulen der EU-Energiesicherheit sind die Diversifizierung der Energiequellen, des geografischen 
Ursprungs und der Transitrouten sowie gut funktionierende Märkte. 
Die EU-Energierechtsgrundlage hat wirtschaftliche, politische und ökologische 
Dimensionen. So setzt die EU das Ziel, den Verbrauch traditioneller Energieträger zu reduzieren. 
Zugleich verfolgt sie eine Politik der Liberalisierung. Versorgungssicherheit stellt neben 
Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit eine der drei zentralen Herausforderungen der 
europäischen Energiepolitik dar. Die Diversifizierung der Transportrouten und Lieferanten soll 
ein höheres Maß an Energieversorgungssicherheit gewährleisten. Außerdem richtet sich die 
Politik auf diesem Gebiet auch auf die Entwicklung wirksamer Krisenreaktions- und 
Erdölbevorratungsmechanismen sowie auf den Ausbau der internen und externen 
Energieinfrastruktur für Erdgas, LNG und Strom. Die Bestrebungen der EU bestehen somit 
erstens darin, durch einen gemeinsamen Markt mehr Energiesicherheit, auch in Bezug auf 
Transitfragen, zu schaffen. Zweitens sollen gemeinsame Infrastrukturprojekte zu einer größeren 
Diversifizierung der Transportrouten und der Bezugsquellen beitragen. Drittens ist die 
Zusammenarbeit ordnungs- und strukturpolitisch relevant.179 
Das konkrete Zielvorhaben enthält die 20-20-20-Ziele 180  (20 % weniger 
Treibhausgasemissionen als 1990; 20% aus der erneuerbaren Quellen; 20% mehr 
Energieeffizienz). Mit dem Grünbuch „Ein Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030“ 
wurden diese Ziele für weitere zehn Jahre angepasst werden (Verringerung der 
Treibhausgasemissionen um 40 %; 27% Anteil an erneuerbaren Energie).181Der Energiefahrplan 
2050182zeigt dabei, wie die Verringerung der CO2-Emmissionen um 80 bis 95% unter den Stand 
von 1990 erreicht werden kann. 
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und des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen; Richtlinie 
2009/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Änderung der Richtlinie 
2003/87/EG zwecks Verbesserung und Ausweitung des Gemeinschaftssystems für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten; Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
April 2009 über die geologische Speicherung von Kohlendioxid; Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 über die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Reduktion ihrer 
Treibhausgasemissionen mit Blick auf die Erfüllung der Verpflichtungen der Gemeinschaft zur Reduktion der 
Treibhausgasemissionen bis 2020. 
181Europäische Kommission: Grünbuch „Ein Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030“, COM(2013) 169 
final , 27.03.2013. 
182Europäische Kommission: Energiefahrplan 2050, KOM(2011) 885 endgültig, 15.12.2011. 
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Bei der Gestaltung der europäischen Energieaußenpolitik strebt die EU-Kommission auf 
der internationalen Arena ein konsolidiertes Auftreten an und besteht darauf, mit „einer Stimme“ 
zu sprechen und die eigene Position durch Verfolgung einer einheitlichen Energiepolitik zu 
stärken. Die außenpolitische Rolle des Europäischen Parlaments und des Europäischen 
Gerichtshofs ist in diesem Bereich kaum von Relevanz. 183  Das Inkrafttreten des Lissabon-
Vertrags sollte eine vertragsrechtliche Grundlage und die Basis zur Überwindung des 
gegenwärtigen Energie-Bilateralismus herstellen, bei dem jeder Mitgliedstaat einzeln mit 
Lieferanten und Transitstaaten verhandelt – zugunsten einer Energiesolidarität, die in der Lage 
ist, Synergieeffekte zu nutzen.184 
Der Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030, die Strategie zur 
Energieversorgungssicherheit 185  und der Lissabon-Vertrag stellen eine vertragsrechtliche 
Grundlage für die 2015 angekündigte Energieunion dar. Die Energieunion zielt auf die 
Versorgung der Verbraucher in der EU mit sicherer, nachhaltiger, auf Wettbewerbsbasis 
erzeugter und erschwinglicher Energie ab. Unter der Energieunion ist auch ein integriertes 
europaweites Energiesystem gemeint, „in dem die Energieströme ungehindert über die Grenzen 
hinweg fließen, das auf Wettbewerb und der bestmöglichen Nutzung der Ressourcen basiert und 
in dem die Energiemärkte auf EU-Ebene erforderlichenfalls wirksam reguliert werden“.186 Die 
Gestaltung der Energieunion ist mit vielen Fragen verknüpft. Es ist noch unklar, welche 
Strategien die EU-Kommission aussuchen wird, um die Energiemärkte zu koordinieren und zu 
integrieren, und inwieweit sie mit derzeit gültigen nationalen Energieplänen in Einklang 
gebracht werden können. Wie kann eine einheitliche EU-Energiepolitik angesichts der 
erheblichen Unterschiede in dem Energiemix der Mitgliedstaaten und ihrer energiepolitischen 
Präferenzen durgeführt werden? 
Trotz der Entwicklung eines energieaußenpolitischen Ansatzes verfolgt die EU jedoch 
immer noch keine kohärente und gemeinsame Politik und stattdessen verbleiben die 
Kompetenzen bei einzelnen Mitgliedstaaten. Diese Konstellation erklärt sich aus dem Umfang 
des Problemkomplexes. Trotz der durchaus positiven Bewertung der energiepolitischen 
Entwicklungen infolge der Ratifikation des Vertrags von Lissabon ist das revidierte Primärrecht 
keineswegs ein eindeutiger Fingerzeig darauf, dass ausschließlich die Europäische Union für 
                                                          
183 Pollak, J. / Schubert, S. / Slominski, P.: Energiepolitik der EU. UTB, facultaswuv, 2010, S. 100. 
184 Leinen, J.: Energieaußenpolitik für Europa, in: Zeitschrift für Außen- und Sicherheitspolitik, 2009, no.2, S. 427–
436. 
185 Europäische Kommission: Strategie für eine sichere europäische Energieversorgung, COM/2014/0330 final, 
28.05.2014. 
186Europäische Kommission: Paket zur Energieunion. Rahmenstrategie für eine krisenfeste Energieunion mit einer 
zukunftsorientierten Klimaschutzstrategie, COM(2015) 80 final, 25.02.2015. 
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dieses Politikfeld zuständig ist. 187  Und da auch die Klima- und Energiepolitik der EU erst 
entwickelt wird, kämpfen die Mitgliedstaaten um nationale Energieinteressen, anstatt sie einer 
gemeinsamen Außenpolitik unterzuordnen. Der Blick auf die unterschiedlichen nationalen 
Energieinteressen erklärt, warum sich die Mitgliedstaaten mit einer gemeinsamen 
Energieaußenpolitik so schwer tun. Die EU-Länder legen unterschiedliches Gewicht auf die 
verschiedenen Energieressourcen. Zudem kann noch keine Rede von einer klar umrissenen 
Energieaußenpolitik sein. Die beschlossene gemeinsame Energieaußenpolitik stützt sich auf eine 
lose Reihe von Einzelmaßnahmen gegenüber Liefer- und Transitstaaten sowie anderen großen 
Energiekonsumenten. 188 Obwohl der Vertrag von Lissabon die klare primärrechtliche 
energiepolitische Zuständigkeit der EU festgehalten hat, bleibt die nationale Souveränität über 
den Energiemix die größte Hürde für die europäische Energiepolitik. Der neue Vertrag stellt 
vielmehr eine Festschreibung bestehenden Gewohnheitsrechts, als einen Handlungsauftrag zur 
vollständigen Neugestaltung des Politikfelds dar.189 
Um ihre Strategien umzusetzen und ihre energiepolitischen Ziele zu erreichen, bildet die 
EU ein System der Energiepartnerschaft mit zentralen Partnern. Differenzierte Beziehungen und 
eine Anpassung von rechtlichen und politischen Instrumenten führen zur Entstehung bestimmter 
institutioneller Rahmen, die Interaktionsformen festlegen. Die Wechselwirkung mit 
Marktintegrationspartnern und EU-Nachbarländern bei der Gründung der Energiegemeinschaft 
oder im Rahmen der Nachbarschaftspolitik setzt die Ausdehnung des Energie-Acquis voraus. 
Die Anwendung des europäischen Energierechtsrahmens ermöglicht eine hierarchische 
Steuerung, die widerstreitende Interessen eliminieren kann.  
Die zwei Hauptgaslieferanten sind ins europäische Energie-Acquis einbezogen. Als 
Mitglied des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) wurde Norwegen in den europäischen 
Energiebinnenmarkt aufgenommen, die meisten Teile des Energie-Acquis sind dadurch hier 
gültig. Es ist außerdem zu erwarten, dass die Bestimmungen des dritten Energiepakets im EWR-
Vertrag umgesetzt und somit auf Norwegen ausgedehnt werden. Zudem liegt den Beziehungen 
zwischen der EU und Algerien das 2005 in Kraft getretene Assoziierungsabkommen 190 
zugrunde, das unter anderem die schrittweise Liberalisierung des algerischen Energiesektors und 
                                                          
187  Fischer, S.: Energie- und Klimapolitik im Vertrag von Lissabon. Legitimationserweiterung für wachsende 
Herausforderungen, n: integration 1/2009, S. 50-62 
188  Meister, J.: Eine Energieaußenpolitik für die EU, in: europa-digital-Dossiers, 2007, http://www.europa-
digital.de/aktuell/dossier/energie/energieaussenpolitik.shtml 
189 Fischer, S.: Auf dem Weg zur gemeinsamen Energiepolitik. Strategien, Instrumente und Politikgestaltung in der 
Europäischen Union. Nomos, 2011, S.50 
190 Euro-Mediterranean Agreement establishing an Association between the European Community and its Member 
States, of the one part, and the People's Democratic Republic of Algeria, 10.10.2005, http://eur-lex.europa.eu/legal-
content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A22005A1010(01) 
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eine Marktöffnung akzentuiert. Vorgesehen sind gemeinsame Infrastrukturprojekte, ein Ausbau 
der Energieversorgungsnetze und ihres Verbunds mit den europäischen Netzen sowie die 
Förderung erneuerbarer Energien. Die Integration des algerischen in den europäischen 
Energiemarkt hat somit die Errichtung einer Freihandelszone zum Ziel. Der dritte Hauptlieferant 
Russland ist wiederum nicht Bestandteil des europäischen Energie-Acquis. Die 
zwischenstaatlichen Beziehungen finden im Rahmen des strategischen Energiedialoges statt, der 
sich durch schwache institutionelle Kapazität auszeichnet, was einer der Gründe für die 
kontinuierlichen Konflikte ist. 
Tab.2-2: System der Energiepartnerschaften mit EU-Partnern 
 Beziehungen zu 
den EU-Nachbarländern 
/Marktintegrationspartnern 
Beziehungen zu den 
wichtigsten EU-
Energielieferländern 
und Transitländern 
Beziehungen 
zu zentralen 
Energieakteuren 
weltweit 
Beziehungen zu 
Entwicklungslän-
dern 
Gegenstand Alle Angelegenheiten, die 
unter die EU-
Energiepolitikfallen 
Vielzahl von 
Angelegenheiten von 
gemeinsamem Inter-
esse wie 
Versorgungs-
/Nachfragesicherheit, 
 
industrielle 
Zusammenarbeit,  
 
Handel und 
Investitionen 
Schwerpunkt 
auf vorrangigen 
Angelegenheiten 
wie Forschung 
und Innovation, 
 
CO2-arme 
Technologien, 
 
Energieeffizienz, 
 
Standards 
Strategien für eine 
emissionsarme 
Entwicklung,  
 
Zugang zu Energie,  
 
politischer und 
rechtlicher 
Rahmen,  
 
 
Unterstützung der 
Energiegewinnung 
und -übertragung, 
 
erneuerbare Ener-
gien u.a. 
Instrumente Vertrag zur Gründung der 
Energiegemeinschaft 
strategische 
Energiedialoge 
Ad-hoc- 
Zusammenarbeit 
im Energiebereich 
Ad-hoc- 
Zusammenarbeit 
im Energiebereich 
Instrumente im Rahmen der europäischen 
Nachbarschaftspolitik, Krisenreaktionsinstrumente 
und/oder spezielle Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen, die u. a. den Energiebereich 
abdecken 
Vertrag über die Energiecharta 
sonstige 
anzuwendende 
Instrumente 
Instrumente im 
Rahmen der EU-
Entwicklungspolitik 
und ggf. 
Krisenreaktionsin-
strumente 
Handelsabkommen 
Quelle: Europäische Kommission191 
Die EU-Zuständigkeit im Energiebereich hat eine Tendenz zur Erweiterung. Das bedingt 
die Ausdehnung des Anwendungsbereichs ihres Energierechts und die Bedeutung ihrer Rolle in 
der internationalen Politik. 
                                                          
191 Europäische Kommission: Die EU-Energiepolitik: Entwicklung der Beziehungen zu Partnern außerhalb der EU, 
KOM(2011) 539 endgültig, 07.09.2011.  
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Im Rahmen des Ministerrates und des Europäischen Rates können die EU-
Mitgliedstaaten Einfluss auf die europäischen Prozesse der Entscheidungsfindung und der 
Politikgestaltung nehmen. Der Europäische Rat, der aus Vertretern der Mitgliedstaaten mit 
Exekutivbefugnissen besteht, bestimmt politische Entwicklungslinien der EU und formuliert 
Ziele und Prioritäten. Dem Rat der Europäischen Union, der sich mit den Legislativverfahren 
befasst, obliegen gemeinsam mit dem Europäischen Parlament Gesetzgebungs- und 
Haushaltsbefugnisse.  
Wie erwähnt stehen Interessen und Präferenzen der jeweiligen Staaten im 
Zusammenhang mit der Umsetzung der Energiesicherheitspolitik. Zudem bedingt die Struktur 
des Energiesektors die Erarbeitung und Durchführung ihrer energiepolitischen Strategien. Einer 
Einteilung von Geden/Fischer 192 zufolge werden die konkreten energiepolitischen Positionen 
von mehreren Faktoren beeinflusst: 
- von der Energieversorgungsinfrastruktur eines Landes, insbesondere vom jeweiligen 
Energieträgermix; 
- von der Erzeugungs- und Transportinfrastruktur; 
- vom Grad an Importabhängigkeit; 
- von den nationalen Marktstrukturen; 
- von den Beziehungen zu den jeweiligen Hauptlieferanten.  
In einer Studie von Braghiroli und Carta 193 wird analysiert, wie die Präferenzen der 
Mitgliedsstaaten den Entscheidungsprozess beeinflussen. Es wird gezeigt, wie sich die 
Strukturvariablen auf die Gestaltung der Positionen auswirken, darunter:  
- Intensität der wirtschaftlichen Beziehungen mit Russland;  
- Energieabhängigkeit;  
- Existenz von Konflikten;  
- Präferenzen für Projekte der regionalen Sicherheit;  
- Förderung von Projekten zur Verringerung der Abhängigkeit von Russland.  
Auf dieser Basis wird ein Index der Loyalität gegenüber Russland erarbeitet.  
Der EU-Beitritt der osteuropäischen Staaten hatte eine wesentliche Auswirkung auf die 
nachfolgende Transformation der europäischen außenpolitischen Strategie. Die beigetretenen 
Länder – Estland, Litauen, Polen, Lettland, Tschechien und die Slowakei – bilden die Gruppe 
der „Eastern Divorced”, die eine von den alten Mitgliedsstaaten abweichende historische 
                                                          
192 Geden, O. / Fischer, S.: Die Energie- und Klimapolitik der Europäischen Union. Bestandsaufnahme und 
Perspektiven, Baden-Baden: Nomos, 2008. 
193Braghiroli, S. / Carta, C.: An Index of Friendliness toward Russia: An Analysis of the Member States and 
Member of the European Parliament's Positions. Working Paper – Pan-European Institute, Turku School of 
Economics, 2009, no.15. 
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Erfahrung hat. Drei Länder sind ehemalige Sowjetrepubliken, die anderen waren integraler 
Bestandteil des postsozialistischen Raums. Der Abhängigkeitsgrad dieser Staaten von den 
Energielieferungen aus Russland ist hoch: Der Gazprom-Anteil am gesamten Gasverbrauch 
betrug in Estland im Jahr 2006 100%; in Litauen 93,3%; in Polen 47,2%; in Lettland 77,8%; in 
Tschechien 75,5%; in der Slowakei 100%. 194  Außerdem sind die zwischenstaatlichen 
Beziehungen dieser Länder zu Russland durch mehrere Konfliktlinien gekennzeichnet. In erster 
Linie beziehen sie sich auf die Diskriminierung der russischen Minderheit sowie auf den 
Denkmalstreit und die Erinnerungspolitik in den baltischen Staaten. Zudem treten die neuen 
Mitgliedsstaaten aktiv für die Durchführung der europäischen Nachbarschaftspolitik ein, die den 
russischen Interessen widerspricht. 
Die Länder, die die zweite Gruppe der „Vigilant Critics” vertreten – Portugal, Schweden 
und Großbritannien –, weisen eine geringe Abhängigkeit vom russischen Erdgas auf, was es 
ihnen ermöglicht, mit einer starken Position aufzutreten. Die Konfliktpunkte zwischen Russland 
und Großbritannien zeigen sich an den Auseinandersetzungen um Menschenrechte und die 
Interessen der britischen Energieunternehmen BP und Shell. Schwedens kritische Position ist 
durch die Forderung nach Berücksichtigung von Umweltfragen beim Ausbau von Nord Stream 
geprägt. Rumänien, Bulgarien und Slowenien sind zwar stark von russischen Erdgaslieferungen 
abhängig, haben aber eine eher positive Strategie im Umgang mit Russland.  
Die Ländergruppe der kooperationsbereiten Partner ist durch Heterogenität 
gekennzeichnet. Frankreich, Deutschland und Italien unterhalten strategische Wirtschafts- und 
Handelsbeziehungen. Sie sind die größten Absatzmärkte für das russische Erdgas, ihre 
Energieunternehmen bilden mit den russischen Energieunternehmen Partnerschaftsfirmen und 
nehmen an der gemeinsamen Gasförderung teil. Die anderen Vertreter dieser Gruppe haben eine 
eher kleine politische Agenda und einen niedrigen Grad an wirtschaftlichen Zusammenhängen 
mit Russland. 
Griechenland, das die vierte Gruppe der „Loyal Wife” darstellt, hat kulturelle, historische 
und religiöse Bindungen zu Russland und ist durch seinen hohen Grad der Energiedependenz 
gekennzeichnet. Außerdem ist das Land ein aktiver Befürworter der von Russland geplanten 
South-Stream-Pipeline.  
 
 
 
                                                          
194Götz, R.: Pipeline-Popanz. Irrtümer der europäischen Energiedebatten, in: Osteuropa, Energie-Dossier: Blick in 
die Röhre. Europas Energiepolitik auf dem Prüfstand, 2009, S. 5-20. 
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Tab.2-3: Freundschafts-Index gegenüber Russland 
Estonia 0  
 
The Eastern Divorced 
Lithuania 0 
Poland 0.11 
Latvia 0.17 
Czech 
Republic 
0.19 
Slovakia 0.25 
Sweden 0.3  
 
The Vigilant Critics 
United 
Kingdom 
0.39 
Romania 0.44 
Slovenia 0.44 
Portugal 0.47 
Bulgaria 0.5 
Hungary 0.53  
 
 
 
 
 
The Acquiescent 
Partners 
Denmark 0.55 
France 0.55 
Ireland 0.55 
The 
Netherlands 
0.55 
Belgium 0.64 
Germany 0.64 
Luxemburg 0.64 
Spain 0.64 
Finland 0.69 
Italy 0.72 
Austria 0.75 
Greece 0.89 The Loyal Wife 
 
Braghiroli und Carta kommen zu dem Ergebnis, dass folgende Faktoren für die 
Gestaltung der außenpolitischen Strategien gegenüber Russland bedeutsam sind: der Grad der 
Abhängigkeit von russischen Erdgaslieferungen und die Intensität der Handelsbeziehungen. 
Eswirddabeibetont, dass „whereas old Member States consider the strength of economic ties with 
Russia as a relative asset, new Member States still consider it as an absolute form of dependence, 
which threatens their overall stability”.195 
Die EU tritt noch immer nicht als eigenständiger Akteur in der europäischen 
Energieaußenpolitik auf. Ihr fehlt dafür ein institutionelles Instrumentarium, das für die 
Entwicklung einer durchsetzungsfähigen gemeinsamen Politik notwendig ist. Und weil die 
                                                          
195Braghiroli, S. / Carta, C.: An Index of Friendliness toward Russia: An Analysis of the Member States and 
Member of the European Parliament's Positions. Working Paper – Pan-European Institute, Turku School of 
Economics, 2009, no.15. 
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energieaußenpolitischen Entscheidungen von nationalen Mitgliedstaaten getroffen werden, 
bevorzugt Russland Verhandlungen und Geschäfte mit einzelnen Staaten und Unternehmen.  
2.6 Zwischenfazit und Einflussfaktoren 
Der Energiehandel ist eine der wichtigsten Einkommensquellen für das russische Budget 
und die Ressourcenrenten dienen zur Persistenz des bestehenden politischen Regimes. Die 
verstärkte staatliche Präsenz im Energiesektor und der zentralisierte 
Entscheidungsfindungsprozess verweist auf die bedeutende Rolle des Präsidenten und seines 
engsten Kreises von Freunden und Partnern. Die Verwendung der Energieressourcen als 
Druckmittel oder Einflussquelle in der Außenpolitik stellt zudem eine negative Form der 
Geoökonomie196 dar. Die Machtinteressen und das gewinnbringende Energiegeschäft lassen sich 
politische Elite Russlands als ein relevanter Akteur für weitere Analyse des Energiedialoges 
einnehmen. Nach der Typologie von Acemoglu und Robinson 197 ist Russland ein Staat mit 
extraktiven politischen Institutionen. Die Hauptmerkmale sind die Monopolisierung und 
Zentralisierung der Macht, die Konzentration der ökonomischen Ressourcen in den Händen der 
herrschenden Elite, die Unterdrückung der Konkurrenz und die Erhaltung bestehender 
Produktionsweisen sowie ein Mangel an Mechanismen für Elitenwechseln. 
Im Gegensatz zu den extraktiven Institutionen tendieren die politischen inklusiven 
Institutionen dazu, die individuellen Rechte, die Rechtsstaatlichkeit und eine gleichmäßige 
Einkommensverteilung zu schützen. Inklusive Wirtschaftsinstitutionen, die die Eigentumsrechte 
durchsetzen, schaffen gleiche Wettbewerbsbedingungen und Investitionen in neue Technologien 
und begünstigen Kompetenzen, die förderlich für das Wirtschaftswachstum sind. 198  Die 
mitgliedstaatliche und supranationale Energiepolitik mit Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit und 
Liberalisierung passt in den theoretischen Rahmen inklusiver Institutionen. Bewahrende 
nationale Souveränität über den Energiemix und Energie-Bilateralismus stellen die EU-
Mitgliedstaaten in den Vordergrund der Analyse. Nichtsdestotrotz trifft die EU-Kommission 
auch das Auswahlkriterium zu, da sie die Etablierung eines einheitlichen europäischen 
Energiemarktes massiv vorantreibt, und nach Stärkung ihrer Rolle und Ausübung der 
hierarchischen Steuerung strebt. 
In diesem Zusammenhang wird das Zukunftsbild des Energiedialoges durch die weitere 
Entwicklung der europäischen Energieaußenpolitik geprägt. Die Qualität der Kooperation im 
                                                          
196Martikainen, T. / Vihma, A.: Dividing the EU with energy?, FIIA Briefing Paper 191, March 2016. 
197Acemoglu, D. / Robinson, J. A.: Why Nations Fail: The Origins of Power, Prosperity and Poverty. New York: 
The Crown Publishing Group, 2012. 
198 Ibid, p. 429. 
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Rahmen des Energiedialoges wird davon abhängig sein, wie die EU ihre Energie-Governance-
Strukturen gestalten wird: ob die Energieaußenpolitik durch ein koordiniertes Herangehen 
durchgeführt wird oder die Energieautonomie beibehaltet wird. Weitere Einflussfaktoren sind die 
Energieressourcen und politischen Institutionen Russlands. Die Zukunftsperspektiven der 
Energiebeziehungen werden dadurch bestimmt, ob die russische Energiepolitik weiterhin unter 
dem Einfluss der extraktiven Institutionen formuliert wird oder interne politische Institutionen 
von der extraktiven zu der inklusiven Funktionsweise transformiert werden.  
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Kapitel III. Entwicklungsphasen und die bestehenden Rechtsrahmen des Energiedialoges 
Das Kapitel dient der Erläuterung von der rechtsverbindlichen Basis für die 
Energiekooperation und der Klassifizierung des Energiedialoges anhand der Typologie der 
internationalen politischen Institutionen. Zudem werden die Positionen und Initiativen der 
Akteure zur rechtlichen Regelung der Energiebeziehungen nähergebracht.  
3.1 Merkmale des internationalen Regimes der europäisch-russischen Beziehungen 
3.1.1 Prinzipien, Normen und Verfahren 
Der Dialog zur Energiezusammenarbeit hat bereits einige Entwicklungsphasen 
durchlaufen. Nach der Entscheidung über den Dialogbeginn fand in seiner zweiten Etappe eine 
Situationsanalyse der Beziehungen statt, um das Kooperationspotential abzuschätzen, daraufhin 
wurden die Entwicklungslinien des Dialoges erarbeitet.199 In der dann folgenden praktischen 
Entwicklungsetappe kam es zur Gründung der institutionellen Basis der Wechselwirkung. 
Laut Krasner interpretieren Prinzipien die Wirklichkeit und beschreiben den Zustand 
sowie gemeinsame Grundannahmen der Akteure. 200  Die Voraussetzungen für eine positive 
Entwicklung des Energiedialoges sind auf der russischen Seite: die Möglichkeit der Expansion 
des russischen Energieexports in die europäischen Länder; eine Nachfrage nach langfristigen 
Investitionen in die Erschließung von neuen Öl- und Gasfeldern, in den Aufbau weiterer 
Energietransportinfrastruktur; auf europäischer Seite ist ein steigender Bedarf des europäischen 
Markts nach Energieversorgung die Voraussetzung einer positiven Entwicklung des 
Energiedialoges.  
Die Akteure richten ihr Handeln an Normvorstellungen aus. Dazu zählen die Schaffung 
eines stabilen Energiemarkts, einer sicheren Energieversorgung und ebensolcher Lieferungen, 
die Steigerung des Exports von russischen Energieressourcen, die Förderung der Modernisierung 
des russischen Energiesektors sowie die Weiterentwicklung der Energieeffizienz und die 
Senkung der Treibhausgasemissionen. 201  Die Akteure lassen sich dabei von Prinzipien wie 
Demokratie, Achtung der Menschenrechte und Herrschaft des Rechts und von den Normen der 
Marktwirtschaft 202  sowie vom Prinzip der Gegenseitigkeit beim Zugang zu Märkten, 
                                                          
199 Poljakova, T.: Energetičeskij dialog Rossija-Evropejskij Sojuz, in: Meždunarodnye aspekty sotrudničestva v 
energetičeskoj sfere, Analitičeskie zapiski, no. 4(6), 2005, Moskva, MGIMO, pp. 3-10, http://imi-
mgimo.ru/images/pdf/Analiticheskie_zapisky/az4-6.pdf 
200 Krasner, S.D.: Structural causes and regime consequences: regimes as intervening variables, in: International 
Organization, 1982 (vol. 36), no.2, pp. 185-205, here p.186. 
201 EU-Russia Energy Dialogue: Synthesis Report, Presented by Russian Vice-Prime Minister Victor Khristenko and 
European Commission Director-General François Lamoureux, Brussels/Moscow, September 2001. 
202 EU-Russia Summit: Joint Declaration of the EU-Russia Summit, IP/00/1239, Paris, 30.10.2000. 
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Infrastruktur und Investitionen 203  leiten. Außerdem kooperieren sie aufgrund der Prinzipien 
Nichtdiskriminierung, Transparenz und effektive Leitung.204 
Eine Mehrebenenstruktur bestimmt den Entscheidungsprozess des Energiedialoges. Drei 
Ebenen der Institutionsstruktur sind zu unterscheiden: zwischenstaatliche, transgovernmentale 
und transnationale Zusammenarbeit (Abb.3-1). 205  
Abb.3-1: Institutionelle Struktur des Energiedialoges EU-Russland 
 
Quelle: zusammengefasst nach T. Romanova und eigene Darstellung 
Das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen206 ist eine institutionelle Legitimation 
und die Rechtsgrundlage von regelmäßigen zwischenstaatlichen Konsultationen zwischen der 
Europäischen Union und Russland: 
• Auf den zweimal jährlich stattfindenden EU-Russland-Gipfeln der Staatschefs und -
oberhäupter werden die strategischen Richtlinien der Entwicklung der EU-Russland-
Beziehungen bestimmt. Auf den Gipfeln werden die Tagesordnungen für den Dialog 
erarbeitet und seine Ergebnisse bewertet. Auf einem bilateralen Gipfel werden die 
Ergebnisse des Dialoges geprüft. Die Akteure sind bezüglich der gesetzten Ziele also 
rechenschaftspflichtig.  
• Auf Ministerebene sind der Kommissar für Energie (der Mitglied der EU-Kommission ist) 
und der russische Industrie- und Energiewirtschaftsminister im Rahmen des ständigen 
                                                          
203 EU-Russia Summit: Press release on EU-Russia Summit in Sochi on 25 May, IP/06/678, Brussels, 24.05.2006, 
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-06-678_en.htm?locale=en 
204 EU-Russia Summit: Road Map for the Common Economic Space - Buildings Blocks for Sustained Economic 
Growth, Moscow, 10.05.2005, https://www.consilium.europa.eu/uedocs/cmsUpload/84815.pdf 
205 Romanova, T.: The Russian Perspective on the Energy Dialogue, in: Journal of Contemporary European Studies, 
2008 (vol.16), no.2, pp. 219-230. 
206 Partnership and Cooperation Agreement (PCA) (1997) Agreement on Partnership and Cooperation: Establishing 
a Partnership between the European Communities and Their Member States, of One Part, and the Russian 
Federation, of the Other Part, Document 21997A1128(01). 
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Partnerschaftsrats (der den Rat für Zusammenarbeit ersetzt hat207) regelmäßig in Kontakt. 
Hier stellen zwei Koordinatoren stellen hier die im Rahmen des Dialoges erreichten 
Fortschritte vor. Ihnen obliegen die allgemeine strategische Planung und Entwicklung des 
Dialoges, außerdem entscheiden sie über mögliche Modernisierungen der inneren Struktur 
des Partnerschaftsrats. Umgesetzt werden ihre Entscheidungen von thematisch arbeitenden 
Gruppen 208 . Der ständige Partnerschaftsrat ist also ein koordinierendes Organ der 
Zusammenarbeit. 
• Auf der Ebene der hochrangigen Vertreter werden Treffen zwischen EU-Troika 209  und 
russischem Außenminister abgehalten. Auf der Ebene der Experten kooperiert man bezüglich 
einer breiten Palette aktueller Fragen. Die Troika-Formel ist seit Inkrafttreten des Vertrags 
von Lissabon durch ein neues System ersetzt. Unter dem ständigen Vorsitz des Hohen 
Vertreters für Außen- und Sicherheitspolitik ist der Rat „Auswärtige Angelegenheiten“ nun 
eng an die Kommission angebunden. Unterstützt wird er wie schon bisher vom 
Generalsekretariat des Rats und in zunehmendem Maße auch vom neuen Europäischen 
Auswärtigen Dienst. 
• Auf den Treffen von EU-Parlament und russischer Föderationsversammlung, die im Rahmen 
des Komitees der Parlamentszusammenarbeit stattfinden, steht der Meinungsaustausch im 
Vordergrund. 
Zu den wichtigsten Merkmalen der transgovernmentalen Ebene gehört „a pooling of 
sovereignty among different governmental and semi-governmental bodies, which cooperate 
across borders in their field of responsibility without the immediate control of the Ministry of 
Foreign Affairs or other top-level officials. It is an essential channel for early warnings about 
changes in regulation and for information sharing”. 210 Diese Ebene zeichnet sich durch die 
Etablierung dreier thematischer Gruppen und des Frühwarnmechanismus aus. In der 
Forschungsetappe des Dialoges wurden vier Expertengruppen gebildet; sie diskutierten Fragen 
von Investitionen, Infrastruktur, Handel und Energieeffizienz und arbeiteten weitere Vorschläge 
für den Energiedialog aus. Um auf praktische Aufgaben des Energiedialoges reagieren zu 
können, wurde 2006 die Struktur der Gruppen verändert. Das Ergebnis war eine neue 
                                                          
207 EU-Russia Summit: Joint Statement “300th anniversary of St. Petersburg - celebrating three centuries of common 
European history and culture”, 31.05.2003, St. Petersburg, http://en.kremlin.ru/supplement/1674/print 
208 Gromoglasova, E.S.: Teorija i praktika političeskogo upravlenija v Evropejskom Sojuze, M.: IMEMO RAN, 
2009. 
209 Laut Amsterdamer Vertrag repräsentiert der Außenminister des vorsitzenden Landes die EU zusammen mit dem 
Hohen Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und mit dem für Außenbeziehungen und 
Nachbarschaftspolitik befugten europäischen Kommissar. 
210 Romanova, T.: The Russian Perspective on the Energy Dialogue, in: Journal of Contemporary European Studies, 
2008 (vol.16), no.2, pp. 219-230. 
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gemeinsame Gruppe, die für Strategien, Prognosen und Entwicklungsszenarien im Bereich 
Energie zuständig war. Die Gruppen für Handel, Investitionen und Infrastruktur wurden zu einer 
Gruppe für Entwicklung zusammengefasst. Das Mandat der Gruppe für Energieeffizienz wurde 
verlängert.211 Die Arbeitsergebnisse dieser Gruppen finden sich in den Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen der Fortschrittsberichte. 
In der Expertengruppe für Strategien, Prognosen und Szenarien finden Meinungs- und 
Informationsaustausch statt. Ihr Ziel ist es, bis 2030 übereinstimmende Prognosen und 
Entwicklungsszenarien im Energiebereich vorlegen zu können. Dabei trägt sie zur Entwicklung 
eines Monitoring-Systems bei, das den Komplex Nachfrage und Angebot beobachtet und ein 
größeres gegenseitiges Vertrauen schaffen und Probleme rechtzeitig feststellen und analysieren 
soll. 
Die Expertengruppe zur Entwicklung der Energiemärkte ist für den Ausbau der 
Beziehungen zwischen der EU und Russland zuständig. Dies geschieht durch die Förderung von 
Informationsaustausch, höherer Sicherheit und einer besseren Vorhersehbarkeit von Angebot, 
Nachfrage und Transit, durch bessere Problemanalyse im Bereich Handel und Investitionen und 
durch die Entwicklung eines effektiven Energiemarkts in der EU und Russland. 
Die Expertengruppe zur Energieeffizienz arbeitet an der Kooperation zwischen 
europäischen und russischen Unternehmen auf dem Gebiet energieeffizienter Technologien und 
Maschinen im Produktions- und Konsumbereich sowie an einer Kooperation im Bereich der 
rechtlichen Grundlagen von Energieeffizienz und erneuerbaren Energien. 
Die transnationale Ebene zeichnen schließlich Wechselwirkungen zwischen 
nichtstaatlichen Akteuren aus. Die Struktur des Energiedialoges gewährleistet eine enge 
Zusammenarbeit von EU-Mitgliedstaaten, europäischen und russischen Experten des privaten 
wie des öffentlichen Sektors und internationalen Finanzinstitutionen. Von Anfang an waren auch 
Industrievertreter an den bilateralen und thematisch arbeitenden Gruppen beteiligt, die Sphären 
gegenseitigen Interesses, Probleme, die gemeinsame Entscheidungen erfordern, und Prioritäten 
der Zusammenarbeit bestimmen. Ihre Treffen finden regelmäßig im Rahmen des Industrie-
Rundtisches EU-Russland statt. 
                                                          
211 EU-Russia Energy Dialogue: Eight Progress Report, Presented by European Commissioner for Energy Andris 
Priebalgs and Minister of Industry and Energy of the Russian Federation Victor Khristenko, Brussels/Moscow, 
October 2007. 
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3.1.2 Regeln 
3.1.2.1 Rechtsgrundlage der Energiebeziehungen  
Zwischenstaatliche Vereinbarungen und Verträge zwischen der EU und Russland legen 
Hauptprinzipien, Entwicklungsrichtlinien und Mechanismen des Energiedialoges fest. Die 
Rechtsgrundlage der Wechselwirkung im Energiebereich ist das 1997 in Kraft getretene 
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA), das unter anderem den gesamten Komplex 
der Wirtschaftsbeziehungen abdeckt und die Aufnahme von Kontakten auf verschiedensten 
Gebieten vorsieht. Ziel der Partnerschaft ist es, die engen Beziehungen im politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Bereich aufrechtzuerhalten und weiterzuentwickeln. Die 
einzelnen Bestimmungen des PKA betreffen den politischen Dialog, den Handel mit Waren, 
Investitionen und Dienstleistungen, den Wettbewerb, Immaterialgüter sowie Umwelt, Verkehr, 
Bildung und finanzielle und soziale Zusammenarbeit. Sein Wirkungsbereich ist somit weit 
gefasst. 
Das PKA hat grundlegenden Charakter und ist ein Rahmenvertrag. Es enthält keine 
konkreten Bestimmungen über Energiefragen – außer in Artikel 65, der die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit regelt. Da bei seinem Inkrafttreten von der Ratifizierung des Energiecharta-
Vertrags 212  ausgegangen wurde, enthält das PKA keine rechtlichte Regelung der 
Energiekooperation. Eine Analyse des normativen Dokumentinhalts liefert jedoch ein 
widersprüchliches Bild. Ein Teil seiner Vorschriften wird erfüllt, andere widersprechen den 
realen derzeitigen Konstellationen aufgrund der Entwicklungsdynamik von internationaler 
Politik und Weltwirtschaft. Aufgrund dieser Konstellation streben beide Seiten auch andere als 
rechtliche Mechanismen zur Optimierung der Wechselwirkungen an. Ein solches Regelwerk 
stellen die Entschlüsse und Vereinbarungen des Russland-EU-Gipfels dar, die als Memoranden, 
Empfehlungen und Deklarationen vorliegen. Ihre Besonderheit ist erstens, dass sie mehrere 
völkerrechtliche Verbindlichkeiten zwischen Russland und der EU beinhalten. Zweitens 
korrelieren sie mit den Normen des Abkommens über Partnerschaft und Zusammenarbeit und 
aktualisieren sie gleichzeitig. Und drittens bringen sie die politisch-moralische Verantwortung zu 
ihrer Umsetzung mit sich. Ein verbindlicher rechtlicher Rahmen mit Sanktionsmechanismen 
liegt ihnen allerdings nicht zugrunde, genauso wenig ist eine Kontrolle ihrer Implementierung 
vorgesehen. 
                                                          
212 Artikel 105 lautet: „Insofar as matters covered by this Agreement are covered by the Energy Charter Treaty and 
Protocols thereto, such Treaty and Protocols shall upon entry into force apply to such matters but only to the extent 
that such application is provided for therein”. 
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Eine Phase der Entwicklung des Dialoges war der Weg zur Unterzeichnung der vier 
Fahrpläne. Die Idee von vier gemeinsamen Räumen wurde 2003 auf dem Gipfeltreffen in Sankt 
Petersburg vorgetragen, 2005 wurden diese Räume dann verabschiedet. Der gemeinsame Raum 
Forschung und Bildung sieht eine Zusammenarbeit auf den Gebieten Forschung, Bildung und 
Kultur vor, die das Wirtschaftswachstum fördert und die Wettbewerbsfähigkeit der russischen 
wie der europäischen Wirtschaftsräume verbessert. Der gemeinsame Raum von Freiheit, 
Sicherheit und Recht soll die Kooperation in den Bereichen Terrorismus und 
grenzüberschreitende Kriminalität verstärken. Gleichzeitig benötigen die teilnehmenden Parteien 
eine effektive gerichtliche Zusammenarbeit innerhalb seiner Grenzen. Das Dokument enthält 
weiterhin Bestimmungen zu Migrationspolitik, Reisefreiheit und einem vielfältigen Austausch 
zwischen den Bürgern Russlands und der EU. Der gemeinsame Raum Äußere Sicherheit zielt 
auf Krisenmanagement, die Vorbeugung von Konflikten und die Nichtverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen ab. 
Der gemeinsame Wirtschaftsraum ist für die Kooperation im Energiebereich von 
besonderer Relevanz. Die Roadmap für diesen Wirtschaftsraum sieht Maßnahmen zur 
Annäherung der Wirtschaftsräume der EU und Russlands vor, die die Entwicklung von 
Investitionen und Handel fördern sollen. Langfristiges Ziel dieser Maßnahmen ist eine 
Integration von russischem Markt und EU-Märkten. Auch die Zusammenarbeit im Energie- und 
Umweltbereich findet innerhalb des gemeinsamen Wirtschaftsraums statt, wobei die 
Entwicklung der transeuropäischen Netze – Pipelines und andere Bindeglieder zwischen den 
Energiesystemen – hier der Kooperationsmechanismus ist. Die Roadmap legt weder 
Zwischenetappen für die Realisierung der in ihr vorgesehenen Maßnahmen fest, noch enthält sie 
Fristen oder Kontroll- und Verantwortungsmechanismen. Sie ist kein rechtsverbindliches 
Dokument und hat eher politischen Charakter. Dementsprechend etabliert sie auch keine 
rechtliche Grundlage für die Entwicklung der Zusammenarbeit. Die Fahrpläne haben den 
Umfang der politischen Vereinbarungen vergrößert, wurden aber mit dem Abkommen über 
Partnerschaft und Zusammenarbeit als dem zwischen Russland und der EU abgesteckten 
Rechtsfeld abgestimmt. Infolge ihrer Unterzeichnung ist eine Nachbearbeitung des Abkommens 
in Bezug auf aktuelle Konstellationen notwendig. Gleichzeitig zeigt sich die Notwendigkeit 
eines neuen Dokuments über die strategische Partnerschaft der beiden Seiten. 
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Weiterhin ist versucht worden, ein Regelwerk für den Bereich Versorgungssicherheit zu 
schaffen. Der Achte Fortschrittsbericht213 schlägt Zusatzmaßnahmen für die Energiesicherheit 
vor, darunter die Überarbeitung der Energiestrategie Russlands bis 2030, eine Problemanalyse 
im Bereich Energiehandel, und die Schaffung eines Frühwarnmechanismus (Early Warning 
Mechanism) bezüglich der Nachfrage nach Öl- und Gaslieferungen. Der Neunte 
Fortschrittsbericht 214  sieht die Möglichkeit vor, Transitländer in den Frühwarnmechanismus 
bezüglich bestehender und geplanter Leitungssysteme einzubeziehen. Das 2009 im Rahmen des 
Energiedialoges unterzeichnete Memorandum über einen Frühwarnmechanismus im 
Energiebereich regelt die Beziehungen im Bereich Versorgungssicherheit und trägt zu 
operativem Informationsaustausch und einer rechtzeitigen Erkennung potentieller Probleme und 
Risiken bei. Der Frühwarnmechanismus wird definiert als „an early evaluation of potential risks 
and problems related to the supply and demand of natural gas, oil and electricity, and the 
prevention and rapid reaction in case of an emergency situation or a threat of an emergency 
situation”. 215 Hauptziel des Memorandums ist es, die Zustimmung aller Beteiligten zu einem 
gemeinsamen Unterrichtungsverfahren im Fall von Lieferstörungen und zu Präventionsaktionen 
bezüglich Benachrichtigung, Informationsaustausch, Konsultationen und Monitoring zu 
erreichen. Ein solcher Mechanismus nimmt die bilateralen Beziehungen zwischen Russland und 
der EU in den Fokus, im Zustimmungsfall würden Verbraucher- und Produzentenstaaten 
allerdings auch die Einstellungen der Transitländer berücksichtigen. Das Memorandum sieht für 
Krisensituationen keine Einbeziehung der Transitstaaten ins Monitoring vor: Zur Monitoring-
Kommission gehören Vertreter Russlands, der EU und der Energieunternehmen sowie Experten 
internationaler Organisationen, auf die sich beide Seiten geeinigt haben. Dem Dokument fehlen 
effektive Maßnahmen zu schneller Reaktion – die Risikoeinschätzung liegt bei den Experten der 
thematischen Gruppen des Energiedialoges. Außerdem bezieht sich das Dokument 
ausschließlich auf Transitkomponenten und erfasst nicht den gesamten Prozess von der 
Förderung über den Transit bis hin zum Konsum erfasst es nicht. Deshalb kann es kein 
objektives und effektives System der Kontrolle und Erkennung von und der Warnung vor 
potentiellen Problemen sein. Es ist zudem nicht rechtsverbindlich und schafft entsprechend keine 
vom Völkerrecht regulierten Rechte und Pflichten.  
                                                          
213 EU-Russia Energy Dialogue: Eight Progress Report, Presented by European Commisioner for Energy Andris 
Priebalgs and Minister of Industry and Energy of the Russian Federation Victor Khristenko, Brussels/Moscow, 
October 2007. 
214 EU-Russia Energy Dialogue: Ninth Progress Report, Presented by European Commissioner for Energy Andris 
Priebalgs and Minister of Industry and Energy of the Russian Federation Sergey Shmatko, Paris, October 2008. 
215 EU-Russia Energy Dialogue: Memorandum on an Early Warning Mechanism in the Energy Sector within the 
Framework of the EU-Russia Energy Dialogue, Moscow, 16.11.2009. 
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Im Juni 2010 wurde auf dem EU-Russland-Gipfel das Projekt „Partnerschaft für 
Modernisierung“ ins Leben gerufen. Sein Hauptziel ist die Förderung der wirtschaftlichen 
Modernisierung in Russland und die Intensivierung der europäisch-russischen Beziehungen im 
Rahmen der bestehenden Branchendialoge. Unter Einbeziehung des Energiedialoges ist das 
Projekt unter anderem auf eine Weiterentwicklung der Zusammenarbeit in den Bereichen 
Energieeffizienz und erneuerbare Energien sowie auf die Modernisierung des russischen 
Energiekomplexes ausgerichtet. Bisher existiert es in groben Zügen, ein von beiden Parteien 
ausgearbeiteter Plan mit Initiativen und Aktionen soll in absehbarer Zeit vorgelegt werden.  
3.1.2.2. Energiecharta-Vertrag 
Der Energiecharta-Vertrag (ECV) ist eines der Dokumente, die die rechtlichen 
Rahmenbedingungen der internationalen Energiemärkte bestimmen. Er wurde 1994 
unterzeichnet und trat 1998 in Kraft. Mitglied sind heute 51 Länder und die Europäische 
Gemeinschaft. Australien, Norwegen, Island und Belarus haben den Vertrag unterzeichnet, aber 
nicht ratifiziert. Die Energiecharta ist ein offener Prozess, die Mitgliedschaft ist weder an 
langwierige Beitrittsverfahren noch an zahlreiche Bedingungen geknüpft.  
Der Energiecharta-Vertrag ist das einzigartige rechtsverbindliche multilaterale 
Abkommen, das die Regierungszusammenarbeit im Energiebereich regelt und die gesamte 
ressourcenorientierte Produktions- und Absatzkette umfasst und könnte eine rechtliche 
Grundlage der Zusammenarbeit und ein vollwertiges Regime zwischen Russland und der EU 
etablieren. Er ist eine internationale Organisation, wurde im Rahmen des Energieregimes 
gegründet, behandelt das Problemfeld Energiepolitik und beschäftigt sich mit Umweltfragen und 
Energieeffizienz. Der Regimebedarf beruht auf der Tatsache, dass  
Russia and many of its neighbours were rich in energy resources but needed major 
investments to ensure their development, whilst the states of western Europe had a 
strategic interest in diversifying their sources of energy supplies. There was therefore a 
recognised need to ensure that a commonly accepted foundation was established for 
developing energy cooperation between the states of the Eurasian continent.216  
Der ECV soll Anreize für Auslandsinvestitionen schaffen und diese schützen, die Transitfreiheit 
von Energieressourcen und Fragen des Umweltschutzes regeln und Mechanismen zur Beilegung 
von Streits zwischen Investoren und Staat oder zwischen Staaten installieren.  
                                                          
216  Energy Charter Secretariat: The Energy Charter Treaty and Related Documents. A Legal Framework for 
International Energy Cooperation, September 2004, p. 13. 
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Er enthält zahlreiche meist komplementäre „harte“ und „weiche“ Rechtsvorschriften. Die 
harten Vorschriften beziehen sich auf spezifische Handlungen, die eindeutig vorgeschrieben 
sind, und auf die zu ihrer Durchsetzung vorhandenen Mittel. Die weichen Vorschriften sind 
Regeln, die den Vertragsparteien zur Strukturierung und Nutzung ihrer Energiesektoren 
angeboten werden und die so Politik, Gesetzgebung und Regulierung beeinflussen. Außerdem 
stellen die weichen Vorschriften Modellverträge und Modellgesetze zur Regelung spezifischer 
energiepolitischer Aktivitäten zur Verfügung, um den fairen Umgang unter den 
Marktteilnehmern zu fördern. 217  Im Bereich Investitionen leitet die Vertragsparteien das 
Nichtdiskriminierungsprinzip. Der ECV enthält Rechtsvorschriften, die die Schaffung eines 
ordnungsgemäßen Investitionsklimas vorschreiben und das nationale Investitionsregime auf 
Gaststaaten ausdehnen. Diese Handelsvorschriften stehen mit Normen, Regeln und rechtlichen 
Instrumenten der Welthandelsorganisation im Einklang, die auf den Grundprinzipien 
Nichtdiskriminierung, Transparenz und fortschreitende Liberalisierung des Welthandels 
(commitment to the progressive liberalisation of international trade) gründen. Die 
Transitbestimmungen vereinfachen Energielieferungen auf der Basis von Nichtdiskriminierung 
und Transitfreiheit. Außerdem liegt dem Vertrag das Prinzip nationaler Souveränität über 
Energieressourcen zugrunde. Weiterhin sieht er Streitschlichtungs- und 
Implementierungsmechanismen und auch seine vorläufige Anwendung vor, soweit dies 
nationalen Verfassungen, Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften entspricht. Tritt dieser Fall 
ein, übernimmt der jeweilige Staat die vorgesehenen Rechte und Verpflichtungen bis zum vollen 
Inkrafttreten des Vertrags.218 Das Sekretariat der Energiechartakonferenz in Brüssel überwacht 
die Erfüllung der EVC-Verpflichtungen. Die Energiechartakonferenz ist eine 
intergouvernementale Organisation sowie das leitende und Entscheidungen treffende Organ der 
Organisation.  
Der Energiecharta-Vertrag hat für Russland einige Vorteile. Im Fall seiner Ratifizierung 
könnte Russland zusätzliche Investoren gewinnen und russisches Kapital in der europäischen 
Wirtschaft platzieren. Gleichzeitig läuft die Charta den russischen Interessen aber auch zuwider, 
in erster Linie im Transitbereich und was die Lieferung von Ressourcen in die EU angeht. Sie 
beinhaltet nämlich die Verpflichtung, dass „each Contracting Party shall take the necessary 
measures to facilitate the Transit of Energy Materials and Products consistent with the principle 
of freedom of transit”.219 Russland versteht das so, dass interessierte ausländische Parteien freien 
                                                          
217 Chalker, J.: Der Energiecharta-Vertrag. Normen, Regeln, Implementierung, in: Osteuropa Sonderheft, Energie-
Dossier „Blick in die Röhre. Europas Energiepolitik auf dem Prüfstand“, 2009, S. 113-126. 
218 Aufgrund des Artikels 45(7) ECV hat Russland den Vertrag bis Oktober 2009 vorläufig angewendet. 
219 Art. 7 (1) ECV.  
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Zugang zum russischen Öl- und Gasleistungssystem und den dazugehörigen Energieressourcen 
bekommen würden. Eine weitere Sorge Russlands macht sich daran fest, dass es als Transitland 
auftreten müsste und der ECV dabei zum Druckmittel werden könnte. Bis 2015 kaufte Russland 
mittelasiatisches Gas an seiner Grenze auf, um es dann an die EU weiterzuverkaufen. Nach einer 
Ratifizierung des ECV wäre es zum Weitertransport des mittelasiatischen Gases verpflichtet. So 
entstünde die Gefahr, dass sich die europäischen Investitionen eher auf mittelasiatische Staaten 
als auf russische Öl- und Erdgasfelder ausrichten würden.  
Eine weitere Kritik Russlands an der Charta ist, dass diese die Bedürfnisse der 
Energieimporteure befriedigen würde, ohne die Interessen der Energieexporteure zu 
berücksichtigen. Der Gasstreit zwischen Russland und der Ukraine im Jahr 2009 hat gezeigt, 
dass die momentanen Konfliktregulierungsmechanismen und Prinzipien der Zusammenarbeit 
nicht mehr effektiv sind. Damals hat die Ukraine die Energiecharta, die sie unterzeichnet und 
ratifiziert hat, durch ihre Transitbedingungen verletzt und die EU konnte die vertraglich 
vorgesehenen Mechanismen zur Streitbeilegung220 nicht anwenden. Bei einem Krisentreffen in 
Moskau 2009 betonte der russische Präsident D. Medwedew: „Russland wird die Energiecharta 
[…] nicht erfüllen. Die Energiecharta ist nicht in der Lage, Transitrisiken abzusichern. Deshalb 
sollte man über einen Ersatz für sie nachdenken“. 221  Der Charta fehlen also 
Sanktionsmöglichkeiten, um Länder, die sie unterzeichnet und ratifiziert haben, zur Erfüllung 
der in ihr übernommenen Verpflichtungen, zu schneller und effizienter Vorbeugung und zur 
Lösung von Notsituationen zu bewegen. Zudem fehlen ihr schnelle und wirksame Strafverfahren 
bei Verstößen gegen ihre Bestimmungen.222 
Im August 2009 hat es Russland abgelehnt, die Energiecharta und ihr Zusatzprotokoll zu 
Energieeffizienz und Umweltfragen zu ratifizieren. Die EU hat dagegen mehrfach die Bedeutung 
des Energiecharta-Vertrags anerkannt und betont, dass alle Länder, die ihn unterzeichnet haben, 
ihre Verpflichtungen auch erfüllen müssen. Der Austritt aus dem ECV wird für Russland 
langfristige Konsequenzen haben. Laut Konopljanik schadet Russlands Ruf als Anhänger des 
Prinzips der gesetzlichen Hoheit. 223 Das erhöht Finanzierungsrisiken und den Preis für Kredite 
                                                          
220 Laut Artikel 7(6) des Vertrags: „eine Vertragspartei, durch deren Gebiet der Transit von Primärenergieträgern 
und Energieerzeugnissen verläuft, darf im Fall einer Streitigkeit über eine Frage im Zusammenhang mit diesem 
Transit den Transit weder unterbrechen noch verringern, und sie darf nicht einer ihrer Aufsicht unterstehenden Stelle 
gestatten oder eine ihrer Gerichtsbarkeit unterstehende Stelle auffordern, den vorhandenen Fluss der 
Primärenergieträger und Energieerzeugnisse zu unterbrechen oder zu verringern“. 
221  N.N.: Kein Kompromiss bei Gas-Krisentreffen in Moskau, 17.01.2009, 
https://de.sputniknews.com/politik/20090117119671985/ 
222 Konopljanik, A.: Russlands Irrtum. Der faktische Austritt Moskaus aus dem Vertrag über die Energiecharta 
bringt keine sichtbaren Vorteile, in: Handelsblatt, 21.10.2009, S. 6. 
223 Konopljanik, A.: Why Is Russia Opting Out of the Energy Charter?, in: International Affairs: A Russian Journal 
of world Politics, Diplomacy and International Relations, 2010 (vol. 56), no.2, pp. 84-96. 
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in Russland, was zu einer geringeren Kreditvergabe führen und höhere Kosten für 
Investitionsprojekte in Russland nach sich ziehen wird. Außerdem steckt der ECV vor dem 
Hintergrund des dritten Liberalisierungspakets für Strom und Gas den Rahmen des 
Investitionsschutzes ab, so dass Investitionsprojekte in ECV-Ländern wettbewerbsfähiger sind 
als russische. Weiterhin besteht die – zwar wenig wahrscheinliche – Möglichkeit, dass in 
absehbarer Zeit eine alternative Basis der Energiezusammenarbeit installiert wird. In diesem Fall 
entstünde ein Rechtsvakuum in den Energiebeziehungen zwischen Russland und anderen 
Ländern. 
Tab.3-1: Institutionelles Design der Energiechartakonferenz 
Merkmale Energiechartakonferenz 
Mitgliedschaft Intergouvernemental, inklusiv 
Aktionsbereich Investitionen, Handel mit Energiematerialien und Transit, 
Energieeffizienz und Umwelt 
 
Zentralisierung 
Keine Zwangsmechanismen zur Erfüllung übernommener 
Verpflichtungen 
Schwache Sanktionsverfahren und Überwachungskompetenzen 
 
Abstimmungsregeln 
Einstimmig. In einzelnen Bereichen ist die Einigung durch Konsens 
vorgesehen 
Flexibilität Hoch  
Quelle: Eigene Darstellung 
Nach diesem Einblick in den Energiecharta-Vertrag soll nun dessen institutionelles 
Design kenntlich gemacht werden (Tab.3-1). Fünf wichtige Merkmale von Institutionen werden 
unterschieden. 224  Erstens sind das die Regeln der Mitgliedschaft, die danach unterschieden 
werden, ob sie exklusiv und beschränkt sind, inklusiv und universal, regional, 
intergouvernemental oder transnational. Das zweite Merkmal ist die Bandbreite ihres 
Aktionsbereichs. Das dritte ist der Grad ihrer Zentralisierung, der vom Umfang der an ihre 
Organe delegierten Aufgaben abhängt. Ihr viertes Merkmal sind die Abstimmungsregeln. Das 
fünfte Merkmal „Flexibilität“ lenkt den Blick schließlich darauf, ob die Regeln einer Institution 
für sämtliche Mitglieder verbindlich sind (geringe Flexibilität) oder ob für einzelne 
Mitgliedsstaaten ein Sonderstatus oder Sonderregeln existieren (hohe Flexibilität). 
Die hohe Flexibilität des Vertrags, die in der Möglichkeit seiner vorläufigen Anwendung 
deutlich wird, und sein geringer Zentralisierungsgrad zeigen, dass die Funktionsweise des 
internationalen Energiemarkts geprüft und modernisiert werden muss und dass ein neues Modell 
                                                          
224 Koremenos, B. / Lipson, C. / Snidal, D.: The Rational Design of International Institutions, in: International 
Organization, 2001 (vol.55), no. 4, pp. 761–799. 
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der Zusammenarbeit für ein zuverlässiges Funktionieren des Vertrags notwendig ist. Der 
Generalsekretär des ECV André Mernier hat im Oktober 2010 den russischen Argumenten in 
einem Vortrag zugestimmt: „The world has changed. The EU has grown considerably and today 
includes 27 member states. Russia has found new stability and a path towards the future. 
Moreover, the energy sector now has a new look. Finally, globalisation gives the issues a new 
dimension”. Er betonte auch, dass es nicht notwendig sei, „to change them [the existing texts], 
but to adapt, complete and enlarge them“.225 
Größere Flexibilität soll der Vertrauensbildung dienen und zugleich der veränderten 
Gestalt der Energiesicherheitsprobleme Rechnung tragen. Eine geringere institutionelle 
Flexibilität soll dagegen unkooperatives Verhalten im Rahmen der Dilemmasituation verringern 
(Tab.3-2). Das positive Maximum (CC) im Rahmen des Gefangenendilemmas kann nur erreicht 
werden, wenn sämtliche Akteure die gemeinsam erarbeiteten Regeln einhalten. Die für den Fall 
einer Regelverletzung vorgesehenen Sanktionen sichern deren Einhaltung. Konsolidierung, 
Stabilisierung und Achtung der Vertragsnormen sind also eine gewinnbringende Lösung des 
Kooperationsdilemmas. Hält Akteur A im Rahmen einer gemeinsamen rechtsverbindlichen 
Grundlage an der Verletzungsstrategie fest (DC) und kommt Akteur B seinen 
Vertragsverpflichtungen nach (CD), erhält Akteur A in dieser Runde die maximale Auszahlung, 
muss im nächsten Zug aber mit Sanktionen rechnen. Die gleiche Situation entsteht umgekehrt 
auch für Akteur B, wenn dieser sich unkooperativ verhält, während Akteur A sein Handeln an 
der Win-Win-Kooperation orientiert. Gründen die Beziehungen nicht auf rechtsverbindlicher 
oder formaler Grundlage, wird das Handeln des schadenorientierten Akteurs nicht von 
möglichen Sanktionen bestimmt. In diesem Fall existieren nur eingeschränkte 
Kontrollmechanismen und es entstehen destruktive Konflikte. In einer rechtlich unklaren 
Situation erhöht sich also die Wahrscheinlichkeit nichtkooperativen Verhaltens und der 
Erlangung von Vorteilen auf Kosten des Partners. Ein rechtlich bindender Vertrag, der klar 
formulierte Rechte und Pflichten, einklagbare Ansprüche und eine Risikominderung für die 
Kooperation vorsieht und die Möglichkeit unterschiedlicher Interpretation ausschließt, schafft 
eine für beide Seiten langfristig vorteilhafte Zusammenarbeit. 
 
 
 
                                                          
225 Mernier, A.: Presentation at the III International Conference “Energetika XXI: economy, policy, ecology”, 
organised by the Saint-Petersburg State University of Economics and Finance, 14.10.2010, 
http://www.energycharter.org/fileadmin/DocumentsMedia/News/20101014-
St.Petersburg_SG_AMernier_Speech.pdf 
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Tab.3-2: Erfüllung von Verträgen im Kooperationsdilemma 
                                EU (A) 
Russland (B) 
Erfüllung von Verträgen (C) Verletzung der Regeln (D) 
Erfüllung von Verträgen 
(C) 
gemeinsames Profitieren, 
stabile Beziehung 
Sanktionen 
Verletzung der Regeln 
(D) 
Sanktionen Risiken der Kooperation 
Quelle: eigene Darstellung 
3.2 Erarbeitung eines neuen rechtlichen Regelwerks 
3.2.1 Gründe der unverbindlichen rechtlichen Rahmenbedingungen 
Es stellt sich somit die Frage, warum die Verträge nicht rechtsverbindlich sind und 
welche Probleme bei ihrer Erarbeitung existieren. In diesem Zusammenhang wird auf 
Transaktionskosten verweisen, die durch Institutionalisierung und die Entstehung der 
entsprechenden Regime entstehen, die Schaffung einer rechtlichen Basis der Kooperation und 
die im Prozess der Regimebildung für die Akteure tatsächlich anfallenden und erwarteten Kosten 
umfassen. Sie werden im Folgenden unterschieden in Kosten, die aufgrund unsicherer 
Informationen anfallen (Informationskosten) und in durch den Verhandlungsprozess verursachte 
Kosten (Verhandlungskosten).226 
Die Informationskosten entstehen hauptsächlich durch Unsicherheit über das zu lösende 
Problem sowie durch Absichten, Interessen und Verhalten von anderen und Drittparteien.227 Die 
EU geht vom Standpunkt des freien Markts und der Verbraucher aus, während Russland aus der 
Position des Lieferanten heraus argumentiert und die staatliche Kontrolle des Markts verstärken 
möchte. Die EU tritt hauptsächlich als Nettoimporteur auf, Russland dagegen als Nettoexporteur. 
Das führt zu unterschiedlichen energiepolitischen Zielen und Aufgaben beider Akteure. Infolge 
ihrer Energieabhängigkeit ist für die EU Risikosteuerung von herausragender Bedeutung, 
während es das vorrangige Ziel Russlands ist, als Hauptenergielieferant nach Europa aufzutreten.  
Auch den jeweiligen Einstellungen zur Entwicklung der Binnengasmärkte fehlt jene 
Gegenseitigkeit, die die supranationale Ebene der EU und die nationale russische Ebene 
dominieren. In vielerlei Hinsicht hängt das mit den gegensätzlichen Interessen von Verbrauchs- 
und Produktionsländern zusammen. Das unterschiedliche Verständnis des Reziprozitätsprinzips, 
insbesondere, was die Forderung nach gegenseitiger Marktöffnung angeht, ist in der 
                                                          
226  Marty, F.: Managing International Rivers. Problems, Politics and Institutions. Bern, Berlin, Bruxelles, 
Frankfurt/M., New York, Oxford, Wien, 2001, p. 42. 
227 Ibid, p.43. 
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unausgeglichenen Entwicklung der russischen und der EU-Märkte begründet. 228  Außerdem 
besteht zwischen den Regeln des europäischen und des russischen Energiemarkts eine Disparität, 
die auf die grundsätzlich unterschiedlichen Rollen des Staats in beiden Systemen verweist: 
Während die EU versucht, einen homogenen internen Markt mit liberalen Regeln für 
leitungsgebundene Energieträger zu schaffen, beherrscht den russischen Gasmarkt ein politisch-
ökonomischer Monopolist, der den Marktzugang kontrolliert, Regeln aufstellt und neuerdings 
von der Regierung auch unter offizieller Umgehung des marktwirtschaftlichen Wettbewerbs 
Lizenzen zur Ausbeutung von Rohstoffvorkommen erhält.229 
Außerdem sind die Energiesicherheitskonzepte der Akteure sehr unterschiedlich. Für die 
EU stehen die Gewährleistung sicherer und reibungsloser Lieferungen zu vorteilhaften 
wirtschaftlichen Bedingungen sowie die Diversifizierung ihrer Energieimporte bezüglich 
Herkunft und Art im Vordergrund. Aus diesem Grund kommt der Versorgungssicherheit – der 
Verhinderung bzw. Verringerung politischer, wirtschaftlicher und technischer Risiken durch 
bessere und intensivere Beziehungen zu Erzeuger- und Transitländern – große Aufmerksamkeit 
zu. Aus russischer Sicht bedeutet Energiesicherheit dagegen, dass eine stabile Nachfrage nach 
Energie gewährleistet ist und der Energiesektor sicher funktioniert. 
Die aus der Unsicherheit resultierende Angst vor Risiken führt zu einem 
Vertrauensverlust zwischen den Akteuren. Um ihre Abhängigkeit zu reduzieren, forciert die EU 
die Erarbeitung ihrer Energiestrategie. Einerseits verfolgt sie das Ziel, die Lieferungen zu 
diversifizieren und verstärkt mit zentralasiatischen Staaten zusammenzuarbeiten, die auf Grund 
ihrer geo- und energiepolitischen Bedeutung große Aufmerksamkeit auf sich ziehen. 
Andererseits setzt sie auf die stetige Weiterentwicklung der erneuerbaren Energien. Russland 
verfolgt dagegen eine Politik der Exportdiversifizierung und bemüht sich, den eigenen Status des 
Monopolisten aufrechtzuerhalten. Die europäische Kritik an Russland bezieht sich auf die 
russische Innenpolitik – darunter die Rolle des Staats in Bezug auf die Wirtschaft –, auf die 
Politik im Bereich der Auslandsinvestitionen und auf die Verwendung der Energieressourcen als 
politisches Druckmittel. Die russische Außenpolitik gegenüber Europa bestimmten dagegen die 
amerikanischen und die osteuropäischen Interessen. Die russische Unterstützung der 
amerikanischen Strategie – deren Ziele die Expansion der NATO nach Osten, die „bunten 
Revolutionen“ und die Stationierung eines Raketenabwehrsystems in Polen und Tschechien sind 
– sowie der Brüsseler Versuch, einen Interessenausgleich zwischen den osteuropäischen EU-
                                                          
228 Gromoglasova, E.S.: Teorija i praktika političeskogo upravlenija v Evropejskom Sojuze, M.: IMEMO RAN, 
2009. 
229  Buras, P. / Grätz, J.: Energiepolitische Handlungsfähigkeit der Europäischen Union nach der Gaskrise, 
Bertelsmann Stiftung, http://www.bertelsmann-stiftung.de/bst/de/media/xcms_bst_dms_27354_27355_2.pdf 
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Ländern und Russland zu schaffen, haben zu Verständigungsschwierigkeiten geführt. Der Kampf 
um Energieressourcen und Lieferrouten und die Kritik der EU und Russland aneinander haben 
zu einer wenig vertrauensvollen Atmosphäre geführt. 
Das zieht hohe Verhandlungskosten infolge von Kommunikationsproblemen nach sich, 
fragmentierte Entscheidungsprozesse und einer Vielzahl von beteiligten Akteuren.230 Die Kosten 
in dieser Kategorie fallen für schriftlich abgefasste Verträge und für die Prozesse von deren 
Aushandlung durch die Vertragsparteien an. 231  Das Abkommen über Partnerschaft und 
Zusammenarbeit ist 2007 ausgelaufen und wird seither jährlich verlängert. Die Ausarbeitung 
eines neuen Dokuments erschweren die unterschiedlichen Herangehensweisen an dessen 
Form. 232  Die EU besteht darauf, ein detailliertes Dokument auszuarbeiten, das nicht nur 
allgemeine Prinzipien und Richtungen der Zusammenarbeit enthält, sondern auch ein 
Entwicklungsprogramm für verschiedene Bereiche. Russland vertritt dagegen die Auffassung, 
dass für die Verständigung über ein umfassendes Dokument mehr Zeit nötig ist und tritt für ein 
Basisabkommen ein, wobei Einzelvereinbarungen spezielle Fragen der Zusammenarbeit 
präzisieren sollen. Das neue Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit soll 
Bestimmungen in Bezug auf die Wechselwirkung im Energiebereich enthalten. 
Die vergleichende Analyse beider Konzepte zeigt, dass  
first, the EU vision is more mature and better thought through: it is better articulated and 
legally substantiated. But it seems that the obligations of the EU partners are given 
greater priority than those of the EU itself. Furthermore, the EC is evidently determined 
to extend the effects of EU legislation to Russia and strengthen its regulatory impact on 
Russian companies. By contrast, the Russian approach is largely based on political 
declarations. Second, the EU calls for instituting a common legal environment that will 
give companies greater freedom of action. At the same time, Russia believes in 
concluding concrete agreements between concrete companies on concrete, clearly 
specified assets. Finally, the situation is complicated by the fact that Russia appears to be 
a rather “consolidated” actor: its policy course is enunciated by the head of state and 
                                                          
230  Marty, F.: Managing International Rivers. Problems, Politics and Institutions. Bern, Berlin, Bruxelles, 
Frankfurt/M., New York, Oxford, Wien, 2001, pp. 44-45. 
231 Richter, R. / Furubotn, E.G.: Neue Institutionenökonomik: eine Einführung und kritische Würdigung, Mohr 
Siebeck, 1999, S. 52. 
232 Mehr zu möglichen Formen des Vertrages: Emerson, M. / Tassinari, F. / Vahl, M.: A New Agreement between 
the EU and Russia: Why, What and When?, CEPS Policy Brief 2006, no. 103; Arbatova, N.K.: “Problema-2007”: 
čto dal’še, in: Rossija v global’noj politike, 2006, no. 1; Bordačev, T.V.: Na puti k strategičeskomu sojuzu, in: 
Rossija v global’noj politike, 2006, no.1; Emerson, M. / Arbatova, N. / Bordachev, T.: The Elephant and the Bear 
Try Again: Options for a New Agreement Between the EU and Russia. Centre for European Policy Studies (CEPS), 
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relevant government ministers, while companies actively implement it. By contrast, the 
EU is relatively heterogeneous. The aforementioned concept is pursued by the EC but is 
not always endorsed by EU member states.233 
3.2.2. Russische Initiativen zur Schaffung einer völkerrechtlichen Grundlage der 
Energiebeziehungen 
Russland tritt für eine die Interessen aller Akteure berücksichtigenden Neustrukturierung 
der Energiebeziehungen ein. Während seines G8-Vorsitzes hat Russland die Annahme eines 
Dokuments über die Prinzipien der globalen Energiesicherheit 234  initiiert, das Hauptziele, 
Prinzipien und einen Maßnahmenplan zu ihrer Verwirklichung beinhaltet. Es weist darauf hin, 
dass für eine sichere Versorgung wichtige gemeinsame Probleme gelöst werden müssen: 
instabile Erdgas- und Erdölpreise; die wachsende Importabhängigkeit einiger Länder von ihren 
Energieträgern; der Investitionsbedarf im Energiesektor; Umweltschutz und Klimaveränderung; 
politische Instabilität usw. Außerdem betont das Dokument die Wichtigkeit des Dialoges 
zwischen Verbrauchern und Produzenten und die Verantwortung beider Seiten entsprechend 
dem Prinzip der Risikoverteilung. Mit anderen Worten: Die Energiesicherheit der Konsumenten 
zählt genauso viel wie die Sicherheit der Produzenten; eine sichere Versorgung ist genauso 
wichtig wie eine langfristig abgesicherte Nachfrage. 
In Fortführung dieser Prinzipien hat D. Medwedjew die Ausarbeitung eines international 
rechtsverbindlichen Dokuments vorgeschlagen, das sämtliche Aspekte der globalen 
Energiezusammenarbeit behandelt und die Interessen aller Akteure des Energiemarkts 
widerspiegelt. Ein „Konzeptueller Ansatz zur neuen Rechtsbasis der internationalen 
Zusammenarbeit im Energiebereich (Ziele und Grundsätze)“235, den der russische Präsident im 
April 2009 präsentiert hat, soll die Energiecharta ganz oder teilweise ersetzen. Das aus drei 
Teilen bestehende Dokument setzt eine gemeinsame Kontrolle des Energietransits, die 
Modernisierung der Gasleitungssysteme sowie die Erarbeitung von internationalen 
Energiebilanzen voraus, die auf langfristigen Prognosen zur Entwicklung von Angebot und 
Nachfrage gründen. Sein erster Teil behandelt Prinzipien der internationalen Energiekooperation, 
der zweite enthält Bestimmungen zum Transit und zur Beilegung möglicher Konflikte, der 
Schlussteil besteht aus einer Auflistung von Energieressourcen.  
                                                          
233  Romanova, T.: Energy Partnership – A Dialog in Different Languages, in: Russia in Global Affairs, no. 
1, January - March 2007. 
234 G8: Global Energy Security, St. Petersburg, 16.07.2006, http://en.g8russia.ru/docs/11.html 
235 Medvedev, D.A.: Conceptual approach to the new legal framework for energy cooperation (goals and principles), 
Moscow, 21.04.2009, http://en.kremlin.ru/supplement/258 
96 
 
Das Papier spiegelt außerdem deutlich die Ambiguität der russischen Energiepolitik in 
den letzten Jahren wider: Neben der Versorgungssicherheit, die es als Grundprinzip verankern 
will, geht es ihm eindeutig um ein sicheres Preisniveau und damit um sichere Einkünfte und 
Renten aus dem Energieexport. Es fehlt allerdings ein Hinweis auf die Reziprozität der Regeln, 
also deren Anwendbarkeit auch auf den russischen Markt, was gemäß des Prinzips der 
universellen Geltung nötig wäre. Alles in allem steht das Dokument jedoch in Einklang mit den 
Grundsätzen der Energiecharta und viele seiner Punkte sind bereits rechtlich bindend 
formuliert.236  
Später schlug Russland vor, zur Umsetzung des Konzepts einen Weltenergiekodex zu 
erarbeiten, der sämtliche internationalen rechtlichen Regelwerke der zahlreichen den 
Energiehandel regulierenden Institutionen (OPEC, IEA, GECF) ersetzen soll.  
3.2.3 Europäische Positionen zur Regelung der Energiebeziehungen 
Die EU verhindert die Erarbeitung neuer Dokumente im Energiebereich nicht, besteht 
jedoch darauf, dass den Beziehungen zwischen der EU und Russland die Energiecharta als 
integrativer Bestandteil der EU-Energiepolitik zugrunde liegt. Neue Dokumente könnten sie 
ergänzen. Sie tritt für eine Multilateralisierung und Verrechtlichung der Energiebeziehungen mit 
ihren Partnerstaaten ein, für die Ausdehnung des europäischen Rechtsrahmens und die 
Integration von Staaten in Teilelemente der EU (v. a. Energiegemeinschaft, Europäischer 
Wirtschaftsraum) und für eine bilaterale Anbindung von Staaten bzw. Staatengruppen an Europa 
(z. B. über die Europäische Nachbarschaftspolitik oder die Kooperation mit dem 
Golfkooperationsrat) (Tab.3-3). 237  Die außenpolitische Strategie der EU ist somit eine 
Ausdehnung des Acquis Communautaire, der die Gesamtheit der europäischen Rechtsakte, 
Prinzipien und Normen umfasst. Im Vordergrund stehen die Weiterentwicklung der Beziehungen 
zu Nicht-EU-Ländern und die Harmonisierung der Rechtsverhältnisse mit diesen, wobei sie die 
Regeln und Normen der EU und die europäischen Werte (Demokratie, Menschenrechte, freie 
Marktwirtschaft) übernehmen sollen. 
 
 
 
 
 
                                                          
236 Westphal, K.: Medwedjew beim Wort nehmen, SWP-Aktuell 42, Juli 2009. 
237 Brummer, K. / Weiss, S.: Europa im Wettlauf um Öl und Gas. Leitlinien einer europäischen Energieaußenpolitik. 
Bertelsmann Stiftung, Gütersloh, Mai 2007. 
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Tab.3-3: Gemeinsame Spielregeln im Eurasischen Energieraum 
States within the zone Description 
EU Members: 27 EU countries EU legislation, including the energy 
legislation, is fully applicable 
Energy Community EU-SEE Countries: 
Croatia, Serbia, Montenegro, Bosnia, FYROM 
(Macedonia), Albania, UNMIK (Kosovo); 
other Energy Community members are already 
EU members 
Only EU legislation on internal electricity and 
gas markets is applicable 
EU Candidate Countries: Turkey (Croatia is 
already an Energy Community member so 
applying the EU energy market acquis) 
Still in the process of alignment to the EU 
legislation but full compliance not likely 
before membership 
EU Neighbourhood Policy Countries: CIS 
(Armenia, Azerbaijan, Belarus, Georgia, 
Moldova, Ukraine) and Northern Africa 
(Algeria, Egypt, Israel, Jordan, Lebanon, 
Libya, Morocco, the Palestinian Authority, 
Syria, Tunisia) 
Enhanced energy cooperation based on 
National Action Plans with Ukraine and 
Moldova (as well as with Israel, Jordan, 
Morocco, the Palestinian Authority and 
Tunisia); partial application of EU energy 
policies and legislation may be possible in the 
future 
EU-Russia Strategic Partnership: EU & Russia Based on shared principles and objectives; 
applicability of the EU legislation in Russia is 
out of question 
ECT member-states: 51 states of Europe & 
Asia 
ECT is fully applicable within the EU as 
minimum standard; EU went further in 
liberalizing its internal energy market, BUT 
whether EU can demand that other ECT 
member-states follow same model and speed 
of developing their domestic markets? 
ECT observer-states: 20 states of Europe, Asia 
(e.g. Middle East, South-, SE- & NE-Asia), 
Africa, North & Latin America 
Shared ECT aims & principles; did not take 
ECT legally binding rules; not ready to take 
more liberal rules of EU Acquis 
Quelle: Konoplyanik, A.238  
Die Strategie der Ausdehnung des Acquis Communautaire hat also das Ziel, ein 
möglichst großes Netz von Ländern um die EU herum zu schaffen, in dem die gemeinsamen 
vom Binnenmarkt inspirierten Regeln und Grundsätze gelten.239 Mit anderen Worten: Die EU 
strebt die Herstellung einer für sie möglichst günstigen wirtschaftlichen Umgebung an. Länder, 
die ihre Gesetze dieser Konzeption nicht anpassen, können an ihr bzw. an der Erarbeitung ihrer 
Rechtsakte nicht teilnehmen, was im Umkehrschluss einem teilweisen Verlust ihrer Souveränität 
gleichkommt, sollten sie den Acquis Communautaire übernehmen. Die Ausdehnung des Acquis 
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Communautaire ist also auch ein Mittel, um die eigenen politischen und wirtschaftlichen Ziele 
zu erreichen und Einfluss auszuüben. Weil Russland die gemeinsamen Nachbarländer mit der 
EU ebenfalls als seine Einflusssphäre betrachtet, entsteht eine Interessenskollision, der regionale 
Wettbewerb verschärft sich. Russland ist außerdem gegen eine Aufnahme der EU-Gesetzgebung 
in die Rechtsform des gemeinsamen Energieraums, weil es an ihrer Erarbeitung nicht beteiligt 
war und sie seinen Interessen nicht entspricht. Zudem spricht sich Russland gegen die Aufnahme 
der europäischen Rechtswerte in die im Entstehen begriffene Basis der Wechselwirkung aus, wie 
sich am Projekt „Partnerschaft für Modernisierung“ deutlich nachvollziehen lässt. Bei der 
Ausarbeitung des Projektentwurfs ist die EU vom Prinzip der eigenen Rechtshoheit und vom 
Prozess der Demokratisierung ausgegangen. Russland tritt ganz im Gegenteil für eine 
Konzentration auf die wirtschaftlichen und technologischen Aspekte der bevorstehenden 
Modernisierung ein.240  
3.3 Zwischenfazit und Einflussfaktoren 
Vor diesem Hintergrund trägt der Energiedialog Merkmale eines internationalen 
Regimes. Er ist eine kooperative Institution und bezieht sich auf ein spezifisches Problemfeld. Er 
funktioniert entlang der von beiden Seiten vereinbarten Prinzipien und hat die umfassende 
Struktur eines Entscheidungsprozesses. Die Vereinbarungen über den Energiedialog haben 
jedoch keinen rechtsverbindlichen Charakter, da sie keine Rechte und Pflichten für die an ihm 
teilnehmenden Akteure konstituieren. Sie stellen dementsprechend einen eher unverbindlichen 
Dialog dar, dessen Handlungsoptionen begrenzt sind. So nimmt der Energiedialog die Form 
eines Politiknetzwerks an. Weil Politiknetzwerke im Unterschied zu internationalen Regimen vor 
allem prozedurale Normen und Regeln enthalten, etablieren sie keine dauerhaften substantiellen 
Verhaltensregeln. Stattdessen sehen sie regelmäßige Treffen und Verfahrensregeln vor. Im 
Rahmen von Netzwerken koordinieren Akteure ihre Aktionen auf den jeweiligen Gebieten und 
tauschen Informationen und Meinungen aus. In Ausnahmefällen können Wechselwirkungen 
innerhalb von Netzwerken zu substantiellen Verhaltensvorschriften führen. Der Dialog stellt 
somit den institutionellen Rahmen der Zusammenarbeit und des Austauschs über Energiepolitik 
dar und ist zugleich die Basis für die Herstellung eines möglichen Regimes.  
Eine einheitliche internationale vertragsrechtliche Basis, die die Zusammenarbeit 
zwischen den Akteuren des Energieprozesses regelt, gibt es derzeit nicht. Die Rechtsgrundlage 
der russischen Lieferungen in die EU sind die existierenden bilateralen Verträge. Das 
momentane System der bilateralen Zusammenarbeit liegt einerseits im Interesse Russlands, weil 
                                                          
240 Solov’ev, V.: Zakonnost‘, vpered, in: Kommersant, 11.02.2010. 
99 
 
es die Möglichkeit bereithält, eine asymmetrische Beziehung zu gestalten und Vorteile aus ihr zu 
ziehen. Die Abnehmer kritisieren in dieser Hinsicht Doppelstandards und Diskriminierung. 
Anderseits zeigt sich ein Streben der Importländer, die Vertragsformen sowie einige 
Vertragsbedingungen zu überprüfen und der veränderten Situation auf den Gasmärkten 
anzupassen. Politische, wirtschaftliche und soziale Konjunkturen beeinflussen noch immer den 
Prozess der Schaffung einer internationalen Energiebasis. So ersetzt politischer Wettbewerb 
häufig den wirtschaftlichen, in den Wechselbeziehungen werden auch politische 
Erpressungsversuche sichtbar. 
Angesichts der russischen Ablehnung des Energiecharta-Vertrags ist die Frage nach einer 
rechtsverbindlichen Grundlage der Zusammenarbeit mit der EU derzeit offen. Gleichzeitig 
besteht die Möglichkeit, die modernisierten Prinzipien der Energiecharta in das neue 
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit Russland zu integrieren. Eine weitere 
Möglichkeit ist die Erarbeitung eines neuen rechtlichen Regelwerks wie z. B. des 
Weltenergiekodex. Und schließlich ist auch denkbar, dass Russland eine abgewandelte Variante 
des ECV ratifizieren wird. Die Differenzen über die verschiedenen Ansätze zur Bestimmung der 
Grundlage der Wechselwirkung erschweren dabei deren Ausarbeitung und die Entwicklung der 
Beziehungen. 
Die Schaffung einer rechtverbindlichen Grundlage der Eneriezusammenarbeit würde die 
Kooperationsbereitschaft steigern, die Solidarität zwischen den Akteuren und die Transparenz 
der Energiemärkte stärken, zur Harmonisierung der Interessen beitragen und die 
Energiesicherheit erhöhen. Außerdem könnte durch sie die individuelle Nutzensmaximierung im 
Rahmen des Kooperationsdilemmas vermieden und der Spielraum für unkooperatives Handeln 
verkleinert werden. Die Kosten für unkooperatives Verhalten und die Sanktionen bei 
Regelverletzungen würden sich erhöhen, so dass die Strategie der Zusammenarbeit die der 
Defektion überwiegen würde. Das Bemühen, eine unflexible Kooperationsinstitution mit 
verbindlichen Regeln und Normen zu schaffen, ist ein bestimmender Faktor in der Entwicklung 
der europäisch-russischen Beziehungen. Eine weitere Politisierung der Energiebeziehungen hätte 
jedoch einerseits den gegenteiligen Effekt und könnte sich als Defektion auswirken, andererseits 
könnte sie dem gegenseitigen Vertrauen und damit den wirtschaftlichen und politischen 
Beziehungen schaden. Das Fehlen eines institutionellen Rahmens und die mangelnde 
Institutionalisierung erhöhen die Transaktionskosten und reduzieren die Wirksamkeit der 
Kooperation. Der Einflussfaktor „Rechtliche Grundlage der Energiebeziehungen“ beinhaltet 
somit folgende Fragen: Kann durch einen Export des Acquis-Communautaire-Prinzips eine neue 
Rechtsgrundlage der russisch-europäischen Beziehungen geschaffen werden? Kann in 
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absehbarer Zeit eine effektive rechtsverbindliche Basis für einen gemeinsamen Energieraum 
ausgearbeitet werden? Liegt es im Interesse alle beteiligten Akteure, sich in eine solche 
Ausarbeitung einzubringen? 
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Kapitel IV. Der EU-Russland Energiedialog als Kooperationsdilemma 
Das Kapitel widmet sich der Erläuterung der Voraussetzungen für eine Win-Win-
Situation in den energiepolitischen Interdependenzbeziehungen. Trotz der Bedingungen für eine 
beidseitig vorteilhafte Energiezusammenarbeit verweist der Energiedialog auf zahlreiche 
Probleme. Im Kapitel wird dementsprechend auf die Bestandteile des Kooperationsdilemmas 
eingegangen. 
4.1 Rahmen der wechselseitigen Beziehungen zwischen der EU und Russland 
Die Abhängigkeit der EU von russischem Erdöl und Gas ist langfristiger Art und durch 
so langfristige Faktoren wie die Begrenztheit der eigenen Rohstoffvorräte gekennzeichnet, auf 
der die grundsätzliche Abhängigkeit der EU-Länder von externen Energielieferungen basiert. 
Einige europäische Länder, wie Zypern, Malta und die baltischen Staaten, importieren bis zu 
100% ihres Energieverbrauchs (Abb. 4-1).  
Der europäische Energiemix besteht meist aus den fossilen Brennstoffen Öl, Gas und 
Kohle. Derzeit liegt die Energieabhängigkeit der 28 EU-Mitglieder bei 53,5%, nach 
Berechnungen der EU-Kommission wird sie bei einer business as usual-Politik bis 2030 auf 65% 
ansteigen. Die Abhängigkeit von Gasimporten wird bis 2030 voraussichtlich von 57% auf 84% 
steigen, die von Ölimporten von 82% auf 93%.241 Ohne die Förderung einer wettbewerbsfähigen 
Energiewirtschaft wird der Energiebedarf der EU in den nächsten 20 bis 30 Jahren zu 70% durch 
Importe abgedeckt werden.242Diese Abhängigkeit geht auf die wenigen bald verbrauchten Öl- 
und Gasreserven der EU-Staaten in der Nordsee zurück (es wird erwartet, dass das norwegische 
Gas bis 2025 um bis zu 40-50 Prozent 243  sinken wird). Sind diese eigenen Vorkommen 
erschöpft, steigt die europäische Energieabhängigkeit weiter an.244 
 
 
 
                                                          
241Europäische Kommission: Eine Energiepolitik für Europa, KOM(2007) 1 endgültig, 10.01.2007. 
242Europäische Kommission: Grünbuch „Eine europäische Strategie für nachhaltige, wettbewerbsfähige und sichere 
Energie“, KOM(2006) 105 endgültig, 08.03.2006. 
243  Clemente, J.: Norway's Natural Gas Problems Help U.S. LNG in Europe, in: Forbes, 02.03.2016, 
https://www.forbes.com/sites/judeclemente/2016/03/02/norways-natural-gas-problems-help-u-s-lng-in-
europe/#362989d31bcf 
244Brummer, K. / Weiss, S.: Europa im Wettlauf um Öl und Gas. Leitlinien einer europäischen Energieaußenpolitik. 
Bertelsmann Stiftung, Gütersloh, Mai 2007. 
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Abb.4-1: Energieabhängigkeit der EU 28 
 
Quelle: EU-Commission: EU-Energy in figures. Statistical Pocketbook 2016 
Bestehende Lieferrouten zur Versorgung der osteuropäischen Länder und eine stabile und 
kaufkräftige Nachfrage nach Energieträgern in Westeuropa trugen dazu bei, dass der sowjetische 
bzw. der russische Öl- und Gasexport sich traditionell am europäischen Markt orientier(t)e. Zu 
etwa 70% wird dieser Markt durch Förderungen aus Russland, Norwegen und Algerien 
abgedeckt, Russland deckt dabei etwa die Hälfte des Bedarfs ab (Abb. 4-2; 4-3). Auf dem 
europäischen Erdgasmarkt wurden 2015 etwa 436,4 Mrd. m³ Erdgas grenzüberschreitend 
gehandelt.245 Der Transport erfolgte größtenteils leitungsgebunden; etwa 15% der Erdgasimporte 
                                                          
245 Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe: Energiestudie 2016, Reserven, Ressourcen und 
Verfügbarkeit von Energierohstoffen, S.129. 
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wurden 2014 als LNG importiert, der Großteil davon stammte aus Katar, Algerien und 
Nigeria.246 
Abb.4-2: Die Erdgaseinfuhren der EU-28-Länder, 2014 
 
Quelle: EU-Commission: EU-Energy in figures. Statistical Pocketbook 2016 
Abb.4-3: Die Rohöleinfuhren der EU-28-Länder, 2014 
 
 
Quelle: EU-Commission: EU-Energy in figures. Statistical Pocketbook 2016 
Die russische Energieaußenpolitik ist vom Besitz von zahlreichen Energieressourcen 
bestimmt, die als Handelsobjekte auftreten. Russland ist derzeit der weltweit größte Exporteur 
von Erdgas und nach Saudi-Arabien der zweitgrößte Erdölexporteur der Welt. Damit hat 
                                                          
246Eurogas: Statistical Report 2015, p.7. 
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Russland eine bedeutende Position auf den internationalen Energiemärkten247 inne (Tab.4-1). Es 
verfügt über die umfangreichsten konventionellen Erdgasressourcen der Welt (die 
Erdgasressourcen der kommerziell genutzten konventionellen und nicht-konventionellen 
Vorkommen werden auf 652 Bill. m³ geschätzt) und hält mit Iran und Katar zusammen über die 
Hälfte der weltweiten Reserven.248Die strategischen Ziele der Energieaußenpolitik Russlands 
sind eine möglichst effektive Nutzung seines Energiepotentials zur vollwertigen Integration ins 
internationale Energiesystem, eine Stärkung seiner Position auf dem internationalen 
Energiemarkt sowie das Erreichen von Vorteilen für seine Volkswirtschaft.249 
Tab.4-1:Die bedeutenden Öl- und Gasexporteure 
Netto-Erdöl-Exporteure Mio. 
Tonnen 
 Netto-Erdgas-
Exporteure 
Mrd. m3 
Saudi Arabien 354 Russland 192 
Russland 222 Katar 115 
Vereinigte Arabische Emirate 125 Norwegen 115 
Irak 124 Kanada 59 
Nigeria 111 Turkmenistan 51 
Kanada 104 Algerien 44 
Kuwait 101 Indonesien 33 
Venezuela 91 Australien 28 
Angola 81 Malaisen 25 
Kasachstan 64 Nigeria 25 
Sonstige Länder 515 Sonstige Länder 143 
Gesamtzahl 1892 Gesamtzahl 830 
Quelle: International Energy Agency: Key world energy statistics 2016. 
Gleichzeitig orientiert sich der Export der russischen Energieressourcen zumeist an der 
EU (Abb.4-4). Hauptabnehmerländer sind Deutschland, die Türkei, Italien und Frankreich. 
Innerstaatliche Lieferungen machen mehr als 50% des Gesamtvertriebes aus. Die Lieferungen in 
die Ukraine und Belarus sind der größte Anteil des in die GUS-Staaten verkauften Gases. Da die 
Binnenmarktpreise staatlich reguliert werden und sich für Haushalte und Industrie unterscheiden, 
stellen die Gaslieferungen an die EU ein lukratives Geschäft dar.  
 
 
                                                          
247  Engerer, H.: Russlands Energieexporte, in: Osteuropa, Energie-Dossier: Blick in die Röhre. Europas 
Energiepolitik auf dem Prüfstand, 2009, S. 39-55. 
248 Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe: Energiestudie 2016, Reserven, Ressourcen und 
Verfügbarkeit von Energierohstoffen, S. 43-44. 
249 Energetičeskaja strategija Rossii na period do 2030 goda, Ministerstvo Energetiki Rossijskoj Federacii, 
13.11.2009, http://minenergo.gov.ru/node/1026  
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Abb. 4-4:Gasverkäufe Gazproms nach Weltregionen im Jahr 2015 
 
Quelle: Gazprom: Annual Report 2015 
Russland ist mit der EU durch Exportpipelines verbunden. Etwa 60% der Öllieferungen 
werden durch die Häfen befördert und die restlichen 40% werden mit Hilfe von Pipelines und 
Eisenbahn transportiert. Die steigende Nutzung von Öltankern ist durch die Notwendigkeit 
bedingt, flexible Ölversorgung und Unabhängigkeit von Transitländern zu gewährleisten.250 Die 
Druschba-Pipeline mit der Transportkapazität von 2,5 Mio. Barrel pro Tag transportiert das 
russische Erdöl nach Westeuropa. Die Erdgaslieferungen nach Europa werden mithilfe von 
Pipelines durchgeführt, die jedoch nicht über notwendige Flexibilität verfügen. Die Urengoi-
Pomary-Uzhgorod-Pipeline mit der Jahreskapazität von 100 Mrd. Kubikmeter ist eine der 
wichtigsten Erdgas-Export-Pipelines Russlands, die teilweise im Besitz der Ukraine ist. Die 
Erdgasleitung Jamal-Europa mit der jährlichen Kapazität von 32,9 Mrd. Kubikmeter befördert 
das Erdgas von Russland durch Weißrussland und Polen nach Deutschland. Die Nord-Stream-
Pipeline befördert 55 Mrd. Kubikmeter Gas durch die Ostsee nach Deutschland. 
Die überwiegende Mehrheit der russischen Gasexporte nach Europa wird durch 
langfristige Verträge mit der Laufzeit von 10 bis 35 Jahren abgesetzt. Diese Verträge sind 
rechtsverbindlich und werden einem internationalen Schiedsverfahren unterworfen. Sie enthalten 
die Take-or-pay-Klausel, die die Abnehmer zur Zahlung einer jährlichen Mindestgasmenge 
verpflichtet, unabhängig davon, ob diese Menge abgenommen wird. Der Anteil der Verträge mit 
den Take-or-pay-Klauseln wurde nach dem Jahr 2008 von 85 auf 70 Prozent reduziert. Die EU-
                                                          
250 Analatičeskij centr pri pravitel’stve Rossijskoj Federacii: Razvitie transportirovki nefti, in: Energetičeskij 
bjulleten’, no.36, 2016, p. 12. 
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Länder sind verpflichtet, mehr als 125 Mrd. m3 Gas im Jahr 2020 und etwa 70 Mrd. m3 im Jahr 
2030 zu kaufen.251 
Die Interdependenz zwischen Russland und der EU ist also von Komplementarität und 
einer Interessenskonvergenz der beiden Wirtschaften geprägt. Dieses paritätische 
Beziehungsprinzip realisiert sich, indem einerseits russische Öl- und Gasfelder zur Erschließung 
durch europäische Firmen freigegeben werden, während russische Wirtschaftsakteure zu 
europäischen Transport-, Lagerungs- und Verteilungsbereichen der Energieressourcen 
zugelassen werden. Deutlich wird das insbesondere an gemeinsamen Gasförderprojekten (ZAO 
Achimgaz, Juzhno-Russkoe-Gasfeld, Sachalin II), am Bau von Gasspeichern (Rehden, Haidach, 
Jemgum) und neuen Pipelines (Nord Stream) sowie an der Gründung von 
Partnerschaftsunternehmen für die europäischen Endverbraucher zur Gasrealisierung (Gazprom 
Germania, Wingaz GmbH). Die russischen Interessen sind wesentlich auf Europa ausgerichtet, 
unter anderem in den Bereichen Absatzsteigerung, Beteiligung an Verteilungsnetzen, 
ausländische Investitionen und bei der Lösung von Transitfragen. Im Bereich 
Spitzentechnologien, etwa bei der Entwicklung und Verwendung der Flüssiggastechnologien, 
bleibt Russland deutlich abgeschlagen hinter seiner führenden Position bei der Förderung und 
Lieferung von Energieressourcen zurück. Hier sind einige europäische Länder Lieferanten von 
Ausrüstung und Technologien und die wichtigsten Kapitalexporteure auf dem russischen 
Energiesektor. 
Die EU ist zur Sicherung ihrer Energieversorgung also auf Russland angewiesen, 
während Russland bestrebt ist, ausländische Investoren anzuziehen und einen besseren Zugang 
zu den EU- und Weltmärkten zu erhalten. Einer numerischen (quantitativen) Importabhängigkeit 
der Energiekonsumenten steht in vielen Fällen eine ebensolche numerische Exportabhängigkeit 
der Energielieferanten gegenüber. Das gilt vor allem für die Erdgasbeziehungen, innerhalb derer 
die numerischen Abhängigkeiten zwischen den europäischen Ländern und Russland noch weiter 
gehen als im stärker diversifizierten Erdölhandel.252 
Eine Beendigung der Abhängigkeitsbeziehungen im Energiebereich könnte auf beiden 
Seiten mit Kosten verbunden sein. Eine zeitweilige Lieferunterbrechung würde für die EU 
wahrscheinlich keine grundlegende Gefahr bedeuten. Infolge einer dauerhaften Unterbrechung 
könnten allerdings technische Probleme auftreten und Energieressourcen müssten auf dem 
Spotmarkt gekauft werden. Wie auch im Fall einer Lieferkürzung oder einer Krise stiege dann 
                                                          
251Dickel, R. / Hassanzadeh, E. / Henderson, J. /Honoré, A. / El-Katiri, L. / Pirani, S. / Rogers, H. /Stern, J. / 
Yafimava. K.: Reducing European Dependence on Russian Gas: distinguishing natural gas security from 
geopolitics, OIES Paper: NG 92, October 2014, p. 4. 
252Götz, R.: Pipeline-Popanz. Irrtümer der europäischen Energiedebatten, in: Osteuropa, Energie-Dossier: Blick in 
die Röhre. Europas Energiepolitik auf dem Prüfstand, 2009, S. 5-20, hier S. 8. 
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der Energiepreis. Ein dauerhafter Lieferausfall würde in den Abnehmerländern eine Situation der 
Verwundbarkeit verursachen, da er wirtschaftliche und soziale Folgen nach sich zöge. Da der 
überwiegende Teil der russischen Energieexporte nach Europa geliefert wird, hätte dies auch 
politische und ökonomische Folgen für Russland, wo eine Situation der Empfindlichkeit 
entstünde. 
Eine Kürzung der Lieferungen kann unter diesen Bedingungen als Einsatz des 
Machtinstruments betrachtet werden. Die beschriebenen Abhängigkeiten sind als Machthebel 
heute integrale Bestandteile der russischen Energieaußenpolitik und können die mittelfristigen 
Optionen der EU-Energie- und Außenpolitik merklich einschränken.253 Zugleich ist auch die 
Erhöhung der Öl- und Gaspreise eine Machtressource, um das strategische Ziel der Kontrolle des 
Gasleitungssystems zu erreichen. Im Jahr 2007 wurde dieses Ziel beispielsweise im Transitland 
Belarus verwirklicht, wo auf der Basis des Unternehmens Beltransgas ein Joint Venture 
gegründet und dem Staatskonzern Gazprom ein Aktienkontrollpaket übergeben wurde.  
Die Lösung des Gefangenendilemmas ist die Win-Win-Situation (CC), von der alle 
Akteure profitieren (Tab.4-2). Tritt sie ein, streben die Akteure ein Szenario an, das sämtlichen 
Beteiligten Gewinne ermöglicht. Diese Strategie sieht höhere bzw. mehr Gewinne vor, als durch 
isoliertes Handeln eines einzelnen Akteurs erreicht werden könnten. 
Tab.4-2:Kooperationsdilemma in den Beziehungen Russland – EU 
                                        EU (A) 
 
Russland (B) 
Kooperation, Nachhaltigkeit 
(C) 
Vorteilssuche, Verfolgung 
eigener Ziele 
(D) 
Kooperation, Nachhaltigkeit 
(C) 
Versorgungssicherheit Maximale individuelle Nutzung 
(Nutzenwert für A) 
Vorteilssuche, Verfolgung 
eigener Ziele 
(D) 
Maximale individuelle Nutzung 
(Nutzenwert für B) 
Drohung der Energiesicherheit 
Quelle: eigene Darstellung 
4.2 Ausprägungen der individuellen Nutzenmaximierung 
Obwohl die Voraussetzungen für eine Win-Win-Energiekooperation vorhanden sind, 
haben die Energiebeziehungen zwischen Russland und der EU insgesamt konfrontativen 
Charakter. Sie sind nicht nur Komplementärpartner, sondern auch Konkurrenten. Diese Tatsache 
                                                          
253 Umbach, F.:, Asymmetrien in den EU-Russland-Beziehungen, in: Braml, J. et al. (Hrsg.): Weltverträgliche 
Energiesicherheitspolitik (Jahrbuch Internationale Politik Band 27), München 2008, S. 313-316, hier S. 315. 
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bezieht sich in erster Linie auf den Wettbewerb um Einfluss im postsowjetischen Raum bzw. auf 
die dortigen Energieressourcen, die Energiemärkte und Transportrouten.  
Die Logik des rationalen Verhaltens unter den Bedingungen eines Interessenkonflikts 
kann mithilfe des Gefangenendilemmas analysiert werden. Jeder Akteur versucht, den eigenen 
Nutzen und Gewinn zu maximieren und nimmt keine Rücksicht auf Gewinne des anderen. Eine 
weitere Voraussetzung für das Gefangenendilemma ist mangelnde Kommunikation zwischen 
den Akteuren, die in der Realität durch die Krim-Krise gegeben ist. Defektion überwiegt 
Zusammenarbeit, das einzig mögliche Gleichgewicht ist gegenseitiger Verrat. Unabhängig von 
der gegnerischen Strategie erlangt jeder Spieler höheren individuellen Nutzen durch Verrat. Die 
rational handelnden Akteure entscheiden sich für Betrug, da dieser gewinnbringend und lohnend 
ist. Dominiert die Defektionsstrategie, werden die eigenen Interessen also allgemeinem 
Wohlstand vorgezogen, die Präferenzordnung lautet DC>CC>DD>CD (Tab.4-2). Wählt 
Russland die nichtkooperative Strategie (DC), während die EU sich an Nachhaltigkeit und 
Kooperation orientiert, tritt für die EU der ungünstigste Fall (CD) ein, Lieferunterbrechung oder 
-kürzung. Russland dagegen hat kurzfristig alle Vorteile auf seiner Seite, muss jedoch auf lange 
Sicht jedoch mit Imageschäden, finanziellen Verlusten und dem Verlust von Marktanteilen 
rechnen, wenn es seine Verpflichtungen gegenüber der EU nicht erfüllt. Verhält Russland sich 
kooperativ, die EU aber nicht, tritt der umgekehrte Fall ein. Verfolgen beide Akteure die 
Strategie des gegenseitigen Verrats (DD), geht das schlimmste Szenario in Erfüllung und die 
Energiesicherheit gerät in Gefahr. 
Zur besseren Nachvollziehbarkeit werden die Strategie der Nutzenmaximierung und der 
Verfolgung eigener Ziele im weiteren Verlauf des Kapitels präzise erörtert. 
4.2.1 Die über die Zusammenarbeit herrschende Defektionsstrategie Russlands 
4.2.1.1 Zentralisierung des Energiesektors und die sich ständig verändernden Spielregeln 
für ausländischen Energiepartner 
Ein wesentlicher Punkt des defektierenden Verhaltens Russlands sind politische 
Einschränkungen beim privaten Pipelinebau und dem Zugang ausländischer Unternehmen zum 
russischen Energiemarkt. 
Ausländische Energieunternehmen, die an Projekten auf russischem Territorium beteiligt 
sind, dürfen kein Aktienkontrollpaket besitzen. Tendenziell werden ausländischen 
Energieunternehmen ihre Mehrheitsbeteiligungen entzogen. 2007 sahen sich etliche von ihnen 
gezwungen, ihre Anteile an russischen Projekten an Staatsunternehmen zu verkaufen. Diese 
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Entzugstaktik wird über politische Beeinflussung, Drohung mit Sanktionen und Druckausübung 
betrieben, was das momentane Regime für Auslandsinvestitionen reizlos und unsicher macht. 
Könnten ausländische Firmen ihre Beteiligungen an russischen Firmen erhöhen, bliebe 
diesen inzwischen nur noch eine Juniorrolle. Daher hat Russland die Rechte der ausländischen 
Investoren inzwischen so weit eingeschränkt, dass nur noch in Russland registrierte 
Unternehmen an den staatlichen Versteigerungen der Förderlizenzen teilnehmen dürfen.254 Das 
Beispiel Sakhalin-II macht deutlich, dass der Energiesektor in Russland immer stärker 
verstaatlicht wird und der Anteil von privaten und ausländischen Unternehmen zurückgeht. Shell 
besaß ursprünglich 55%255 der Aktien am Projekt Sakhalin-II. Die russischen Behörden drohten 
wegen durch das Projekt entstandener Umweltprobleme eine Geldstrafe an, die 
zurückgenommen wurde, nachdem Shell sein Aktienkontrollpaket dem Staatsmonopolisten 
Gazprom übergeben hatte. Die momentane Konstellation der russischen Energiepolitik ist ein 
Indiz dafür, dass „the Russian state is bent on reasserting control over and dominating the oil 
industry and its revenue flows, and the state is in the process of reconsidering the role of the 
private sector, both domestic and foreign, in the future of Russian energy”.256 
Dass der russische Staat sich vorbehält, über die Erschließungsrechte von Unternehmen 
mit ausländischem Anteil zu entscheiden, wenn die betreffenden Vorkommen von föderaler 
Bedeutung sind, ist ein weiteres Problem für ausländische Unternehmen. 257  So nimmt das 
Interesse von ausländischen Investoren an geologischen Erkundungen in Russland ab. 
2013 hat der Staatskonzern Rosneft das britisch-russische Gemeinschaftsunternehmen 
TNK-BP vollständig übernommen. Der britische Ölkonzern BP hat seinen 50-Prozent-Anteil 
verkauft. Der Deal wurde vom russischen Präsidenten unterstützt. Rosneft-Chef Igor Setschin 
gilt als ein enger Vertrauter des russischen Präsidenten. Auf Wunsch der Regierung hat Rosneft 
2016 auch die Mehrheit am privaten Ölkonzern Bashneft übernommen. Die Verstaatlichung 
erfolgte, als der Ölmagnat Wladimir Jewtuschenkow wegen Geldwäsche-Vorwürfen unter 
Anklage gestellt wurde. Die Übernahmen erlaubten den Staatskonzern Rosneft, zum weltweit 
größten Ölkonzern aufzusteigen und seine Marktpositionen zu verstärken. Rosneft ist somit zum 
Hauptexporteur von Rohöl (sowohl auf dem Land - über die Druzhba-Ölpipeline-, als auch auf 
dem Seeweg) geworden, und hat sein Rohöl-Exportanteil um mehr als 50% gesteigert. 258 
                                                          
254 Umbach, F.: Europas nächster Kalter Krieg. Die EU braucht endlich ein Konzept zur Versorgungssicherheit, in: 
Internationale Politik, Februar 2006, S. 6-14, hier S. 12. 
255 http://www.gazprom-sh.nl/ru/sakhalin-2/history/  
256 Hill, F.: Energy Empire: Oil, Gas and Russia’s Revival. The Foreign Policy Centre, 2004, p. 31, 
http://fpc.org.uk/fsblob/307.pdf 
257 Art. 2 (1) des RF-Gesetzes „über das Erdinnere“, 21.02.1992,N2395-1. 
258Kardaś, S.: The Twilight of the Oil Eldorado: how the activity of Russian oil companies on the EU market has 
evolved. OSW Centre for Eastern Studies, no. 55, March 2016, p. 19. 
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Zusammen mit dem staatlich geführten Gaskonzern Gazprom spielt Rosneft eine dominierende 
Rolle beim Energieexport in die EU.  
Der russische Präsident sieht Energieentwicklung als zentral für die Aufrechterhaltung 
der Macht und Vitalität des russischen Staates und nimmt ein persönliches Interesse an der 
Entwicklung der Energiewirtschaft und der Verteilung des vom Energiesektor erzeugten Geldes. 
Er spielt eine persönliche Rolle in allen großen Deals und wichtigen Entscheidungen.259 Sein 
Führungsstil ist häufig mit manueller Kontrolle und persönlicher Loyalität verbunden. Die so 
genannte „manuelle Steuerung“, auch bekannt als „Mikro-Management“ und „personalisierte 
Governance“260 ist ein Markenzeichen der russischen Energiepolitik. Die russische Elite, wie 
auch die politischen Eliten in anderen Ländern mit extraktiven Regimen, hat die politischen 
Institutionen so konzipiert, dass sich die Macht in den Händen einer kleinen Oberschicht 
konzentriert. Die extraktiven Wirtschaftsinstitutionen werden von den Herrschenden so gestaltet, 
dass sie ihnen erlauben, der übrigen Gesellschaft Ressourcen zugunsten einer kleinen Minderheit 
zu entziehen. Man beobachtet eine synergetische Beziehung zwischen extraktiven 
wirtschaftlichen und extraktiven politischen Institutionen.261 
Die internationale Finanzkrise und die gesunkenen Öl- und Gaspreise haben die 
wirtschaftliche Lage Russlands stark verändert. Die Defektionsstrategie im iterierten 
Dilemmaspiel – die sich hier als politische Einflussnahme und als Streben nach staatlicher 
Kontrolle über die Energieressourcen äußert – wird von den anderen Spielern berücksichtigt und 
im nächsten Zug bestraft. Den durch unkooperatives Verhalten kurzfristig erzielten Gewinnen 
steht die Notwendigkeit gegenüber, Investitionen zu akquirieren. Eigene mangelnde Mittel zur 
Erschließung neuer Lagerstätten und ein immer stärkerer Förderrückgang machen die 
Einbeziehung ausländischer Unternehmen notwendig. Zudem müssen Attraktivität und Image 
der Investitionen neu aufgebaut werden. Intransparente Kooperationsbedingungen, hoher 
Verstaatlichungsgrad des Energiesektors, ein geschlossener Energiesektor und fehlende 
Investitionsgarantien haben einen geringen Beteiligungsgrad ausländischer Energieunternehmen 
zur Folge. 
                                                          
259Orttung, R.W.: Promoting sustainability in Russia’s Arctic: Integrating local, regional, federal, and corporate 
interests, in: Oxenstierna, S. (ed.): The Challenges for Russia’s Politicized Economic System, Routledge, 
2015,p.204. 
260 Ledeneva, A.V.: Can Russia Modernise? Sistema, Power Networks and Informal Governance, Cambridge 
University Press, 2013, p. 214. 
261Acemoglu, D. / Robinson, J. A.: Why Nations Fail: The Origins of Power, Prosperity and Poverty. New York: 
The Crown Publishing Group, 2012, p. 81. 
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4.2.1.2 Das Forum Gas exportierender Länder als Russlands Taktik der Druckausübung 
auf die Europäische Union 
Die Sorge, dass Energielieferungen als Druckmittel auf die Politik und den 
Entscheidungsprozess der Verbrauchsländer verwendet werden könnten – immerhin kommt ein 
Großteil der Energie aus politisch instabilen Regionen –, beeinträchtigt die europäische 
Wahrnehmung von Russland als vollwertigem verlässlichen Partner. Zudem wurden 
Energiekonflikte zwischen dem Hauptlieferanten Russland und den Transitländern deutlich und 
eine Renaissance des Ressourcennationalismus beeinflusst die Energieaußen- und 
Sicherheitspolitiken der entsprechenden Länder.  
Das Forum Gas exportierender Länder (Gas Exporting Countries Forum, GECF) ist eine 
intergouvernementale Organisation mit Sitz in Doha. Sie versammelt führende Gas 
produzierende Länder (darunter die drei dominierenden Mitglieder Russland, Iran und Katar) 
und sieben Länder mit Beobachterstatus. Ab 2001 existiert die Organisation mit informellem 
Charakter, 2008 wurden ihr Statut und ihre Organisationsstruktur verabschiedet. Die GECF-
Mitglieder kontrollieren über 70% der Weltgasreserven, 38% des Pipeline-Handels und 85% der 
LNG-Förderung. Ihre drei dominierenden Mitglieder verfügen gemeinsam über 57% der 
globalen Gasreserven.262 Das GECF fördert stabile und transparente Energiemärkte und hat dafür 
eine Plattform für Forschung und Erfahrungsaustausch sowie den Dialog von Produzenten und 
Verbrauchern und von Regierungen und energiewirtschaftlichen Branchen etabliert.  
Es wurde viel über eine Analogie des GECF und der Organisation Erdöl exportierender 
Länder (OPEC) spekuliert. Ein direkter Vergleich mit der OPEC ist jedoch nicht korrekt, da im 
Rahmen des Forums keine Preisabsprachen oder sonstige Kartell-Maßnahmen vorgesehen sind 
und auch keine Fördermengen vereinbart werden.263 In diesem Zusammenhang heißt es, die 
Gründung eines Kartells zur Kontrolle der Gaspreise wäre schwierig, da Gas anders als Öl 
überwiegend im Rahmen langfristiger Verträge gehandelt wird. Diese laufen oftmals über 20 bis 
25 Jahre, so dass kurzfristige Preisänderungen kaum möglich sind. Zudem sind die Gasmärkte 
größtenteils regional organisiert, da Gas nur über die teureren Pipeline-Infrastrukturen 
transportiert werden kann.264 
                                                          
262Dietsch, M.: The Next Global Energy Cartel. The Gas Exporting Countries Forum is getting its act together, in: 
Forbes, 12.10.2009, https://www.forbes.com/2009/12/10/natural-gas-exporting-trade-opinions-contributors-marcel-
dietsch.html 
263 N.N.: Gas exportierende Länder gründen Bündnis mit Sitz in Doha – Kein Gas-Kartell, 23.12.2008, 
https://de.sputniknews.com/wirtschaft/20081223119141693/ 
264  N.N.: Exportforum lehnt Gaskartell ab, 10.04.2007, http://www.euractiv.com/de/energie/pipeline-politik-
energiestreit-zwischen-russland-eu/article-177665 
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Das starke russische Engagement für das Forum sei daher eher psychologisch begründet 
als auf fundierte wirtschaftliche Analysen gestützt. Um dem Kartell eine reale Macht zu 
verleihen, soll Russland die drei Säulen seiner Gaspolitik aufgeben: Kopplung von Erdgas- und 
Erdölpreise, besonderen Wert auf langfristige Verträge; Präferenz für die pipelinegebundene 
Gaslieferungen. Da Russland sich ganz entschieden dafür einsetzt, sind die Aussichten eher 
düster, dass ein Kartell eine wichtige Rolle in seiner Energiepolitik spielt. Dennoch dient die 
Möglichkeit eines Gaskartells als „a convenient backup in case conditions change, as well as a 
means to dissuade consumers from pushing for changes, particularly price delinkage”.265 
Das GECF kann als psychologisches Druckmittel im Sinne der defektierenden Strategie 
(DC) betrachtet werden. Es dient dem Erreichen von eigenen Interessen und soll den russischen 
Einfluss auf den Entscheidungsprozess erhöhen. Dass Russland sich für die Gründung des 
Forums eingesetzt hat und aktiv an ihm teilnimmt, lässt sich als Streben nach dem Erhalt seiner 
politischen Kontrolle über die Energieressourcen erklären. 
4.2.1.3 Die russisch-ukrainischen Gaskonflikte 2006 und 2009 
 Russische Lieferwege sind von den Transitländern abhängig, über deren Territorium die 
russischen Rohstofflieferungen an die Hauptkonsumenten in Europa transportiert werden. So 
befinden sich beispielsweise viele wichtige Einrichtungen, die der russische Gasmonopolist 
Gazprom für den Export benötigt, in der Ukraine und somit nicht unter dessen direkter 
Kontrolle. In erster Linie geht es dabei natürlich um Pipelines. Ein weiterer wesentlicher Faktor 
stellen die mit dem russischen Exportsystem zusammenhängenden Gasspeicher dar, die die 
Ukraine die meisten von denen kontrolliert. Die eigenen Gasvorräte der Ukraine sind allerdings 
erschöpft und die Schwerindustrie, der Hauptsektor der ukrainischen Wirtschaft, ist auf die 
Versorgung durch russisches Gas angewiesen. Es besteht also eine Situation gegenseitiger 
Abhängigkeit. Russland braucht die ukrainische Infrastruktur für die Erfüllung der Verträge mit 
den europäischen Abnehmern, die Ukraine braucht russisches Gas für ihren inländischen Bedarf. 
 Nach dem Zerfall der Sowjetunion entstanden mehrere Gaskonflikte in der Region, unter 
anderem zwischen Russland und der Ukraine. Für die vorliegende Arbeit sind zwei Erdgasstreits 
von besonderer Relevanz. In ihrem Verlauf hat sich gezeigt, wie verwundbar und empfindlich 
die über vielfache Interdependenzen miteinander verbundenen Akteure sind. Im Folgenden wird 
ein kurzer Überblick über das nichtkooperative russisch-ukrainische Verhandlungsspiel und 
dessen Auswirkungen auf die EU gegeben. Den Motiven und Zielen der Akteure, den Gründen 
der Konflikte und den Interessenkonstellationen dritter Parteien widmen sich viele 
                                                          
265Orttung, R.W. / Overland, I.: Russia and the Formation of a Gas Cartel, in: Problems of Post-Communism, 2011 
(vol.56), no. 3, pp. 53-66, here p. 53. 
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Forschungen. 266  Außerdem werden die Konsequenzen der Konflikte und die in ihrer Folge 
abgeschlossenen Verträge analysiert.267 
Ein Teil der Literatur 268  analysiert die Gasbeziehungen zwischen Russland und der 
Ukraine ebenfalls spieltheoretisch. Eine Studie von Hirschhausens, Meinharts und Pavels 
diskutiert die Transportoptionen für russisches Gas nach Westeuropa mit Fokus auf den russisch-
ukrainischen Beziehungen. Die Autoren stellen mögliche Szenarien des Export-Transit-Spiels 
zwischen dem Gasproduzenten Russland und dem Transitland Ukraine vor, indem sie 
kooperative und nichtkooperative Strategien mit zwei und drei Spielern analysieren 
(einschließlich Belarus und Westeuropa; dieses Spiel bezieht sich auf die alternativ gebaute 
Gaspipeline Jamal-Europa). Objekte der Wechselwirkung (Verhandlungen) sind die 
Transitgebühren für Russland und die Gaspreise für die Ukraine, die nichtkooperative Strategie 
sieht eine eigenständige Bestimmung der Transittarife bzw. Gaspreise ohne Rücksicht auf die 
Position des anderen Akteurs vor. Der Vergleich der verschiedenen Szenariener gibt, dass „as 
long as Ukraine was the exclusive transit country, it was unnecessary to think about behaving in 
a more cooperative way. When Russian efforts to diversify transit routes succeeded, Ukraine 
changed its strategy and entered into a cooperative agreement with Russia”. Dass die Ukraine 
keine Vereinbarung mit Russland zur Verhinderung des neuen Pipelinebaus erwirkt hat, wird 
dadurch erklärt, dass „Ukraine was too self-confident in its monopoly position”, und durch 
“short-termism of Ukrainian politicians and gas industrialists, or the substantial distrust of many 
Ukrainian officials in Russia and the corresponding belief that setting up a cooperative profit 
sharing scheme is impossible”.269 
 
 
 
                                                          
266Stern, J.: The Russian-Ukrainian gas crisis of January 2006. Oxford Institute for Energy Studies, 2006; Pirani, S. / 
Stern, J. / Yafimava, K.: The Russo-Ukrainian gas dispute of January 2009: a comprehensive assessment. Oxford 
Institute for Energy Studies, February 2009; Hafner, M. / Bigano, A.: Russia-Ukraine-Europe gas crisis of January 
2009: Causes, Lessons Learned and Strategies for Europe. Fondazione Eni Enrico Mattei 03.2009 Policy Briefs; 
Bettzüge, M. O. / Lochnerprich, S.: Der russisch-ukrainische Gaskonflikt im Januar 2009 – eine modell-gestützte 
Analyse, in: Energiewirtschaftliche Tagesfragen, 59. Jg. 2009, Heft 7, S. 26-30. 
267Götz, R.: Nach dem Gaskonflikt. Wirtschaftliche Konsequenzen für Russland, die Ukraine und die EU. SWP-
Aktuell 2006/A 03, Januar 2006; Grätz, J. / Westphal, K.: Ende gut, alles gut? SWP-Aktuell, Januar 2009; Westphal, 
K.: Russisches Erdgas, ukrainische Röhren, europäische Versorgungssicherheit. Lehren und Konsequenzen aus dem 
Gasstreit 2009. SWP-Studie/S18, Berlin 2009; Schulze, P.W.: Russische und europäische Energiepolitik im Zeichen 
der globalen Krise, in: Sozialwissenschaftliche Schriftenreihe des Internationalen Instituts für Liberale Politik Wien: 
Die neue Rolle Russlands im Osten der EU, Wien 2009, S. 3-28. 
268Yegorov, Y. / Wirl, F.: Ukrainian Gas Transit Game, in: Zeitschrift für Energiewirtschaft, 2009 (vol. 33), no. 2, pp. 
147-155; Hubert F. / Ikonnikova, S.: Strategic Investment and Bargaining Power in Supply Chains: A Shapley Value 
Analysis of the Eurasian Gas Market. Berlin/Moscow: Discussion Paper, 2004. 
269von Hirschhausen, C. / Meinhart, B. / Pavel, F.: Transporting Russian Gas to Western Europe - A Simulation 
Analysis, in: The Energy Journal, 2005 (vol. 26), no. 2, pp. 49-68. 
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Tab.4-3:Dilemmasituation Produzent – Transitstaat 
                         Russland (A) 
 
Die Ukraine (B) 
Kooperation (C) Vorteilssuche, Schaden, Verrat 
(D) 
Kooperation (C) Stabilität, Energiesicherheit,  
das gegenseitige Profitieren 
Zusatzgewinn für A 
Vorteilssuche, Schaden, Verrat 
(D) 
Zusatzgewinn für B Schädigung der Energiesicherheit, 
Finanz- und Reputationsverlust 
Quelle: eigene Darstellung 
Ein Blick auf die gegenwärtigen russisch-ukrainischen Beziehungen erklärt die 
Gaskonflikte, die zwischen den beiden Parteien immer wieder ausbrechen. Das Leitungssystem 
der Ukraine ist ein wesentlicher Bestandteil der russischen Gaslieferungen in den Westen; vor 
allem umfasst es Pipelines und Gasspeicher. Die Erdgasimporte nach Westeuropa verlaufen in 
der Ukraine durch Pipelines mit großen Kapazitätsauslastungen, z. B. durch die „Bruderschaft“, 
durch „Nordlicht“ und durch „Trans-Balkans“.  
 Die größten Probleme der Ukraine gründen auf dem Energiesektor und seiner hohen 
Aufwandsintensität. Legt man die Energieintensität in Relation zum Bruttoinlandsprodukt 
zugrunde, gehört die Ukraine zu den weltweit am energieintensivsten produzierenden Ländern. 
In der Ukraine wird also mehr Energie pro Produktionseinheit verbraucht als in fast allen 
anderen Ländern. Diese Situation entstand unter anderem durch den ukrainischen Zugang zu von 
Russland subventioniertem Gas, der nicht zu einer Modernisierung der ukrainischen Industrie 
führte. Der Energiesektor der Ukraine ist stark korrupt. Wesentliche Merkmale der ukrainischen 
Energiewirtschaft sind also die hohe Energieintensität der ukrainischen Wirtschaft, die hohe 
Abhängigkeit von russischen Energieimporten und eine hohe Belastung des Staatshaushalts 
durch die ineffiziente Energiewirtschaft und eine verschleppte Reform des Energiesektors.270 
Der Hauptgrund beider Konflikte waren Uneinigkeiten über den Gaspreis und die 
Schuldenrückzahlung für russisches Gas, so dass ein Liefervertrag für das jeweils kommende 
Jahr fehlte. Außerdem hat Russland gegenüber den GUS-Ländern eine Subventionierungspolitik 
betrieben, die den Austausch von Freundschaftsgaspreisen gegen Präferenzen ermöglichte 
(Abb.4-5). Die Suche nach einem Ausgleich zwischen ukrainischen Importpreisen für Erdgas 
und russischen Transitkosten führte zu Kollisionen. Dabei spielten die Zwischenhändler eine 
negative Rolle: Ihre Tätigkeit machte den Gashandels intransparent und verursachte Korruption 
und Schattengeschäfte. Die Strategie der Freundschaftspreise bewirkte bis zur Orangen 
Revolution von 2004, die Viktor Juschtschenko an die Macht brachte, politische Profite. Der mit 
                                                          
270 Opitz, P.: Ineffizient und intransparent. Der ukrainische Energiesektor, in: Osteuropa, 2-4/2010, S. 217-236, hier 
S. 217. 
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ihr einhergehende Paradigmenwechsel und die politische Umorientierung des neuen Präsidenten 
verstärkten die russisch-ukrainischen Wechselwirkungen und Widersprüche.  
Seit dem Ende der Sowjetunion verlangt Russland konsequent, das Bartergeschäft Gas-
statt-Transitgebühren zu beenden und die Handelsbeziehungen direkt zu verrechnen. Die 
Revision der Energiepolitik im postsowjetischen Raum, die Russland eingeleitet hat, um zu 
Marktbeziehungen überzugehen, gründete auf einer Strategie von Gazprom, die vorsah, die 
Gaspreise zu erhöhen, um sie abzüglich der Transportkosten an die europäische Preislage 
anzugleichen. Außerdem wollte Russland den Erdgasbinnenmarkt liberalisieren. Die 
Energiestrategie bis 2030 sieht eine gesteuerte Liberalisierung vor, die auf dem Prinzip gleicher 
Rentabilität für in- und ausländische Gaslieferungen basiert. Außerdem sieht sie vor, dass sich 
im Gasbörsenhandel transparente und nichtdiskriminierende Zugangsbedingungen zur 
Gasinfrastruktur für alle Marktteilnehmer entwickeln.271 Unter Liberalisierung werden höhere 
Gaspreise auf dem Binnenmarkt verstanden, die den Preisen auf dem Auslandsmarkt abzüglich 
der Exportzölle und der Logistikkosten entsprechen sollen. Heutzutage findet der Gashandel 
regional und frei statt, unabhängige Produzenten können die Gaspreise für die russischen 
Verbraucher frei gestalten. Der Hauptlieferumfang entfällt jedoch auf Gazprom, das sein Gas zu 
einem staatlich festgelegten Preis verkauft. 
Abb. 4-5:Importpreise für Erdgas aus Russland 2004-2008 
 
Quelle: Pirani, S.: Am Tropf. Die Ukraine, Russland und das Erdgas, in: Osteuropa 2-4/2010, S.244 
2005 erhöhte Gazprom den Druck auf die Ukraine, trat bei den Gaspreisverhandlungen 
aggressiver auf und provozierte so ihr Scheitern. Allerdings wählte auch die Ukraine eine 
nichtkooperative Strategie (DD) und zapfte, als die Lieferungen in die Ukraine wegen des 
                                                          
271 Energetičeskaja strategija Rossii na period do 2030 goda, Ministerstvo Energetiki Rossijskoj Federacii, 
13.11.2009, http://minenergo.gov.ru/node/1026 
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fehlenden Vertrags zwischen den Akteuren gestoppt worden waren, illegal Gas für ihren eigenen 
Bedarf ab. Die Krise machte deutlich, dass sich Preiserhöhungen für Russland wegen seiner 
Abhängigkeit von Transporten durch die Ukraine sehr schwierig gestalteten und dass die 
Ukraine zur Verzögerung von Preissteigerungen bereit war, ihre Verpflichtungen aus dem 
Energiechartavertrag zu verletzen.272 
Nach einem ähnlichen Muster entwickelte sich der Gasstreit von 2009, bei dem beide 
Akteure erneut nichtkooperativ handelten und eine Maximierung ihres Gewinns anstrebten (DD). 
Anders als der vorangegangene Konflikt, dem überwiegend wirtschaftliche Widersprüche 
zugrunde gelegen hatten, waren die Hintergründe dieses Gasstreits hauptsächlich (innen- und 
geo-)politischer Art. Eine wichtige Rolle spielte die Konfrontation zwischen Präsident 
Juschtschenko und Premierministerin Timoschenko. Der ukrainische Präsident verschärfte die 
zwischenstaatlichen Beziehungen eindeutig. Dadurch erhoffte er sich eine Erhöhung seiner 
Popularitätswerte in den westlichen Regionen der Ukraine, wo eine Entwicklung in Richtung 
Europa und eine Distanzierung von Russland größtenteils befürwortet wird. Die internationale 
Finanzkrise entwickelte sich in der Ukraine vor dem Hintergrund einer Krise des 
Parlamentarismus und einer Rechtsprechung, die verschiedene politische Kräfte einsetzte, um 
ihre Ziele zu erreichen. Die Legitimität der Macht sank, die Unzufriedenheit der Bevölkerung 
mit der Politik des Präsidenten und der Werchowna Rada hatte ein kritisches Niveau erreicht. 
Grundsätzliche Probleme der ukrainischen Gesellschaft wurden von Einzelereignissen wie 
Neuwahlen, NATO-Beitritt, Verfassungsreform und sprachpolitischen Maßnahmen überdeckt.273 
Der von Juschtschenko eskalierte Gaskonflikt ging mit langfristigen Zielen der USA konform, 
die ein Interesse daran haben, dass Russland von Ländern umgeben ist, die imstande sind, einen 
eventuellen Konflikt zu kontrollieren. Zudem hatten die Auseinandersetzungen um den Nato-
Beitritt der Ukraine, die Stationierung der russischen Schwarzmeerflotte auf der ukrainischen 
Halbinsel Krim und Kiews Rolle im georgisch-russischen Krieg eine psychologische 
Konstellation verursacht, die eine Lösung des Gaskonflikts nicht eben einfacher machte.274 
Gleichzeitig versuchte Russland, die Ukraine gegenüber der EU zu diskreditieren und die 
innenpolitische Situation in der Ukraine zu beeinflussen, wobei es ihm unter anderem um die 
Kontrolle der ukrainischen Pipelines ging. Anders als Belarus hatte die Ukraine nämlich ein 
Angebot von Gazprom abgelehnt, ihr Leitungssystem gegen niedrigere Gaspreise an ein 
Konsortium unter russischer Kontrolle zu übergeben. Russland wollte außerdem klären, ob und 
                                                          
272Pirani, S.: Am Tropf. Die Ukraine, Russland und das Erdgas, in: Osteuropa 2-4/2010, S. 237-256, hier S. 247. 
273 Žil’cov, S.: Gazovyj privkus ukrainskoj politiki, 12.01.2009. 
http://www.ua.rian.ru/analytics/20090112/78076933.html 
274 Schlepp, M.: Gasstreit mit Russland: „Die Ukraine ist schuld“, in: Spiegel online, 10.01.2009, 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/gasstreit-mit-russland-die-ukraine-ist-schuld-a-600471.html 
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inwieweit Gazprom das Recht hat, auf ukrainischem Territorium Gas zu fördern und zeigen, dass 
perspektivisch auch alternative Lieferrouten möglich sind, um das russische Gas nach Europa zu 
liefern und Finanzmittel für solche neuen Lieferprojekte zu akquirieren. 
Halten zwei Akteure an Defektionsstrategie und Konfrontationskurs fest, kann eine dritte 
Partei in den Prozess eingreifen und mit dem Vollzug von Strafen drohen. Die EU hat sich 
intensiv bemüht, Verhandlungen über ein neues Abkommen zwischen den Streitparteien 
anzustoßen, um den Konflikt beizulegen. Durch Vermittlung des Generalsekretärs des 
Europäischen Rats, Javier Solana, war 2006 eine Einigung über Erdgastransittarife und 
Preiserhöhungen erzielt worden. 2009 nahm die EU erneut Gespräche mit Russland und der 
Ukraine auf, um die Gaslieferungen wieder in Gang zu bringen, wobei sie damit drohte, ihre 
Beziehungen zu beiden Konfliktparteien auf den Prüfstand zu stellen. Auf dem darauf folgenden 
Krisengipfel zur Beilegung des Gasstreits in Moskau versuchten alle an dem Konflikt beteiligten 
Akteure sowie einige Vertreter von GUS-Staaten, eine Einigung zu erreichen. 
Weil Russland und die Ukraine immer wieder zusammenarbeiten und voneinander 
abhängig sind, entspricht die Struktur ihrer Beziehungen denen des wiederholten 
Gefangenendilemmas, bei dem Defektion im jeweils nächsten Spielzug bestraft wird, so dass 
Nichtkooperation und Ahndung Lerneffekte bewirken können. Als Russland im Rahmen einer 
Informationskampagne 2006 für den Gaslieferstopp an die Ukraine verantwortlich gemacht 
worden war, zog es eine eigenartige Lehre aus dem Konflikt, dessen Verlauf deutlich gemacht 
hatte, dass ein frühzeitiger Meinungsaustausch und intensivere Kommunikation die Differenzen 
hätten verhindern können. Um den Austausch von Informationen als Frühwarnmechanismus vor 
Streitfällen zu stärken und die Positionen beider Seiten zu kommunizieren, wurde im Dezember 
2008 eine Webseite 275  eingerichtet, die den russisch-ukrainischen Streitbeziehungen aktuell 
zugrunde liegenden Verhältnisse aufbereitet. Zuvor hatten Vertreter von Gazprom etliche 
europäische Länder besucht, um das eigene Image zu verbessern und der Ukraine die Schuld 
zuzuschieben bzw. um Kosten und Risiken zu teilen. Die Ukraine hatte vor dem Konflikt 2009 
ausreichend Gasreserven in ihren Speichern angelegt, um die Verhandlungen verzögern zu 
können.  
Das Kooperationsdilemma zwischen Russland und der Ukraine sieht also 
folgendermaßen aus: Kommt die Ukraine ihren Zahlungsverpflichtungen nicht nach und handelt 
schadenorientiert, muss sie mit finanziellen und Reputationsverlusten rechnen. In Anlehnung an 
die Studie von C. von Hirschhausen et al. lässt sich das Verhalten der Ukraine damit erklären, 
dass sie den Bau alternativer Pipelines (z.B. Nord Stream 2 oder Turkish Stream) anzweifelt und 
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stattdessen zur Modernisierung ihres Gasleitungssystems aufruft. Von einem ähnlichen Szenario 
soll auch Russland von dem Fall ausgehen, dass es die gegenüber seinen Partnern eingegangenen 
Verpflichtungen verletzt. An beidseitiger Defektion ist jedoch keiner der Partner interessiert, da 
die EU von einem solchen Fehlverhalten erfahren würde und ihr Ruf als zuverlässige 
Vertragspartner dadurch entsprechenden Schaden nähme, was das russische Marktsegment 
schmälern könnte. Durch neue Energieimporte würde auch der überwiegende Transitanteil der 
Ukraine einbrechen.  
4.2.2 Das Verhalten der Europäischen Union im Kooperationsdilemma 
Die russische Wahrnehmung der EU hängt mit ihrer Energiestrategie zusammen, die von 
einem dualen Verhältnis zur Energiezusammenarbeit mit Russland gekennzeichnet ist. Einerseits 
hält die EU Russland für ihren wichtigsten Energielieferanten, andererseits bemüht sie sich, ihre 
Abhängigkeit von Russland zu verringern. Russland fürchtet eine mögliche Übertragung der 
europäischen Gasmarktliberalisierungsprinzipien auf den russischen Gasbinnenmarkt. 
In den 1990er Jahren initiierte die EU-Kommission einen Liberalisierungsprozess der 
Energiemärkte, dessen zahlreiche Maßnahmen auf eine wettbewerbliche Öffnung der Märkte 
und auf einen gemeinsamen Energiemarkt abzielten. Die Implementierung der ersten EU-
Richtlinie zur Gasmarktliberalisierung 276  hatte nicht die erwünschte Wirkung und eine 
Untersuchung der EU-Kommission machte die Notwendigkeit weiterer Maßnahmen sowie einer 
zweiten Richtlinie deutlich. 277  Diese zweite Energierichtlinie enthielt Bestimmungen zur 
Entflechtung von Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern und verpflichtete die 
Mitgliedsstaaten zur Schaffung unabhängiger Regulierungsbehörden. 2006 konstatierte die 
Kommission Probleme bei der Umsetzung der Richtlinie, vor allem die nach wie vor vorhandene 
Marktkonzentration, eine unzureichende Entflechtung, eine genauso unzureichende 
Marktintegration, fehlende Markttransparenz und einen nur begrenzt vorhandenen Wettbewerb 
auf den nachgelagerten Märkten.278 
Das dritte Energiepaket, das die EU-Kommission 2007 vorlegte und das die 
wechselseitigen Beziehungen beeinflussen soll, behandelt die eigentumsrechtliche Entflechtung 
und sieht vor, dass Versorgungsunternehmen keine Transportnetzwerke mehr besitzen sollen, da 
dies künstliche Preissteigerungen bewirken würde. Außerdem enthält das im April 2009 
                                                          
276Europäisches Parlament / Der Rat der Europäischen Union: Richtlinie 98/30/EG über gemeinsame Regeln für den 
Erdgasbinnenmarkt, 22.06.1998. 
277Europäisches Parlament / Der Rat der Europäischen Union: Richtlinie 2003/55/ EG über gemeinsame Regeln für 
den Erdgasbinnenmarkt, 26.06.2003. 
278Europäische Kommission: Untersuchung der europäischen Gas- und Elektrizitätssektoren gemäß Artikel 17 der 
Verordnung (EG) Nr. 1/2003 (Abschlussbericht), KOM(2006) 851 endgültig, 10.01.2007. 
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verabschiedete Paket, das die zweite Richtlinie inzwischen abgelöst hat, außerdem neue Regeln 
für den europäischen Gasmarkt, Gas-279 und Elektrizitätsrichtlinien280 sowie drei Verordnungen. 
Jedem EU-Land stehen drei Optionen zur Entflechtung seiner Unternehmen zur Verfügung, die 
nicht nur von europäischen, sondern auch von ausländischen Unternehmen angewendet werden 
sollen.  
Die OU-Option (Ownership Unbundling) sieht eine Herauslösung des Netzes aus dem 
Konzernverbund des Unternehmens und seinen Verkauf an einen unabhängigen Netzbetreiber 
vor. Im Rahmen der ISO-Option (Independent System Operator) bleiben Leitungen und 
Speicheranlagen im Besitz eines vertikal integrierten Unternehmens, das die Unabhängigkeit des 
Netzbetreibers sicherstellen soll, um Einflussnahme auf dessen Leitungsorgane auszuschließen. 
In dieser Konstellation verfügt ein unabhängiger Systembetreiber über finanzielle, materielle und 
technische Ressourcen. Das ITO-Modell (Independent Transmission Operator) sieht einen 
Netzbetreiber vor, der durch eine Vollausstattung der Netzgesellschaft unabhängig ist. Dem 
dafür neu zu bildenden Tochterunternehmen steht eine eigene Geschäftsführung vor, so dass die 
großen Energiekonzerne ihre Kontrolle nicht an eine dritte Partei abtreten müssen. 
Im Laufe des Liberalisierungsprozesses soll die Rolle der Netzbetreiber gestärkt werden. 
Dazu wurde im März 2011 als Teil des dritten Pakets eine Agentur für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden gegründet 281 , die die nationalen Energieregulierungsbehörden 
koordinieren und an EU-Organen mitwirken soll. Außerdem soll der Verband der 
Übertragungsnetzbetreiber Wechselwirkungen zwischen europäischen und regionalen 
Systembetreibern gewährleisten, Entwicklungspläne für Gas- und Elektrizitätsnetzwerke 
erarbeiten und die Auslastung der Transportkapazitäten planen. 
Es wird betont, dass die Regierung jedes einzelnen EU-Lands ausländischen 
Unternehmen den Zugang zu ihrem Binnenmarkt in zwei Fällen verbieten kann. Erstens, wenn 
sich diese nicht an die Regeln des dritten Energiepakets halten, und zweitens, wenn sie die 
Energiesicherheit des Landes gefährden. Das dritte Liberalisierungspaket enthält eine 
Gegenseitigkeitsklausel (oft Gazprom-Klausel genannt), in der die Bedingungen einer 
Übernahme von strategischen Energieübertragungsanlagen in der EU durch ausländische 
Unternehmen festgelegt sind. Gemäß dieser Klausel müssen ausländische Unternehmen, die ein 
                                                          
279  Europäisches Parlament / Der Rat der Europäischen Union: Richtlinie 2009/73/EG über gemeinsame 
Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG (Text von Bedeutung für 
den EWR), 13.07.2009. 
280  Europäisches Parlament / Der Rat der Europäischen Union: Richtlinie 2009/72/EG über gemeinsame 
Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG (Text von Bedeutung 
für den EWR), 13.07.2009. 
281 Europäisches Parlament / Der Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 713/2009 zur Gründung einer 
Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden (Text von Bedeutung für den EWR), 13.07.2009. 
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Unternehmen in der EU übernehmen, die dort geltenden Entflechtungsanforderungen auch in 
ihrem Heimatland erfüllen.282 Da Deutschland, Frankreich und einige andere europäische Länder 
dagegen opponiert haben, bezieht sich die abgeschwächte Klausel darauf, dass die Unternehmen 
aus Nicht-EU-Staaten nur aufgrund einer vorherigen politischen Vereinbarung Energienetze in 
den EU-Staaten aufkaufen können.283 
Um seine Interessen abzusichern, tritt Russland für eine Revision des dritten 
Energiepakets ein, das folgende Risiken für Russland birgt: Erstens sieht es vor, dass bei einer 
Überprüfung der langfristigen Verträge die Bedingungen der Gaslieferungen geändert werden. 
Zweitens sieht es infolge der Gasmarktliberalisierung eine Änderung der Kalkulationsprinzipien 
für die Gaspreisformel vor. Und schließlich ist mit Liberalisierung der Verlust von 
Eigentumsrechten des russischen Unternehmens Gazprom gemeint.  
Die Einführung der normativen und strukturellen Maßnahmen bedeutet für Gazprom den 
Verlust eines je nach Entflechtungsmodell unterschiedlich großen Teils seiner Verteilungsnetze 
bzw. eine anderweitige Schwächung seiner Kontrolle. Um diese negativen Konsequenzen zu 
vermeiden, versucht Gazprom, den TEN-E-Status (Trans-European Networks) bestehender und 
geplanter Pipelines aufrechtzuerhalten, da die Entflechtungsanforderungen nicht für Pipelines 
gelten, die als Teil der Transeuropäischen Energienetze anerkannt werden. 
Nach Einführung der Liberalisierung basiert das Gashandelssystem nicht mehr auf 
langfristigen Verträgen, dann können die Konsumenten Preise vergleichen und innerhalb von 
drei Wochen den Lieferanten wechseln. Gleichzeitig strebt die EU einen homogenen Gasmarkt 
an, der auf Änderungen am Markt sofort reagieren kann. Dafür sollen die im Rahmen 
langfristiger Verträge gelieferten Gasvolumen reduziert und der Umfang des Gashandels auf 
dem Spotmarkt erhöht werden.  
Langfristige Gasverträge gewährleisten sichere Lieferungen und eine Auslastung der 
Transportkapazitäten, was von allgemeinem Interesse ist. Ihre Vorteile für den Gaslieferanten 
sind die langfristige Gewährleistung seiner Produktionsabsätze, Kostenoptimierung und die 
Möglichkeit, in großem Umfang Mittel für Förderprojekte aufzunehmen. Die Vorteile für die 
Abnehmer sind sichere Lieferungen, klare Preise und ein wirtschaftlich berechenbarer 
Energiehandel. Dennoch ist die Tendenz zu einer Veränderung des bestehenden Regelsystems 
im Gashandel deutlich. Russland strebt den Erhalt des Systems langfristiger Gasverträge an, die 
EU tritt für ein höheres im Rahmen langfristiger Verträge geliefertes Gasvolumen und für eine 
                                                          
282 N.N.: Liberalisierung des Gassektors der EU, EurActiv, 19.05.2008, 
http://www.euractiv.com/de/energie/liberalisierung-gassektors-eu/article-171144 
283Pielow, J.-C.: Elektrizität und Gas, in: Krautscheid, A. (Hrsg.): Die Daseinsvorsorge im Spannungsfeld von 
europäischem Wettbewerb und Gemeinwohl, VS Verlag für Sozialwissenschaften, 2009, S.133-159, hier S. 139. 
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Reduzierung des Gashandels auf dem Spotmarkt ein. Gleichzeitig betont die EU die Bedeutung 
des Sicherheitsfaktors in der Gasversorgung: „Both the E.U. and Russia consider that these 
contracts have not only underpinned investments in Russia in new capacity in the past, but will 
remain necessary in the future. The Commission has made it clear that long-term take-or-pay gas 
contracts are indispensable“.284Allerdings besteht sie darauf, dass die langfristigen Gasverträge 
dem veränderten europäischen Energiemarkt entsprechen und ihre Vertragsbedingungen 
entsprechend angepasst werden müssen.  
Nach Meinung des CERA-Vortrags „Securing the Future: Making Russian-European Gas 
Interdependence Work“ geht die EU mit der Liberalisierung ein Risiko ein, da die wachsende 
europäische Binnennachfrage nach Energieträgern zum Hauptkonkurrenten des russischen 
Binnenmarkts werden könnte. Die Analytiker betonen, eine zunehmende Binnennachfrage in 
Russland, die Liberalisierung des Gasmarkts in der EU und die Umsetzung der europäischen 
Umweltschutzprogramme könnten zu dem paradoxen Ergebnis einer wesentlich größeren 
Abhängigkeit der EU von Russland bei einer gleichzeitig zunehmenden politischen und 
wirtschaftlichen Isolierung führen. Es muss in großem Stil in die Gasvorräte in den nördlichen 
Regionen Russlands investiert werden, wobei die EU ihren Einfluss auf diesem Bereich in 
Russland durch eine politische Beschränkung auf gegenseitige Investitionen verlieren 
könnte. 285 Die Autoren des Vortrags bemerken hierzu, dass „sustainability, efficiency and 
security of EU energy supply will not be best achieved by reducing dependence on Russian gas, 
but rather by the creation of a carefully and cooperatively managed interdependence between 
Europe and Russia”.286 
Um Streitfragen frühzeitig zu lösen und Alleingänge zu vermeiden, wurde im Januar 
2011 im Rahmen des Energiedialoges eine Arbeitsgruppe zu den Problemen des dritten 
Energiepakets gegründet, in der die Partner ihre Positionen und Strategien im Rahmen 
gegenseitiger Konsultationen austauschen. 287 Da der Energiedialog auf Eis gelegt ist, ist der 
Meinungsaustausch auch abgebrochen. 
                                                          
284 EU-Russia Energy Dialogue: Second Progress Report, Presented by Russian Vice-Prime Minister Victor 
Khristenko and European Commission director-General François Lamoureux, Brussels/Moscow November 2002. 
285Butrin, D.: CERA prizyvaet ES ne ssorit’sja s „Gazpromom“, in: Kommersant, 12.09.2007. 
286 N.N.: EU-Russia relations after the September proposal on energy liberalization, 20.09.2007, 
http://www.euractiv.com/en/energy/eu-russia-relations-september-proposal-energy-liberalisation/article-166929 
287Mehr dazu: Konoplyanik, A.: Third EU Energy Package: Regulatory Changes for Internal EU Energy Markets in 
Gas and Possible Consequences for Suppliers (Incl. Non-EU Suppliers) and Consumers, in: Oil, Gas and Energy 
Law, no. 3, 2011. 
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4.3 Der Fall des Nullsummenspiels 
 Konfrontative Energiebeziehungen haben den Charakter eines Nullsummenspiels (Win-
Lose-Situation). Beim Nullsummenspiel haben die Akteure gegensätzliche Interessen, wobei die 
Summe der Gewinne des einen Akteurs der Summe der Verluste des anderen entspricht. Dem 
Nullsummenspiel liegt immer eine Konkurrenzsituation zugrunde, seine Summe bleibt konstant. 
Erhöhen sich die eigenen Gewinne, verringern sich die des Gegners. Den Gewinnen des einen 
Beteiligten – hier die Ausübung geopolitischer Interessen im GUS-Raum, der Zugang zu 
Energieressourcen und Transitmöglichkeiten – steht also ein gleich hoher Schaden bzw. 
Einflussverlust des anderen gegenüber.  
4.3.1 Die Europäische Nachbarschaftspolitik 
 Die Schlüsselaspekte der europäischen Politik bezüglich der GUS-Länder finden sich im 
Strategiepapier über die Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP). Die ENP wurde 2008 durch 
die Gründung der Union für das Mittelmeer und 2009 durch die Östliche Partnerschaft 
ergänzt.288 Ziel der ENP ist es, die Vorteile der EU-Erweiterung von 2004 auf die Nachbarländer 
der EU auszudehnen, indem dort Stabilität, Sicherheit und Wohlstand gestärkt werden. Sie soll 
helfen, neue Trennlinien zwischen der erweiterten EU und ihren Nachbarn zu vermeiden, denen 
im Zuge verstärkter (sicherheits)politischer, wirtschaftlicher und kultureller Zusammenarbeit die 
Teilnahme an verschiedenen EU-Aktivitäten ermöglicht werden soll. 289  Für die 
energiepolitischen Strategien in Europa sind die Beziehungen zu den EU-Nachbarstaaten wohl 
die wichtigste außenpolitische Frage. Daher dient die ENP auch als Plattform zum Aufbau 
bilateraler Energiebeziehungen zu diesen Staaten. Ein bilateraler Ansatz erscheint sinnvoll, da 
die EU mit jedem einzelnen Partnerschaftsland unterschiedliche Interessen verbindet.290 
Das Programm „Östliche Partnerschaft“ strebt politische und wirtschaftliche 
Annäherungen an, ohne die EU-Mitgliedschaft vorauszusetzen. Seine Ziele sind die Integration 
der Elektrizitätsbinnenmärkte und ein effektiverer Energiesektor. Außerdem soll der Ausbau des 
südlichen Energiekorridors vorangetrieben werden, um Transit und Lieferanten der Energie zu 
diversifizieren. Außerdem kann die ENP als Alternative zu den russischen Integrationsprojekten 
                                                          
288 Die Europäische Nachbarschaftspolitik bezieht sich auf die unmittelbaren Nachbarn der EU: Ukraine, Belarus, 
Moldawien, Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Marokko, Algerien, Tunesien, Libyen, Ägypten, Israel, die 
palästinensischen Autonomiegebiete, Jordanien, Libanon und Syrien. Trotz seiner unmittelbaren Nachbarschaft 
wurden die zwischenstaatlichen Beziehungen mit Russland in dem Dokument „Gemeinsame Räume der EU und 
Russlands“ separat entwickelt.  
289 Europäische Kommission: Strategiepapier: Europäische Nachbarschaftspolitik, KOM(2004) 373 
endgültig.12.05.2004. 
290 Fischer, S. / Lippert, B.: Mehr Gleise. Energieaußenpolitik und Nachbarschaftspolitik der EU, in: Osteuropa, 
11/2009, S.53-70.  
123 
 
im postsowjetischen Raum, etwa im Unionsstaat Russland und in Weißrussland, betrachtet 
werden.  
Der gemeinsame Nachbarschaftsraum der EU und Russlands ist energiepolitisch hoch 
relevant. Beide Akteure verfolgen hier sowohl ordnungspolitische als auch konkrete 
wirtschaftliche Interessen; beide wollen sich hier Investitionsmöglichkeiten und den Zugang zu 
Gasvorkommen und Transportnetzen sichern.291Nach dem Zerfall der Sowjetunion wurde die 
GUS-Region zu einem Raum widerstreitender Interessen. Die „Östliche Partnerschaft“ will den 
weichen Markteintritt fortführen und die Beziehungen zwischen EU und ehemaligen 
Sowjetrepubliken institutionalisieren.292Die Anpassung an die europäischen Gesetzgebung ist 
Mittel zur Zielerreichung (vgl. Kapitel III). Russland wertet die europäische 
Nachbarschaftspolitik als weiche Hegemonialpolitik und soft power. 293 Zu den wichtigsten 
Problemen der ENP-Politikgehört „the discrepancy between the declared partnership and the 
actual asymmetry of the EU’s relations with the neighbour countries. Formally, the ENP assumes 
the equal rights of the EU and the addressees of the neighbourhood policy. However, the 
objectives it sets out, namely the promotion of EU values, political and economic standards, 
creates in practice an asymmetrical situation, where one of the sides sets out its expectations, 
indicates directions for transformation, and evaluates the actions taken by the other side, offering 
it certain bonuses in exchange.”294 
Russland verweist auf Wirtschaftsbeziehungen, Infrastruktur und interkulturelle 
Verbindungen, die allesamt noch aus Sowjetzeiten stammen. Die russische Außenpolitikwird 
zudem von der Strategie der nationalen Sicherheit Russlands bis 2020 bestimmt, die die 
regionale und subregionale Integration von GUS-Staaten durch einen Vertrag über kollektive 
Sicherheit und durch die Eurasische Wirtschaftsgemeinschaft als zukunftsträchtig ansieht. 
Da auch Russland die gemeinsamen Nachbarländer zu seiner Einflusssphäre zählt, 
kommt es zu einer Interessenskollision und zu einem verschärften regionalen Wettbewerb. 
Deutlich zeigt dies das Beispiel der Ukraine, die im Februar 2011 der Europäischen 
Energiegemeinschaft beitrat und sich in diesem Zuge zur Übernahme der Regeln des 
europäischen Energiebinnenmarkts verpflichtete. Diese besagen, dass Kunden ihren 
                                                          
291  Westphal, K.: Russisches Erdgas, ukrainische Röhren, europäische Versorgungssicherheit. Lehren und 
Konsequenzen aus dem Gasstreit 2009. SWP-Studie/S18, Berlin 2009. 
292 Die Teilnahme an diesem Projekt sieht jährliche Verhandlungen und Treffen zwischen Staatschefs und 
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124 
 
Energieanbieter frei wählen können und Dritten der Zugang zu Pipelines und Speichern gewährt 
werden muss. Außerdem sehen sie eine Entflechtung der Netzbetreiber vor, deren 
Unabhängigkeit sichergestellt werden soll. In erster Linie beziehen sie sich dabei auf das 
ukrainische Öl- und Gasunternehmen Naftogaz. Das dritte Energiepaket wird den Einfluss von 
Gazprom in der Ukraine verringern, da es „den Übergabepunkt für Transitgas, an dem der 
Eigentumstitel für das Gas von Gazprom an die europäischen Konzerne übergeht, von der 
ukrainisch-europäischen an die russisch-ukrainische Grenze verlagern könnte. Damit würden 
dann die europäischen Versorger die Transitkapazitäten in der Ukraine buchen und nicht mehr 
Gazprom, was die Flexibilität und Sicherheit der Gaslieferungen erhöhen würde.“295 Um seinen 
wirtschaftlichen Einfluss zu stärken und Konkurrenz auf dem ukrainischen Markt zu vermeiden, 
hat Russland eine Aufnahme der Ukraine in die Zollunion296 beantragt und diese mit niedrigeren 
Gaspreisen und Vorteilen für die Schwerindustrie in Zusammenhang gebracht. Auch die 
angebotene Fusion von Gazprom und Naftogaz soll einer engeren Anbindung Russlands an die 
Ukraine dienen. Zudem soll sie den wirtschaftlichen Einfluss Russlands stärken und seine 
Marktposition sichern bzw. Wettbewerb auf dem ukrainischen Markt verhindern. 
4.3.2 Konkurrierende Lieferwege 
4.3.2.1 Pipelinegebundene Gaslieferungen 
 In der zweiten Hälfte der 2000er Jahre sind die Ansichten der EU und Russlands über die 
Lieferwege auseinander gegangen, aber die geplanten Pipelines waren nach Europa ausgerichtet 
und sollten die Energieversorgungssicherheit erhöhen. Der Ausbau der Transportwege diente 
also einem guten Zweck, welche Pipeline auch immer gebaut wird. Die Vorstellungen über 
wahrscheinliche Verluste verdeutlichten allerdings den konfrontativen Charakter der Situation. 
Ein Pipelinebau unter russischer Beteiligung war eine Möglichkeit, eine andere war die 
Beteiligung europäischer und kaspischer Länder. In diesem Fall wäre die Teilnahme Russlands 
ausgeschlossen. Der südliche Energiekorridor setzt sich zum Ziel, die Abhängigkeit vom 
russischen Gas zu reduzieren und dadurch die geopolitische Lage Russlands im Kaspischen 
Raum und in der mittelasiatischen Region zu schwächen. South-Stream Pipeline dient hingegen 
zur Stärkung der Marktpräsenz Russlands in Europa. Die beiden Projekte verfolgen in erster 
Linie die politischen Zwecke und ihre wirtschaftliche Effizienz ist umstritten. 
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South Stream ist ein aufgegebenes Projekt der Pipeline mit einer Durchsatzkapazität von 
63 Milliarden Kubikmeter im Jahr. Sie sollte auf dem Meeresgrund zwischen russischer und 
bulgarischer Schwarzmeerküste verlaufen. In erster Linie war South Stream ein geopolitisches 
Projekt, das die Lieferrouten des russischen Gases nach Europa diversifizieren und die 
Abhängigkeit von den Transitländern Türkei und Ukraine verringern sollte. South Stream 
konkurrierte mit anderen geplanten Erdgaspipelines, die ebenfalls die EU mit den kaspischen 
Erdgasvorkommen verbinden sollten, um dort neue Energiequellen zu erschließen. Um die 
Erdgasquellen zu diversifizieren und die relativ hohe Abhängigkeit vom Hauptlieferanten 
Gazprom zu verringern, wurden iranische, ägyptische und irakische Vorkommen in Betracht 
gezogen. Der südliche Energiekorridor ist ein vorrangiges Energieprojekt der EU, er umfasst die 
Nabucco-Pipeline, die Trans Adriatic Pipeline (TAP) und die Interkonnektor Türkei-
Griechenland-Italien (ITGI), die sämtlich miteinander konkurrieren und am Gas von Shah 
Deniz II in Aserbaidschan interessiert sind. Die zudem geplante Pipeline ITGI setzt sich aus ITG 
(Interkonnektor Türkei-Griechenland) und IGI (Interkonnektor Griechenland-Italien) zusammen. 
Die Durchsatzkapazität von IGI beträgt 8 Milliarden Kubikmeter im Jahr. Die ITG hat eine 
Durchsatzkapazität von 11 Milliarden Kubikmeter im Jahr und wurde bereits 2007 in Betrieb 
genommen.  
Die beiden Variablen (die zwei Lieferrichtungen) bedingten eine Matrix mit folgenden 
vier Optionen: beide Projekte werden durchgeführt; entweder Nabucco (oder ein anderes Projekt 
im südlichen Korridor) oder South Stream wird gebaut; keiner der beiden Baupläne geht in 
Erfüllung. Die Konkurrenzsituation ist ein Nullsummenspiel: Gewinne des einen Beteiligten 
bedeuten Verluste des anderen. Russische Verluste beim Bau von Nabucco bedeuten einen 
eventuell sinkenden Anteil auf dem europäischen Absatzmarkt. Verluste der EU bedeuten eine 
stärkere Abhängigkeit von Russland und nicht diversifizierte Gaslieferquellen.  
Ende 2014 wurde das Projekt South Stream offiziell eingestellt, aber die tatsächliche 
Beendigung hat 2009 nach dem Inkrafttreten des Dritten EU-Energiepacket stattgefunden. South 
Stream war ein politisches Projekt. Russland war an seiner Realisierung aus politischen Gründen 
interessiert, selbst wenn sie wirtschaftlich nicht zweckmäßig war. Dabei hat die South-Stream-
Pipeline keinen TEN-E-Status erhalten, was ihre Rentabilität gesunken hat, da entsprechend dem 
dritten Energiepaket auch andere Gaslieferanten Zugang zu ihr haben sollten und sie so nicht 
unter vollwertiger Kontrolle von Gazprom stehen würde. Einen Antrag auf Erhalt des 
gegenwärtigen Status hat die EU-Kommission abgelehnt. Durch einen erleichterten Netzzugang 
für Dritte (Third Party Access Exemption) kann eine Ausweitung der Entflechtungsforderung 
jedoch vermieden werden. Das Konzept des Netzzugangs für Dritte sieht die Option vor, sich 
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zwischen Lieferanten zu entscheiden, um eine Öffnung des Erdgasmarkts in der EU zu erreichen. 
Die endgültige Entscheidung darüber liegt allerdings bei der EU-Kommission. Das 
Pipelineprojekt Nord Stream 2 stößt auf das gleiche Problem. Osteuropäische Länder bekämpfen 
den Ausbau und begründen es damit, dass das Projekt nicht im Einklang mit den Zielen der EU-
Energieunion steht, weil es keinen Zugang zu neuen Gasquellen gibt und die Position Russlands 
als größten Lieferanten stärkt. Die EU-Kommission verweist darauf hin, dass die Regeln für die 
Anwendung des EU-Rechts, einschließlich des Dritten Energiepakets, auf Gaspipelines, die am 
Meeresboden gebaut wurden, unklar sind. Die Kommission betont jedoch, dass das Projekt allein 
nach dem Recht eines Drittlandes nicht gebaut und betrieben werden kann, und ist der 
Auffassung, dass für den Offshore-Teil der Nord Stream 2 eine spezifische Rechtsordnung 
vorgesehen werden sollte, die einige der Grundprinzipien des EU-Energiegesetzes 
berücksichtigen würde.297 
Das Nullsummenspiel wurde zugunsten der Trans-Adria-Pipeline (TAP) – eines der 
Projekte im südlichen Gaskorridor - gelöst. Sie soll eine Durchsatzkapazität von 20 Milliarden 
Kubikmeter im Jahr haben und 2020 in Betrieb genommen werden. Das Gas wird durch 
Griechenland und Albanien nach Süditalien befördert. An der türkisch-griechischen Grenze wird 
die TAP mit der Transanatolischen Pipeline (TANAP) verbunden werden. Die beteiligten 
Partner im Konsortium sind das aserbaidschanische SOCAR (58%) und die türkischen Botas 
(30%) und BP (12%). Die Inbetriebnahme der TANAP-Pipeline mit der Durchsatzkapazität von 
16 Milliarden Kubikmeter im Jahr ist für 2018 vorgesehen. Die Quelle für die Lieferungen ist 
das Erdgas aus der zweiten Ausbaustufe des aserbaidschanischen Shah Deniz Gasvorkommen, 
das ursprünglich für Nabucco geplant wurde. Das Scheitern von Nabucco beruht auf seinen 
eigenen Widersprüchen, die mit der Tatsache zu tun hatten, dass sein Ausbau ökonomisch 
irrational und durch politische Gründe bedingt war. 298  Die Zukunft des Interkonnektors 
Griechenland-Italien (IGI) ist zudem aufgrund der konkurrierenden Trans-Adria-Pipeline unklar.  
Der Wettbewerb um Energieressourcen und Transitrouten verschärft das Krisenpotential 
der regionalen Konstellationen. Russland wollte selbst kaspisches Gas durch seine Leitungen 
pumpen. Zugleich ist mit China ein mächtiger und potentiell einflussreicher Akteur vorhanden, 
der im kaspischen Raum eine große Rolle spielt. Die chinesische Energieaußenpolitik ist unter 
anderem auf langfristig stabile Beziehungen mit den kaspischen Ländern ausgerichtet, wie 
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massive Investitionen in Erschließung und Transport von Energieressourcen zeigen. Um den 
wachsenden chinesische Energiebedarf zu decken, wirft China den Blick auf andere 
Gaslieferwege. Da Russland auf eine Reduzierung seiner Abhängigkeit von einem Absatzmarkt 
abzielt, sind die chinesischen und russischen Interessen komplementär. Auf diesem Grund 
entstand das Projekt Kraft Sibiriens. Die Gaspipeline mit einer Durchsatzkapazität von 61 
Milliarden Kubikmeter im Jahr und soll Ende 2017 fertiggestellt werden.  
Nach der Einstellung der South Stream hat Russland 2014 ein neues Pipelineprojekt, 
Turkish Stream, mit einer Kapazität von 31,5 Milliarden Kubikmeter präsentiert. Das russische 
Gas soll weitgehend auf derselben Route wie South Stream in die Türkei befördert werden. Die 
Inbetriebnahme ist für 2019 vorgesehen. Die Pipelines TANAP und Turkish Stream können 
jedoch der Türkei nicht helfen, zu einem Erdgas-Hub zu werden. Ineffiziente inländische 
Gasregulierung (d.h. ein schwacher Regulator, der von der Regierung eingesetzt wird), 
mangelnde Konkurrenz, staatliche Subventionen im Energiesektor und zentralisierte Kontrolle 
über den heimischen Gassektor in der Türkei stellen schlechte Ausgangspositionen für die 
Entwicklung in Richtung einer regionalen Erdgasplattform dar.299 
Die Probleme beim Ausbau neuer Lieferwege beziehen nicht nur auf einen Einfluss von 
inländischen extraktiven politischen Institutionen, sondern auch auf eine Wirkung externer 
Faktoren (wie z.B. Verfall der Rohstoffpreise; Geldabfluss aus den Schwellenländern seit 2014 
und die darauffolgende Wirtschaftskrise). Die russische Wirtschaftskrise seit 2014 hat die 
Ressourcen von Gazprom und dem russischen Staat reduziert. Aufgrund des Preisverfalls bei den 
Energieträgern sind die staatlichen Steueraufkommen gesunken. Die Unterstützung des Rubels 
und wichtiger Wirtschaftssektoren, sowie die Rettung der Banken haben die russischen Gold- 
und Währungsreserven verringert, so dass es schwierig sein wird, Mittel für die geplanten 
Pipelines zu akquirieren. Die Marktkapitalisierung von Gazprom ist im Zeitraum 2008-2014 von 
367 auf 51 Milliarden Dollar 300 gesunken, Gazprom verfügt deshalb nicht über ausreichend 
Mittel, um die Förderung neuer Erdgasfelder finanzieren zu können. Das ist jedoch angesichts 
der Vertaubung von Lagerstätten im Jamal-Nenez-Gebiet nötig, um die Förderrate 
aufrechtzuerhalten. Aserbaidschan und sein staatlicher Energiekonzern Socar brauchen dabei 
auch eine enorme Investition, um sich an die übernommenen Verpflichtungen in den 
Pipelineprojekten TANAP und TAP zu halten. Der staatliche Erdölfonds als einziger wirkender 
Mechanismus für eine Stabilisierung der wirtschaftlichen Lage, verfügt nicht über genug Geld, 
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um die Umsetzung anderer Verpflichtungen der aserbaidschanischen Regierung zu finanzieren. 
Die Kredite der Weltbank, dem Internationalen Währungsfonds oder einer anderen 
internationalen Organisation für Aserbaidschan sind mögliche Finanzierungsquellen. 301  Die 
Kredite können aber im Austausch gegen grundlegende Reformen in allen Wirtschaftsbereichen 
erhaltet werden, die die Existenz der extraktiven wirtschaftlichen Institutionen und ihre Rolle für 
Machterhalt gefährden können. Diese Tatsache stellt ein schweres Dilemma für ein autoritär 
herrschendes Regime dar.  
 Der Ausbau einer Pipeline wird immer häufiger in Frage gestellt. Die Pipelines 
verfestigen gegenseitige Abhängigkeit zwischen Produzenten, Transitländern und 
Abnehmerländern, erhöhen Transaktionskosten im Kooperationsdilemma zwischen extraktiven 
und inklusiven Institutionen, und schaffen damit einen Lock-in-Effekt. Die Begründung für eine 
weitere Pipeline verringert sich aufgrund einer globalen Ungewissheit über die geopolitische und 
finanzielle Situation, die bevorzugten Kraftstoffe, die technologische Entwicklung und die 
Veränderung der Gasmarktdynamik. Der Kritikpunkt einer Pipelinepolitik bezieht sich darauf, 
dass „in a world where access to markets, rather than to sources of energy, is the key, pipeline 
politics and diplomacy should be thoroughly revisited, and new options, such as LNG, FLNG, 
CNG, and renewable energy, merit close scrutiny and proper treatment”.302 
4.3.2.2 LNG-Lieferungen 
Im weltweiten Energiemix ist Erdgas von zunehmender Bedeutung. Sein Transport durch 
Pipelines, eine verbreitete Methode des Gastransports, ist mit einigen Nachteilen und Risiken 
verbunden, etwa der Abhängigkeit von einem Produzenten-/Abnehmerstaat, Uneinigkeiten mit 
Transitländern und dadurch zustande kommende Lieferausfälle. Über Flüssigerdgas kann die 
Bilanz auf den Gasmärkten ausgeglichen werden; zudem ist es ein wesentlicher Bestandteil des 
internationalen Gashandels und ein entscheidender Faktor für die Entstehung des weltweiten 
Gasmarkts. Als Flüssigerdgas (Liquefied Natural Gas) bezeichnet man ein durch Kompressionen 
und Kühlung verflüssigtes Gas. Folgendermaßen sieht die LNG-Kette aus: Verflüssigung – 
Seetransport – Wiederverdampfung (Regasifizierung).  
 Die Hauptproduzenten von Flüssigerdgas in 2015 sind Katar (mit einem Marktanteil von 
31,8%), Australien (12%), Malaysia (10,2%), Nigeria (8,3%), Indonesien (6,6%), Trinidad 
(5,1%), Algerien (5%), Russland (4,5%), Oman (3,2%), Papua-Neuguinea (2,9%), Brunei 
(3,7%), die Vereinigten Arabischen Emirate (2,3%), und Norwegen (1,7%). Die LNG-
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Hauptkonsumenten sind Japan, Südkorea und China, sie haben 2015 die Hälfte des weltweit 
produzierten Flüssigerdgases importiert. Auf den südasiatischen Markt entfallen die meisten 
LNG-Lieferungen; in Europa sind Großbritannien, Spanien, Italien und Frankreich die 
Importeure von Flüssigerdgas.303 
 Über Flüssigerdgas kann die Energieversorgungssicherheit erhöht werden. Die Faktoren, 
die seine Entwicklung bestimmen werden, sind das Entwicklungstempo der Produktion, die 
Zunahme der Regasifizierungskapazitäten, der Bau von LNG-Tankern und der Gasverbrauch der 
Elektrizitätswirtschaft. Der LNG-Markt ist in beträchtlichem Maße wettbewerbsfähig, da LNG 
in Tankern weltweit transportiert werden kann. Die Lieferungen von durch Pipelines 
transportiertem Gas sind regional beschränkt und führen zur Entstehung einer Monopollage. 
 Auf den internationalen Erdgashandel entfielen 30,1% des weltweiten Verbrauchs im 
Jahr 2015. Den größten Anteil am weltweiten Gashandel machen aber Pipeline-Lieferungen aus. 
Der Pipelineanteil des weltweiten Gashandels stieg auf 67,5%. 304  Die Entwicklung der 
Infrastruktur, die Zunahme der Produktion und die saubere Verbrennung des Gases begünstigen 
den Verbrauch von LNG. Die Kosten der LNG-Kette sind hoch. Die Höhe von 
Aufwandsinvestitionen hängt von Faktoren wie Projektgröße, geografischer Entfernung, 
Gegebenheiten in Produzenten- und Abnehmerländern und Seetransportkosten ab. Neue 
Technologien werden jedoch zu erheblichen Kostensenkungen führen und den Aufwand 
halbieren. 
 Mit der LNG-Technologie kann flexibel auf Herausforderungen und politische und 
wirtschaftliche Konjunkturen reagiert werden. Sie erlaubt es, Produktions- und Lieferumfänge 
rechtszeitig zu verändern und saisonbedingte Nachfrageschwankungen auszugleichen. Diese 
Flexibilität bedeutet einen Risikoschutz für den Fall eines Konflikts zwischen Produzenten- und 
Verbraucherländern von Flüssiggas. Verglichen mit Pipelineprojekten, die eine Kette von 
Akteuren – Produzent-Transitstaat-Konsumenten – unter den Bedingungen langfristiger 
Vereinbarungen realisiert, können LNG-Projekte stärker zum Nutzen aller Parteien stattfinden. 
Dies ist dann der Fall, wenn ein globaler Gasmarkt entsteht. Zurzeit werden Wechselwirkungen 
im LNG-Bereich meist nicht über den Börsenhandel, sondern, in Anlehnung an das 
Pipelinegeschäft, durch langfristige Verträge reguliert. Sowohl die langfristigen Verträge für 
Pipelinegas als auch die für LNG-Lieferungen beinhalten das Prinzip „takeorpay“, sind an 
Ölpreise gekoppelt und haben eine Laufzeit von 20 Jahren. Flüssigerdgas wird sukzessiv zum 
Objekt des Börsenhandels, es wirdan den Finanzmärkten über Börsenterminkontrakte (Futures), 
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Forwards und Optionsscheine gehandelt. Insgesamt werden Spotgeschäfte mit Pipeline- und 
LNG-Gas weltweit stetig zunehmen. Nach Meinung der International Gas Union (IGU) wurde 
das Wachstum des nicht langfristigen LNG-Handels durch die Fukushima-Krise und steigende 
Schiefergas-Förderung in den USA beschleunigt. Kurzfristige Verträge beinhalten die 
Liefervereinbarungen mit einer Laufzeit von weniger als zwei Jahren. Mittelfristige 
Lieferverträge mit einer Laufzeit zwischen zwei und fünf Jahren sind für die Länder mit 
unsicheren zukünftigen LNG-Bedürfnissen ausgerechnet. Diese Art der Liefervereinbarungen ist 
von den Abnehmern bevorzugt, die zögerlich sind, die langfristigen Verträge zu unterzeichnen, 
da die frei verfügbaren Flüssiggas-Mengen vorhanden sind. Auf den nicht langfristigen LNG-
Handel entfielen 29% der LNG-Handelsvolumen im Jahr 2015.305 
 Diese Veränderung der Relationen bewirkte, dass einige Lieferanten ihre Verträge mit den 
Konsumenten den neuen Tendenzen anpassten. Die europäischen Hauptlieferanten haben 
Vertragsbedingungen und die Preisgestaltungsstruktur der EU-Lieferungen verändert und die 
Spotpreise für Gas auf den europäischen Hubs berücksichtigt. Die Koppelung an das 
Spotgeschäft wird 2015 im Falle Russlands auf 17,8%306des Kontraktumfangs ausgedehnt. Die 
LNG-Industrie beeinflusst auf diese Weise also ölpreisindizierte Gaslieferverträge. Im 
vergangenen Jahrzehnt ist die europäische Gaspreisindexierung drastisch umgewandelt worden, 
da die Öl-indexierten Vertragspreise durch Gasspotpreise graduell ersetzt wurde. Auf den Gas-
zu-Gas-Deal entfielen 64% der europäischen Gaseinkäufe im Jahr 2015 (im Vergleich zu 15% im 
Jahr 2005). Die europäischen Gaslieferungen mit den ölpreisindizierten Preisgestaltungen sind 
von 78% im Jahr 2005 auf 30% im Jahr 2015 gesunken.307 
 Die EU-Dekarbonisierungspolitik und der Rückgang der eigenen Gasgewinnung in 
Europa verursachen zusätzliche Lieferungen sowohl durch Pipelines als auch als LNG. Um den 
eigenen Gasbedarf abzusichern und die drohende Versorgungslücke zu schließen, werden neue 
Gasquellen und -lieferwege aufgegriffen. 
Die LNG-Importkapazität in der EU betrug im Jahr 2014 insgesamt 197 Milliarden 
Kubikmeter im Jahr, obwohl nur etwa ein Viertel (45 Mrd. Kubikmeter) tatsächlich genutzt 
wurde. Die Auslastung ist am höchsten in Italien (35%) und am niedrigsten in den Niederlanden 
(4%). Die gesamte Pipeline-Importkapazität in der EU liegt bei 490 Mrd. m3 im Jahr und die 
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Auslastung ist viel höher als bei LNG. Dennoch ist die Pipeline-Kapazität kurz- und mittelfristig 
schwer zu erhöhen.308 
 Der 2014 durchgeführte Stresstest des EU-Gassystems ergab, dass die Länder ohne 
Zugang zu den LNG-Lieferungen und mit der höchsten Abhängigkeit von einem einzigen 
Lieferanten durch die Unterbrechungen von Gaslieferungen aus Russland und anderen 
Drittstaaten am stärksten betroffen wären.309 Mit dem Stresstest hat die EU-Kommission die 
Interdependenz-Empfindlichkeit der EU-Mitgliedstaaten, den Kooperationsbedarf und die 
Notwendigkeit einer ausreichenden Infrastruktur festgestellt. Um die Vorteile, die sich aus der 
LNG ergeben könnten, zu ziehen, braucht die EU ein System der Interkonnektivität. Ein solches 
System würde Folgendes erfordern: zusätzliche Infrastruktur, entweder in Form von 
Interconnectors oder zusätzlichen LNG-Terminals, einschließlich flexible schwimmende 
Speicher- und Wiederverdampfungsanlage (FSRU); ein klarer Regulierungsrahmen, in dem sich 
die vertraglich bedingten Engpässen an den Übergabepunkten vermeiden lassen; die 
ordnungsgemäß funktionierenden Gas-Hubs, die den Handel erleichtern. 310 Die Strategie der 
EU-Kommission ist darauf ausgerichtet, die fehlenden Infrastrukturverbindungen rasch zu 
schaffen und die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um liquide und wettbewerbsorientierte 
Märkte zu fördern, einschließlich Maßnahmen, die den Zugang zu LNG ermöglichen und neue 
Flüssiggas-Hubs in Mittel- und Südosteuropa, im Ostseeraum, in Südwesteuropa und im 
Mittelmeerraum fördern.311 
 Gazprom hat sich anfangs nicht aktiv bemüht, einen Anteil des LNG-Markts zu besetzen, 
sondern auf die Veränderungen und Tendenzen der Gasmärkte zurückhaltend reagiert. Die 
Gelegenheit, zu einem frühen Zeitpunkt eine Schlüsselposition zu belegen, wurde verpasst, so 
dass Russland im LNG-Segment kaum vertreten ist. Die Strategie Russlands ist aber auf eine 
Verstärkung der eigenen Präsenz ausgerichtet. Seine gegenwärtigen LNG-Lieferungen betragen 
9,6 Mio. Tonnen im Jahr, die auf den Gasfeldern Piltun-Astochskoje und Lunskoje gefördert 
werden (Sakhalin II). Ihr Hauptabnehmerland ist Japan, die übrigen Lieferungen gehen an Korea. 
Der einzige bestehende LNG-Terminal Sakhalin II und die geplanten LNG-Projekte sind 
exportorientiert. Laut dem Gesetz über russische Gasexporte haben die Marktteilnehmer 
(Gazprom, Rosneft und Novatek) das Recht, das Flüssigerdgas den Exportmärkten zu beliefern. 
                                                          
308 Wilson, A.B.: Liquefied Natural Gas in Europe, in: European Parliamentary Research Service, November 2015, 
p. 6,http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2015/571314/EPRS_BRI(2015)571314_EN.pdf 
309 Europäische Kommission: Mitteilung über die kurzfristige Krisenfestigkeit des europäischen Gassystems, 
COM(2014) 654 final, 16.10.2014. 
310 Molnar, G. / Behrens, A. / Egenhofer, C. / Genoese, F.: Europe’s LNG Strategy in the Wider EU Gas Market, 
CEPS Policy Brief, no. 333, October 2015, p. 5. 
311Europäische Kommission: Mitteilung über eine EU-Strategie für Flüssigerdgas und die Speicherung von Gas, 
COM(2016) 49 final, 16.02.2016. 
132 
 
Russland plant die Produktionskapazität von verflüssigtem Erdgas wesentlich zu erhöhen und 
seine Präsenz auf dem globalen LNG-Markt auszubauen. Die in Russland geplanten LNG-
Projekte sind: Baltik LNG (10 Mio. Tonnen/Jahr; Gazprom), Pechora LNG (10 Mio. 
Tonnen/Jahr; Rosneft und Alltek); Yamal LNG (16,5 Mio. Tonnen/Jahr; Novatek, Total und 
CNCP); Far East LNG (5-10 Mio. Tonnen/Jahr; Rosneft und ExxonMobil); Vladivostok LNG 
(10-15 Mio. Tonnen/Jahr; Gazprom).312 
 Der steigende Wettbewerb zwischen den LNG-Lieferanten, niedrige Öl-und Gaspreise 
und westliche Wirtschaftssanktionen gegen Russland und fehlende Technologien erschweren die 
Durchführung von LNG-Projekten. Da die geplanten LNG-Lieferungen aus Vorkommen mit 
aufwendiger Förderung kommen sollen, werden die Preise für russisches LNG-Gas, anders als 
die anderer Gasproduzenten, deutlich ansteigen. Da Gazproms neue Gasprojekte zu kostspielig 
sind, um in der Preiskonkurrenz bestehen zu können, gewährt der Konzern keine niedrigen 
Gaspreise. Das führt wiederum dazu, dass sich die Projekte nur langsam weiterentwickeln 
werden. Wenn die Gasnachfrage auf lange Sicht ansteigt und die Gasproduzenten keine billigen 
Preise mehr anbieten können, werden die Projekte zunehmend nachgefragt werden. Mittelfristig 
sind russische Lieferungen aber eher mit Risiken behaftet, da Gazprom die Zunahme der 
amerikanischen Schiefergasförderung bei seiner Strategieplanung nicht berücksichtig hat. Zudem 
hat Katar seine LNG-Produktionskapazitäten vergrößert. Das Überangebot an Gas in den USA, 
die sich fast vollkommen selbst versorgen, bewirkte eine Umorientierung auf Europa als Ziel der 
geplanten Lieferungen, was die Gaspreise auf dem europäischen Markt beeinflusst und die 
Finanzsituation Gazproms verschlechtert hat.  
 Nicht nur Russland stößt auf Herausforderungen bei der Erfüllung seiner LNG-Strategie. 
Nach Angabe der Internationalen Energieagentur (IEA) werden die meisten Inbetriebnahmen 
neuer LNG-Kapazitäten nicht realisiert werden, weil niedrige Energiepreise ein Risiko für die 
bereits im Bau befindlichen Projektedarstellen. Keine Projekte aus Russland, Kanada oder 
Ostafrika werden voraussichtlich bis 2020 in Betrieb genommen werden. Allerdings werden 
90% der neuen Kapazitäten in den Vereinigten Staaten und Australien platziert werden. Die 
Vereinigten Staaten sind damit auf dem Weg, der weltweit drittgrößte LNG-Exporteur bis 2020 
zu werden. Kanadische LNG-Projekte setzen sich schwer gegen US-Schiefergas durch, da in den 
USA niedrigere Kapitalkosten pro Kapazitätseinheit herrschen. Die Projekte in Ostafrika müssen 
die Probleme mit der Abgeschiedenheit der Standorte, dem Fehlen grundlegender Infrastrukturen 
und dem regulatorischen Rahmen bewältigen. Die bestehenden LNG-Anlagen in Australien 
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werden sich auch unter den aktuellen Marktbedingungen und den anhaltend hohen Arbeitskosten 
als schwierig erweisen.313 Da die Projekte, die derzeit noch nicht im Bau sind, weiterhin mit 
vielen Verschiebungen und Stornierungen kämpfen, wird ein globaler liquider LNG-Markt mit 
vielen Wettbewerbern in seiner Entstehung verzögert. Zudem werden die LNG-Lieferungen in 
Richtung Europa durch das Tempo des asiatischen LNG-Nachfragewachstums erheblich 
bestimmt werden. Europa gilt als Markt der letzten Instanz und ein schnelleres LNG-
Nachfragewachstum in Asien wird wachsende Lieferungen von neuen LNG absorbieren, so dass 
die russischen Pipeline-Exporte nach Europa über 150 Mrd. m3/Jahr bis 2019 und 2020 
bleiben.314 
4.4 Zwischenfazit und Einflussfaktoren 
Die Kooperation im Energiebereich bietet gute Voraussetzungen für eine Win-Win-
Situation für alle Akteure. Die Komplementarität der Interessen, bestehende Infrastruktur, 
gemeinsame Förderprojekte und Partnerschaftsunternehmen sind eine solide Grundlage für die 
langfristige Partnerschaft, die auf gegenseitig vorteilhaften Energiebeziehungen beruht. 
Kooperative Strategie im Rahmen einer wechselseitigen Abhängigkeit kann helfen, die Folgen 
der Interdependenz-Empfindlichkeit und –Verwundbarkeit zu vermeiden.  
Trotz der vorhandenen Bedingungen für eine gegenseitig vorteilhafte Energiekooperation 
ist der Energiedialog durch Konflikte und dem so wahrgenommenen Nullsummenspiel geprägt. 
Die Akteure sind in ein Kooperationsdilemma gelangt, wo die Diskrepanz zwischen einer Win-
Win-Situation und der Gewinnmaximierung besteht.  
Die EU hat einseitig ihr Markt- und Geschäftsumfeld durch die Umsetzung des Dritten 
Energiepakets verändert. Infolgedessen haben sich die Energiemärkte der EU und Russlands in 
verschiedene Richtungen entwickelt: Russland bleibt ein staatlich dominierter „Markt“ und die 
Unternehmen haben eine Verflechtung mit der politischen Elite erlebt. Die EU ist zu einem 
neoliberalen, wettbewerbsorientierten und integrierten Binnenmarkt übergangen.315 Die EU mit 
inklusiven Institutionen orientiert sich auf konkurrenzfähige Energieversorgung und 
Markttransparenz. Das Dritte Energiepacket und insbesondere die Gegenseitigkeitsklausel 
(abgeschwächte Gazprom-Klausel) werden von Russland als europäische Defektionstrategie 
wahrgenommen. Russland tritt dementsprechend für eine Revision des dritten Energiepakets ein. 
                                                          
313 International Energy Agency: Medium-Term Gas Market Report 2015. OECD/IEA, Paris, 2015, pp.111-119. 
314 Rogers, H.: The Forthcoming LNG Supply Wave: A Case of “Crying Wolf”?, The Oxford Institute for Energy 
Studies, February2017. 
315Gusev, A. / Westphal, K.: Russian Energy policies Revisited. Assessing the Impact of the Crisis in Ukraine on 
Russian Energy Policies and Specifying the Implications for German and EU Energy Policies, SWP Research Paper, 
December 2015, p. 7. 
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Zum einen sind russische kurzsichtige Energiestrategie und die durch unkooperatives Verhalten 
kurzfristig erzielten Gewinne im Kooperationsdilemma auf die Aufrechterhaltung der Macht und 
der extraktiven Institutionen abgezielt. Zum anderen ist Russland bereit, sich weitgehend zu den 
Veränderungen auf dem EU-Gasmarkt und seiner Regulierung zu verpflichten (z.B. 
Verpflichtungsangeboten von Gazprom betreffend mittel- und osteuropäische Gasmärkte; vgl. 
Kapitel II.2.4). Eine veränderte Unternehmensstrategie ist mit dem Wandel der Energiemärkte 
(vor allem mit den niedrigen Energiepriesen) verbunden und strebt danach, den Marktanteil zu 
halten. Außerdem dient der Fall Opal-Pipeline als Beispiel einer Ausnahme von dem Dritten 
Energiepaket der EU. Die Opal-Pipeline ist ein Onshore-Abschnitt der Nord Stream Pipeline, die 
zu 50 % von den Regelungen des EU-Energiebinnenmarkts über den Netzzugang Dritter und die 
Entgeltregulierung ausgenommen ist.316 Bevor das dritte Energiepaket vollständig umgesetzt ist, 
sollen die Energieinfrastrukturprojekte gebaut werden. Die Entwicklungsperspektiven des 
Energiedialoges hängen davon ab, wie die Liberalisierung der EU-Gasmärkte durchgeführt 
wird: ob die Bedingungen der EU-Gasmarktliberalisierung in vollem Umfang erfüllt sind oder 
die Gasmarktliberalisierung unter der Berücksichtigung der gemeinsamen vereinbarten 
Bedingungen verwirklicht wird. 
Die zukünftige Qualität der Beziehungen zwischen den Akteuren hängt auch davon ab, 
ob und inwieweit diese die Komplementarität und die Konvergenz ihrer Interessen nutzen und 
ausbauen. Wenn beide rational handelnde Akteure ausschließlich die eigene Nutzenmaximierung 
und die eigenen Ziele berücksichtigen, können sie keine sehr positiven Effekte erwarten, denn 
Betrug oder Defektion können die Bedingungen des positiven Maximums nicht erfüllen und 
letzten Endes nicht zu einem guten Ergebnis führen. Bedienen sich die Akteure des Prinzips der 
Gegenseitigkeit und versuchen, ihren individuellen Nutzen zu maximieren, wird die 
Wechselwirkung einen konfrontativen Charakter annehmen. Da die Akteure auch Konkurrenten 
sind, entstehen in einigen Bereichen Interessenskonflikte, so dass die Defektionsstrategie ihre 
Zusammenarbeit beherrschen könnte. Weil es keinen strengen institutionellen Rahmen (vgl. 
Kapitel III) gibt, kommt die Logik der Reziprozität nicht in Frage.  
Diversifizierung ist zudem ein wichtiges Instrument zum Abbau von Abhängigkeiten in 
Interdependenzbeziehungen. Unter Diversifizierung versteht man eine höhere Anzahl von 
Energiequellen und Lieferrouten, wobei in diesem Zusammenhang hauptsächlich vom Bau neuer 
Pipelines und LNG-Terminals die Rede ist. Importerweiterungen im Bereich Energieressourcen 
und der Bau neuer Routen erhöhen die Energiesicherheit und vermindern die Abhängigkeit von 
                                                          
316 Europäische Kommission: Gasmärkte: Kommission stärkt die Marktbedingungen in ihrem Beschluss zur 
Änderung der Ausnahme für die OPAL-Pipeline. Pressemitteilung IP/16/3562, 28.10.2016. 
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einzelnen Lieferanten. Für die Produzenten geht es bei neuen Gas- und Ölleitungssystemen – 
bzw. im Fall von Gas auch bei der Verflüssigungstechnologie – um die Expansion ihrer Exporte 
in neue Märkte. So wird das Risiko verringert, das mit der Abhängigkeit von einem einzelnen 
Absatzfeld einhergeht. Diversifizierung erfordert auch den Aufbau von Energieinfrastruktur; hier 
spielen geopolitische Orientierungen und geografische Nähe eine bedeutende Rolle. Nach den 
Gaskrisen von 2006 und 2009 war sich die EU ihrer Verwundbarkeit sehr bewusst und strebte 
zunehmend nach einer Diversifizierung ihrer Energiequellen. 
Zu dieser Zeit wurden die Projekte TAP und TANAP erarbeitet, die eine Alternative zu 
den russischen Erdgasvorkommen ist und Europa neue Gasquellen erschließen soll. Russland 
plant im Zusammenhang mit den Projekten des südlichen Energiekorridors Lieferungen nach 
Osten, insbesondere nach China. Projekte wie Nord Stream 2 und Turkish Stream bieten die 
Möglichkeit, die Abhängigkeit von den Transitländern zu verringern. Infrastrukturelle 
Verbindungen erhöhen die Interdependenz von Akteuren. Die Entwicklung der Beziehungen 
hängt also davon ab, auf welche Weise die Akteure ihre Energieversorgung diversifizieren. Da 
die LNG-Lieferungen flexibler sind und erlauben, auf politische und wirtschaftliche 
Konjunkturen rechtzeitig zu reagieren, treten die Flüssiggasanteile in den Vordergrund. Die 
steigenden LNG-Anteile auf dem europäischen Markt und mögliche Verluste bei der Umsetzung 
des dritten Energiepakets können einen Kurswechsel der russischen Energiepolitik nach Osten 
hin bedingen. Die Zukunft der Energiekooperation und der daraus folgende Abhängigkeitsgrad 
werden durch die Energiestrategie Russlands bestimmt: ob es eine an Europa, eine an die Asien-
Pazifik-Region orientierte oder eine ausgeglichene Energiestrategie wird.  
Ukrainischer Anteil an Transitpipelines des russischen Erdgases hat sich von 73,22% in 
2008317auf 39% in 2015318 verringert. Der wirtschaftliche Abschwung 2014-2016 in der Ukraine 
und die Krim-Krise haben die negativen Tendenzen im Kooperationsdilemma Produzent-
Transitland erschwert, die zur Reduzierung der russischen Gasimporte geführt haben. Zugleich 
wurde die Gasversorgung der Ukraine durch den sogenannten Reverse-Flow-Mechanismus aus 
der EU gewährleistet. Gas aus dem Reverse-Flow hat die Verhandlungsposition verstärkt und die 
Ukraine hat sich über eine Erhöhung von Gebühren für den Gastransit über ihr Territorium, nach 
dem Ablauf des ukrainisch-russischen Abkommens zum Gastransit nach Europa 2019, geäußert. 
Russland betrachtet dieses Vorhaben als eine Steigerung seiner Interdependenz-Empfindlichkeit 
und als die Quelle für einen zukünftigen Transitkonflikt und besteht weiterhin auf die 
                                                          
317 Forschungsstelle Osteuropa: Ukrainischer Anteil an Transitpipelines für russisches Erdgas, in: Ukraine-Analysen, 
2009, no. 50, S. 10. 
318Ermakov, V.V.: Novaja konfiguracija rossijskih exportnyh gazoprovodov v Evropu. Analitičeskie obzory ot 
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Unzuverlässigkeit der Ukraine als Transitland. Obwohl sich der Abhängigkeitsgrad zwischen 
Russland und der Ukraine verringert hat, behält Russland trotzdem wirtschaftliche und 
geopolitische Interessen im gemeinsamen Nachbarschaftsraum. Die EU strebt dabei danach, ein 
möglichst großes Netz von Ländern um die EU herum zu schaffen, in dem der Acquis 
Communautaire im Energiebereich gelten wird. Zudem hat jeder der Akteure seine eigenen 
Integrationsprojekte für die Nachbarschaftsländer, wobei ein Integrationsprojekt das jeweils 
andere ausschließt. Die EU mit inklusiven Institutionen bestrebt, die externe 
Demokratieförderung in den Nachbarschaftsländern durchzuführen.319 Russland als der Staat mit 
extraktiven Institutionen hat starke Anreize, ähnliche politische Systeme in den nahe gelegenen 
Staaten zu begünstigen. 320 Darüber hinaus stellt der gemeinsame Nachbarschaftsraum einen 
weiteren Einflussfaktor dar, der für die Szenario-Konstruktion erforderlich ist.  
                                                          
319Siehe z.B.: Lavenex, S. / Schimmelfennig, F.: Democracy Promotion in the EU’s Neighbourhood From Leverage 
to Governance?, Routledge, 2013. 
320Siehe z.B.: Bader, J. / Grävingholt, J. / Kästner, A.: Would autocracies promote autocracy? A political economy 
perspective on regime-type export in regional neighbourhoods, in: Contemporary Politics, 2010 (vol.16), no. 1, pp. 
81-100; Way, L.A.: The limits of autocracy promotion: The case of Russia in the ‘near abroad’, in: European 
Journal of Political Research, 2015 (vol.54), no. 4, pp. 691-706. 
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Kapitel V. Iteration und Nachhaltigkeit der europäisch-russischen Energiebeziehungen 
Das Kapitel beschäftigt sich mit den wegweisenden Tendenzen, disruptiven 
Technologien und Geschäftsmodellen, die eine wesentliche Auswirkung auf die 
Energieinterdependenz und den Abhängigkeitsgrad haben könnten. Der Fokus liegt auf 
Feststellung von Einflussfaktoren, die den Entwicklungsprozess eines neuen Pfades fördern oder 
zur Verfestigung von Entwicklungspfaden führen könnten. 
5.1 Wandel internationaler Energiemarktstruktur 
Durch das Streben nach niedrigerer gegenseitiger Abhängigkeit, welche sich im Falle 
Europas durch veränderte Ex- und Importanteile der verbrauchten Energieressourcen und im 
Falle Russlands durch veränderte Lieferziele äußert, wird sich die internationale Struktur der Öl- 
und Gasmärkte wandeln.  
Im Gegensatz zum Ölhandel ist der Gashandel regional organisiert. Die größten 
Gasmärkte sind der nordamerikanische und der europäische und beide funktionieren weitgehend 
unabhängig voneinander. Der traditionelle Exportmarkt für russisches Gas ist Europa. Algerien, 
der führende Lieferant von afrikanischem Gas, macht Ländern wie Russland und Norwegen in 
Italien und den anderen Mittelmeeranrainerstaaten Konkurrenz. Die anderen Gasexporteure, 
unter ihnen Katar, Oman, Libyen, Nigeria, Ägypten und Trinidad und Tobago, liefern 
hauptsächlich Flüssiggas. Obwohl das russische Gas den europäischen Verbrauch dominiert, 
können zusätzliche Gasmengen für die nachhaltige Entwicklung anderer Produzenten, wie 
afrikanische Staaten und Länder des Persischen Golfs, geliefert werden. Die afrikanischen 
Energieproduzenten werden ihre Präsenz auf dem europäischen Markt weiter aktiv vergrößern. 
Obwohl die Staaten des Persischen Golfs meist auf den schnell wachsenden südostasiatischen 
Markt hin ausgerichtet sind, können sie ihre Lieferungen bei Bedarf nach Europa umorientieren. 
Die wichtigsten Veränderungsfaktoren der russischen Gasindustrie im Außenhandelsbereich sind 
neben der Entstehung des Netzmarkts in China die Liberalisierung des europäischen Marktes, die 
rasche Entwicklung neuer Produzenten in Nord- und Westafrika, im Nahen Osten und in 
Zentralasien sowie außerdem das Wachstum der atlantischen und fernöstlichen Märkte.321 
Obwohl der Gashandel ein großes Geschäft darstellt, war er nach Meinung von D. Yergin 
und M. Stoppard bisher “local, national, or continental business, limited by the reach of pipelines 
and the absence of a global market-place. But this picture is changing because LNG will allow 
the world’s plentiful but long underdeveloped and “stranded” gas reserves to be efficiently 
                                                          
321Arbatov, A. / Belova,М. / Feigin, V.: Rossijskie uglevodorody i mirovye rynki, in: Russia in global affairs, no. 5, 
September-October 2005. 
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carried to consumers.” 322 Die größere gegenseitige Abhängigkeit von Gasproduzenten und 
Konsumenten wirkt sich positiv auf die Infrastrukturentwicklung im Handelsbereich aus. Mit 
dem erhöhten Gasverbrauch wird das weltweite Handelsvolumen weiter ansteigen. Während die 
größten regionalen Gasmärkte auf die Entwicklung des Pipelinesystems zurückgehen, entsteht 
durch die Entwicklung von LNG ein weltweiter Erdgasmarkt. 
Die Ölpreise haben einen zyklischen Charakter. Die Untersuchungen von Erdem und 
Ünalmıs weisen drei Rohstoff-Super-Zyklen nach. Der erste Super-Zyklus begann im Jahr 1861, 
erreichte Höchststände etwa im Jahr 1867 und endete im Jahr 1882. Der Anfang dieses Zyklus 
fällt mit der Kommerzialisierung des Öls etwa im Jahr 1860. Der Frühindustrialisierungsprozess 
in den USA und Europa prägte den Zyklus bis 1882. Die Ölpreise waren über den Zeitraum von 
1885-1966 stabil. In Anlehnung an die Studie von Cuddington und Zellou 323 behaupten die 
Autoren, dass dieser Zeitraum aufgrund der Preiskontrolle schwer zu interpretieren ist und weil 
Öl für die Industrialisierung von Europa und den USA wirtschaftlich weniger wichtig war. Der 
zweite Super-Zyklus begann im Jahr 1966 und endete etwa im Jahr 1996. Der Beginn des Zyklus 
ist mit der Gründung der OPEC und dem Wiederaufbau von Europa und Japan nach dem zweiten 
Weltkrieg verbunden. Der letzte Super-Zyklus begann etwa im Jahr 1996 und stand im 
Zusammenhang mit der raschen Industrialisierung Chinas und dem schnellen 
Wirtschaftswachstum in den Schwellenländern. Der Rückgang der Ölpreise ab Mitte 2014 und 
das Ende des dritten Super-Zyklus sind hingegen mit der Verlangsamung ihrer Wachstumsrate 
gekoppelt.324 
Die Weltbankgruppe verweist darauf, dass der Rückgang der Ölpreise im zweiten 
Halbjahr 2014 ein wichtiges Ereignis im Vergleich zu früheren Preissenkungen in den 
vergangenen dreißig Jahren ist. Zwischen 1984-2013 traten fünf weitere Episoden von 
Ölpreisrückgängen von 30 Prozent oder mehr in einem Sechsmonatszeitraum auf, die mit großen 
Veränderungen in der Weltwirtschaft und den Ölmärkten zusammenfielen: eine Erhöhung der 
Ölversorgung und eine Änderung der OPEC-Politik (1985-1986); US-Rezessionen (1990-1991 
und 2001); die asiatische Krise (1997-1998); und die globale Finanzkrise (2007-2009).325 Die 
                                                          
322Yergin, D. / Stoppard, M.: The Next Prize, in: Foreign Affairs, 2003(vol. 82), no. 6, p. 104. 
323Cuddington, J.T. / Zellou, A.: Is there evidence of super-cycles in crude oil prices?, in: SPE Economics & 
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Frage, ob ein neuer Rohstoff-Super-Zyklus beginnt326 oder das Ölzeitalter zu Ende geht327, wird 
kontrovers diskutiert.  
Der andere Aspekt der internationalen Marktstruktur ist die Preisregulierung von Öl und 
Gas. In den letzten Jahren hat eine Transformation des Ölweltmarkts stattgefunden; dabei hat 
sich sein Diversifikationsgrad wesentlich erhöht und seine Funktionen und Mechanismen sind 
vielfältiger und flexibler geworden. Diese Transformation äußerte sich in der Ergänzung bereits 
bestehender Marktsegmente durch neue. So wurden zum Beispiel langfristige Verträge erst auf 
Einzelgeschäfte auf dem Spotmarkt umgestellt, später auf Zeit- und Termingeschäfte. Auf dem 
Ölweltmarkt dominierten ursprünglich Geschäfte mit realem Öl, später wurde mit Ölverträgen 
(so genanntem Papier-Öl) gehandelt. Die Globalisierung des Ölweltmarkts hat einen Beitrag zu 
seiner praktischen Funktion in Echtzeit geleistet und in verschiedenen Regionen eine enge 
Preisinterdependenz verursacht.328 Der Börsenmarkt beeinflusst die Bestimmung des Ölpreises 
also mittlerweile stärker als früher.  
Die Rolle von OPEC hat sich drastisch verändert. Die OPEC spielte bis vor kurzem eine 
wichtige Rolle bei der Preisbestimmung auf dem Ölweltmarkt. Die 
Marktregulierungsmechanismen, über die sie verfügt, sind die Festlegung von Förderquoten 
sowie deren Regulierung mit Blick auf die jeweils aktuelle Geschäftslage, die Verteilung der 
Förderquoten unter sämtlichen Mitgliedstaaten und die Kontrolle bestimmter Richtlinien. Das 
Überangebot an Öl und Gas, das durch fortgeschrittene Fördertechnologien und Entwicklung 
erneuerbarer Energien bedingt ist und der Ölpreisverfall haben die Kartellmacht der OPEC in 
Frage gestellt. 
Es liegt dabei im gemeinsamen Interesse Russlands und der OPEC, die Ölpreise 
innerhalb bestimmter festgelegten Grenzen zu halten. Diese sollen einerseits Produktionskosten 
und Hauptrisiken der Produzenten abdecken, andererseits sollen sie die Entwicklung der 
Weltwirtschaft jedoch nicht negativ beeinflussen und besonders Investitionen in die Entwicklung 
der Ölindustrie fördern. Niedrige Energiepreise rücken die Kooperation und Absprache aller 
OPEC- und Nicht-OPEC-Länder bezüglich der Förderquoten ins Zentrum ihrer Aufmerksamkeit. 
Das Interesse der OPEC an Russland und einigen GUS-Staaten liegt darin begründet, dass diese 
Länder über wesentliche Öl- und Gasvorräte verfügen und die Konjunktur der Weltwirtschaft 
beeinflussen können/wollen. Historisch gesehen sind alle erreichten Kompromisse über 
                                                          
326Siehe z.B.: Guillot, S.: Oil price super-cycles. Examining cyclical behavior and midpoint characteristics, in: Oil & 
Gas Financial Journal, 2015 (vol.12), no. 11. http://www.ogfj.com/articles/print/volume-12/issue-11/features/oil-
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327 Siehe z.B.: Nazarov, V. / Lazarjan, S.: Barrel’ nefti nikogda bol’še ne budet stoit’ $100, in: Vedomosti, 
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328Konopljanik, A.: Evoljucija struktury neftjanogo rynka, in: Neft’ Rossii, no.4, 2000, pp. 76-81. 
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vielversprechende Ölkürzungen zwischen der OPEC und Russland gescheitert. Russland 
verpflichtete sich zwar zu Kürzungen in Zeiten der niedrigen Ölpreise, doch hat die Einigung 
über eine Reduzierung der Ölexporte nie erfüllt. Russland hat historisch eine konsequente Linie 
angenommen, dass es ein Preisnehmer ist und ist davon ausgegangen, dass sich vorrangig die 
OPEC um den Ausgleich des Markts durch Reduzierung der eigenen Produktion kümmern 
muss.329Mit Rückblick auf mangelndes Vertrauen in der Vergangenheit stehen die Aussichten 
auf eine langfristige Verpflichtung zur Ölkürzungen schlecht. Der gestiegene Anteil 
unabhängiger Produzenten im Gas- und Ölhandel vermindert zudem die Möglichkeiten der 
OPEC, den Ölpreis zu beeinflussen.  
Die ständig hohen Ölpreise führen zu einem niedrigen Marktanteil der OPEC, was 
gleichzeitig ihren Einfluss reduziert. Aus diesem Grund strebt die Organisation einen niedrigeren 
Anteil des durch unabhängige Produzenten geförderten Öls an. Die russische Wirtschaft steht 
genauso unter dem Einfluss hoher Ölpreise wie die Volkswirtschaften der Öl importierenden 
Länder. Die hohen Preise für russisches Öl haben einen Zufluss von Devisen nach Russland und 
steigende Herstellungskosten verursacht. Dies alles vermehrt die Abhängigkeit der 
Volkswirtschaft vom Energieexport. Außerdem stellen die dauerhaft hohen Ölpreise in den 
Verbraucherländern einen Anreiz zum Einsatz erneuerbarer Energien, zur Weiterentwicklung 
dieses Bereichs und zum stärkeren Energiesparen dar. Das senkt den Einsatz der Lieferungen als 
Machtressourcen durch Produzenten und Transitländer und dient der eigenen Energiesicherheit. 
5.2 Nachhaltigkeit des russischen Energiekomplexes 
5.2.1 Ressourcennationalismus und Investitionsklima 
Ressourcennationalismus ist ein zentraler Faktor bei der Entwicklung des russischen 
Energiekomplexes. Die an natürlichen Reserven reichen Staaten versuchen, ihren 
wirtschaftlichen Nutzen und die Renten aus der Exploration abzusichern und durch 
Lieferbeschränkungen politische Gewinne zu erzielen. Dies hat nicht nur für die in den 
jeweiligen Ländern tätigen Energieunternehmen betriebliche und finanzielle Folgen, sondern 
könnte auch die globalen Energiemärkte destabilisieren. Russland gilt als Land mit großem 
Ressourcennationalismusrisiko.330 Einige Studien zeigen in diesem Zusammenhang, dass 
                                                          
329 Henderson, J. / Fattouh, B.: Russia and OPEC: Uneasy Partners. The Oxford Institute for Energy Studies, 
February 2016. 
330 Maplecroft: Resource Nationalism Index 2012, 
https://maplecroft.com/about/news/resource_nationalism_index_2012.html. Der Index bewertet Stabilität, 
Transparenz und Robustheit politischer und rechtlicher Institutionen, die Achtung von Eigentumsrechten und 
wirtschaftliche Faktoren, etwa Verschuldung und Abhängigkeit von natürlichen Ressourcen 
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rising oil prices have triggered a new wave of nationalization in the oil and gas sector, 
particularly in ‚petro-authoritarian’ countries with weak political institutions. The more 
valuable oil and gas assets, the stronger the incentives seem to be to expropriate them. 
Nationalization and cartelization trends have in turn contributed to higher oil prices, since 
the state control of production almost inevitably leads to inefficiency and corruption 
which raise export prices. Instead of investing in the exploration, production and refining 
sectors, the revenues from state-owned companies are more often than not diverted from 
social welfare programmes and government operating budgets to arms purchases and 
foreign aid.331 
Superprofite aus dem Export von Energieressourcen sind meistens Hindernisse bei der 
Modernisierung des Energiesektors und der Wirtschaft als ganzer. Collier und Godernis332 haben 
einen Zusammenhang zwischen Energiepreisen und Wirtschaftswachstum festgestellt. Sie 
betonen, dass sich hohe Energiepreise kurzfristig positiv auswirken und langfristig das 
Wachstum verzögern. Außerdem gehen sie der Frage nach, warum sich Einkommen aus dem 
Export von Energieressourcen in verschiedenen Produzentenländern unterschiedlich auswirken. 
Hierbei weisen sie auf Zusammenhänge zwischen Ressourcenfluch und politischen Prozessen 
und Institutionen hin. Der Zufluss von Superprofiten ermöglicht es autoritären Regimen, nicht in 
die Entwicklung der Wirtschaft zu investieren, sondern sich stattdessen auf die Verteilung der 
Rohstoffrenten zu konzentrieren und dabei eine populistische und ineffiziente Politik zu 
verfolgen. Dies ist in Staaten mit inklusiven politischen Institutionen, anders als in solchen mit 
extraktiven Institutionen, nicht der Fall. 
Die Studie von Frederick van der Ploeg bestätigt diese Annahmen und zeigt, wie 
Bodenschätze Wirtschaft, Institutionen, Rent-Seeking, Konflikte und Politik beeinflussen. 
Ressourcenreichtum ist kein Fluch und kann sich positiv auf das Wirtschaftswachstum 
auswirken, wenn die betroffenen Staaten über stabile politische und rechtliche Institutionen 
verfügen. Manche ressourcenreichen Länder sind jedoch nicht in der Lage, ihre 
Ressourcenrenten in Wohlstand umzusetzen. Diese negativen Effekte des Ressourcenreichtums 
zeigen sich in instabilen Ländern mit schwachen Institutionen und mangelnder 
Rechtsstaatlichkeit, Korruption, Präsidentendemokratie und unterentwickelten Finanzsystemen. 
Außerdem verstärkt Ressourcenreichtum „rent grabbing and civil conflict especially if 
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institutions are bad, induces corruption especially in nondemocratic countries, and keeps in place 
bad policies”.333 
Den Einfluss von Ressourcenreichtum auf politische Regime untersucht eine Studie von 
Casseli und Tesei. In demokratischen Staaten wirken sich zunehmende Ressourcenrenten nicht 
auf den Grad der Demokratie aus. In autoritären Staaten hat eine Steigerung der 
Ressourcenrenten dagegen erhebliche politische Konsequenzen und führt dazu, dass die Staaten 
zunehmend autokratisch werden. Dabei wird daraufhin gewiesen, dass „in autocracies, spending 
on self-preservation is an increasing and concave function of the resource rents”. 334  Die 
Aufteilung der Renten unter einigen politischen Gruppen ermöglicht es diesen, an der Macht 
festzuhalten. All das bremst die langfristige Entwicklung der Wirtschaft. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass ein besseres institutionelles Milieu die 
Investitionsattraktivität steigert, während sich Korruption negativ auf Effektivität, 
Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum der Wirtschaft auswirkt. Die Studie von Akindinova et al. 
besagt zudem, dass „improving in quality of the main institutes, characterizing protection of 
personal security and ownership rights, obeyance of laws and legal framework, effectiveness of 
bureaucracy are positively connected with the rates of economic growth”.335 
Eine enge Verflechtung zwischen Wirtschaft und Staat beeinflusst das Investitionsklima 
negativ. In- und ausländische Investoren, von denen der russische Energiebereich abhängig ist, 
bringen Russland wenig Vertrauen entgegen. Die zentrale Rolle des Staates zeigt sich an der 
Steuerpolitik, der Preisregulierung, der staatlichen Präsenz in Aufsichtsräten und an 
Eigentumsanteilen an Energieunternehmen.  
Der Staat beeinflusst die Öl- und Gasindustrie durch verschiedene ökonomische und 
politische Mechanismen, insbesondere durch Anteile an Energieunternehmen und Zollgebühren. 
Der vorhandene Investitionsrückstand geht auf mangelnde finanzielle Mittel zurück, die 
wiederum in ineffektivem Wirtschaften und in der Preisdämpfung für Gas und Elektroenergie 
begründet sind. Infolge des Investitionsrückstandes verschlechtert sich die Situation im Öl- und 
Gassektor insgesamt. 
                                                          
333van der Ploeg, F.: Natural Resources: Curse or Blessing?, in: Journal of Economic Literature, 2011(vol.49), no.2, 
pp. 366–420, here p. 366. 
334 Caselli, F. / Tesei, A.: Resource Windfalls, Political Regimes, and Political Stability. CEP Discussion Paper no. 
1091, November 2011, p.9. 
335Akindinova, N.V. / Aleksashenko, S.V. / Yasin, E.G.: Scenarios and Challenges of Macroeconomic Policy: rep. at 
XII Intern. acad. conf. on economic and social development, Moscow, 5–7 April. 2011. М.: HSE Publ. house, 2011, 
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5.2.2 Steuerpolitik 
 Die Besteuerung der Öl- und Gasbranche macht staatliche Prioritäten deutlich und dient 
langfristigen oder kurzfristigen Zwecken. Über ihr Steuerregime können Staaten Wert auf eine 
kurz- oder mittelfristige Maximierung der Ölrenten legen oder strategisch mit dem Öl- und 
Gasbereich umgehen und das Hauptgewicht auf eine langfristige Sicherung der Ölrenten legen. 
Eine langfristig angelegte Steuerpolitik fördert Investitionen, die Einführung von neuen 
Technologien und Methoden zur effektiveren Exploration und Förderung von Energieressourcen 
sowie eine effektive Ausbeutung der alten und neuen Öl- und Gasfelder. Ganz anders 
funktioniert die Ausrichtung auf sofortige Profite, die keine Anreize für Innovationen schafft und 
es den Regierungen über soziale Leistungen ermöglicht, an ihrer Macht festzuhalten.  
Im internationalen Energiesektor gibt es zwei Hauptmodelle der Besteuerung: das 
Konzessionsmodell und das Vertragsmodell (concessionary model/ Production Sharing 
Contracts, PSC).Im Rahmen des Konzessionsmodells bestimmen allgemeine Steuernormen das 
Steuerrecht. Ein Unternehmen zahlt also neben Förderabgaben (Royalties) 
einkommensabhängige Steuern, gemäß den geltenden steuerlichen Vorschriften sowie 
gegebenenfalls zusätzlich eine extra „Ölsteuer“ (economic/resourcerent). Das Vertragsmodell 
stellt dagegen ein eigenes Steuerregime auf oder bezieht sich auf bestehende Steuergesetze. In 
der Regel sind die Steuersätze bei PSC-Verträgen niedriger als im Rahmen des 
Konzessionsmodells. Zudem beinhalten einige PSC-Verträge eine Steuerklausel, die den 
Kontraktoren vollumfängliche Steuerfreiheit zusagt.336 
Das russische Steuersystem ist ein Hybridmodell. Es basiert auf Lizenzgebühren 
(Royalties) in Form von Steuern auf die Förderung von Rohstoffen (russisch: NDPI). Außerdem 
werden über PSC-Verträge drei Projekte ausgebeutet. Neben den allgemeinen Unternehmens- 
und Gewinnsteuern und NDPI wird eine Ausfuhrsteuer auf Rohöl erhoben, die das russische 
Besteuerungssystem von anderen im Energiebereich unterscheidet. In den meisten Ländern 
spielen Zollgebühren keine wesentliche Rolle, da es ihre Hauptaufgabe ist, den eigenen 
Binnenmarkt zu schützen. In Russland ist die Ausfuhrsteuer jedoch eine zentrale Einnahmequelle 
für den Haushalt geworden. 
Die vom russischen Staat deklarierten Ziele widersprechen teilweise seinem Handeln. 
Obwohl eine höhere Ölförderung und höhere Ausfuhren angestrebt werden, liegt eine 
beträchtliche Steuerlast auf der Öl- und Gasbranche, was deren Investitionsaktivitäten 
vermindert. Im Laufe der letzten zwölf Jahre hat sich diese Steuerlast mehr als verdoppelt. 1999 
                                                          
336 Mehr dazu: Schulz, S.: Die deutsche Besteuerung der Aufsuchung und Förderung von Kohlenwasserstoffen auf 
der Grundlage von Production Sharing Contracts. HerbertUtzVerlag, München, 2010. 
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hat der Staat 20% der Erlöse aus dem Ölverkauf eingezogen, 2012 werden es etwa 50% sein.337 
Infolge des problematischen Steuersystems und wegen mangelnder Maßnahmen zur Förderung 
von Investitionen in die geologische Erkundung, können Energieunternehmen keine neuen 
Vorkommen erschließen und keine Schürfarbeiten durchführen. 
Die hohe Besteuerung beeinträchtigt nicht nur die Tätigkeit der russischen Unternehmen, 
sondern auch die der ausländischen, die ihre Präsenz in Russland nicht ausweiten. Dies gilt z. B. 
für den größten deutschen Erdöl- und Erdgasproduzenten Wintershall. Die höheren Steuern 
wirken sich negativ auf die Rentabilität seiner Projekte aus, was seine Investitionsaktivitäten 
erschwert.338 
Auch die sich ständig verändernden Spielregeln hemmen die Investitionsaktivitäten. 2008 
wurde die Steuer auf die Förderung von Rohstoffen gesenkt, bereits 2010 wurde sie wieder 
erhöht. 2009 wurden Rosneft, TNK-BP und Surgutneftegas, die die ostsibirischen Gas- und 
Ölfelder (Talakan, Verchnechonskoye, Wankor) ausbeuten, Steuervergünstigungen auf den 
Export gewährt. Zwei Jahre später wurden sie wieder abgeschafft. Problematisch ist auch die 
selektive Gewährung von Steuervorteilen. Investitionen in und die Ausbeutung von Gas- und 
Ölfeldern erfolgen meist nur, wenn die Energieunternehmen Steuervorteile erhalten. Außerdem 
soll die Besteuerung die Energieeffizienz erhöhen. Die steuerpolitischen Maßnahmen zeigen 
jedoch, dass eine effizienzorientierte Förderung der alten Felder gegenüber der Erschließung und 
Ausbeutung neuer Felder zurücktritt, ein Vorgang, den Steuersubventionen stimulieren. Die 
Steuerprivilegien für Vorkommen in Ostsibirien, im autonomen Kreis der Nenzen und auf der 
Halbinsel Jamal, betrugen 3,5 Mrd. Dollar. Um die Fördereffizienz bereits erschlossener 
Vorkommen zu erhöhen, wurden Steuervergünstigungen in viel geringerem Umfang gewährt. 
Für die weitgehend erschöpften Felder wurden 1,1 Mrd. Dollar bereitgestellt.339 
Seit 2011 hat die russische Regierung drei Steuern-Manöver unternommen, aber keines 
von ihnen wurde abgeschlossen. Der Ölpreisverfall und sinkende Einnahmen aus dem Öl- und 
Gasgeschäft haben 2015 dazu geführt, dass das Finanzministerium vorgeschlagen hat, die 
zusätzlichen 1,6 Billionen Rubel in 2016-2018 durch eine Korrektur der 
Ressourcenextraktionssteuer (NDPI) zu erheben. Die Energieunternehmen verwiesen aber auf 
einen möglichen Investitions- und Produktionsrückgang. Als Verhandlungskompromiss betrugen 
zusätzliche steuerliche Auszahlungen von Ölunternehmen 200 Mrd. Rubel und Gazprom 100 
                                                          
337Kaz’min, D. / Mazneva, E.: Neftjaniki vybirajut Vladimira Putina, in: Vedomosti, 15.03.2012. 
338Šesternina, E.: Nemeckaja Wintershall ne sobiraetsja rasširjat’sja v Rossii iz-za vysokih nalogov, in: RBC Daily, 
15.03.2012, http://www.rbcdaily.ru/2012/03/15/tek/562949983256701 
339Gerasimchuk, I: Fossil Fuels – At What Cost? Government support for upstream oil and gas activities in Russia. 
Report of WWF-Russia and Global Subsidies Initiative of the International Institute for Sustainable Development, 
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Mrd. Rubel. Trotz Zusicherung einmaliger Maßnahme plant die Regierung, die erhöhte 
Steuerlast beizubehalten und die zusätzlichen 370 Mrd. Rubel im Jahre 2017 zu erheben.340 
5.2.3 Steigender Investitionsbedarf und ungünstiges Investitionsumfeld 
Etwa 70 % von Russlands Erdölinfrastruktur sind inzwischen veraltet, und der Aufbau 
neuer Infrastruktur ist teuer. Allein die Entwicklung von Russlands Offshore-Reserven wird 2,6 
Billionen US$ kosten. 341  Mit der Erschöpfung leicht zugänglicher Reserven wird sich die 
Erschließung neuer Onshore-Projekte infolge des ungünstigen Steuerregimes, der ständig 
veränderten Spielregeln und des Mangels von hochmodernen Ausrüstungen und Technologien 
verteuern. Nach Angaben der Internationalen Energieagentur wird Russland in den kommenden 
20 Jahren etwa 100 Mrd. US$ pro Jahr für eine Modernisierung des Energiesektors brauchen. 
Neben der erheblichen Finanzierung ist die Einrichtung eines politischen, regulatorischen, 
fiskalischen und rechtlichen Umfelds, das für Investitionen förderlich ist, von großer 
Bedeutung.342 
Investoren sind Russland gegenüber zumeist misstrauisch eingestellt. Zahlreiche 
statistische Daten spiegeln ihre Skepsis wieder. Auf dem Index of Economic Freedom, der die 
staatliche Regulierung grundlegender unternehmerischer Tätigkeiten wie Handel, Steuern, 
Investitionen, Eigentumsrechte und Korruptionsfreiheit erfasst, belegt Russland den 114. von 
180 Plätzen. 343 Im Index of Easy-Doing-Business erfasst die Weltbank den Grad staatlicher 
Regulierung. Hier belegt Russland 2017 den 40. von 190 Plätzen.344 
Der russische Markt hat ein sehr hohes Potenzial, birgt jedoch auch Risiken. 
Ein Indikator für das schwierige Investitionsklima sind die ausländischen 
Direktinvestitionen (FDI). Im Zeitraum von 2004 bis 2008 entfielen mehr als 50% aller FDI-
Zuflüsse auf Energieförderung. In den Jahren 2009-2012 betrug der FDI-Anteil etwa 30%.Der 
Investitionsabfluss im Jahre 2008 ist nicht nur mit der Finanzkrise verbunden, sondern auch mit 
dem Inkrafttreten einer Reihe von Gesetzen, die den Zugang der ausländischen Investoren zu den 
strategisch wichtigen Öl- und Gasfelder beschränken. Die Einschränkungen betreffen 
geologische Erkundung, Erschließung und Förderung fossiler Rohstoffressourcen auf den Öl- 
und Gasfeldern mit föderal bedeutsamen Vorkommen von Bodenschätzen (förderbare 
                                                          
340Fadeeva, A. / Papčenkova, M.: “Rosneftegaz” prosit tri goda ne menjat’ nalogoobloženie neftjanoi ontrasli, in: 
Vedomosti, 11.09.2016. 
341 Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe: Die Rohstoffindustrie der Russischen Föderation, Februar 
2009, S. 13. 
342 International Energy Agency: Russia 2014. OECD/IEA, Paris, 2014, p. 11. 
343Heritage Foundation: Index of Economic Freedom 2017, http://www.heritage.org/index/ 
344 International Bank for Reconstruction and Development / The World Bank: Doing Business 2017. Equal 
Opportunity for All, Washington, 2016. 
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Ölreserven ab 70 Mio. Tonnen und Gasreserven ab 50 Mrd. Kubikmeter). Ausländische 
Investoren dürfen lediglich zehn Prozent der russischen Energieunternehmen erwerben, die in 
der Rohstoffexploration tätig sind.345 
Um das tatsächliche Interesse der ausländischen Investoren auszumachen, muss der 
Gesamtumfang der ausländischen Investitionen in die russische Wirtschaft nach Ländern 
getrennt analysiert werden. Hauptinvestoren sind die Niederlande, Luxemburg, Deutschland und 
China.346 Ein beträchtlicher Anteil entfällt jedoch auch auf den Offshore-Finanzplatz Zypern, wo 
einige russische Unternehmen registriert sind, da unter den dortigen Bedingungen fehlender 
Transparenz gut Geld gewaschen werden kann. Der so entstehende Investitionsstrom ist de facto 
eine Rückführung russischen Kapitals, der tatsächliche Umfang der ausländischen 
Direktinvestitionen ist also entsprechend niedriger. 
Die Investitionsaussichten für den Energiesektor haben sich nach den 2014 eingeführten 
Sanktionen verschlechtert, da die ausländischen Investoren aus Angst von weiteren Sanktionen 
zurückhalten. Ausfuhrverbote für Spezialtechnik zur Öl- und Gasförderung kann die 
Entwicklung und Modernisierung des Energiesektors auf Dauer wesentlich ausbremsen. Die 
Rohstoffexploration in arktischen und subarktischen Regionen steht ohne Technologietransfer 
und Zugang zu dem westlichen Kapitalmarkt vor großen Herausforderungen. Es sollte aber nicht 
unerwähnt bleiben, dass die Öl- und Gasförderung im russischen Arktis-Schelf bei den niedrigen 
Ölpreisen wirtschaftlich nicht rentabel ist. 
Verflechtungen zwischen politischer Elite und Wirtschaftsverwaltung beeinträchtigen 
Transparenz und Effektivität der Unternehmensleitungen. Infolge der ständigen Vergrößerung 
des Sozialbudgets sind staatliche Investitionen ineffizient; ausländische Investoren halten sich 
weiter zurück. Korruption, das Fehlen einer unabhängigen Gerichtsbarkeit und hohe politische 
Risiken mindern die Attraktivität von Investitionen im russischen Markt. Außerdem ist die 
mangelnde Investitionstätigkeit eine Folge instabiler Vertragsbedingungen, einer fehlenden 
klaren Energiestrategie und einer adäquaten Rechtsbasis. Es müssen also günstige Bedingungen 
geschaffen werden, um das Interesse der Investoren zu gewinnen. Der Investitionsumfang kann 
durch die Achtung von Eigentumsrechten, die Gültigkeit der gesetzlichen Hoheit und die 
Schaffung eines effektiven Steuerregimes gesteigert werden. 
                                                          
345Nikolaev, B: Modeli dlja inostrannyh investotov, in: Nezavisimaja Gazeta, 13.05.2014. 
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5.3 Schiefergas als Game Changer? 
Schiefergas ist eine unkonventionelle Erdgasquelle und gilt als Alternative zu 
Kernenergie, Öl- und Erdgaslieferungen. Diese unkonventionellen Gasquellen sind in 
Schieferformationen tief unter der Erdoberfläche eingelagert. Um diese Vorräte auszubeuten, 
wird eine Mischung aus Wasser und verschiedenen Chemikalien durch die Bohrungen gepumpt. 
Dieses Verfahren ermöglicht, das enthaltene Gas durch die Sprengungen zu fördern. Diese 
Sprengungen bezeichnet man als Fracking. 
Die Förderung von Schieferöl in größerem Maßstab beschränkt sich bisher auf die USA, 
Kanada und Venezuela. Signifikante Schiefergasreserven (5,7 Bill. m³ im Jahre 2014) werden 
derzeit ausschließlich für die USA ausgewiesen und tragen inzwischen mit einem Anteil von 
mehr als 50% zu den Gesamtreserven des Landes bei. Über die Hälfte der weltweiten 
Erdgasreserven sind in der Russischen Föderation, im Iran und in Katar konzentriert. Etwa 80 % 
der globalen Reserven befinden sich in den Ländern der OPEC und der GUS.347 Die technisch 
förderbaren Reserven von Schieferöl in Europa betragen etwa 14 Bill.m3. Polen und Frankreich 
haben die größten geschätzten Schiefergasressourcen in der EU (4,2 Bill.m3 bzw. 3.9 Bill.m3).348 
In der EU gilt Schiefergas bisher nicht wie in den USA als Energiewende. 2009 wurden 
die USA weltgrößter Produzent des unkonventionellen Gases. Seit der Entwicklung und 
Einführung von neuen Technologien, die seine Gewinnungskosten senkten, ist die Förderung 
von Schiefergas in den USA rentabel und deckt den inländischen Gasbedarf. 
Das steigende Interesse an Schiefergas geht also auf seinen Erfolg und seine vermehrte 
Förderung in den USA zurück. Beides hat seine geologische Erkundung in Europa und Asien 
angestoßen. Die Schiefergasrevolution in den USA ist in hohen Gas- und steigenden 
Importpreisen begründet; außerdem förderte die Gesetzgebung die Produktion des Schiefergases. 
Es stellt sich also die Frage, ob Schiefergas mit traditionellem Gas konkurrieren und inwieweit 
es zur Deckung des steigenden Energiebedarfs beitragen kann. Laut Ernst&Young wird sich die 
Entwicklung der Schiefergasgewinnung in Europa eher evolutionär als revolutionär vollziehen 
(Tab.5-1). Folgende Einflussfaktoren werden in diesem Zusammenhang analysiert: 
Rohstoffbasis, soziale und ökologische Auswirkungen, Fiskal- und Regulierungsregime, 
Energiepreise, Gasbedarf und vorhandene Infrastruktur.  
 
 
                                                          
347  Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe: Energiestudie 2016. Reserven, Ressourcen und 
Verfügbarkeit von Energierohstoffen (20). – 180 S., Hannover, 2016, hier S. 39, 44. 
348 European Commission: Energy Economic Developments in Europe, 01/2014, p. 32. 
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Tab. 5-1: Schiefergas in Europa: Evolution oder Revolution? 
Factors Evolution Revolution 
Geology and resource potential •Disappointing well results 
•Reserves found to be 
uneconomical to develop 
• Unsustainable production rates 
• Early exploration success 
• Reserves potential proven to be 
greater than expected 
• Rapid ramp-up in production 
Environmental and social factors • Results of studies into 
environmental impacts lead to 
restrictions/bans on use of 
fracking 
• Increased public pressure on 
governments to halt development 
activity until impact is known 
• Studies show that fracking is 
safe to 
public health and the 
environment 
• Public desire for lower energy 
prices 
Fiscal and regulatory regimes • Potential EU-wide regulations 
on shale gas development 
• Inclusion of shale gas in EU 
fuel quality and emissions 
legislation 
• Incentives provided by 
individual 
countries to shale gas developers 
• Expedited approvals process for 
developments 
• Government support for shale 
gas R&D 
Energy prices • Competition from LNG and 
pipeline gas from Russia and the 
Caspian region 
• Limited spot market liquidity 
• Deregulation of gas markets 
• Long-term, oil-indexed 
contracts not 
renewed 
• Improved interconnectivity 
between 
markets 
Gas demand • Slower growth due to measures 
to 
support development of low-
carbon 
economy 
• Weaker Eurozone economy 
• Increased demand for gas as a 
fuel for power generation 
• Gas positioned as a transition 
fuel to a low-carbon economy 
Infrastructure and service 
capabilities 
• Limited supply of suitable 
equipment or skilled personnel 
• Lack of funds available to 
invest in new gas supply 
infrastructure 
• Oilfield service industry is fast 
to adapt to industry needs 
• Technology developments that 
drive 
down costs 
Quelle: Ernst&Young: Shale gas in Europe: Revolution or Evolution, 2011, p. 16. 
Die Positive Stellung von EU-Staaten zur Erkundung und Erschließung neuer 
Schiefergasvorkommen, liegt am Interesse, die eigene Abhängigkeit von traditionellen 
Gasquellen zu reduzieren. 
Das Hauptproblem bei der Gewinnung von Schiefergas sind die Bohrungen, die 
hochtechnologische Anlagen erfordern und sich auf die Umwelt auswirken. Außerdem müssen 
ständig neue Quellen erschlossen werden, um das Förderniveau zu halten. Die Förderraten von 
Schiefergas sinken um 30-70% im Jahr schneller als die konventioneller Gase. Bei der 
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Erdgasgewinnung sinkt das Förderniveau um ca. 5-6% pro Jahr.349 Folgende Faktoren bergen bei 
der Gewinnung unkonventionellen Gases Gefahren350:  
- der Einsatz großer Mengen an Chemikalien beim Hydrofracking, 
- umweltschädliche Substanzen, die den Hydrofracking-Flüssigkeiten zugesetzt werden, 
- zurückströmendes Wasser, das mit radioaktiven Substanzen wie Radon und Uran sowie 
weiteren unterirdisch vorkommenden Stoffen (wie Schwermetallen) belastet ist, 
- die große Anzahl der Bohrstandorte, 
- der Einsatz großer Wassermengen für die Hydrofracking-Flüssigkeit und 
- potenziell hohe Methanemissionen bei der Bohrlochkomplettierung. 
Die Förderung von Schiefergas ist umstritten. Bulgarien und Frankreich haben das 
Fracking verboten. In den Niederlanden gilt vorerst ein landesweites Moratorium. Derzeit gibt es 
keine Verordnung in Deutschland, die sich speziell mit der Förderung von Schiefergas befasst, 
aber die zuständigen Behörden erteilen in der Regel keine Lizenzen. Die britische Regierung 
setzt sich für die Entwicklung von Schiefergas ein und die Lizenzen für die 
Schiefergasexploration werden erteilt. Polen ist das einzige europäische Land, in dem eine aktive 
Erforschung durchgeführt wurde. 351  Die EU-Kommission hat 2014 eine unverbindliche 
Empfehlung über Exploration und Förderung von Schiefergas durch Hydrofracking 
verabschiedet. Die Empfehlung betrifft vor allem die Umweltaspekte der Hydrofracking-
Methode, die grenzüberschreitende Auswirkungen haben können. Die Mitgliedstaaten können 
frei entscheiden, ob sie eine Exploration erlauben oder sich dagegen entscheiden.352 
Die Förderung unkonventionellen Gases kann nur dann wirtschaftlich vorteilhaft sein, 
wenn die Erdgaspreise dauerhaft hoch sind und wenn jährlich große Investitionen zur 
Aufrechterhaltung des Förderniveaus getätigt werden. Schiefergas ist eher auf regionaler 
Dimension von Bedeutung, was sich jedoch wesentlich auf den nordamerikanischen Markt 
auswirkt. Die Rolle des Schiefergases als lokale Energiequelle, die den Förderrückgang des 
traditionellen Gases ausgleicht, zeigt sich in seiner gesunkenen Förderung und dem Mangel, der 
auf dem regionalen Markt an ihm herrscht. Die Schiefergasrevolution besteht darin, dass der 
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Wissenschaftspolitik, Brüssel, Juni 2011. 
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Gasmarkt konkurrenzfähig geworden ist, weil sich ein Überfluss am Produkt (Gas) auf die 
Wettbewerbspreise auswirkt. 
5.4 EU-Politik für Erneuerbare Energien 
Erneuerbare Energien – Bioenergie, Geothermie, Sonnenenergie, Wasserkraft, 
Windenergie, Gezeitenkraft und Energie aus Biomasse – sind eine Alternative zu fossilen 
Rohstoffen und tragen zur Senkung von Treibhausgasemissionen, sowie zu Diversifizierung und 
Energieversorgungssicherheit bei. Ein größerer Anteil alternativer Energien am inländischen 
Verbrauch und die Entwicklung einer konkurrenzfähigen Produktion verringern also die 
Abhängigkeit von externen Energieressourcen, erhöhen die Energiesicherheit und leisten einen 
Beitrag zum Umweltschutz. Die Bestrebungen nach der Verwendung erneuerbarer Energien 
entwickeln sich vor dem Hintergrund der hohen Energiepreise, der Gefahr von Lieferausfällen 
und des Klimawandels, sowie des Vorkommens natürlicher und technischer Katastrophen 
(Fukushima, Ölpest im Golf von Mexiko). 
Die Europäische Union steht vor der Aufgabe, die Wirtschaftlichkeit ihrer 
Energiewirtschaft zu steigern und den eigenen Energiekonsum durch Einsatz energiesparender 
Technologien zu reduzieren. Ausgehend von diesen Zielen betont man im Fahrplan für 
erneuerbare Energien, dass man „eine deutliche Ankurbelung des Wachstums bei erneuerbaren 
Energieträgern“ braucht, „damit die EU bis 2020 einen Anteil erneuerbarer Energieträger von 
20% am Energiemix erreicht. (…) Zwar lässt sich die Entwicklung der Öl- oder Gaspreise über 
einen Zeitraum von 20 Jahren nicht vorhersagen, doch wäre es fahrlässig, nicht damit zu 
beginnen, in die Reduzierung der Unsicherheiten der künftigen Energielandschaft der EU zu 
investieren“.353 
Nach Angaben von Eurostat betrug der Anteil der erneuerbaren Energien am 
Bruttoendenergieverbrauch in der EU-28 im Jahr 2014 16%. Den 20-20-20 Plan im Blick lassen 
sich einige Fortschritte erkennen. Schweden hat die gesetzten Ziele für 2020 schon erreicht und 
hat mit 52,6 % den höchsten Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch.354 
Manche EU-Länder haben auch eine positive Tendenz auf diesem Gebiet. Insgesamt sind 17 
Mitgliedstaaten in allen drei Bereichen (Treibhausgasemissionen, Erneuerbare Energien, 
Energieeffizienz) auf dem richtigen Weg, ihre nationalen Ziele zu erreichen. Obwohl die EU 
voraussichtlich ihre Ziele für 2020 erreichen wird, erfordert die Erreichung weiterer 
                                                          
353Europäische Kommission: Fahrplan für erneuerbare Energien. Erneuerbare Energien im 21. Jahrhundert: Größere 
Nachhaltigkeit in der Zukunft, KOM(2006) 848 endgültig, 10.01.2007. 
354 Eurostat: Statistik der erneuerbaren Energien, Juli 2016, http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-
explained/index.php/Renewable_energy_statistics/de 
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ehrgeizigerer langfristiger Ziele eine Intensivierung der Anstrengungen. Dazu gehören eine 
Überarbeitung des EU-Emissionshandelssystems (ETS) und neue verbindliche nationale Ziele 
für Treibhausgasemissionen für den Zeitraum von 2021 bis 2030 im Rahmen der 
Lastenteilungsentscheidung.355 
Im Dezember 2011 hat die EU-Kommission den Energiefahrplan 2050 veröffentlicht und 
dadurch eine Diskussion über die Dekarbonisierung des europäischen Energiesystems und die 
damit verbundenen Herausforderungen erweckt. Ein großer Wert wird auf stärkere Verwendung 
erneuerbarer Energien in der Energieversorgung und auf Energieeffizienz gelegt. Erdgas soll 
dabei beim Umstieg auf erneuerbare Energie eine Schlüsselrolle spielen. Zudem wird Kohle 
durch die Entwicklung der CCS-Technologie und Atomenergie einen Beitrag zum 
diversifizierten Energiemix leisten. Mit der neuen Zielsetzung wandelt sich die Rolle der 
supranationalen Akteure. Ungeachtet davon, dass die Wahl des Energiemixes im 
Kompetenzbereich der Mitgliedsstaaten liegt, orientiert sich die EU-Politik an Festlegung der 
verbindlichen Energieziele und Vergemeinschaftung der Steuerung. Die Top-down-Logik der 
EU-Energiepolitik ist erst dann erfolgsversprechen, wenn die Bereitschaft der Mitgliedsstaaten 
besteht, sich auf eine weitgehende Europäisierung der Energiepolitik einzulassen.356 
Die europäischen Investitionen in erneuerbare Energien sind seit 2011 um mehr als die 
Hälfte, nämlich auf 44 Mrd. EUR, im Jahr 2015 zurückgegangen.357Laut dem Umweltprogramm 
der Vereinten Nationen (UNEP) sind die Gründe für den Rückgang der Investitionen die 
regulatorische Unsicherheit aufgrund der nachträglichen Unterstützungskürzungen, ein 
konjunktureller Abschwung in Südeuropa, verringerte Unterstützung für Photovoltaik in 
Deutschland und Italien, und starke Kostensenkungen der Solaranlagen. Nichtsdestotrotz bleibt 
die EU der größte regionale Investor bei der Forschung & Entwicklung.358 
 Manche Studien gehen davon aus, dass die Kosten der Technologien zur Nutzung 
erneuerbarer Energien weiter sinken werden, was es ermöglicht, die Dominanz der fossilen 
Rohstoffe einzuschränken. Auch die IEA kommt zu dem Schluss, dass die erneuerbaren 
Energien zunehmend eine Rolle spielen werden. In einer relativ überschaubaren Zahl von 
Ländern ist die Entwicklung erneuerbarer Energien ohne Subventionen eine wirtschaftliche 
                                                          
355 European Environment Agency: Trends and projections in Europe 2016 - Tracking progress towards Europe’s 
climate and energy targets, pp. 11-12. 
356 Fischer, S./ Geden, O.: Die „Energy Roadmap 2050“ der EU: Ziele ohne Steuerung. SWP-Aktuell 8, Februar 
2012. 
357  Europäische Kommission: Erneuerbare Energiequellen: Europa beim Ziel von 20% bis 2020 im Zeitplan, 
MEMO/17/163, 01.02.2017, http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-17-163_de.htm 
358Frankfurt School-UNEP Centre/BNEF: Global Trends in Renewable Energy Investment 2016. 
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Alternative. Dennoch besteht für den Fortschritt der Energiewende Bedarf an staatlichen 
Fördermaßnahmen. Dafür ist eine schnelle und radikale politische Richtungsänderung nötig.359 
Die Entwicklung der erneuerbaren Energien stößt aber auf Hindernisse wirtschaftlicher 
und nichtwirtschaftlicher Art. Zum ersteren gehört ein Kapitalmangel zur Finanzierung des 
Aufbaus und Betriebs der Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien. Zum zweiten gehören ein 
fehlender Rechtsrahmen, mangelnde Erfahrung, unzureichende technologische Kompetenz zur 
Errichtung der Anlagen und fehlende Fähigkeit zur Einschätzung der verfügbaren erneuerbaren 
Energien. Zudem beeinträchtigen Subventionen für fossile Brennstoffe in manchen Ländern die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit der Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energien.360 
Diese Technologien sind aber durch Unstetigkeit gekennzeichnet. Die Nachteile der 
Windenergie (1) bestehen darin, dass es schwierig ist, mittels Windkraftanlagen stets konstante 
Mengen an elektrischem Strom zu erzeugen. So ist es derzeit noch nicht möglich, bei der 
Energieversorgung allein auf Windenergie zu setzen. Es müssen stets auch alternative 
Energiequellen zur Verfügung stehen. Die Probleme bei der Erzeugung der Solarenergie (2) 
beziehen sich darauf, dass die Herstellung von Solarmodulen zur Stromerzeugung oder 
Solarkollektoren zur Wärmegewinnung derzeit noch relativ aufwendig ist. Daher sind auch die 
Investitionskosten in derartige Anlagen recht hoch und können abschreckend wirken. Zudem ist 
Sonnenstrahlung nicht in konstantem Maße vorhanden. So wird es immer Perioden geben, die 
sonnenreich sind, und Perioden, in denen die Sonne kaum scheint. Deshalb ist kaum planbar, wie 
viel Energie die Sonne in bestimmten Zeitabschnitten liefern wird. Außerdem kommen bei der 
Herstellung von Photovoltaikanlagen (Solarmodulen) zahlreiche Chemikalien zum Einsatz, die 
teilweise hoch toxisch sind und bei unsachgemäßer Lagerung, unsachgemäßem Umgang oder 
unsachgemäßer Entsorgung die Umwelt schädigen. Hieraus resultieren zum Beispiel ein hoher 
Arbeitsschutzaufwand bei der Herstellung von Solarmodulen und ein großer Aufwand bei der 
Entsorgung alter Solarmodule. Bei kritischer Betrachtung der Biomasse (3) als alternative 
Energiequelle wird deutlich, dass die Menge an Biomasse, die erzeugt werden kann, begrenzt ist, 
da Anbauflächen nicht in ausreichendem Maße verfügbar sind. Zudem weist die Biomasse eine 
CO2-Bilanz auf, weil über die erforderlichen Verbrennungsprozesse immer noch Kohlendioxid-
Emissionen entstehen. Die Nachteile der Erdwärmenutzung (4) beziehen sich auf ihre 
Vorarbeiten wie Bohrungen und das Einbringen von Wärmesonden, die oftmals sehr aufwendig 
sind, so dass in einigen Fällen ihre Wirtschaftlichkeit in Frage steht. Zudem ist die Nutzung von 
                                                          
359 International Energy Agency: Deploying Renewables 2011: Best and Future Policy Practice, OECD/IEA, Paris, 
2011. 
360 Müller, S. / Brown, A. / Ölz, S.: Renewable Energy: Policy Considerations for Deploying Renewables, 
OECD/IEA, Paris, 2011. 
153 
 
Erdwärme nicht überall realisierbar. Bei der Nutzung der oberflächennahen Geothermie zum 
Beheizen von Häusern ist der Einsatz von Wärmepumpen notwendig. Der Betrieb von 
Wärmepumpen kann aber nur über Energiezufuhr (elektrischen Strom) realisiert werden. Es 
muss also Energie eingesetzt werden, um Erdwärme für solche Zwecke nutzen zu können. Das 
Problem der Wasserkraftnutzung sind die zum Teil starken Eingriffe in die Natur sowie die 
Gefährdung von Fischen und anderen Wasserlebewesen.361 
Trotz der großen Herausforderungen wird die Verbreitung und Nachfrage nach 
erneuerbaren Energien zunehmen und durch die Bestrebung nach einer Verringerung der 
Abhängigkeit von ausländischen Lieferungen bestimmt werden. Konstanter Ausbau der 
erneuerbaren Energien dient zudem zur Verminderung der Interdependenz-Verwundbarkeit. Die 
Tendenz zum Verzicht auf Rohstoffe und zur nachhaltigen Energieversorgung wird immer 
deutlicher. Eine wesentliche Rolle spielt dabei die Entwicklung neuer Energietechnologien. 
5.5 Neue Energietechnologien 
Technikinduzierter Wandel und Innovationspolitik können als Treiber zur Entstehung 
eines neuen Entwicklungspfades auftreten. Sie erzeugen einen Veränderungsdruck und 
strukturieren die Kooperationsinstitutionen, die Interdependenzbeziehungen und die 
Konkurrenzverhältnisse neu. Forschungs- und Entwicklungsprozesse tragen zur Veränderung 
und Neustrukturierung sektoraler Märkte bei. Weiterentwicklung der Technik zur Förderung von 
fossilen Energieträgern kann die Nachhaltigkeit des rohstoffbasierten Wirtschaftsmodells 
gewährleisten. Das Ausreifen erneuerbarer Technologien und ihre zunehmende wirtschaftliche 
Rentabilität ermöglichen hingegen eine Umstellung der EU-Volkswirtschaften auf 
energieeffiziente kohlenstoffarme Energiequellen. Dieser Abschnitt bietet eine kurze Übersicht 
über die relevante Energietechnologieentwicklung, die die Entwicklungsdynamik der 
Kooperationsinstitutionen prägen könnte.  
Durch den Einsatz der EOR (Enhanced Oil Recovery)-Methode lässt sich die Ölausbeute 
erhöhen. Die von BP entwickelte LoSar EOR-Technologie erlaubt zum Beispiel die Gewinnung 
der bislang ungenutzten Ressourcen aus bestehenden Ölfeldern. Diese Technologie hat das 
Potenzial förderbaren Öls um bis zu 10% zu steigern.362 Die OPEC betont, dass technologische 
Veränderungen, die Wiederfindungsraten verbessert und die Lebensdauer bestehender älterer 
Ölfelder verlängert haben. Außerdem haben hochmoderne Technologien die Menge und Qualität 
der verfügbaren Informationen über die verschiedenen geologischen Strukturen verbessert. Sie 
                                                          
361Regenerative Energie und Strom Lexikon, http://www.strom-infos.net 
362 BP: Enhanced oil recovery, http://www.bp.com/en/global/corporate/technology/technology-now/enhanced-oil-
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haben auch ermöglicht, die Kosten für die seismische Datenerfassung zu reduzieren. Flexibles 
Bohren und das Richtbohren erlauben der Industrie, fossile Ressourcen in den eisigen nördlichen 
Regionen, in den tiefen Gewässern und in schwierigen Geländen zu fördern.363 
Nach Angaben des Beratungsunternehmens EY ist die tägliche Ölproduktion in 
Westsibirien um rund 7% von 2006 bis 2012 gesunken. Ohne den Einsatz der EOR-Methode ist 
die Verwirklichung der nachhaltigen Produktion nicht möglich. In der russischen 
Energiestrategie bis 2030 wird betont, dass ineffiziente Förderung und insbesondere niedrige 
Ölgewinnungsfaktoren eines der größten Hindernisse sind, die die Weiterentwicklung des 
nationalen Ölsektors behindert. Die EY-Experten sind der Meinung, dass der Mangel an 
staatlicher Unterstützung einer der Hauptgründe ist, dass die EOR-Methode in Russland nicht 
vollständig eingesetzt wird. Die Schaffung eines wirtschaftlich günstigen Umfeldes für 
Anwendung der EOR-Technik für Energieunternehmen ist entscheidend für ihren effektiven 
Einsatz in Russland. Angesichts der hohen Risiken, bestehenden Steuerregelungen und 
erheblichen Kapitalinvestitionen ist die Umsetzung der EOR-Projekte in Russland nicht 
ökonomisch nachhaltig. Trotz anhaltenden Herausforderungen erkennen die russischen 
Energieunternehmen die Bedeutung der EOR-Technik, aber der Einsatz bleibt begrenzt.364 
Technologieentwicklung zur Förderung von Schiefergas, wirkt sich auf die Steigerung 
der Produktionskapazitäten und Verbilligung der Gewinnung aus. Die US-Energieunternehmen 
haben zum Beispiel die Produktion von Schieferöl durch technologische Innovationen reduziert. 
Die IEA geht davon aus, dass nur 4% der US-Schieferöl-Projekte unrentabel sind, wenn die 
Rohölsorte WTI unter $80 pro Barrel sinken wird. Zudem behauptet die IEA, dass der größte 
Anteil der Schieferölproduktion in der Bakken Formation in North Dakota bei oder unter $42 pro 
Barrel rentabel bleibt. 365 
Die Gasproduktion auf den traditionellen Onshore-Feldern wird beispielsweise durch 
Erschließung der technisch komplexen Offshore-Projekte ergänzt. Die Lieferung von den 
Offshore-Feldern wird mit den Floating LNG (FLNG)-Produktionsschiffen durchgeführt. Die 
schwimmenden Offshore-Anlagen dienen zudem zur Förderung, Verflüssigung, Lagerung und 
dem Transport von Erdgas. Diese Technologie ermöglicht einen Zugriff auf die bislang 
unzugänglichen Erdgasreserven, sowie auch die Energieprodukte zu vermarkten, ohne in teure 
                                                          
363El-Badri, A. S.: New Frontiers in the Oil & Gas Industries: The Technological Difference, Speech to the 15th 
IIES Conference & Exhibition, Theme: “Technology and Innovation in the Oil and Gas Industry”, Tehran, Iran, 1-2 
November 2011, http://www.opec.org/opec_web/en/2145.htm 
364 Ernst & Young: Enhanced oil recovery (EOR) methods in Russia: time is of the essence, 
http://www.geocorporation.com/wp-content/uploads/2014/07/Publications-EY-Enhanced-Oil-Recovery.pdf 
365 International Energy Agency: Oil Market Report, 14 November 2014, 
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Infrastrukturprojekte zu investieren. Das trägt zur Lösung der Transitprobleme bei und hilft den 
Schaden an der Meeresumwelt zu minimieren. Sinkende Förderung auf den traditionellen 
Ölfeldern verursacht eine Einführung innovativer Technologien zur Steigerung der 
Fördermengen. 
Natürliche Gashydrate könnten auch zukünftige Energiequelle sein und die traditionellen 
und alternativen Erdgasressourcen ablösen. Die Gashydrate werden gebildet, wenn erhöhter 
Druck, niedrige Temperaturen und ausreichende Mengen an Wasser und Gas bestehen. Sie 
werden somit in Permafrostgebieten oder am Meeresboden gelagert. Die Experten weisen darauf 
hin, dass die natürlichen Gashydrate doppelt soviel Kohlenstoff enthalten wie in allen bekannten 
fossilen Energieträgern. 366  Dabei geht es um eine Entstehung neuer Technologie für 
Erdgasproduktion. Traditionelle Methoden funktionieren in diesem Fall nicht, denn um 
beispielsweise die Gashydrate aus dem Meeresboden zu gewinnen, muss man ihre Struktur 
zerstören. Das erfolgt entweder durch eine Drucksenkung oder durch eine Erwärmung des 
Gesteins. Ein drittes Verfahren beinhaltet eine Kombination aus beiden Techniken. Die 
Gewinnung des Methangases aus Gashydraten ist somit mit großen technischen 
Herausforderungen verbunden, um eine umweltschonende und wirtschaftlich ergiebige 
Förderung zu gewährleisten. Zurzeit befindet sich die Technologieentwicklung in einem früheren 
Stadium. Eine gründliche Forschung auf diesem Gebiet wird in Japan durchgeführt, wo der 
Gasverbrauch fast vollständig durch Importe gedeckt wird. Steigerung der Forschungsaktivitäten 
ist mit der Suche nach alternativen Quellen der Energieträger in ressourcenarmen Ländern 
verbunden. C. Ruppelhatin ihrer Studie betont, dass  
gas hydrates, despite the amount of methane they sequester, are probably the least likely 
of unconventional resources to be tapped for natural gas within the next few decades, 
even if the economics or supply model changes dramatically. Still, there are strong 
arguments to be made for a continuing R&D effort to address the remaining challenges in 
advancing gas hydrates along a trajectory towards viability as a resource. Activities 
undertaken now will be critical for ensuring the availability of this gas twenty or more 
years in the future and for improving the energy security of nations currently lacking 
access to a domestic gas supply.367 
                                                          
366 Helmholtz-Zentrum Potsdam: Angewandte und Grundlagenforschung an Gashydraten, http://www.gfz-
potsdam.de/sektion/anorganische-und-isotopengeochemie/themen/angewandte-und-grundlagenforschung-an-
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367Ruppel, C.: Methane hydrates and the future of natural gas. Supplementary Paper #4, The Future of Natural Gas, 
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F. Vahrenholt und H. Gassner betonen, dass die Erzeugungskosten beim Faktor 
Wettbewerbsfähigkeit eine entscheidende Rolle spielen. Deutliche Kostendegressionen 
beobachtet man bei der Stromerzeugung. Bei Windenergie und Photovoltaik haben sich die 
Einspeisetarife mehr als halbiert. Sie bemerken, dass die Windenergie beeindruckendste 
technische Entwicklung dank der Vergrößerung des Rotordurchmessers, Aufhebung vieler 
Höhenbeschränkungen an Binnenstandorten und Steigerung der Rotorfläche durchlaufen ist. Das 
hatte zur Folge, dass die Stromgestehungskosten an Binnenstandorten gegenüber 1980 um rund 
zwei drittel reduziert wurden. Für die Offshore-Windtechnologie hat die Pionierphase in Bezug 
auf Kostensenkung begonnen. Kostensenkungspotenziale ergeben sich bei den Turbinen, den 
Fundamenten, der Errichtung und auch später bei Betrieb und Instandhaltung. Hinsichtlich der 
Solarenergie ist die Netzparität in den südlichen Ländern bereits erreicht was bedeutet, dass die 
Stromgestehungskosten im Vergleich zum Strompreis konventioneller elektrischer Energie 
gleich sind. Die Autoren weisen auch darauf hin, dass deutliche Kostensenkung durch günstigere 
Konstruktion im Solarfeld und Optimierung der Einsatzmaterialen erreicht werden können. Was 
die Wasserkraft betrifft, ist sie schon in meisten Fällen wettbewerbsfähig. Ein großes Potenzial 
stellen Südosteuropa und die Türkei dar. Die Biomassetechnologie ist technisch weitgehend 
ausgereift und ihr Kostensenkungspotenzial ist daher gering und bezieht sich auf Optimierung 
der gesamten Wertschöpfungskette. Weitere technologische Entwicklungen im Bereich der 
erneuerbaren Energien betreffen Geothermie, Biogas, Gezeiten- und Meerestechnologien. Sie 
besitzen ein enormes Potenzial, aber stehen am Anfang der technologischen Entwicklung und 
Wettbewerbsbetrachtung kommt noch nicht in Frage.368 
5.6 Zwischenfazit und Einflussfaktoren 
 Wandel internationaler Energiemarktstruktur ist durch die Entwicklung eines globalen 
Gasmarktes, einer (möglichen) abgebrochenen Rohstoff-Zyklizität, zunehmender Bedeutung des 
Erdgas-Spotgeschäfts und geänderter Rolle der OPEC und anderer Rohstofflieferanten 
gekennzeichnet. Einfluss der OPEC auf die Ölpreisgestaltung ist begrenzt und tendiert zur vollen 
Aufhebung. Die Entwicklung der Ölpreise wird die Energiepolitik der Akteure und Qualität ihrer 
Kooperationen wesentlich prägen. Höhere Ölpreise führen zu Verfestigung der bestehenden 
Entwicklungspfade bei den Ölproduzenten und wiederum zum Kurswechsel in Richtung einer 
rohstoffarmen Wirtschaft bei den Abnehmerländern. Niedrigere Ölpreise erfordern eine adäquate 
Anpassungspolitik in den rohstoffreichen Ländern und fordern die Energietransformation in 
                                                          
368  Vahrenholt, F. / Gassner, H.: Die Wettbewerbsfähigkeit erneuerbarer Energien, in: Energiewirtschaftliche 
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Energieimportländern heraus. Veränderungen der Preisbildungsmechanismen verursachen eine 
zunehmende Tendenz zur Entkopplung der Gaspreise von den Ölpreisen. Der Übergang zum 
Gas-zu-Gas-Wettbewerb, der durch die steigenden LNG-Lieferungen und den Ausbau der 
Energieinfrastruktur im Rahmen des dritten Energiepakets gekennzeichnet ist, wird die 
Gestaltung der Kooperationsbeziehungen beeinflussen. Neben der Energiepreisvolatilität ist die 
Entwicklung neuer Energietechnologien von großer Relevanz. Technologische 
Innovationsprozesse bieten umfangreiche Möglichkeiten sowohl für rohstofforientierte Industrie 
und Wirtschaft, als auch für ökologische Wirtschaft und sind in der Lage, den 
Kooperationsmodus grundlegend zu modifizieren.  
 Die Förderung erneuerbarer Energie und die Dekarbonisierungspolitik des europäischen 
Energiesystems beeinflussen in hohem Maße die zukünftige Gestaltung vom Energiemix der 
EU-Länder und rufen eine Revidierung des Kooperationskonzeptes hervor. Die Transformation 
zu einer wettbewerbsfähigen kohlenstoffarmen Wirtschaft wirkt sich grundlegend auf Öl- und 
Gasnachfrage in der EU aus. Die Förderung von Schiefergas in Europa kann im Lichte einer 
Verringerung der Interdependenz-Empfindlichkeit und –Verwundbarkeit, sowie einer 
Bestrebung nach Energie-Selbstversorgung an Bedeutung gewinnen.  
Die Adaptionsfähigkeit der extraktiven politischen Institutionen Russlands an den 
Wandel internationaler Energiemarktstruktur, hebt die Bedeutung von Investitionsklima für den 
künftigen Zustand der europäisch-russischen Energiebeziehungen hervor. Die Entwicklung des 
russischen Öl- und Gassektors wird in näherer Zukunft nicht nur durch das Preisniveau der 
Energieträger, sondern auch durch die Entwicklung der Modernisierung der Gas- und 
Ölförderung, der Nutzbarmachung neuer Energiefelder, der Entmonopolisierung der 
Energiebinnenmärkte und von größeren Investitionen in die Industrie bestimmt werden. Auch 
Faktoren, die das Wachstum der Ölförderung hemmen, werden eine Wirkung darauf haben, wie 
etwa der kritische Zustand der Leitungssysteme und die Reproduktionsprobleme im Bereich der 
Rohstoffbasis. Eine wesentliche Rolle spielen auch die politischen Beschränkungen des privaten 
Pipelineausbaus und des Zugangs ausländischer Unternehmen zum russischen Energiemarkt 
sowie die geringe Investitionsaktivität von Energieunternehmen und die rückläufige 
Rohstoffbasis.  
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Teil II. Szenarioentwicklung und –interpretation 
Im ersten Teil der Dissertation wurden die Ist-Situationen der Energiebeziehungen 
zwischen Russland und der EU beschrieben und die signifikanten Einflussfaktoren identifiziert, 
die die (Weiter-) Entwicklung des Energiedialoges wesentlich prägen könnten. Die Festlegung 
der Ausgangssituation und Feststellung der Einflussfaktoren sind die ersten Arbeitsschritte im 
Prozess der Szenarienkonstruktion, die zur qualitativen Analyse und Fundierung der 
Entwicklungsmöglichkeiten (Szenarien) beitragen. In diesem Kontext werden in den folgenden 
zwei Kapiteln die weiteren Arbeitsschritte vorgenommen, die sich auf die Operationalisierung 
der Forschungsfrage beziehen. Im Theorieteil wurden bereits die Grundlagen der 
Szenarioanalyse und die damit verbundene wissenschaftliche Auseinandersetzung dargestellt, 
sowie die Analysenphasen der Arbeit kurz angeführt. Dieser Teil dient somit dazu, den Einsatz 
der Szenario-Methode in Hinblick auf die Entwicklungsmöglichkeiten des Energiedialoges zu 
erklären. Dabei wird auf die praktische Anwendung der ausgewählten Methode ausführlich 
eingegangen. Anschließend werden die alternativen Zukunftsbilder der russisch-europäischen 
Energiebeziehungen entwickelt. 
Kapitel VI. Praktische Anwendung der Szenario-Methode 
6.1 Die Interdependenz der Szenario-Faktoren 
Bevor auf die Szenarienentwicklung mit der Cross-Impact-Bilanzanalyse eingegangen 
wird, werden zuerst die als relevant identifizierten Einflussfaktoren systematisch aufgezeigt. 
Dabei werden auch die Aussagen zu einer Kombination von Deskriptorausprägungen 
zusammengestellt.  
Abb.6-1: Der Wirkungsnetzgraph der Szenario-Faktoren 
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Quelle: eigene Darstellung 
A. Rechtliche Grundlage der Energiebeziehung 
Die Wechselwirkung zwischen Russland und der EU im Energiebereich hat keinen 
rechtsverbindlichen Charakter. Das bestehende Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 
enthält ausschließlich die grundlegenden Normen und aus ihm resultieren keine Rechte und 
Pflichten für die am Energiedialog teilnehmenden Akteure. Folglich werden die Kontroll- und 
Sanktionsmechanismen damit nicht konstituiert. Zugleich erhöht dies die Transaktionskosten 
zwischen den beiden Parteien und reduziert die Wirksamkeit der Wechselwirkung. Des Weiteren 
besteht auch kein internationales Regelwerk, das eine rechtsverbindliche Basis für die 
Energiekooperation festlegen könnte. Ein solcher Vertrag war die Energiecharta, die Russland 
aber abgelehnt hatte. Zur Schaffung und Erarbeitung eines neuen rechtsverbindlichen 
Kooperationsabkommens gibt es verschiedene Wege.  
Ungeachtet davon, unter welchen Bedingungen ein neues Kooperationsabkommen 
geschlossen wird und welche Option dafür ausgewählt wird, wird es Vorteile mit sich bringen. 
Der neue Vertrag soll dabei die gemeinsam vereinbarten Regeln für Investitionen, 
Energieressourcenhandel und Transitfragen beinhalten. Die durch ein neues Abkommen 
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entstehenden institutionellen Rahmen können unkooperatives Handeln und die 
Defektionsstrategien minimieren, zur Harmonisierung der Interessen und zum gegenseitigen 
Vertrauen beitragen.  
Die Ausarbeitung einer neuen rechtlichen Grundlage ist somit ein bestimmender Faktor 
in der Entwicklung der Energiekooperation zwischen den beiden Akteuren. Einen fördernden 
Einfluss auf den Zustand des Energiedialoges können ein koordiniertes Herangehen der EU 
(Deskriptor B) und eine an Europa orientierte Strategie Russlands (Deskriptor J) ausüben. 
Gleichzeitig können eine ausgeglichene und/oder an Asien orientierte Energiestrategie Russlands 
und das inkohärente EU-Auftreten die Entstehung rechtsverbindlicher Grundlagen hemmend 
beeinflussen. Einen hemmenden Einfluss kann auch die EU-Gasmarktliberalisierung ausüben, 
die ohne Berücksichtigung der mit Russland gemeinsam vereinbarten Bedingungen vollendet 
wurde (Deskriptor K). 
Mit den Deskriptor-Zuständen werden zwei mögliche Entwicklungstrends dargestellt: 
A1 New Agreement: Die Kooperationsbereitschaft der Akteure ist groß. Die gemeinsam 
vereinbarten Normen und Regeln schaffen eine Win-Win-Situationen. 
A2 business-as-usual: Die Energiebeziehungen sind durch die Koexistenz von 
Kooperation und Konflikt gekennzeichnet. Es fehlt eine rechtsverbindliche Basis der 
Wechselwirkung und es besteht ein Rechtsvakuum. 
B. Europäische Energieaußenpolitik 
Ungeachtet davon, dass die EU-Zuständigkeit im Energiebereich eine Tendenz zur 
Erweiterung hat und die supranationalen EU-Institutionen immer mehr an Bedeutung gewinnen, 
ist die europäische Energieaußenpolitik noch nicht abgeschlossen gestaltet und steht vor den 
internen und externen Herausforderungen. Die EU-Energieaußenpolitik ist durch den Energie-
Bilateralismus geprägt. Die meisten energieaußenpolitischen Entscheidungen werden von den 
Mitgliedsstaaten getroffen. Die verschiedenen Energiestrategien der Mitgliedsstaaten sind durch 
ihre jeweilige Versorgungsinfrastruktur und den Grad der Abhängigkeit bedingt. Dies alles 
konstituiert somit verschiedene Interessen und Präferenzen, die eine Einigung über eine 
gemeinsame einheitliche Energiepolitik erschweren. Eine Unterstützung bei der Überwindung 
widerstreitender Präferenzen könnte die EU-Kommission leisten, die die Interessen der 
Europäischen Union wahrnehmen und unabhängig von den Regierungen der Mitgliedsstaaten 
durchsetzen würde. Die Einsetzung der hierarchischen Steuerung im Energiebereich könnte ein 
konsolidiertes und kohärentes Auftreten ermöglichen. Obwohl die einflussreiche Präsenz der 
EU-Kommission steigt, ist die EU im Energiebereich noch nicht als eigenständiger Akteur tätig.  
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Die steigenden Energiepreise (Deskriptor F), bewusste Energieabhängigkeit und die 
Lieferungen aus den Ländern mit den instabilen politischen Regimen (Deskriptor L) erhöhen den 
Druck auf die EU, eine kohärente Antwort auf diese Herausforderungen zu finden. Eine 
einheitliche EU-Energieaußenpolitik kann dazu beitragen, die europäische Strategie für eine 
nachhaltige, wettbewerbsfähige und sichere Energie zu realisieren.  
Mit dem Deskriptor „Europäische Energieaußenpolitik“ werden zwei mögliche 
Entwicklungen berücksichtigt:  
B1 koordiniertes Herangehen: Eine einheitliche EU-Energiepolitik ist ausgearbeitet, 
was die Durchsetzungskraft der EU erhöht und die Verhandlungsmacht stärkt. Die tagesaktuellen 
Partikularinteressen der EU-Mitgliedsstaaten sind durch gemeinsame Ziele ersetzt. Die EU-
Energiepolitik hat einen supranationalen Charakter und die EU-Organe haben eine 
Entscheidungshoheit.  
B2 inkohärentes Auftreten: Dies ist die gegenläufige Zukunftsprojektion. Es besteht ein 
erheblicher Widerstand der EU-Staaten. Die Mitgliedsstaaten halten eisern an ihrer 
Energieautonomie fest und der Energiemix wird ausschließlich national definierten. Man 
beobachtet ein großes EU-weites Umsetzungs- und Konkordanzdefizit, was auf die 
Verzögerungen und die nicht ordnungsgemäß umgesetzten EU-Energierichtlinien hinweist. 
Lange Umsetzungsverzögerungen und hohe Unvollständigkeitsquoten beeinträchtigen das 
reibungslose wirksame Funktionieren des EU-Binnenmarktes und führen zur Konstellationen, 
wenn ein viel kleinerer fragmentierter Energiemarkt entsteht.  
C. Investitionsklima im Energiebereich Russlands 
Das günstige Investitionsklima in Russland ist entscheidend für die Modernisierung der 
Öl- und Gasförderung und der Infrastruktur, sowie auch für die Entwicklung und Erschließung 
neuer Energiefelder. Das Investitionsverhalten der Unternehmen wird durch die vom Staat 
geschaffenen Möglichkeiten und Anreize bedingt. Geringere Investitionsaktivität entsteht infolge 
übertriebener Staatsregulierungen im Energiebereich, rechtlicher und politischer Unsicherheit, 
von Korruption und Rent-Seekings einzelner Interessengruppen. Die sich ständig verändernden 
Spielregeln und die Erhebung von Steuern senken zugleich auch die Investitionsattraktivität. Die 
Aussichten für ein besseres Investitionsklima haben sich durch die eingeführten Sanktionen nach 
der Ukraine-Krise verschlechtert. Zudem hat der Ölpreisverfall eine wesentliche Kapitalflucht 
aus Russland ausgelöst.  
Einen fördernden Einfluss würden die vereinbarten rechtsverbindlichen Regeln für 
Energiehandel, Transit und Investitionen ausüben (Deskriptor A). Um die neuen 
Investitionsimpulse zu verleihen, sollten auch die politischen Institutionen verbessert werden 
162 
 
(Deskriptor L). Eine hemmende Wirkung auf das russische Investitionsklima hat die Umsetzung 
des dritten EU-Energiepakets (Deskriptor K), weil es ungünstige Bedingungen für einen 
Lebenszyklus von Investitionen in die russische Energieförderung schafft. Eine Anpassung der 
Rechtsrahmen in den Verhandlungen über die Liberalisierung des EU-Gasmarktes (Deskriptor 
K) könnte diese Investitionsrisiken minimieren. 
Für den Deskriptor „Investitionsklima im Energiebereich Russlands“ werden drei 
mögliche Entwicklungen unterschieden:  
C1 Verbesserung: Schaffung eines gegenseitig vorteilhaften Investitionsklimas für die 
inländischen und ausländischen Investoren. 
C2 business-as-usual: Profitable und sichere Investitionsbedingungen bestehen 
ausschließlich für die inländischen Akteure. Sicherung von ausländischen Investitionen ist nur 
durch die persönliche Unterstützung von Entscheidungsträgern möglich. 
C3 Verschlechterung: Das bestehende Investitionsklima benachteiligt sowohl die 
inländischen als auch ausländischen Investoren.  
D. Nachhaltiger EU-Energiemix  
Hohe Energiepreise (Deskriptor F), die Gefahr von Lieferausfällen und der Klimawandel 
treiben die Förderung regenerativer Energiequellen massiv voran. Die Förderung erneuerbarer 
Energie als eine Alternative zu fossilen Rohstoffen ist wichtiger Bestandteil bei der 
Dekarbonisierungspolitik des europäischen Energiesystems. Der zügige Ausbau und die 
Ersetzung konventioneller Energieressourcen durch die regenerativen Energien sollen einen 
Beitrag zur Senkung der Treibhausgasemissionen und zur Diversifizierung und 
Energieversorgungssicherheit leisten. Um den EU-Energiemix durch den Einsatz 
energiesparender Technologien zu bereichern, wurde das Ziel gesetzt, den Energieverbrauch bis 
zum Jahr 2020 um 20% zu senken (im Vgl. zu 1990) und den Anteil der erneuerbaren Energie 
am EU-Gesamtenergieverbrauch auf 20% zu erhöhen, sowie auch die Treibhausgasemissionen 
um 20% zu reduzieren. Das EU-Klimaschutzziel für 2030 ist es, diesen Anteil auf 30% 
auszubauen. Die Transformation zu einer wettbewerbsfähigen kohlenstoffarmen Wirtschaft und 
eine klimaschonende Energieerzeugung sind von verschiedenen Faktoren abhängig wie z.B. vom 
Rückgang staatlicher Fördermaßnahmen und der Reduzierung ihrer Finanzierung. Des Weiteren 
ist dieses 20-Prozent-Ziel nicht verbindlich und eine Nichterfüllung ist durch die EU-
Kommission oder den EU-Gerichtshof nicht wirksam sanktioniert. Dafür besteht die 
Kommission auf verbindliche Zielsetzungen und verstärkte Koordinierung und Kooperation 
zwischen den Mitgliedsstaaten (Deskriptor B).  
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Die Schiefergas-Revolution in den USA hat zudem hohe Erwartungen bei den 
europäischen Energieunternehmen geweckt, die davon ausgehen, dass eine Förderung von 
Schiefergas ein größeres Gasangebot und damit niedrigere Preise auslösen wird. Unter 
Berücksichtigung der hohen Produktionskosten und reduzierter Fördermaßnahmen für 
erneuerbare Energie, könnte die Förderung von Schiefergas in Europa (Deskriptor G) dem 
weiteren Ausbau und Investitionen entgegenwirken. Der wachsende Energieverbrauch, 
vorwiegend durch den Verbrauch von konventionellen fossilen Energieressourcen, hat damit 
einen hemmenden Einfluss auf die Weiterentwicklung der regenerativen Energie (Deskriptor E). 
Aus diesen Überlegungen werden folgende Zukunftsprojektionen des Deskriptors 
abgeleitet: 
D1 stabiler Ausbau: Die gesetzten 20-20-20-Ziele werden mit großer 
Wahrscheinlichkeit im vollen Umfang erreicht.  
Den Einschätzungen von Eurostat (das statistische Amt der EU) zu folge hat die EU 
erhebliche Fortschritte bei der Verwirklichung der 20-20-20-Politik gemacht. Laut der Studie 
„Sustainable development in the European Union 2013“ nähern sich die THG-Emissionen den 
gestellten Zielen für das Jahr 2020. So wurden 17% weniger Treibhausgase im Vergleich zu 
1990 emittiert. Bei der gegebenen Geschwindigkeit könnte das Ziel übertroffen werden. Im 
Rahmen des Kyoto-Protokolls waren die EU-15 verpflichtet, ihre THG-Emissionen um 8% im 
Vergleich zu 1990 zu senken. Diese Reduktion wurde im Zeitraum 2008-2012 erreicht. Laut 
dieser Studie ist zudem der Anteil erneuerbarer Energien kontinuierlich gestiegen und hat 13% 
des Bruttoenergieverbrauchs zwischen 2004 und 2011 erreicht. Alle Mitgliedsstaaten haben 
somit ihren Anteil erneuerbarer Energien erhöht. Doch kann man unterschiedliche Tempos unter 
ihnen feststellen. Der Trend zur Verbesserung der Energieeffizienz ist aber nicht kontinuierlich. 
Nur noch 1,5%weniger Primärenergie wurde in der EU im Jahr 2011im Vergleich zu 
2000verbraucht. Somit sind anhaltende Bemühungen erforderlich.369 Die Verzögerung mit der 
Einsparung von 20% des Primärenergieverbrauchs der EU bis 2020 ist damit verbunden, dass 
dieses Ziel nicht rechtsverbindlich für die Mitgliedsstaaten ist und einen Raum für das 
Umsetzungsdefizit schafft.  
D2 kontinuierlicher Ausbau: Die Überzeugungskonstellationen der Dekarbonisierung 
sind konstant und behalten die Vorherrschaft über Konstellationen zum intensiven Verbrauchs 
fossiler Energieträger.  
                                                          
369Eurostat / European Commission: Sustainable development in the European Union. 2013 monitoring report of the 
EU sustainable development strategy. Eurostat. European Union, 2013. 
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Mit dem Grünbuch „Ein Rahmen für die Energie- und Klimapolitik bis 2030“ verfolgt die 
EU-Kommission das Ziel, ein Nachfolgeregime für die Zeit nach 2020 zu etablieren und den 
Rahmen für den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen CO2-armen Wirtschaft zu erarbeiten. So 
sollen die THG-Emissionen bis 2030 um 40% und bis 2050 um 80-95% verringert werden. 
Dabei soll der Anteil erneuerbarer Energien bei 30% liegen.370Der von der EU-Kommission 
vorgelegte Energiefahrplan 2050 skizziert weitere Schritte in Richtung der Dekarbonisierung der 
Energieversorgung. Dem Plan zufolge soll der Anteil erneuerbarer Energien weiter steigen und 
im Jahr 2050 mindestens 55% des Bruttoendenergieverbrauchs decken. Zudem soll der Anteil 
erneuerbarer Energien am Stromverbrauch zwischen 64% und 97% liegen.371 
D3 sinkende Förderung erneuerbarer Energie: Diese mögliche Zukunftsentwicklung 
bezieht sich auf eine Inkohärenz der politischen Instrumente in der EU, die einen hemmenden 
Einfluss auf die Weiterentwicklung und Förderung erneuerbarer Energien ausüben können. Im 
Grünbuch über die Energiepolitik bis 2030 wird zudem darauf hingewiesen, dass „die einzelnen 
Mitgliedstaaten über einen größeren Handlungsspielraum bei der Umsetzung von EU-
Rechtsvorschriften über erneuerbare Energien und Energieeffizienz und über THG-Emissionen 
verfügen, die nicht unter das EU-EHS fallen, wie im Straßenverkehrssektor. Daher sind auf 
nationaler Ebene unterschiedliche Konzepte mit Förderregelungen für erneuerbare Energien, 
Energie- und CO2-Steuern, Energieeffizienzstandards für Gebäude und andere 
Energieeffizienzstrategien zur Anwendung gekommen“. 372  Dabei spielen die folgenden 
Hindernisse eine große Rolle: Folgen der anhaltenden Wirtschaftskrise, finanzielle Engpässe, 
Subventionen für fossile Brennstoffe. Außerdem muss man berücksichtigen, dass „die 
Mitgliedsstaaten sich erheblich unterscheiden, was Wohlstand, Industriestruktur, Energiemix, 
Gebäudebestand, CO2- und Energieintensität, nutzbare erneuerbare Ressourcen und 
Sozialstruktur anbetrifft. Einzelne Verbrauchergruppen haben unterschiedliche Investitions- und 
Anpassungskapazitäten“. 373  Auf diese Weise ist der Umstieg auf erneuerbare Energien mit 
großen Herausforderungen verknüpft. 
E. Öl- und Gasnachfrage/Bedarf 
Ungeachtet dessen, dass die Weltwirtschaftskrise einen Rückgang des Energieverbrauchs 
verursacht hat, wird der europäische Verbrauch nach Berechnungen der EU-Kommission und 
der Internationalen Energieagentur deutlich steigen. Der verhältnismäßig kleine Anteil 
                                                          
370Europäische Kommission: Grünbuch „Ein Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030“, COM(2013) 169 
final, 27.03.2013. 
371 Europäische Kommission: Energiefahrplan 2050, KOM(2011) 885 endgültig, 15.12.2011. 
372 Europäische Kommission: Grünbuch „Ein Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030“, COM(2013) 169 
final, 27.03.2013. 
373Ibid. 
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erneuerbarer Energien am Energiekonsum und die sinkende heimische Energieerzeugung werden 
die EU im zunehmenden Maß vom Import abhängig machen. Die dauerhaft steigenden Ölpreise 
(Deskriptor F) geben somit einen Anreiz, die Entwicklung erneuerbarer Energie weiter zu 
fördern. Ohne die Förderung einer wettbewerbsfähigen Energiewirtschaft wird der Energiebedarf 
der EU in den nächsten 20 bis 30 Jahren zu 70% durch Importe gedeckt werden. 374 
Energieeffiziente Maßnahmen reduzieren den Anteil von fossilen Energieträgern am EU-
Energiebedarf. Die Auswirkungen der niedrigen Ölpreise minimieren wiederum die Maßnahmen 
zur Effizienzsteigerung. Außerdem schafft die Umsetzung der EU-Energierichtlinien in das 
nationale Recht einen Anreiz, die Entwicklung der erneuerbaren Energien zu fördern und ihren 
Anteil am Energieverbrauch zu steigern (Deskriptor B). Zudem führt ein Eindringen der neuen 
Technologien zu Veränderungen im Energie-Mix. Der zunehmende Verbrauch fossiler 
Brennstoffe kann durch die neu entstehenden Technologien wieder an Anziehungskraft 
gewinnen (Deskriptor M). So kann Kohleenergie durch die Entwicklung der CCS-Technologie 
weiterhin als Bestandteil konventioneller Energie im Energiemix verbleiben. Mit der Einführung 
dieser Technologie können die Kohlekraftwerke wieder wettbewerbsfähig sein. 
Daraus ergeben sich zwei mögliche Entwicklungen des Deskriptors:  
E1 rückläufige Nachfrage: Die Umsetzung der Energieeffizienzmaßnahmen verursacht 
einen Rückgang bei der Nutzung von fossilen Brennstoffen. Die EU-Referenzszenarien (EU 
Energy Trends to 2030; EU Energy, Transport and GHG Emissions Trends to 2050) gehen von 
einer Durchdringung der neuen Technologien und einem Fortschritt im Bereich der erneuerbaren 
Technologien aus. Zudem umfassen diese Dekarbonisierungsszenarien die Umsetzung der 
Strategien, Maßnahmen und Rechtsvorschriften in den Mitgliedsstaaten in den Bereichen Klima- 
und Umweltpolitik, Energieerzeugung, Infrastruktur und verkehrsbezogene Maßnahmen, sowie 
Innovation. Ungeachtet dessen, dass der Anteil des Ölverbrauchs verringert wird, wird der 
Gasanteil am fossilen Energieverbrauch laut der internationalen Energieagentur wiederum 
moderat zunehmen. Gas dient dabei als Übergangsenergie und hilft bei der Verminderung der 
CO2-Emmissionen im Zeitraum, während die Technologien zur Kohlenstoffabscheidung und -
speicherung (Carbon Capture and Storage, CCS) noch nicht kommerziell sind.  
E2 steigende Öl- und Gasnachfrage: Das ist die gegenläufige Zukunftsprojektion. Die 
Politikeingriffe der EU-Kommission zur Verbesserung der Energieeffizienz und Eindämmung 
des Klimawandels stoßen auf die Dezentralisierung der EU-Energiepolitik. Die 
Umsetzungsverzögerungen der Energieeffizienzmaßnahmen bestimmen einen größeren Anteil 
                                                          
374Brummer, K. / Weiss, S.: Europa im Wettlauf um Öl und Gas. Leitlinien einer europäischen Energieaußenpolitik. 
Bertelsmann Stiftung, Gütersloh, Mai 2007. 
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der fossilen Rohstoffe im EU-Energieverbrauch. Es besteht auch Mangel an einer 
rechtverbindlichen Vereinbarung zum CO2-Emmissionshandel. Dabei beeinflusst das 
Vorhandensein der billigen fossilen Brennstoffe den steigenden fossilen EU-Energieverbrauch. 
F. Energiepreise 
Dieser Deskriptor wird durch die systemexternen Entwicklungen bestimmt. Er ist eine 
Rahmengröße, die auf die anderen Aktiv- und Passivgrößen einwirkt, aber von ihnen nicht 
beeinflusst wird. Auf den Ölpreis wirken verschiedene Faktoren ein: Zusammenspiel von 
Nachfrage und Angebot; politische Unsicherheiten; Finanzmarktfaktoren etc. Obwohl die 
erdölproduzierenden Länder (z.B. OPEC-Staaten) eine wichtige Rolle bei der Preisbestimmung 
auf dem Ölweltmarkt spielen, ist Einwirkung Russlands als Energieproduzent auf die 
Ölpreisbildung kaum spürbar.  
Der Deskriptor „Energiepreise“ wird somit „für die Zwecke der Szenarioanalyse als 
vorbestimmte, extern bedingte Größen beschrieben und festgelegt werden“.375 Die möglichen 
Zukunftszustände für diesen Deskriptor sind vorgesehen:  
F1 niedrige Preise (unter $50/Barrel): Das Angebot übersteigt die Nachfrage. Infolge 
der verbesserten Explorationstechnologien und des technischen Fortschritts ist es wirtschaftlich 
vorteilhaft, neue Felder vom Schieferöl und die schwer zugänglichen Ölfelder zu erschließen. 
F2 akzeptable Preise ($50-100/Barrel): Der Ölmarkt ist durch große Volatilität 
gekennzeichnet. Es fehlen die Investitionen zur Erschließung neuer Ölfelder. Die erkannte 
Interdependenz-Verwundbarkeit schafft Anreize, die Entwicklung neuer Technologien und 
alternativer Energien zu forcieren. 
F3 hohe Preise (über $100/Barrel): Der gegebene Zukunftszustand bezieht sich auch 
auf die hohe Volatilität der Ölmärkte. Es besteht ein Ungleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage. Das Wirtschaftswachstum der Entwicklungsländer verursacht eine signifikante 
Zunahme der Ölnachfrage und Unsicherheit in den Markterwartungen.  
G. Förderung von Schiefergas 
Das steigende Interesse an Schiefergas geht auf den Erfolg und die vermehrte Förderung 
in den USA zurück. Die Förderung von Schiefergas kann einen Beitrag zur Deckung des 
steigenden EU-Energiebedarfs und zur Reduzierung der Abhängigkeit von traditionellen 
Gasquellen leisten. Die Erschließung der Schiefergas-Vorkommen ist aber mit gesellschaftlichen 
und ökologischen Problemen eng verknüpft. Obwohl die Folgen der Fracking-Methode 
umstritten sind, weisen einige Experten darauf hin, dass sie eine umweltschädliche Auswirkung 
                                                          
375 Förster, G. / Weimer-Jehle, W.: Cross-impact-Methode, http://www.ier.uni-
stuttgart.de/forschung/projektwebsites/forum/restricted/dokumentation/ausarbeitung_ta-aka.pdf 
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mit sich bringt. Auf der anderen Seite bestehen Teile der Experten-Community dabei darauf, 
dass die Exploration des Schiefergases völlig sicher sei. Die Erschließung der Schiefergasfelder 
wird folglich davon abhängig sein, wie die EU-Kommission und die nationalen Regierungen mit 
der Skepsis der Gesellschaft und der Anti-Fracking-Bewegung umgehen werden. Zudem besteht 
ein Bedarf, einen stabilen Rechtsrahmen für das Fracking zu erarbeiten. Die Förderung 
unkonventionellen Gases kann nur dann wirtschaftlich vorteilhaft sein, wenn die Energiepreise 
(Deskriptor F) dauerhaft hoch sind. Da die EU-Kommission keine Grundlagenforschung von 
Schiefergas (Erforschung von Bohrungen) finanziert, besteht eine große Unsicherheit und 
Ungewissheit für Investoren, was den Beginn der Förderung verlangsamt. Sollte die Schiefergas-
Revolution in der EU gelingen, wird das ein größeres Angebot an Gas und niedrige Gaspreise 
verursachen (Deskriptor N). Infolgedessen wird die Transformation zur klimafreundlichen 
Wirtschaft zurückgestellt (Deskriptor D).  
Für den gegebenen Deskriptor wird zwischenzwei Deskriptor-Zuständen unterschieden:  
G1 lokale Förderung von Schiefergas: Die Förderung von Schiefergas ist in Polen und 
Großbritannien am wahrscheinlichsten. Aufgrund der strengen Umweltvorschriften bestehen 
keine finanziellen Anreize für eine Exploration von Schiefergas. Die Erschließung der 
Schiefergasfelder ist dem Markt überlassen. Polens Engagement und die voraussichtlichen 
Steuererleichterungen in Großbritannien schaffen günstige Bedingungen für die Exploration von 
Schiefergas-Vorkommen. Das unkonventionelle Gas kann aber die Importabhängigkeit der EU 
nicht senken, sondern den Rückgang der konventionellen europäischen Erdgasproduktion 
ausgleichen.  
G2 keine Förderung von Schiefergas: Strenge Vorschriften, rechtliche Unsicherheiten, 
fehlende finanzielle Anreize und die geringen Reserven an nutzbarem Schiefergas machen die 
Förderung wirtschaftlich nicht vertretbar.  
H. Flüssiggasanteil 
Die Internationale Energieagentur sagt das goldene Gaszeitalter voraus.376 Im weltweiten 
Energiemix ist Erdgas von zunehmender Bedeutung. Das Handeln mit Flüssiggas wird durch die 
LNG-Lieferungen flexibler und erlaubt es auf politische und wirtschaftliche Konjunkturen 
rechtzeitig zu reagieren. Durch den Betrieb neuer Anlagen zur Verflüssigung entstehen 
zusätzliche Kapazitäten, die den Handelsumfang steigern und die Konkurrenz erhöhen. Die 
Flüssiggaslieferungen mit den wettbewerbsfähigen Preisen verändern die Konstellation auf dem 
europäischen Markt. Wenn die Preise am LNG-Spotmarkt niedriger bleiben als die für 
                                                          
376 International Energy Agency: World Energy Outlook 2011 – special report. Are we entering a golden age of 
gas?, OECD/IEA, Paris, 2011. 
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Pipelinegas, die zudem an die Rohölpreisentwicklung gekoppelt sind, wird der Import von 
Flüssiggas weiter ansteigen. Die weitere Entwicklung des Flüssiggas-Geschäfts beeinflusst auch 
die langfristigen Gasverträge. Die Kopplung der Gaspreise an die Rohölpreise wird aufgrund 
mehrerer Faktoren in Frage gestellt: verstärkter Wettbewerb zwischen den Anbietern, 
Liberalisierung der Regelungen im Energiesektor, Entwicklung der LNG-Infrastruktur und 
erhöhte Gas-Liquidität auf den Märkten sowie die Zunahme von Spot-Verträgen. Diese 
Konstellationen rücken in Europa die LNG-Lieferungen ins Zentrum der Aufmerksamkeit 
(Deskriptor B). Einen hemmenden Einfluss kann der steigende Verbrauch von anderen fossilen 
Rohstoffen ausüben (Deskriptor E). So hat beispielsweise, bedingt durch die niedrigen 
Energiepreise, die Wettbewerbsfähigkeit von Kohle zugenommen, während die LNG-
Entwicklung in der EU gedämmt wurde. 
Für den Deskriptor „Flüssiggasanteil“ werden zwei mögliche Zukunftszustände 
berücksichtigt: 
H1 durchschnittlicher Anteil: Einige Regasifizierungsanlagen werden infolge des 
zunehmenden Kohleverbrauchs, der Verfügbarkeit von erneuerbaren Energien und der höheren 
Pipeline-Gasimporte zurückgestellt. Die sinkende LNG-Nachfrage verursacht eine 
Umorientierung der Lieferungen in Richtung Asien. 
H2 hoher Anteil: die geplanten Verflüssigungs- und Regasifizierungsanlagen werden 
gebaut. 2014 waren 22 LNG-Terminals in Betrieb mit einer jährlichen Gesamtkapazität von 196 
Mrd. m³. Nachdem die weiteren gebauten Terminals in Betrieb aufgenommen werden,soll die 
Kapazität von mehr als 160 Mrd. m³ betragen.3772015 besaß die EU LNG-Einfuhrkapazitäten, 
die zur Deckung von rund 43 % des Gasbedarfs ausreichten.378 
I. Gemeinsamer Nachbarschaftsraum 
Der gemeinsame Nachbarschaftsraum der EU und Russlands ist von großer Relevanz. In 
erster Linie basiert dies auf der Energiepolitik beider Akteure. Neben den wirtschaftlichen 
Interessen haben sie auch geopolitische Interessen, was sich durch die konkurrierenden 
Integrationsprojekte zeigt.  
Die EU schafft konsequent die institutionellen Rahmen für eine Einbeziehung der 
osteuropäischen Staaten in die eigene Einflusssphäre. Als grundlegende Basis für den 
Handelsraum gilt die Europäische Nachbarschaftspolitik, die auch als Plattform zum Ausbau 
bilateraler Energiebeziehungen dient. Ein weiteres Mittel zur Einbindung in die EU-
                                                          
377Hosp, G.: Europas Energieabhängigkeit von Russland. Zähflüssige Erdgasmärkte, in: Neue Züricher Zeitung, 
19.04.2014, http://www.nzz.ch/finanzen/zaehfluessige-erdgasmaerkte-1.18286693. 
378  Europäische Kommission: Energieversorgungssicherheit in der EU soll mithilfe von Flüssigerdgas und der 
Gasspeicherung erhöht werden, Europäische Kommission - Factsheet, Brüssel, 16.02.2016. 
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-16-310_de.htm 
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Energiepolitik stellt die Europäische Energiegemeinschaft dar, die sich durch stärkere 
Rechtsverbindlichkeit auszeichnet. Dabei ist eine Angleichung des Gasmarktes an die EU-
Normen vorgesehen. Eine energiepolitische Integration erfolgt auch durch die Unterzeichnung 
des Assoziierungsabkommens, das die osteuropäischen Staaten dazu verpflichtet EU-Gesetze, 
Normen und Standards zu übernehmen. Die Harmonisierung der Rechtsverhältnisse durch eine 
Ausdehnung des Acquis Communautaire, ist einer der grundlegenden Bestandteile der EU-
Energieaußenpolitik zur Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit.  
Die Ukraine stellt einen attraktiven Gasmarkt dar, in dem die widerstehenden 
Wirtschaftsinteressen kollidieren und sich der politische Wettbewerb verschärft. Aus 
langfristiger Sicht bringt das europäische Integrationsprojekt mehrere Vorteile mit sich. Mit der 
Unterzeichnung des vertieften und umfassenden Freihandelsabkommens kann die Ukraine 
ausländische Investoren anziehen. Investitionen in die Erschließung konventioneller und 
unkonventioneller Gasfelder (Offshore-Anlagen, Schiefergas) und in die Effizienzerhöhung des 
ukrainischen Energiesektors können einen Beitrag zur Energieversorgung und –Sicherheit 
leisten. Eine Übernahme der Regeln des europäischen Energiebinnenmarktes führt auch dazu, 
dass die Voraussetzungen für den Eintritt der internationalen Gashändler in den ukrainischen 
inländischen Gasmarkt geschaffen werden. Dies wird den Wettbewerb fördern und letztlich eine 
Reduzierung der inländischen Gaspreise für die Verbraucher mit sich bringen. Des Weiteren 
besitz die Ukraine großes Potenzial für die Gasspeicherung. Dabei gibt es für die Ukraine die 
vielversprechende Perspektive, ihre unterirdischen Gasspeicher in das europäische System der 
Gasspeicheranlagen aufnehmen zu lassen (z.B. East European Gas Hub). Stärkere Einbeziehung 
der ukrainischen Pipelines in das europäische Gasleitungssystem kann auch die rücklaufenden 
Lieferungen an die Ukraine begünstigen. Zudem kann die EU die Interessen der europäischen 
Energieunternehmen und Investoren durch die Öffnung und Liberalisierung des ukrainischen 
Marktes sichern. Ihre Anpassung an das EU-Modell kann eine sichere energiepolitische 
Umgebung um die EU herum schaffen. 
Das Integrationsprojekt zwischen der EU und der Ukraine steht vor großen 
Herausforderungen. Diese beziehen sich in erster Linie auf die politische und institutionelle 
Inkompatibilität, da die ukrainischen Eliten und Business-Akteure auf die Erzielung kurzfristiger 
Vorteile und Gewinne, sowie auf ihren eigenen Machterhalt fokussiert sind. Der Eintritt in das 
EU-Projekt schwächt die ukrainische Wirtschaft gegenüber den westlichen Produkten, 
wettbewerbsfähigen Waren, Gütern und Dienstleistungen. Gleichzeitig werden die 
Wirtschaftsbeziehungen mit Russland belastet. Da der russische Absatzmarkt für die Ukraine 
von großer Bedeutung ist, würde eine Eskalation den Handel schwer belasten.  
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Das von Russland initiierte Integrationsprojekt in Form von der Schaffung der 
Eurasischen Wirtschaftsunion kann das Erreichen kurzfristiger Ziele gewährleisten. Russland 
kann dadurch günstige Gaspreise anbieten. Darüber hinaus sieht die gegebene Wirtschaftsunion 
keine institutionellen Reformen vor. Mit diesem Integrationsprojekt setzt sich Russland zum 
Ziel, die Konkurrenz auf dem ukrainischen Markt zu verhindern und den eigenen Einfluss zu 
sichern. Zudem sind die ukrainischen Gasspeicher ein wichtiger Bestandteil des Systems des 
russischen Gastransits nach Europa. Im Falle des steigenden EU-Gasverbrauchs im Winter 
ermöglichen die vorhandenen Gasspeicher, die Versorgung Europas zu stärken und die 
Vertragsverletzungen mit europäischen Partnern zu vermeiden. Man muss auch betonen, dass 
Russland der Hauptimporteur von Erdgas für die Ukraine ist. Der ukrainische Absatzmarkt selbst 
stellt ebenfalls ein lukratives Geschäft dar, da die Energiepreise im Vergleich zur EU höher sind.  
Die Ukraine ist folglich ein Schlachtfeld, wobei ein Integrationsprojekt das andere 
aussetzen kann. Die Entscheidung für ein Projekt geht auf Kosten des anderen und führt zudem 
zur veränderten Machtkonstellationen im gemeinsamen Nachbarschaftsraum der EU und 
Russlands. Infolge des Ukraine-Konflikts 2014 sind die Integrationsprojekte auf Eis gelegt 
worden. 
Aus diesen Überlegungen werden folgende Zukunftsentwicklungen des Deskriptors 
abgeleitet: 
I1 Kooperation: Aufgrund der gebauten Umgehungspipeline (Nord Stream 2/Turkish 
Stream)/Umorientierung russischer Energiepolitik Richtung Asien wird die Ukraine ihre 
Schlüsselrolle für Russland verlieren, was eine Annährung der Ukraine an die EU verursacht. 
I2 Rivalität: Traditionell ukrainische Politik des Gleichgewichtes und des politischen 
Manövrierens zwischen Russland und der EU verursachen weitere Interessenkollisionen; 
Konkurrenz zwischen zwei Integrationsprojekten (EU-Energiegemeinschaft und Eurasische 
Wirtschaftsunion) verschärft sich weiter.  
I3 geänderte Konstellationen: Die Ukraine übernimmt den Gesamtbestand des EU-
Rechts im Energiebereich. In dieser Situation soll Russland sich an die geänderten 
Marktkonfigurationen anpassen (wie auch im Falle der vollendeten EU-
Gasmarktliberalisierung).  
J. Energiestrategie Russlands 
Russland ist einer der größten Energieproduzenten und -lieferanten. Außerdem ist es vom 
Transit abhängig und zugleich selbst Transitland. Diese Faktoren begründen eine komplexe 
Einstellung zur Energiepolitik, in der Fragen des Transits, der Nachfragesicherheit sowie des 
stabilen Funktionierens des Rohstoff- und Energiesektors und einer sicheren Energieversorgung 
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eine Rolle spielen. In der Energieaußenpolitik verfolgt Russland verschiedene Strategien und 
Taktiken, die darauf ausgerichtet sind, sich einen Marktanteil auf den Energiemärkten zu sichern 
und die Energieproduktion zu vermarkten. Außerdem verfolgt Russland das Ziel, seine Gewinne 
durch die Kontrolle über Produktion, Transit und Distribution zu erhöhen. Die Umsetzung des 
dritten Energiepakets (Deskriptor K), das sich auf die Schaffung eines wettbewerbsfähigen 
Gasmarktes bezieht, bedeutet für die russischen Energieunternehmen den Verlust eines Teils 
ihrer Verteilungsnetze bzw. eine andersartige Schwächung ihrer Kontrolle. Die neuen 
Konstellationen auf dem europäischen Gasmarkt verursachen somit einen Kurswechsel der 
russischen Energiepolitik nach Osten hin. Eine sinkende Nachfrage nach den fossilen 
Energieträgern (Deskriptor E) hat dabei auch einen fördernden Einfluss auf eine Reorientierung 
des russischen Energieexports.  
Für diesen Deskriptor werden somit drei mögliche Entwicklungszustände 
berücksichtigen:  
J1 an Europa orientierte Energiestrategie: Ungünstige Bedingungen für den 
asiatischen Markteintritt und den Ausbau der Transportkapazitäten bestimmen die Lieferungen 
der Energieressourcen in Richtung Europa. 
J2 an Asien-Pazifik-Region orientierte Energiestrategie: Die veränderten 
Konstellationen auf dem europäischen Markt verursachen eine Umorientierung der Öl- und 
Gaslieferungen in Richtung der Asien-Pazifik-Region. 
J3 ausgeglichene Energiestrategie: Russlands Energieexporte sind in gleichem Maße 
verteilt. 
K. Liberalisierung der EU-Gasmärkte 
Der initiierte Liberalisierungsprozess der Energiemärkte zielt auf eine wettbewerbliche 
Öffnung der Märkte und auf einen gemeinsamen Energiemarkt ab. Das dritte Energiepaket sieht 
zahlreiche Maßnahmen zur eigentumsrechtlichen Entflechtung vor, die den Marktanteil der 
russischen Unternehmen verringern werden. Um seine Interessen abzusichern, tritt Russland für 
eine Revision des dritten Energiepakets ein. 
Daraus ergeben sich folgende Zukunftsprojektionen des Deskriptors: 
K1 vollendet: Die Bedingungen der EU-Gasmarktliberalisierung sind in vollem Umfang 
erfüllt. 
K2 gegenseitige Anpassung: Die Gasmarktliberalisierung wird unter der 
Berücksichtigung der gemeinsam vereinbarten Bedingungen verwirklicht. 
L. Energieressourcen und politische Institutionen Russlands 
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Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen dem Ressourcenfluch und politischen 
Institutionen in rohstoffreichen Ländern. Superprofite aus dem Export von Energieressourcen 
sind die Hindernisse für eine institutionelle Modernisierung. Den Staaten mit den schwachen 
politischen Institutionen ermöglicht der Zufluss von Superprofiten, nicht in die Entwicklung der 
Wirtschaft zu investieren, sondern sich stattdessen auf die Verteilung der Rohstoffrenten zu 
konzentrieren. Der Geldfluss hat somit einen hemmenden Einfluss auf wirtschaftliche Reformen 
und Entwicklung. Das Problem resultiert daraus, dass je weniger Anreize es gibt starke politische 
Institutionen zu entwickeln, die Rohstoffrenten umso größer sind. In Staaten mit stabilen starken 
politischen Institutionen tragen die politischen Institutionen selbst zur gerechten 
Rentenverteilung und zur Diversifizierung der Wirtschaft bei. Ein gutes institutionelles Milieu 
hat einen fördernden Einfluss auf die Investitionsattraktivität, während sich Korruption negativ 
auf Effektivität, Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum der Wirtschaft auswirkt.  
Die dauerhaft niedrigen Ölpreise (Deskriptor F) können zur Durchführung der 
Strukturreformen von politischen Institutionen anregen, wobei solche Institutionen wie 
Eigentumsschutz, effektive und unabhängige Richterschaft und Oberhoheit des Gerichtes 
geschaffen und verstärkt werden können.  
Für diesen Deskriptor sind zwei Deskriptor-Zustände vorgesehen: 
L1 Verbesserung der Qualität der politischen Institutionen: Die institutionelle 
Inkompatibilität zwischen beiden Akteuren wird ausgeglichen. 
L2 Trend/business-as-usual: Vorhandensein der Diskrepanz zwischen inklusiven und 
extraktiven Institutionen. 
M. Neue Technologien 
Neue Technologien zur Exploration und Lieferung von Energieressourcen führen zu 
erheblichen Kostensenkungen und halbieren den Aufwand. Einen Anreiz dafür geben die 
höheren Energiepreise. Die Schiefergasrevolution in den USA dient dabei als gutes Beispiel. Seit 
der Entwicklung und Einführung von neuen Technologien, welche die Gewinnungskosten 
gesenkt haben, ist die Förderung von Schiefergas in den USA rentabel und deckt den 
inländischen Gasbedarf.  
Für den Deskriptor werden dementsprechend zwei Ausprägungen angenommen: 
M1 trendgemäße Entwicklung: Bewusstsein von Interdependenz-Empfindlichkeit und –
Verwundbarkeit leistet einen Beitrag zur Förderung der Erforschung und Entwicklung 
zukunftsträchtiger neuer Technologien im Energiebereich. Die trendgemäße Förderung erfolgt 
im Rahmen der business-as-usuall Politik und bei den niedrigen und akzeptablen Energiepreisen. 
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M2 forcierte Entwicklung: Die hohen Energiepreise bestimmen die Zusatzinvestitionen 
in die Entwicklung von energieeffizienten Technologien voraus. Dabei werden die 
kostenaufwendigen Technologien wirtschaftlich profitabel.  
N. Gaspreise 
Die Gaslieferungen nach Europa erfolgen meist durch die langfristigen, ölindizierten 
Take-or-Pay-Verträge. Ungeachtet davon erkennt man eine Tendenz zur Veränderung der 
Struktur der europäischen Erdgasmärkten und der Preisbildungsmechanismen. Dies liegt an der 
zunehmenden Entkopplung der Gaspreise von den Ölpreisen. In diesem Fall sollen die Gaspreise 
durch das Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage festgelegt werden. Man kann eine 
Entstehung neuer Konstellationen feststellen. Das zeigt sich durch die Einführung des Gas-zu-
Gas-Wettbewerbes.  
Der Übergang zum Gas-zu-Gas-Wettbewerb erfolgt durch die folgenden Faktoren. Eine 
zunehmende Anzahl von miteinander verbundenen Pipelines und von LNG-Anlagen erhöht die 
Transportkapazität. Zudem sollen die Möglichkeiten zur Gasspeicherung geschaffen werden. Die 
unabhängigen Verbraucher und Anbieter sollen dabei auch den Gasmarkt betreten. Die 
Marktplätze für den kurzfristigen Gashandel sollen vorhanden sein. Zudem ist eine 
Verfügbarkeit des Gasüberschusses oder des noch nicht kontrahierten Gases nötig, was mittels 
eines Ausbaus der LNG-Terminals möglich ist (Deskriptor H). Diese Maßnahmen sind im 
Rahmen des dritten Energiepakets vorgesehen. Die Einführung der Liberalisierung des 
europäischen Gasmarktes wird somit zu erheblichen Veränderungen der 
Preisbildungsmechanismen führen (Deskriptor K).  
Damit liegen die Entwicklungsalternativen für den Deskriptor auf der Hand: 
N1 ölindizierte Gaspreise: Eine schleppende oder verfehlte Liberalisierung führt zur 
Aufrechterhaltung der Kopplung zwischen Öl- und Gaspreis. 
N2 hohe Gaspreise: Trotz der Entkopplung bleiben die Gaspreise höher als die Ölpreise. 
N3 niedrige Gaspreise: Dank der Entkopplung sind die Gaspreise niedriger als die 
Ölpreise. 
6.2 Expertenbefragung 
Das weitere Verfahren zum Aufbau einer Cross-Impact Matrix erfordert eine 
Expertenbefragung. Die Ergebnisse der Befragung wurden zur Fundierung der Grundannahmen 
über die qualitativ formulierten Wirkungsnetzwerken verwendet und bilden somit die Grundlage 
für die Durchführung der Cross-Impact-Bilanzanalyse (CIB). Das Ziel der Befragung ist, die 
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hemmenden oder fördernden Einschätzungen zu den Zusammenhängen zwischen den möglichen 
Entwicklungen zu sammeln. Dieser Anspruch konnte mit den ausgewählten Experten erfüllt 
werden. 
Die Auswahl der Experten erfolgte nach sachlogischen Erwägungen und aufgrund 
inhaltlicher Gesichtspunkte (Bekanntheit der Experten aus Publikationen). Der Vorteil der 
Befragung von Experten ist somit deren Wissensschatz und fachliche Auseinandersetzung mit 
dem Thema Energiepolitik und Energiebeziehungen zwischen Russland und der EU. Das weitere 
Auswahlkriterium bezieht sich auf die Befragung der Vertreter aus verschiedenen Ländern, 
Institutionen und Universitäten. So wurden zum Beispiel die Ansichten von Experten aus 
Russland, Deutschland, Norwegen, der Ukraine, Belarus, den USA und Frankreich eingeholt. 
Das Befragungsverfahren liefert zudem eine umfangreiche Bandbreite unabhängiger Meinungen 
über zukünftige Entwicklungen und Trends. Ein Vorteil liegt auch darin, dass die Experten sich 
untereinander nicht kennen und die Gefahr ausgeschlossen ist, dass, beispielsweise im Vergleich 
zu Workshops, die Meinungen nicht beeinflussbar sind und nicht zurückhalten werden.  
Die Leitfadenkonstruktion der Befragungsliste erfolgte ausgehend von den theoretischen 
Überlegungen und empirischen Daten aus den vorherigen Kapiteln. Dabei wurden die 
Zusammenhänge und Wechselwirkungen zwischen den Einflussfaktoren und 
Deskriptorausprägungen abgedeckt und eine Wertskala für die qualitative Beurteilung 
präsentiert. Eine explorative Expertenbefragung ermöglichte den Informationsgewinn über 
qualitative Bewertungen und Eintrittswahrscheinlichkeiten möglicher Zukunftsentwicklungen. 
Hinsichtlich der gegeben Problemstellung wurden 15 Fachexperten nach deren 
Auffassung über die qualitative Beurteilung der angenommenen Wirkung eines Einflussfaktors 
auf den anderen befragt (der gesamte Fragenbogen ist im Anhang zu finden). Die Beurteilung 
des Einflusses wurde nach der Bewertungsskala durchgeführt: 
-3: stark hemmender Einfluss  
-2: hemmender Einfluss  
-1: schwach hemmender Einfluss  
0: kein Einfluss  
+1: schwach fördernder Einfluss  
+2: fördernder Einfluss  
+3: stark fördernder Einfluss.  
Als nächster Schritt wurden die Expertenurteile interpretiert. Dabei zeigten sich die 
homogenen Einschätzungen der Deskriptorbeziehungen. Die FragestellungmitdemWortlaut: 
„What influence do mutually agreed rules on energy investment, trade, and transit between the 
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EU and Russia have on the improvement of the investment climate in Russia?” Auf diese 
Fragestellung haben Experten eine homogene Antwort gegeben (Abb.6-2).  
Abb.6-2: Beispiel für eine homogene Einschätzung  
einer Deskriptorbeziehung durch die Experten 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Bei der Interpretation der Expertenurteile überwiegen einheitliche Vorstellungen und 
Wahrnehmungen über wichtige Entwicklungstrends, die vorhandenen Akteurskonstellationen 
und Zusammenhänge. So beurteilen beispielsweise die Experten die Wirkung der hohen Ölpreise 
auf die Weiterentwicklung der erneuerbaren Energie in gleicher Weise. Dabei zeigt sich das 
Verständnis und die Einigkeit gegenüber dem grundlegenden Marktgesetz, dass die Wirtschaft 
hohen Energiepreise gegenüber anfällig ist. Die Investitionen in die regenerativen Energien bei 
den hohen Energiepreisen werden rentabel und können eine intelligente und effiziente Nutzung 
von Energie ermöglichen. Folglich ist die Wirtschaft weniger energieintensiv und relativ 
resistent gegenüber der schwankenden wirtschaftlichen und politischen Konjunktur. Außerdem 
herrscht eine einheitliche Meinung über die Wirkungsmacht der hohen Energiepreise auf die 
Entstehung einer kohärenten EU-Energieaußenpolitik und auf die Förderung von Schiefergas in 
Europa, sowie auch auf die Verbesserung der politischen Institutionen in Russland, den 
rückläufigen Verbrauch fossiler Brennstoffe und den beträchtlichen technischen Fortschritt im 
Energiebereich.  
Die Gesichtspunkte decken sich auch in Bezug auf die Akteurskonstellationen und 
Aussichten für beiderseitige gewinnbringende Energiekooperation. So beurteilen die Experten 
die Wirkung der gemeinsam vereinbarten Kooperationsbedingungen auf das Investitionsklima in 
Russland insofern, als dass sie einen fördernden Einfluss auf Investitionsaktivität und –
Attraktivität haben. Zudem betrachten sie von einem einheitlichen Standpunkt aus, dass die 
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vollendete Liberalisierung des EU-Gasmarktes und der zurückgehende Verbrauch fossiler 
Brennstoffe eine Umorientierung der russischen Energiepolitik in Richtung der Asien-Pazifik 
Region verursachen könnte.  
Wie bereits oben beschrieben wurde, sieht die Einschätzungsskala für das Cross-Impact 
Urteil eine numerische Bewertung vom direkten, ursächlichen Einfluss des Zustandes X auf den 
Zustand Y vor. Die qualitativen Einschätzungen der Einflussbeziehungen basieren auf der 
siebenteiligen Ordinalskala von minus drei bis plus drei. Von einer weitgehend homogenen 
Einschätzung von Deskriptorenbeziehungen wird dann ausgegangen, wenn die Bewertung der 
Einflussstärke im Urteilsintervall von plus eins bis plus drei (im Gegenteil - von minus eins bis 
minus drei; oder das Urteil „kein Einfluss(0)“) liegt. Die Einflusskombination hinsichtlich der 
Wirkung hoher Energiepreise auf eine forcierte Förderung der neuen Energietechnologien 
beinhaltet beispielsweise folgende numerische Bewertung: einmal +1; sechsmal +2; und achtmal 
+3. Dabei kann man eine einheitliche Tendenz in der Bestimmung von Entwicklungsalternativen 
feststellen.  
Die Aussagekraft der Ergebnisse der Expertenbefragungen hält sich jedoch in Grenzen. 
Beim Auswertungsprozess sind auch kontroverse Einschätzungen der Deskriptorbeziehungen 
aufgetreten. Die Fragestellung mit dem Wortlaut: „What influence would a common EU energy 
policy have on the promotion of shale gas exploration?” Bei der Beantwortung dieser Frage 
zeigten sich die heterogenen Antworten (Abb.6-3).  
Abb.6-3: Beispiel für eine kontroverse Einschätzung  
einer Deskriptorbeziehung durch die Experten 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Die heterogenen Einschätzungen zeigen sich bei der Bestimmung der 
Entwicklungsalternativen im Falle der europäischen EU-Energiepolitik, hinsichtlich der 
voraussichtlichen Förderung von Schiefergas, wie es oben als Beispiel angeführt wurde. Dabei 
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kann man einen großen Komplexitätsgrad an Entwicklungen des zukünftigen politischen 
Kursverlaufs feststellen. Dies erschwert die Prognostizierung der Veränderungsprozesse, weil 
eine gemeinsame EU-Energiepolitik noch nicht vollendet ist und die Erschließung neuer 
Schiefergas-Felder mit großen Investitionsunsicherheiten, politischen Schwankungen und mit 
gesellschaftlicher Resonanz verbunden ist. Dies erkennt man an den diskrepanten und 
widersprechenden Einschätzungen möglicher Zukunftsentwicklungen durch die Experten. 
Hierbei besteht ein Mangel an empirischen Erkenntnissen und die sich schnell verändernden 
Rahmenbedingungen schaffen eine Vielfalt an unterschiedlichem Verständnis, unterschiedlichen 
Wahrnehmungen und Interpretationen.  
Des Weiteren sind die Experten verschiedener Meinungen darüber, was die 
Wechselwirkungen zwischen beiden Akteuren unter den Bedingungen der Koexistenz von 
Konflikt und Kooperation betrifft. So beurteilen die Experten die Wirkung des gegebenen 
Standes der Dinge auf das Investitionsklima in Russland auf verschiedene Weise. Zudem ist es 
schwer einzuschätzen, welchen Einfluss die inkohärente EU-Energiepolitik auf die russisch-
europäischen Energiebeziehungen hat, wenn diese Beziehungen durch die Persistenz der 
Konstellation von Konflikt und Kooperation gekennzeichnet sind.  
Dementsprechend liegt die Grenze der Homogenität in hohen Grad der Komplexität des 
Zusammenhangs und in der Schwierigkeit, den Verlauf zukünftiger Prozesse und 
Entwicklungsalternativen zu prognostizieren. Viele sich dynamisch verändernde 
Bestimmungsgrößen und Unsicherheiten, beeinflussen die Einschätzungen der Experten. Zudem 
wirkt eine größere Reichweite in die Zukunft auf unsichere Entscheidungsgrundlagen ein. Die 
rationalen Entscheidungen stoßen dabei auch an ihren Grenzen und gehen in intuitive 
Entscheidungen hinsichtlich der hochkomplexen Themen über.379 Um die entstandenen Lücken 
in den Einschätzungen der Einflussbeziehungen zu schließen und die kontroversen Bewertungen 
auszugleichen, werden die repräsentativen Entwicklungsalternativen auf Basis von ergänzenden 
Literaturstudien nachgereicht.  
Aus allen Aussagen der befragten Experten wird abschließend ein Mittelwert gebildet. 
6.3 Konstruktion der Szenarien 
6.3.1 Szenarioverständnis und Ziele der Szenariokonstruktion 
Die vorliegende Arbeit hat energiepolitische Kooperation zwischen der EU und Russland 
zum Thema. Der Energiedialog wird aus der neoliberalen Theorieperspektive analysiert. Der 
                                                          
379 Klein, G.: Zirkuläre, kooperative Entscheidungsvorbereitung für mittelfristige Planungsvorhaben, in: Popp, R. / 
Schüll, E. (eds.): Zukunftsforschung und Zukunftsgestaltung. Beiträge aus Wissenschaft und Praxis, Berlin, 
Heidelberg, 2009, S.293-303, hier S.295. 
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Untersuchung liegt dabei ein breites Institutionsverständnis zugrunde. Institutionalisierte 
Kooperation wird nicht nur als eine Institution mit verankerten Normen und mit der Struktur 
eines Entscheidungsprozesses, sondern auch als Regeln des Spiels verstanden. Dabei ist die 
Wirksamkeit der Regime mit extraktiven oder inklusiven Institutionen von großer Relevanz. Der 
Fokus richtet sich darauf, ob die Energiebeziehungen in Richtung einer rechtsverbindlichen 
Institutionalisierung, kompletter De-Institutionalisierung oder einer Hinwendung zu 
Minimierung von sich aus der energiepolitischen Interdependenz ergebenden negativen Effekten. 
Die im Jahre 2000 institutionalisierte Energiekooperation in Form des Energiedialoges stellt sich 
als ein Politiknetzwerk mit prozeduralen Normen und Regeln dar und hat keinen 
rechtverbindlichen Charakter. Die Akteure sind in unterschiedlichem Maße auf die Folgen der 
Interdependenz-Empfindlichkeit und –Verwundbarkeit anfällig. Beide Akteure sind infolge 
bestehender Infrastruktur, der langfristigen Verträge, geografischer Nähe und der damit 
niedrigeren Transportkosten im Vergleich zu Lieferungen aus anderen Regionen, sowie auch des 
stetig aber langsam reduzierten Verbrauches fossiler Ressourcen in Europa aufeinander 
angewiesen. Die Entwicklung der energiepolitischen Beziehungen in Richtung 
rechtverbindlicher Institutionalisierung könnte somit die Transaktionskosten reduzieren, 
Energiesicherheit erhöhen und die Wirksamkeit der Kooperation steigern. Die Wechselwirkung 
zwischen den Akteuren mit verschiedenen (extraktiven/inklusiven) Wirtschaftsinstitutionen 
findet im Rahmen des Kooperationsdilemmas statt, wo der Spielraum für individuelle 
Nutzenmaximierung und unkooperatives Handeln ziemlich groß ist. Zudem steht der 
Energiedialog vor externen und internen Herausforderungen. Die gegenwärtigen Entwicklungen 
auf den Energiemärkten, laufende institutionelle Veränderung des EU-Gasmarktes, mangelndes 
Vertrauens und das Fehlen der Rechtverbindlichkeit und der damit verbundenen fehlenden 
Sanktionsmechanismen im Falle der Defektionsstrategie regen die Akteure dazu an, den Grad 
der gegenseitigen Abhängigkeit durch Diversifizierung der Energieträger, -versorgung und -
lieferungen zu reduzieren. In dieser Perspektive rückt der institutionelle Wandel in den 
Mittelpunkt der Betrachtung. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, in welcher Form – 
Anpassung, Reformen, Neuausrichtung oder Transformation – die institutionelle Veränderung 
des Energiedialoges ablaufen wird. Zudem spielen die Pfadabhängigkeit, die Verzweigung von 
Entscheidungsverläufen an kritischen Phasen eines Prozesses (critical juncture) und die Lock-in-
Situationen eine wesentliche Rolle. Der mögliche institutionelle Wandel der Energiekooperation 
soll in Form dreier Szenarien vorgestellt werden.  
Die Szenarien unterscheiden sich von Prognosen und beantworten nicht die Frage, wie 
die Zukunft zu einem bestimmten Zeitpunkt aussehen wird, sondern stellen eine „Was-wäre-
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wenn-Analyse“ dar. Im Theorieteil wurde darauf hingewiesen, dass die Szenariokonstruktion 
und –analyse ein Bestandsteil der zukunftsorientierten Forschung ist. Der Anspruch auf 
Wissenschaftlichkeit ist durch das deduktiv-nomologische Modell von Hempel und Oppenheim 
bedingt. Das Forschungsinteresse liegt dabei nicht darin, präzise Prognosen anhand der 
gegenwärtigen Prozesse zu machen oder tatsächliche zukünftige Entwicklungen vorherzusagen. 
Die Szenarien sind eher „an internally consistent view of what the future might turn to be – not a 
forecast, but one possible future outcome”.380 
Die Unsicherheit und Komplexität steigt mit der Entfernung vom Ausgangspunkt der 
Betrachtung. Für die Energiebranche sind dies allgemein politische, wirtschaftliche und 
technikbezogene Unsicherheiten. Die Wechselwirkung der Akteure entsteht im dynamischen und 
unberechenbaren Umfeld. Die Szenarien über einen langen Zeithorizont sind somit mit großen 
Unsicherheiten verbunden. Die Unsicherheiten, die durch kurzfristige Volatilität bedingt sind, 
können die Stabilität der Szenarien nicht in Frage stellen. Die aus der kurzfristigen Volatilität 
entstandenen Ungewissheiten verlangen eine Adaption, die zur wesentlichen Umstrukturierung 
der Energiepolitik führt. Im Gegenteil kann ein Eintritt unerwarteter einflussreicher Ereignisse 
(Störereignisse) die Entwicklungsdynamik eines Szenarios maßgeblich beeinflussen.  
Kurzfristige Volatilität beruht auf Erscheinen neuer Wirtschaftsinformation oder neuer 
Daten über Ölangebot, Veränderungen der Markterwartungen oder ist mit den bevorstehenden 
Ereignissen verbunden, die eine erhebliche Preisanpassung beeinflussen können. Ereignisse 
höherer Gewalt haben auch Auswirkungen auf das Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage, 
z.B. Terroranschläge auf eine Ölpipeline, Wirbelsturmsaison in den USA, Streik der 
kuwaitischen Ölarbeiten in 2016, Kanadischer Ölsand, Waldbrände in 2016 usw. Die 
Lieferunterbrechungen begünstigen kurzfristige Volatilität. Die Energieversorgung kann durch 
Unfälle in vielen Engstellen von Erdöltransport zur See und LNG-Lieferungen unterbrochen 
werden. Die strategischen Wasserstraßen haben Schwachstellen, die besonders verwundbar sind: 
die Straße von Hormuz, die den Persischen Golf mit dem Golf von Oman verbindet; der 
Suezkanal, der das Rote Meer und das Mittelmeer verbindet; die Straße von Bab-el-Mandeb, die 
der Eingang zum roten Meer zur Verfügung stellt; der Bosporus, der ein wichtiger Exportkanal 
für russisches und kaspisches Öl ist; die Straße von Malakka nach Südostasien, über die 80 
Prozent von Öl nach Japan und Südkorea geliefert werden.381 
Lange Zeit wirkten sich die politischen Instabilitäten in der MENA-Region auf die 
Ölpreisänderungen aus (Jom-Kippur-Krieg 1973, der Iran-Irak-Konflikt, US-Militäroperation im 
                                                          
380 Porter, M. E.: Competitive Advantage, Free Press, New York, 1985, p.63. 
381Yergin, D.: Ensuring Energy Security, in: Foreign Affairs, 2006 (vol.85), no.2, pp. 69-82, here p. 78. 
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Irak). Die Bürgerkriege, Ressourcennationalismus und militärische Konflikte standen im 
Zusammenhang mit den weltweiten Preiserhöhungen. Dennoch zeigen die letzten Tendenzen, 
dass die Tätigkeit von der Terror-Organisation ISIS, die die ölreichen Gebiete in Irak, Lybien 
und Nigeria kontrolliert, und soziale Bewegungen in den Staaten des Nahen Ostens (z.B. 
arabischer Frühling) keine wesentliche Auswirkung auf Entwicklung der Ölpreise haben. Die 
Gründe dafür liegen darin, dass es keinen Mangel an Öl mehr gibt und die Ölproduktion durch 
das steigende Angebot von US-Schieferöl erweitert hat.382 
Im Allgemeinen betreffen die Unsicherheiten und Ungewissheiten über die Zukunft des 
Energiesystems folgende Aspekte: wirtschaftliche Entwicklung und soziale und Lifestyle-
Veränderungen, Energievorräte, Aussichten für den technologischen Wandel, 
Umweltbelastungen und andere Risiken des Energieverbrauchs, Perspektiven für 
Energieversorgungssicherheit und nationale Energieunabhängigkeit und Aussichten für eine 
gleichmäßigere Verteilung von Energiedienstleistungen. 383Insbesondere verweist die EIA auf 
folgende globale Fragen, die die Unsicherheit erhöhen und Auswirkungen auf Energiemärkte 
haben: das Wirtschaftswachstum in den wichtigsten Volkswirtschaften (unter anderem in China, 
Brasilien, Russland), die Implementierung der Klimapolitik, Technologie-Verbesserungsraten 
(Angebot und Nachfrage), OPEC-Produktion und die Zukunft der Kernkraftkapazitäten.384 
Die Ölpreisentwicklung stellt auch eine gewisse Unsicherheit dar. Kurzfristige 
Einflussfaktoren der Ölpreisgestaltung sind absehbar und abhängig von den spekulativen 
Börsengeschäften. Im Gegenteil sind die langfristigen Trends der Preisentwicklung auf die 
OPEC-Förderquotenpolitik, widersprüchlichen Einschätzungen der Weltwirtschaftsentwicklung, 
das Wachstum des weltweiten realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) und der Weltbevölkerung, die 
Einschätzungen des weltweiten Ölverbrauchs und dem Zusammenspiel des Potenzials der 
weltweiten Ölproduktion und Ölnachfrage angewiesen. Die Ölpreisgestaltung ist ein 
mehrdimensionaler Prozess und schwer einschätzbar. 
Die Energiebeziehungen zwischen der EU und Russland befinden sich somit im konstant 
veränderten politischen Umfeld mit vielen Unsicherheiten. Die Wechselwirkungen der 
gegebenen Prozesse in Bezug auf weitere Entwicklung der Energiebeziehungen sind schwer 
auszuwerten. Aus diesem Grund ist es notwendig, auf die ceteris paribus-Klausel 
zurückzugreifen. Die oben festgelegten Einflussfaktoren mit vielen verschiedenen 
                                                          
382Mehr dazu: Kaznačeev Petr: Neft‘, terror I bessilie OPEK: počemu ceny bol’še ne reagirujut na konflikty, 
https://slon.ru/posts/61265 
383Krüger Nielsen, S. / Karlsson, K.: Energy scenarios: a review of methods, uses and suggestions for improvement, 
in: International Journal of Global Energy, 2007 (vol.27), no.3, pp.302-322, here p. 310. 
384EIA: The International Energy Outlook 2016, Washington, The U.S. Energy Information Administration 2016, 
http://www.eia.gov/pressroom/presentations/sieminski_05112016.pdf 
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Deskriptorausprägungen stellen ein einheitliches System dar. Unter der Annahme der c.p.-
Klausel sind die Ergebnisse der Cross-Impact-Matrix und die Aussagen in den Szenarien 
insoweit geltend, als alle nicht im System enthaltenen Faktoren konstant bleiben. 
Den Energiedialog betreffend, beziehen sich die Unsicherheiten auf den Bedarf fossiler 
Energieressourcen und weitere Entwicklungen und Einsetzungen erneuerbarer Energien. Dabei 
ist die supranationale Energie-Governance und die Perspektiven der Gestaltung eines 
gemeinsamen Energiemarktes von großer Relevanz. Bezüglich der Unsicherheiten im russischen 
Energiesektor sind die Förderkapazitäten und das Ressourcenmanagement unter den extraktiven 
institutionellen Arrangements von großer Bedeutung. Unerwartete Ereignisse und 
Entwicklungen für die EU, die ein fundiertes Risikomanagement erfordern, sind mit dem Zugang 
für EE-Technologien bzw. mit der Umsetzung der Energiewende verbunden. Die Länder und 
Unternehmen weltweit können zum einen von der Ressourcenknappheit (Abbau der Rohstoffe 
oder Überschätzung der Vorkommen der seltenen Metalle) betroffen sein. Zum anderen könnte 
künstliche Verknappung der Rohstoffe durch das Monopol eines Landes die Produktion von EE-
Technologien erheblich verlangsamen.385 China ist beispielsweise der wichtigste Lieferant von 
Neodym, welches in Windenergieanlagen eingesetzt wird. China, mit seinen extraktiven 
politischen Institutionen, nutzt seine Marktmacht gezielt. Beim Eintreten von ungünstigen 
Ereignisse könnte die Abhängigkeit von China zu Lieferengpässen oder –ausfällen kommen, die 
die Entwicklung vieler Branchen in den Industrieländern behindern oder blockieren.386 Das Ziel 
ist dabei die möglichen Entwicklungstendenzen der Energiekooperation und den institutionellen 
Wandel des Energiedialoges zu erkennen.  
Die Entwicklungsdynamik eines Szenarios kann durch Störereignisse beeinflusst werden 
und seinen Entwicklungspfad wesentlich ändern. Die Störereignisse sind „abrupt auftretende, 
überraschende Phänomene, Sachverhalte und Tatsachen“.387 H. Kosow und R. Gaßner definieren 
dabei die Störereignisse oder „Wild Cards“ als388: 
- ereignishafte Diskontinuitäten, d.h. gravierende Einzelereignisse,  
- wenig wahrscheinlich, und ihre Wahrscheinlichkeit lässt sich nur schwer abschätzen,  
- haben aber, wenn sie eintreten, eine tiefgreifende und weitreichende Wirkung,  
- werden als Überraschungen wahrgenommen,  
                                                          
385 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: Black Swans (Risiken) in der Energiewende. Risikomanagement 
für die Energiewende, 2016, S. 133, https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/energiewende-
black-swans-risiken-studie.html 
386 Hilpert, H. G. / Kröger, A. E.: Chinesisches Monopol bei Seltenen Erden: Risiko für die Hochtechnologie. DIW 
Wochenbericht Nr.19.2011. 
387Sprey, M.: Zukunftsorientiertes Lernen mit der Szenario-Methode, Verlag Julius Klinkhardt, 2003, S.82. 
388 Kosow, H. / Gaßner, R.: Methoden der Zukunfts- und Szenarioanalyse. Überblick, Bewertung und 
Auswahlkriterien. Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung, WerkstattBericht Nr.103, 2008, S.58. 
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- verändern die Art und Weise, wie wir über die Zukunft – und über die Vergangenheit – 
nachdenken, sie verändern die „Denkschablonen“ und Deutungsmuster über die wir die 
Welt konstruieren.  
Die Nuklearkatastrophe von Fukushima in 2011 als Störereignis hatte beispielsweise 
langfristige Folgen für Atomindustrie und Gesellschaft und verstärkte die Abkehr von der 
Atomkraft auf der globalen Ebene. Als Reaktion auf die Katastrophe hat Deutschland einen 
endgültigen Ausstieg aus der Kernkraft angekündigt. Die Atomkatastrophe wurde als ein 
Trendbruch angesehen. Mit dem Unfall in Fukushima waren die Erwartungen einer Expansion 
von Gaslieferungen nach Japan verbunden worden. Trotz dieser Erwartungen kehrt aber Japan 
schrittweise zur Atomkraft zurück. In 2015 hat Japan zwei neue Kernreaktoren in Betrieb 
genommen. In 2016 soll die Betriebsaufnahme von zwei weiteren Reaktoren folgen. Für 25 der 
48 Reaktoren laufen Anträge auf Wiederzulassung, die bis 2030 etwa 20 bis 22 Prozent der 
Stromversorgung gewährleisten werden.389 
Störereignisse können auch durch die bestehenden politischen Strukturen in den 
autoritären Staaten erzeugt werden. Legitimität im autoritären System gründet in der Regel auf 
einen Persönlichkeitskult und charismatische Führung. Die Macht eines Herrschers steht dabei 
außer Frage und die Macht des Staates ist ausschließlich gleichbedeutend mit dem Herrscher.390 
Die ungünstigen Folgen der Weltwirtschaftskrise haben den politischen Raum zur Sicherung der 
Legitimität verringert. Ausfälle von Öleinnahmen haben es auch schwierig gemacht, die 
Legitimität in der Bevölkerung und die Stabilität autoritärer Herrschaft zu festigen. Man 
beobachtete sinkende Popularität der russischen Regierung im Zeitraum von 2011 bis 2014. 
Nach der Krimkrise ist die Zustimmungsrate für die Politik von Putin auf 86% gestiegen und hat 
sich für eineinhalb Jahre auf diesem Niveau gehalten.391 Der Ukraine-Konflikt 2014 und die 
Krimkrise haben zur Einführung der wirtschaftlichen Sanktionen gegen Russland geführt. Die 
verhängten Sanktionen, die auf den Lieferstopp für moderne Fördertechnik beruhten, haben unter 
anderem die Verschiebung der Projekte verursacht.  
6.3.2 Erstellung der Cross-Impact-Matrix 
Die Analyselogik der Cross-Impact-Bilanzanalyse geht von einem 
wechselwirkungsorientierten Systemverständnis aus. Ausgangspunkt ist eine Festlegung von 
qualitativen zukünftigen Entwicklungsvarianten für jeden Faktor. Die Beziehungen zwischen 
                                                          
389  Welter, P.: Japan fährt erstmals seit Fukushima-Gau Reaktor hoch, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
10.08.2015, http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/energiepolitik/vier-jahre-nach-fukushima-japan-faehrt-erstmals-
seit-fukushima-gau-reaktor-hoch-13743482.html 
390Smith, M. J.: Power and the state. Palgrave Macmillan, 2009, p. 132. 
391Levada-Center: Putin’s approval rating, http://www.levada.ru/en/ratings/ 
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den Deskriptoren werden durch ein Netz von wechselseitigen Einflüssen beschrieben. Die 
Einflussbeziehungen im Netz können gegenseitig oder einseitig sein.392 Dabei handelt es sich um 
die direkten Einflussbeziehungen. Die indirekten Zusammenhänge werden vom eingesetzten 
Computer-Programm SzenarioWizard berechnet. Die Interdependenzen der Einflussfaktoren 
werden weiterhin in Form einer Matrix gegenübergestellt.  
Der verwendeten CIB-Methode zufolge wird die Wirkung eines Deskriptors auf den 
Zustand aller anderen Deskriptoren beurteilt. Als Wirkung ist hierbei der hemmende bzw. 
fördernde Einfluss einer Eintrittswahrscheinlichkeit von zukünftigen Entwicklungsvarianten auf 
die Zustände der anderen Deskriptoren zu verstehen. Bei der Fertigstellung der Matrix gilt das 
Prinzip der Ausschließlichkeit, d.h. die Urteile des Einflusses sollen standardisiert werden. Es 
wird vorausgesetzt, dass die Zustände jedes Faktors ausschließend und vollständig sind. Weil 
jeder Faktor mindestens zwei Ausprägungen (zwei verschiedene zukünftige 
Entwicklungsvarianten) beinhaltet, können beide Zustände nicht gleichzeitig auftreten, d.h. jeder 
Faktor ist in einem dieser Zustände, aber nie in mehreren gleichzeitig.393 Die Quersumme einer 
standardisierten Bewertungsgruppe soll damit immer Null sein. 
Beim Ausfüllen der Matrix muss man beachten, dass nicht alle Kombinationen sinnvoll 
sind und manche Felder frei bleiben bzw. mit der Angabe 0 (kein Einfluss) markiert werden. Ein 
Beispiel für die Einschätzung einer Deskriptorbeziehung in einem Bewertungsfeld zeigt die 
Tabelle. Im angeführten Beispiel ist der Einfluss der Öl- und Gaspreise auf die Entwicklung 
erneuerbarer Energien in der EU dargestellt. Werden die Energiepreise niedrig sein, so wirkt es 
hemmend (-2) auf die Einführung von Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energien. Das 
Feld mit der Angabe +2 weist darauf hin, dass die hohen Öl- und Gaspreise einen positiven und 
fördernden Einfluss auf eine zunehmende Entwicklung der regenerativen Energie hätten. Mit 
Rücksicht auf die qualitativ einschätzbaren Einflussbeziehungen können die Gründe für diese 
Wirkung folgendermaßen festgestellt werden: Hohe Energiepreise führen zum Weiterausbau und 
Anteilsanstieg der regenerativen Erzeugung am europäischen Energieverbrauch und damit zur 
reduzierten Abhängigkeit von externen Energiequellen. 
 
 
                                                          
392 Weimer-Jehle, W.: Einführung in die qualitative System- und Szenarioanalyse mit der Cross-Impact-
Bilanzanalyse. Methodenblätter zur Cross-Impact Bilanzanalyse - Blatt Nr.1, www.cross-impact.de 
393 Weimer-Jehle, W.: Hinweise zum Ausfüllen einer Cross-Impact Matrix im Rahmen einer schriftlichen Erhebung. 
Methodenblätter zur Cross-Impact Bilanzanalyse - Blatt Nr.3,www.cross-impact.de, S.3. 
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Abb.6-4: Beispielhafte Bewertung einer Deskriptorbeziehung 
 
Quelle: eigene Darstellung 
6.3.3 Auswertungen der Matrix 
Unter Berücksichtigung aller oben beschriebenen Aufbereitungen können die 
Eintragungen in der Cross-Impact Matrix vorgenommen werden. Das Ergebnis der angefertigten 
Matrix zu den Entwicklungsperspektiven des Energiedialoges kann aus der Abb.6.5 entnommen 
werden.  
Abb.6-5: Cross-Impact-Matrix zur Weiterentwicklung  
der EU-Russland Beziehungen 
 
Quelle: eigene Darstellung 
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Eine Cross-Impact-Matrix kann folgende Systemgrößen beinhalten, die für das 
Verständnis und die Auswertung von qualitativ formulierten Wirkungsnetzwerken relevant sind. 
Die Systemgrößen lassen sich in vier Bereiche unterteilen394: 
• Eingriffsgrößen wirken von außen in Form von vorgegebenen Interventionen auf das 
System, ohne dass eine Rückkopplung vom System auf diese ausgeht. Sie werden dann 
eingesetzt, wenn man die Reaktionen des Systems auf Eingriffe zur Durchsetzung 
bestimmter Entwicklungen untersuchen will. 
• Rahmengrößen nehmen Einfluss auf aktive und passive Systemgrößen, werden aber 
selbst nicht durch diese beeinflusst. Sie können für die Zwecke der Szenarioanalyse als 
vorbestimmte, extern bedingte Größen beschrieben und festgelegt werden. 
• Aktivgrößen (aktive Systemgrößen) bewirken wechselseitige Einflüsse untereinander und 
beeinflussen außerdem die Passivgrößen. 
• Passivgrößen (passive Systemgrößen) werden durch Eingriffs-, Rahmen- und aktive 
Systemgrößen beeinflusst. Eine Rückwirkung auf diese drei Bereiche findet jedoch nicht 
statt. Innerhalb der Passivgrößen können aber Wechselwirkungen auftreten.  
Abb. 6-6: Aktiv-Passiv-Summen der Matrix 
 
Quelle: eigene Darstellung 
                                                          
394  Aretz, A. /Weimer-Jehle W.: Cross-Impact-Methode, in: Der Beitrag der deutschen Stromwirtschaft zum 
europaeischen Klimaschutz. Forum für Energiemodelle und energiewirtschaftliche Systemanalyse, eds., LIT-Verlag, 
Muenster, Germany, 2004, S.511. 
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Der Deskriptor „Gemeinsamer Nachbarschaftsraum“ ist beispielsweise eine Passivgröße 
(nur Nullen in den Zeilen), weil er keine Wirkung ausübt und von den Aktiv- und 
Rahmengrößen beeinflusst wird.  
Der Deskriptor „Energiepreise“ stellt eine Rahmengröße (nur Nullen in den Spalten) dar. 
Das zeichnet sich dadurch aus, dass er im Rahmen des gegeben Systems nicht beeinflussbar ist. 
Die Einbeziehung der Rahmengröße wird dadurch bedingt, dass sie mit ihren Wirkungen die 
Rahmenbedingung für das ganze System setzt und eine große Bedeutung für die möglichen 
Zukunftszustände hat. 
Der Grafik lässt sich entnehmen, dass die folgenden Faktoren die einflussstärksten sind: 
Energiepreise, EU-Energieaußenpolitik und die Liberalisierung der EU-Gasmärkte. Diese 
Tatsache weist darauf hin, dass die EU durch die exogenen Faktoren stark betroffen ist und sich 
als aktiver Akteur für die Schaffung eines neuen Entwicklungspfades im Energiebereich einsetzt. 
6.3.4 Auswahlkriterien der Szenarien 
Nach der Eintragung aller Deskriptoren und ihrer Ausprägungen ergibt sich die 
Gesamtzahl der theoretisch möglichen Szenarien. Die Cross-Impact-Matrix besteht aus 7 
Deskriptoren mit zwei Ausprägungen und 7 Deskriptoren mit drei Ausprägungen. Somit ergeben 
sich 27·37=279.936 verschiedene Kombinationsmöglichkeiten. Aber nicht alle dieser 
Möglichkeiten stellen sich als relevant und sinnvoll heraus. Die Identifikation der plausiblen 
Szenarien erfolgt durch Einsatz des Computerprogramms, welches die Szenarien auf Konsistenz 
überprüft und sie dann aufzeigt. Dabei erweisen sich 21 Varianten als in sich konsistent.  
Die insgesamt 21 Szenarien werden in zwei Szenariofamilien gruppiert. Alle Szenarien 
einer Familie haben gewisse charakteristische Entwicklungsrichtungen, die sich untereinander in 
einigen Details unterscheiden. Aber die Wechselwirkung zwischen den Einflussfaktoren deutet 
auf die Tendenz zur höheren Ähnlichkeit. Die Analyse der Szenariofamilien weist auf einen 
heterogenen Charakter der Szenariotypen hin.  
Das erste Szenario, das die erste Szenariofamilie repräsentiert und für Darstellung von 
Entwicklungsperspektiven des Energiedialoges ausgewählt wurde, weist auf regionale 
nachhaltige Entwicklung innerhalb der EU hin. Dieses Szenario beschreibt eine Zukunft mit 
einer starken Betonung von Investitionen und Innovationen in nachhaltige Energietechnologien. 
Eine rasche Einführung neuer effizienter Technologien bestimmt einen hohen 
Selbstversorgungsgrad der EU, wobei Russland auf fossile Versorgung und Exporte angewiesen 
ist. Hoher Anteil nicht fossiler Energieträger im EU-Energiemix und bewusstes, zielgerichtetes 
Handeln von europäischen Akteuren hin zur Reduzierung der Abhängigkeiten begünstigen den 
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Entwicklungsprozess eines neuen Pfades in den Energiebeziehungen. Unterschiedliche 
Energieentwicklungspfade erschweren eine Konvergenz zwischen der EU und Russland im 
Rahmen des Energiedialoges.  
Das zweite Szenario, das aus der zweiten Szenariofamilie stammt, unterscheidet sich 
jedoch von der ersten durch einen starken Einfluss der Faktoren, die zur Verfestigung vom 
Entwicklungspfad führen. Dabei geht es auch von einem Wandel eines bestehenden 
Entwicklungspfades und einem schrittweisen Anpassungsprozess aus, in dem die Akteure die 
Bestandteile des ursprünglichen Pfades angesichts des veränderten Milieus stufenweise 
transformieren.  
Die beiden Szenariofamilien stellen explorative Szenarien dar. Steinmüller bezeichnet 
explorative Szenarien als Wertungsdimension für die Konstruktion und die Nutzung der 
Szenarien. Er weist darauf hin, dass diese Art der Szenarien „der Erkundung möglicher bzw. 
wahrscheinlicher Zukünfte“ dient. Explorative Szenarien beziehen sich auf „eine systematische 
Analyse von Rahmenbedingungen, Treibkräften etc. und deren möglichen 
Zukunftsentwicklungen“. Dabei betont er, dass „in der Regel zu einem Thema mehrere 
alternative, explorative Szenarien entworfen werden. Dieses Verfahren ermöglicht einen 
Vergleich der den Szenarien zugrunde liegenden Konjekturen und Postulate, aber auch ihrer 
Konsequenzen.“395 
Zudem unterscheidet man auch normative Szenarien. Sie dienen „der Beschreibung von 
gewünschten (oder seltener: zu vermeidenden) Zukünften bzw. Zielzuständen. Für sie werden 
zukünftige Situationen/Entwicklungswege nach subjektiven Präferenzen bzw. 
Werteorientierungen generiert oder ausgewählt, ohne dass dabei der Bereich des prinzipiell 
Möglichen verlassen würde. Dabei liegt der Hauptakzent in der Regel auf Handlungsschritten, 
die notwendig wären, damit das Szenario eintritt.“396 
Das dritte Szenario, das keiner Szenariofamilie untergeordnet ist, ist das normative 
Szenario und sieht somit eine Generierung einer wünschbaren künftigen Situation vor. Aus 
methodischer Sicht lassen sich die oben beschriebenen Eingriffsgrößen im Rahmen der Cross-
Impact-Matrix verwenden. Dabei werden die bestimmten Deskriptorausprägungen ausgewählt. 
Das kann bei beliebig vielen Deskriptoren vorgenommen werden. Das Einprägen von Varianten 
im Computerprogramm SzenarioWizard wird „zur Simulation starker externer Eingriffe 
zugunsten einer bestimmten Variante“ eingesetzt. 397  Das Szenario wird ausgehend von 
                                                          
395 Steinmüller, K.: Szenarien – Ein Methodenkomplex zwischen wissenschaftlichem Anspruch und Bricolage, in: 
Popp, R. (Hrsg.): Zukunft und Wissenschaft. Wege und Irrwege der Zukunftsforschung, Springer, 2012, S.111. 
396 Ibid. 
397 Weimer-Jehle, W.: ScenarioWizard 4.0. Bedienungsanleitung, 2012, www.cross.impact.de, S.73.  
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Wunschvorstellungen generiert, die sich auf die Konstruktion der Win-Win-Situationen 
zwischen der EU und Russland im Energiebereich und der kooperationsfördernden 
institutionellen Leistung des Energiedialoges beziehen. 
189 
 
Kapitel VII. Szenarien des EU-Russland-Energiedialoges 
Die Verwendung der Szenariokonstruktion ist im Falle von komplexen und dynamischen 
Systemen berechtigt. In Anbetracht der Komplexität von energiepolitischen Prozessen ist die 
Anwendung der Szenariotechnik für die Analyse der Zusammenhänge zwischen möglichen 
Entwicklungen sinnvoll.  
Jedes Szenario wird anhand von drei Kriterien qualitativ beurteilt: 
1. Transformationstreibende Faktoren. Diese Variable dient dazu, Faktoren auszumachen, 
die die Schaffung eines neuen Pfades begünstigen. Dabei werden auch Faktoren aufgezeigt, die 
zur Verfestigung von Entwicklungspfaden führen bzw. Risiken für die Kooperation darstellen 
und potentiell negative Konsequenzen haben.  
2. Interdependenz. Der Stand der wechselseitigen Abhängigkeitsbeziehungen wird unter 
den Bedingungen der neuen Konstellationen analysiert. Dabei soll der Grad der Betroffenheit 
(Interdependenz-Empfindlichkeit und –Verwundbarkeit) bestimmt werden. 
3. Institutioneller Kontext. Die Untersuchung möglicher Zukunftsbilder von der 
Wechselwirkung zwischen den beiden Akteuren soll den Wirkungsgrad von 
Kooperationsbeziehungen und kooperationsfördernder/-hemmender wirtschaftlicher Leistung 
aufzeigen. Dabei sollen Interaktionsformen und -orientierungen der Akteure festgestellt werden.  
7.1 Szenario I 
7.1.1 Szenario-Beschreibung 
Abb.7-1: Ergebnisprotokoll des Szenarios aus der ersten Szenariofamilie 
 
Im Jahr 2040 ist die weltweite Energieversorgung bei einem angemessenen Ölpreis 
gewährleistet. Bis zu diesem Zeitpunkt haben die Energiepreise eine zyklische Dynamik gezeigt. 
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Im Verlauf der Jahre 2014/2015 hat sich ein Superzyklus an den Rohstoffmärkten beendet. Sein 
Beginn war durch eine Verknappung des Angebots und den raschen Anstieg der 
Schwellenländer bedingt. Der darauffolgende Niedergang der Ölpreise fand unter dem Einfluss 
der Verlangsamung der chinesischen Wirtschaft, der Aufhebung des Exportverbots für US-Öl, 
des Rückgangs des Ölverbrauchs in Europa und der Umstellung auf erneuerbare Energien statt. 
Am Ende der Hochpreisphase ist der Ölmarkt von einem Verkäufer- zu einem Käufermarkt 
geworden. Auf den Marktbereinigungsprozess haben mehrere Faktoren eingewirkt. Zum einen 
ist es den Förderländern gelungen, das Gefangenendilemma zu überwinden. Die OPEC-Länder 
und Russland haben Maßnahmen zur Stabilisierung der Preise ergriffen und sich auf eine 
bestimmte Förderquote geeinigt. Damit haben sie auf kurzfristige Vorteile (Wahrung und 
Vergrößerung von Marktanteilen) verzichtet und stattdessen im Interesse der Gruppe agiert und 
Kooperationsvorteile generiert. Sinkende Haushaltseinnahmen und die Notwendigkeit zum 
Ausgleich der Zahlungsbilanz sowie auch eine Reduzierung der öffentlichen Ausgaben, die in 
autoritären Regimen zum Stillhalten der Bevölkerung nötig sind, waren die Gründe für die 
Entstehung der vorteilhaften Kooperation. Die Wichtigkeit der Öl- und Gaseinnahmen fürs 
Staatsbudget war eine Voraussetzung für koordinierte Produktionskürzungen. Ressourcenreiche 
Länder mit extraktiven Regimen sind verwundbar gegenüber dauerhaft niedrigen Ölpreisen und 
ihr Staatsbudget wird unter den Bedingungen eines bestimmten Ölpreises und einer gewissen 
Fördermenge aufgestellt. Die fiskalischen „Break-Even“-Preise lagen beispielweise 2014 für die 
Vereinigten Arabischen Emirate bei $74/Barrel, für Saudi-Arabien bei $102,3/Barrel398 und für 
Russland bei etwa $100/Barrel. 399  Der Wiedereintritt des Iran in den Ölmarkt ist zudem 
schrittweise, moderat und ohne eine preislich aggressive Vertriebsstrategie abgelaufen, die 
vielmehr durch eine graduelle Wiederaufnahme der Öllieferungen nach dem Ende der westlichen 
Sanktionen und durch einen natürlichen Förderrückgang bei anderen Ölproduzenten bestimmt 
wurde. Zum anderen haben die internationalen Energiekonzerne in der Niedrigpreisphase 
Investitionen und Betriebskosten reduziert und einen Teil der Mitarbeiter entlassen. Die Zahl der 
suspendierten Projekte hat zugenommen. Mehrere Unternehmen haben ihre Ausgaben für 
geologische Erkundungen und ihre Projekte mit hohen Betriebskosten eingestellt.400 Anders als 
bei den OPEC-Ländern war eine Kartellabsprache unter den US-Energieunternehmen wegen 
deren Vielzahl nicht möglich und es bestand auch keine Abhängigkeit des us-amerikanischen 
                                                          
398  International Monetary Fund: Statistical Appendix, 
https://www.imf.org/external/pubs/ft/reo/2015/mcd/eng/pdf/mreost0115.pdf 
399  Dzjadko, Timofej: Neft‘ na dne, in: RBK Gazeta, 14.10.2014, 
http://www.rbc.ru/newspaper/2014/10/14/56bd95e69a7947299f72c7fb 
400  Wood Mackenzie: Pre-FID 2016: US$380bn of capex deferred., 14.01.2016, 
http://www.woodmac.com/analysis/PreFID-2016-USD380bn-capex-deferred 
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Staatshaushalts vom Ölpreis. Die Verringerung der Produktion in den USA zielte nicht auf eine 
Stabilisierung der Weltölpreise ab, sondern sollte Kostenmanagement und finanzielle 
Performance der Firmen verbessern. Ungeachtet der Tatsache, dass verbesserte 
Produktionstechnologien zu einer Kostensenkung im Bereich der unkonventionellen 
Vorkommen führten, hatten die Schiefer-Projekte ihren eigenen Break-Even-Punkt. 2015 sind 
für die wichtigsten Schiefer-Projekte in den USA beispielsweise Durchschnittskosten von 
$58/Barrel angefallen. 401  Mit der Zeit stellte sich ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen 
Angebot und Nachfrage ein. Danach kam es zu einer zyklischen Marktentwicklung und der 
andere Rohstoffzyklus nahm seinen Anfang. Preistreibend wirkten eine Verknappung des 
Angebots infolge von Investitionskürzungen, einer wachsenden Weltbevölkerung (überwiegend 
in den Schwellenländern, z. B. in Indien) und einem weltweiten Anwachsen der Mittelschicht, 
das eine steigende Zahl von Kraftfahrzeugen mit sich bringt. Nach und nach sowie parallel zur 
Erschöpfung der Ölreserven in den Importländern erhöhten sich die Preise. 
Die forcierte Entwicklung innovativer Technologien beeinflusste das Kosten-Nutzen-
Verhältnis zwischen fossilen Energien und energieeffizienten Maßnahmen. Die 
Produktionskosten für erneuerbare Energien sanken infolge des technischen Fortschritts, damit 
stieg deren Wettbewerbsfähigkeit. Der Entwicklungsstand der Technologien der erneuerbaren 
Energien verschafft diesen eine Parität mit traditionellen Energieunternehmen. Die erneuerbaren 
Energien haben ihre Präsenz im globalen Energiesektor ausgebaut und ihre Produktion in allen 
Marktsegmenten gesteigert. Verantwortlich für ihren anhaltenden Ausbau waren die Folgen des 
Klimawandels, Fragen der Energiesicherheit, gewandelte Einstellungen und Präferenzen der 
Bevölkerung und die Nachfrage nach einer bezahlbaren klimafreundlichen Energieversorgung. 
Eine wichtige Rolle spielte dabei eine international verbindliche Regulierung zur Verringerung 
der CO2-Emissionen. Auch die Preisvolatilität der Rohstoffmärkte trug zur Suche nach 
alternativen Wegen zur Energieversorgung bei. Der Klimawandel und die Technologien der 
erneuerbaren Energien haben die Zukunft der Rohstoffmärkte in hohem Maß beeinflusst. 
Rohstoffexporteure waren mit zunehmendem Wettbewerb, Preisdruck und Nachfrageinstabilität 
ihrer Produktion gegenüber den erneuerbaren Energieträgern konfrontiert. Zugleich hat sich die 
technologische Entwicklung auch auf den traditionellen Energiebereich ausgewirkt. Der Einsatz 
hochmoderner Technologien zur Gewinnung konventioneller und unkonventioneller 
Energieträger ist mit einer graduellen Erschöpfung der leichter zugänglichen und billigen 
Ressourcen („easy oil“) verbunden. Die Erschließung neuer Ölfelder, verbesserte 
                                                          
401  Rystad Energy: The oil price is falling but so is the breakeven price for shale, 
http://www.rystadenergy.com/AboutUs/NewsCenter/Newsletters/UsArchive/us-q1-2015 
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Extraktionstechnologien und eine weiter gesteigerte Ölausbeute können den Peak-Oil nach oben 
verschieben. Auf diese Weise verschärft sich die weltweite Konkurrenz zwischen fossilem und 
Energiewende-Geschäftsmodell um Markt- und Kundenanteile. Innovative Technologien im 
Energiebereich ermöglichen es, vom Netto-Importeur zum Netto-Exporteur zu werden (z. B. 
infolge der US-Schiefergasrevolution) und durch Technik- und Systemlösungen neue Märkte zu 
erschließen.  
Das Konzept der „Green Economy“ ist ausgereift und bringt für die europäischen 
Unternehmen Vorteile im dynamischen internationalen Wettbewerbsprozess mit sich. Der 
politisch forcierte Ausbau der erneuerbaren Energien ermöglicht die Entstehung eines 
nachhaltigen EU-Energiemixes. Aufgrund des steigenden Anteils der erneuerbaren Energien an 
der Strom- und Wärmeversorgung zeigt die Öl- und Gasnachfrage eine rückläufige Tendenz. 
Zudem haben die strengen EU-Umweltvorschriften die Exploration und Produktion von 
Schiefergas in Europa unmöglich gemacht. Die Entstehung eines vollständig integrierten 
Energiebinnenmarktes gewährleistet den Mitgliedstaaten eine sichere und krisenfeste 
Gasversorgung durch die hohe Verfügbarkeit von LNG auf dem europäischen Markt. Der Zugang 
der Mitgliedstaaten zu internationalen Flüssiggasmärkten (direkt oder über andere 
Mitgliedstaaten) hat einen wesentlichen Beitrag zum EU-Nachhaltigkeitsziel geleistet, da Erdgas 
als umweltschonender Energieträger und als Brückentechnologie für die Energieversorgung gilt. 
Außerdem gehen die niedrigen Gaspreise auf einen aufgrund liberalisierter Regelungen im 
Energiesektor erhöhten Wettbewerb zwischen den Anbietern, auf die Entwicklung der LNG-
Infrastruktur und eine erhöhte Gasliquidität auf den Märkten sowie auf die Zunahme von Spot-
Verträgen auf dem europäischen Markt zurück. 
Die hohen Energiepreise während des Superzyklus und die dauerhaften 
Überzeugungskonstellationen der EU hinsichtlich einer Dekarbonisierung des Energiesystems 
haben auch zu verstärkter Koordinierung und Kooperation zwischen den Mitgliedsstaaten 
geführt. Infolge dessen entstand ein besser koordinierter EU-Ansatz in Bezug auf die Festlegung 
eines gut funktionierenden Energiemarktes in ganz Europa. Die EU-Energiepolitik ist 
hierarchisch gesteuert und institutionalisiert. Durch diese fest etablierte supranationale 
Hierarchie konnten die fragmentierte Zuständigkeit der EU-Kommission, widerstreitende 
Interessen im Energiebereich sowie der Energie-Bilateralismus unter den Mitgliedsstaaten 
überwunden werden. Die EU-Kommission spielt eine Vorreiterrolle bei der Formulierung einer 
kohärenten Politik und der Festlegung energiepolitischer Prioritäten. Durch eine Stärkung der 
Position der EU-Kommission als korporativer Akteur kam es zu einer Konsolidierung von 
Kompetenzen und zur Behebung institutioneller Defizite. Die EU-Kommission bemüht sich um 
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den Einsatz der neuen institutionellen Logik und entwickelt Impulse zur Neudefinierung des 
Regelsystems, das die Handlungsverläufe strukturiert. Durch die Beförderung energiepolitischer 
und wettbewerbsorientierter Werte und Überzeugungen wurde die Persistenz der alten 
dominierenden Institutionslogik abgeschafft. Trotz der hohen Resistenz der Mitgliedsstaaten 
gegen die Liberalisierungsprozesse setzte die Kommission die Integration der nationalen Märkte 
und die Entwicklung einer europäischen Energieinfrastruktur durch.  
Die Durchsetzungskraft der EU-Kommission spielte eine determinierende Rolle für die 
Implementierung des Binnenmarktprogramms und die Vollendung der Gasmarktliberalisierung, 
welche zur Entstehung der einheitlichen und koordinierten EU-Energiepolitik beitrug. Die 
supranationalen EU-Organe als bedeutende Akteure der Liberalisierungspolitik verfolgen eine 
marktschaffende Politik. Die strukturellen Vorteile der Kommission und ihre institutionellen 
Kompetenzen haben es ihr erlaubt, sich durch die systematische und effektive Anwendung von 
Soft Law/Power und durch Vertragsverletzungsverfahren einen Entscheidungsvorsprung bei der 
Gasmarktliberalisierung zu verschaffen und eine supranationale hierarchische Koordination 
einzuführen.  
Die supranationalen Institutionen haben auch für politische und ökonomische 
Entscheidungen eine bedeutende Rolle gespielt. Die Erfüllung des Gas-Target-Modells hat 
Regulierungen und Netzwerkcodes harmonisiert. Zudem wurden Transportkapazitäten ersteigert, 
die europäischen Gasmärkte miteinander verknüpft und die Flexibilität der Energieversorgung 
sowie der Gas-zu-Gas-Wettbewerb erhöht. Dies alles ermöglichte eine Annäherung der 
energiepolitischen Positionen der Mitgliedstaaten aneinander und eine dementsprechende 
Nivellierung des ungleichen Europäisierungsgrades. Die Vergemeinschaftung im Energiebereich 
hat zu einer Übertragung von Kompetenzen und Entscheidungshoheit an die supranationalen 
Institutionen geführt. Außerdem wurde die EU zu einem unitarischen und handlungsfähigen 
Akteur mit klar geregelten Energiezuständigkeiten. Der effiziente, flexible und vernetzte EU-
Energiemarkt hat eine neue Konfiguration der Präferenzen und Wahrnehmungen der Akteure 
etabliert. Der neue institutionelle Kontext beeinflusst das Verhalten der Akteure und ihre 
Interaktionsformen. Während bei einer großen Energieautonomie der Mitgliedstaaten die 
Transaktionskosten hoch sind, ist das Problem der Transaktionskosten im Fall hierarchischer 
Steuerung behoben. Entscheidungen und Problemlösungen werden durch Regieren über 
Netzwerke herbeigeführt. Die europäischen Energieregulierungsbehörden intensivieren die 
Koordination der und die Kooperation mit den nationalen Regulierungsbehörden und erfüllen 
eine Beratungsfunktion gegenüber der Kommission.  
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Russland hat weiterhin am fossilen Geschäftsmodell festgehalten und die 
Wirkmechanismen des Ressourcenfluches sind noch präsent. Die Erschließung neuer Öl- und 
Gasfelder, eine ressourcenorientierte Wirtschaft, eine energieintensive Industrie, 
Ressourcenrenten und eine geringe institutionelle Flexibilität bewirken eine weitgehende 
Verstärkung der Rohstoffspezialisierung Russlands auf dem Weltmarkt. Wie sich aus der CI-
Matrix ergibt, haben die von den Produzenten akzeptierten Ölpreise, die sich im Laufe des neuen 
Rohstoffzyklus herausgebildet haben, einen negativen Einfluss auf die institutionellen 
Arrangements in Russland. Wegen der nach wie vor bestehenden Abhängigkeit der 
Volkswirtschaft vom Energieexport und den bei der herrschenden Elite akkumulierten 
Rohstoffrenten ist es schwierig, den Rohstoffreichtum für die wirtschaftliche Entwicklung zu 
nutzen. Zudem ist die Wettbewerbsfähigkeit von Nicht-Rohstoffsektoren gefährdet. Die 
russische Elite profitiert von den informellen und schwachen Institutionen und ist nicht daran 
interessiert, das erreichte Gleichgewicht zu revidieren. Aufgrund der kurzsichtigen Politik kann 
sich die Elite gegen jegliche Veränderung wehren. Informelle Spielregeln bestimmen 
Wechselwirkungen und Orientierungen der Akteure. Ihre Anreize und Erwartungen sind durch 
informelle Praktiken, Ressourcenrenten-Management und Korruption geprägt, ihre 
Orientierungen von der kurzsichtigen und egoistischen Verwendung von Renten und der 
Kurzfristigkeit der Politik bestimmt. Diese Faktoren schaffen Lock-in-Situationen, die schwer zu 
verändern sind. 
Die institutionelle Inflexibilität in extraktiven Wirtschaften impliziert deren Unfähigkeit, 
mit exogenen Schocks und sich verändernden Situationen rechtzeitig und zuverlässig 
umzugehen. 402  Lange Zeit hat Gazprom seine Monopolstellung auf dem russischen Markt 
gewahrt und stand unter keinem wesentlichen Wettbewerbsdruck in der GUS und Europa. Die 
EU-Gasmarktliberalisierung, die Produktionssteigerung und der Druck von Seiten unabhängiger 
russischer Gasproduzenten haben eine weitere Liberalisierung des russischen Gasmarktes 
bewirkt. Nach der liberalisierten Ausfuhr von verflüssigtem Erdgas wurden verzögerte 
Adaptionsmaßnahmen in Bezug auf den Zugang unabhängiger Gasproduzenten zum 
einheitlichen Gasversorgungssystem unternommen. Der Verlust von Marktanteilen und 
entgangene Profite dienten als Beweis für fehlende zeitgemäße Anpassungsmechanismen. Eine 
Liberalisierung des internen Gasmarktes ermöglichte die Beibehaltung des rohstoffbasierten 
Wirtschaftsmodells. Zudem konnte die Elite das Staatsbudget mit Ausfuhrabgaben füllen und 
einen Teil der sozialen Verpflichtungen von Gazprom auf unabhängige Gasproduzenten 
                                                          
402 Acemoglu, D. / Egorov, G. / Sonin, K..: Political Selection and Persistence of Bad Governance, January 2010, 
http://economics.mit.edu/files/5254 
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verlegen. Die Veränderungen betrafen auch die Liberalisierung der inländischen Gaspreise. Um 
unnötige Konkurrenz zwischen russischen Produzenten zu vermeiden, behält sich der Staat 
traditionell die Kontrolle über Öl- und Gaslieferungen durch „Regelungsrahmen, Steuerregime, 
Transportmonopole, Lizenzen und Betriebsumgebung“ vor.403 
Das Aufkommen neuer Akteure (US-Schiefergas, Australiens Flüssiggasprojekte) und die 
veränderte Struktur des europäischen Gasmarktes (Spothandel, größere Rolle supranationaler 
Regulierungsbehörden) haben zur Umstrukturierung der Energiestrategie Russlands beigetragen. 
Die veränderte Machtbalance, wirtschaftliche und politische Gründe in der EU für die 
Substitution Gazproms durch alternative Gaslieferungen, die Abhängigkeit von einem einzigen 
Absatzmarkt und die Diversifizierung der russischen Gaslieferungen wirkten sich fördernd auf 
die Entwicklung der an der Asien-Pazifik-Region orientierten Energiestrategie Russlands aus. 
Die westlichen Sanktionen nach der Ukraine-Krise, der erschwerte Zugang zu Technologien und 
Kapitalmarkt sowie die Einschränkung der Kooperation mit Russland im Bereich der 
Erdölgewinnung haben Chinas Position gestärkt. Das war deutlich am Beispiel des Projekts 
Yamal-LNG zu sehen, bei dem chinesische Hightech-Ausrüstung und chinesische Kredite zur 
Betriebsaufnahme eingesetzt wurden. Infolge der Flüssiggasinfrastruktur und des Ausbaus einer 
alternativen nichtrussischen Pipeline (Trans-Adriatic-Pipeline) sowie durch Interkonnektoren 
und eine konstante EU-Dekarbonisierungsstrategie entstand ein liquider und transparenter 
Erdgasbinnenmarkt. Die hohe Liquidität des europäischen Gasmarktes und die zahlreichen 
Bemühungen der EU-Kommission um wettbewerbsfähige Konditionen haben den russischen 
Marktanteil reduziert. Das hat Russland dazu bewogen, seine Pläne für einen Pipelineausbau 
Richtung Europa aufzugeben. Diese Umorientierung der russischen Energiepolitik schließt aber 
Russlands Präsenz auf dem europäischen Markt nicht aus. Der Transit durch die Ukraine hat 
somit nicht an Bedeutung und Aktualität verloren. Da es eine Korrelation zwischen aggressiven 
Handlungen und Öleinnahmen in den extraktiven ressourcenreichen Ländern 404  und eine 
Korrelation zwischen korrupten Regimen und Militärausgaben 405  gibt, ist die Situation im 
gemeinsamen Nachbarschaftsraum durch eine weitere Rivalität gekennzeichnet. Russland ist als 
klassischer Petro-Staat stark von Ressourcenrenten abhängig, so dass das Land auch anfällig für 
                                                          
403 Perovic, J. / Orttung, R: Russia‘s role for global energy security, in: Wenger, A. / Orttung, R. / Perovic, J.: 
Energy and the Transformation of International Relations: Toward a New Producer-Consumer Framework, Oxford 
University Press for the Oxford Institute for Energy Studies, 2009, pp.117-157, here p. 124. 
404 Hendrix, C.S.: Oil Prices and Interstate Conflict Behavior. Working paper, Peterson Institute for International 
Economics, 2014, https://piie.com/publications/wp/wp14-3.pdf 
405  Gupta, S. / de Mello, L. / Sharan, R.: Corruption and Military Spending. IMF Working Paper, 2000, 
http://www.imf.org/external/pubs/ft/wp/2000/wp0023.pdf 
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Korruption, Autokratie und gewaltsame Konflikte ist.406 Die negative Gesamtwirkung sinkender 
Öleinnahmen betrifft auch die Qualität der inländischen Institutionen und Praktiken. Im 
Durchschnitt initiieren Petro-Staaten fast doppelt so viele militarisierte zwischenstaatliche 
Konflikte wie Nicht-Petro-Staaten. 407  Bei einer Beibehaltung der extraktiven institutionellen 
Arrangements in Russland ist nach der Niedrigpreisphase eine Verschärfung der politischen 
Rivalität um Einflussnahme im gemeinsamen Nachbarschaftsraum zu erwarten. 
Integrationsprojekte und die Harmonisierung der wirtschaftlichen Kooperation sind weiterhin 
durch Interessenskollisionen gefährdet. 
Extraktive Institutionen wirken sich auch auf Investitionen in die Förderung und 
Modernisierung der Energieinfrastruktur aus. Eine enge Verknüpfung zwischen Wirtschaft und 
Staat wirkt negativ auf das Investitionsklima sowie auf in- und ausländische Investoren, die ein 
geringes Vertrauen in Investitionen in russische Projekte haben. Der Bedarf an Investitionen ist 
hoch, weil Russland die Wachstumsrate des Brennstoff- und Energiesektors aufrechthalten muss. 
Die Niedrigpreisphase und Kürzungen im Investitionsprogramm, sektorale Sanktionen und ein 
erschwerter Zugang zum Kapitalmarkt haben den Modernisierungs- und Investitionszyklus 
gefährdet. Nach dessen gradueller Erschöpfung verschiebt sich die Erkundung neuer 
Ölförderquellen und die Ölgewinnung in die Arktis. Die Erschließung neuer Felder verzögert 
sich, weil sie in der Preisverfallsphase zurückgestellt wurde. Die inkonsistente gesetzliche 
Regelung des Energiesektors und ein fehlendes stabiles Regulierungsregime schaden einer 
Stärkung des Vertrauens und machen eine langfristige Planung für Investoren unmöglich. 
Ressourcennationalismus verhindert die Entstehung eines wirksamen Mechanismus zur 
Anziehung ausländischer Investitionen. Ineffiziente wirtschaftliche Spielregeln und politische 
Unsicherheit, chronische Unterinvestition und eine hohe Investitionsattraktivität der 
erneuerbaren Energien haben zu selektiven externen Investitionsentscheidungen geführt. 
Russland muss in eine Konkurrenz um neue Investitionen eintreten, seine Konkurrenzpositionen 
werden jedoch durch rechtliche und institutionelle Rahmenbedingungen beeinträchtigt, die im 
Vergleich mit anderen rohstoffbasierten Wirtschaftsmodellen mit inklusiven Institutionen und 
mit Ländern, die dem Konzept der Green Economy folgen, ungünstig sind. Die Energiebranche 
Russlands ist im Jahr 2040 somit von einer partiellen Liberalisierung und einer noch immer 
handgesteuerten ressourcenorientierten Wirtschaft mit hohem Investitionsbedarf geprägt.  
                                                          
406 Colgan, J.: Petro-aggression: How Russia’s oil makes war more likely, in: The Washington Post, Monkey Cage, 
01.04.2014, https://www.washingtonpost.com/news/monkey-cage/wp/2014/04/01/petro-aggression-how-russias-oil-
makes-war-more-likely/ 
407 Colgan, J.D.: Petro-Aggression: When Oil Causes War. Cambridge University Press, 2013, pp. 261-262. 
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Die zunehmende Komplexität der Energiebranche findet ihren Ausdruck in quantitativem 
Wandel. So ist eine Zunahme der wirtschaftlichen Aktivitäten zu beobachten. Zudem zeigt ein 
qualitativer Wandel die bedeutender gewordene internationale Dimension des Energiehandels. 
Weltweit flexible Lieferungen konventioneller Energieressourcen, die Erschließung neuer 
Märkte durch den Export erneuerbarer Energietechnologien und die graduelle 
Internationalisierung der Energiemärkte wirken sich somit fördernd auf die Entstehung 
zahlreicher Kooperationsprojekte und verschiedener Kooperationsformen aus. Die EU und 
Russland sind qualitativem und quantitativem Wandel ausgesetzt. Ihre verschiedenen 
Energiemodelle und ihr niedriger Anpassungsgrad infolge institutioneller Inkompatibilität und 
aufgrund des Zusammenstoßes von neoliberaler und neorealistischer Einstellung zur 
Energiekooperation bei den Akteuren stellen keinen Anreiz zu einer rechtsverbindlichen 
Gestaltung der Beziehungen dar. Die partielle und stetig steigende Selbstversorgung durch 
erneuerbare Energien und der liberalisierte EU-Gasmarkt mit seiner gut ausgebauten 
Infrastruktur führten zu einer Revision der zweckrationalen Institutionalisierung. Die 
Beibehaltung der bisherigen Beziehungsformen kann zu negativen antizipierten Nutzeffekten aus 
der Kooperation führen. Das Denken in machtpolitischen Kategorien ist im Falle der 
Pipelinepolitik nicht akzeptabel. Pipelines verbinden Lieferanten und Konsumenten auf lange 
Sicht und sind höchst anfällig für sicherheitspolitische Instabilitäten. Daher benötigt man in 
diesem Bereich langfristige vertragliche Verpflichtungen und wechselseitige Abstimmung. 
Pipelinekooperation ist meist erfolgreich, wenn sie durch internationale Institutionen mit einer 
Win-Win-Logik begünstigt wird. Die Entwicklungstendenzen verweisen auf wechselnde 
Spielräume in den Produzent-Verbraucher-Beziehungen. Durch eine erhöhte Flexibilität der 
fossilen Energiemärkte werden beispielweise Nutzeffekte für die LNG-Expansion erzielt. 
Flüssiggasimporte sind 2040 sehr verbreitet. Das entspricht in etwa den Prognosen aus dem Jahr 
2016, denen zufolge der Flüssiggashandel bis zum Jahr 2035 doppelt so schnell wie der 
Verbrauch wachsen und zur dominierenden Form des Gashandels werden wird.408 Die Situation 
im Bereich der LNG-Verträge stimmt mit den Ergebnissen einer Studie aus dem Jahr 2014 
überein, die die zunehmende Bedeutung von kurzfristigen Handelsgeschäften vorhersagt. Der 
Flüssiggashandel beruht auf kurzfristigen Verträgen und dem Einsatz von Swapgeschäften, auf 
Re-Export und anderen Kurzzeitarrangements.409 Der qualitative und quantitative Wandel der 
Weltenergiemärkte, ihre Flexibilität und Liquidität, haben den Interdependenzgrad wesentlich 
verringert. Während bei einem höheren Interdependenz- und Institutionalisierungsgrad 
                                                          
408 BP: BP Energy Outlook – 2016 Edition – Outlook to 2035.  
409  Hartley, P. R.: The Future of Long-term LNG Contracts. RISE Working Paper 14-022, 2014, 
http://economics.rice.edu/rise/working-papers/future-long-term-lng-contracts 
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militärische Macht an Attraktivität verliert und die Wahrscheinlichkeit von Frieden und 
Kooperation substantiell steigt410, weist ein reduzierter Grad an wechselseitiger Abhängigkeit 
auf ein größeres Potential für direkte und indirekte Konfrontationen, Konflikte und 
Konkurrenzen hin. Das spiegelt sich auch im Nachbarschaftsraum wider. Die dortigen Akteure 
handeln egoistisch-rational und nehmen die Energiesicherheit des Partners (security of 
demand/security of supply) in dem Maße wahr, in dem ihre eigene gewährleistet ist und ihren 
Bedürfnissen entspricht.  
7.1.2 Interpretatorischer Teil des Szenarios 
7.1.2.1 Transformationstreibender Faktor – Neue Technologien  
Das Szenario macht das Wechselspiel zwischen technischen und institutionellen 
Veränderungen und die Wechselbeziehungen zwischen Institutionstypen, die institutionellen 
Bedingungen technologischer Entwicklung und die Wirkmächtigkeit der Technologie auf den 
institutionellen Wandel sichtbar. Die Entwicklungsdynamik der Institutionen wird durch 
Forschungsprozess und technologische Innovationstätigkeit geprägt. Technologien wirken sich 
auf die Umwandlung alter Entwicklungspfade aus und bewirken die Gestaltung neuer Pfade. Die 
Auswirkungen technologieinduzierter Veränderungen und der Anpassungsfähigkeit 
verschiedener politischer Regime tragen zur Neustrukturierung der bestehenden Abhängigkeits- 
und Konkurrenzverhältnisse sowie zur Neuformierung von Interessensgruppen und 
Machstrukturen bei.  
Die Weiterentwicklung der Technik zur Förderung fossiler Energieträger kann die 
Verfestigung des bestehenden Geschäftsmodells bewirken. Umgekehrt kann auch die Förderung 
erneuerbarer Energien eine Voraussetzung zur Umwandlung und Entstehung eines neuen 
Geschäftsmodells sein. Mit der technologischen Entwicklung haben neue Akteure das Feld des 
erneuerbaren Energiemarkts betreten. Deren größeres Handlungspotential ist auch durch das 
Einwirken externer Schocks bedingt. So hat die steigende Wahrnehmung der eigenen 
Abhängigkeit von externen Lieferungen und möglichen dauerhaften Unterbrechungen die Rolle 
der neuen Akteure gestärkt. Die etablierten Akteure haben sich zurückgezogen oder 
transformiert. Konventionelle Energieversorgungsunternehmen haben sich vom konventionellen 
Erzeugungsgeschäft komplett oder teilweise verabschiedet und ihr Augenmerk auf erneuerbare 
Energien gerichtet, die von der ökologisch ausgerichteten Energiepolitik profitieren wollten.  
                                                          
410 Schimmelfennig, F.: Macht und Herrschaft in den internationalen Beziehungen, in: Imbusch, Perter (Hrsg.): 
Macht und Herrschaft. Sozialwissenschaftliche Konzeptionen und Theorien, Springer, 1998, S.317-331, hier S. 325. 
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Dadurch haben sich die Strategie und die Präferenzordnung der EU gegenüber Russland 
verändert. Die geänderten Akteurskonstellationen haben auch den institutionellen Kontext 
transformiert. Die Konkurrenz zwischen Öl- und Gasproduzenten sowie zwischen diesen und 
den Produzenten erneuerbarer Energien um Marktanteile und Exportrichtungen verschärft sich 
stetig. Durch die technologischen Neuerungen sind Investitionen in erneuerbare Energie rentabel 
geworden und die Transformation in Richtung einer klimafreundlichen und ökologisch 
nachhaltigen Entwicklung ist wirtschaftlich darstellbar. Das Umfeld der Erdgas- und 
Rohöllieferanten verändert sich mit den technologischen Innovationen.  
Russland ist hauptsächlich im Bereich der Versorgung mit hochtechnologischen Gütern 
verwundbar. Russische Energieunternehmen konzentrieren sich stärker auf die Erschließung 
neuer Märkte als auf die Schaffung neuer Produkte und Dienstleistungen. Der 
Paradigmenwechsel in den europäisch-russischen Energiebeziehungen, der durch die EU-
Dekarbonisierungs- und Diversifizierungspolitik bedingt ist, hat zu einer Ausrichtung der 
Außenwirtschaftspolitik Russlands auf China und andere Länder der Asien-Pazifik-Region 
geführt. Zudem ist am Beispiel Russlands deutlich zu erkennen, dass die Akteure in den 
etablierten informellen und extraktiven Institutionen auch unfähig waren, neue Methoden des 
Energietransports zu entwickeln. Aus diesem Grund wurde Gazprom zunächst nicht aktiv, um 
die LNG-Technologie und einen Anteil am globalen LNG-Markt zu erwerben. Das Unternehmen 
begegnete Veränderungen und Trends auf den Gasmärkten zögerlich. Die Möglichkeit, eine 
Schlüsselposition und einen Marktanteil in einem frühen Stadium zu sichern, wurde nicht 
genutzt, so dass Russland im LNG-Segment heute nicht stark vertreten ist.411 Gazprom hat die 
langfristigen Entwicklungsperspektiven von US-Schiefergas lange angezweifelt und oftmals auf 
die Unmöglichkeit der Internationalisierung des amerikanischen Handels verwiesen. Die 
entsprechenden Aussagen haben sich auf eine sinkende Gasproduktion, geringere Investitionen 
in die Förderung und auf eine fehlende Konkurrenzfähigkeit bezogen. 412  Die 
Schiefergasproduktion wurde als kurzlebige „Schiefergasblase“ wahrgenommen, was 
langfristige Entwicklungsprogramme und Investitionen beeinflusste.  
Technologische Selbstversorgung ist dabei der Faktor, der den Entwicklungsprozess 
eines neuen Pfades eindämmt und die Fähigkeit zur Bestimmung einer neuen 
Entwicklungsrichtung einschränkt. Russland verfolgt Maßnahmen, die auf eine gewisse 
technologische Selbstversorgung abzielen. Sie setzen auf Importsubstitution, Lokalisierung der 
                                                          
411 Ponomareva, L.: Threat to Gazprom: New Players Appear in LNG Market, Oil and gas Eurasia, 01.04.2013, 
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Produktion und geringere Importabhängigkeit, unter anderem im Energiesektor. Diese 
importsubstituierende Strategie als Antwort auf die 2014 verhängten Sanktionen führte jedoch 
zwei Jahre später zu widersprüchlichen Tendenzen. Einerseits nahm die Anzahl der Aufträge der 
russischen Forschungsinstitute zu und deren Finanzierung verbesserte sich. Andererseits 
kollidierten die wirtschaftlichen Interessen der Unternehmen und die Importsubstitutionspolitik 
miteinander. Entspricht ihr eigenes Programm dem politischen Ziel der Importsubstitution, 
nehmen die wirtschaftlichen Akteure die protektionistischen staatlichen Maßnahmen in 
Anspruch, die ihnen Vorteile gegenüber westlichen Konkurrenten verschaffen. Leiden ihre 
finanziellen Interessen durch sie, so sind sie nicht bereit, sich auf Substitution und Lokalisierung 
einzulassen.413 Die Importsubstitution, die auf geringere technologische Rückständigkeit abzielt, 
führt dazu, dass Unternehmen gezwungen sind, minderwertige inländische Güter als Ersatz für 
importierte hochtechnologische Produkte zu erwerben. 414 Russische Energieunternehmen und 
ihre wissenschaftlich-technischen Zentren entwickeln eine relativ einfache Ausrüstung. 
Grundlegend neue Technologien und Hi-Tech-Ausrüstung werden im Ausland erworben. 
Inländische Forschungsinstitute sind nicht in der Lage, die langfristigen Ziele zu erreichen und 
die damit verbundenen hohen Risiken einzugehen. Etwa 20% aller technologischen 
Entwicklungen stehen für kommerzielle Zwecke zur Verfügung.415 60 bis 70% der Ausrüstung 
zur Öl- und Gasförderung werden importiert. 416  Anstatt internationale „best practices“ zu 
implementieren und den Prozess der Re-Industrialisierung zu verfolgen, sind die Maßnahmen 
der Importsubstitutionspolitik inkonsequent und selektiv. 
Technologietransfer kann eine Steigerung des Wirtschaftswachstums begünstigen. China 
hat zum Beispiel einen Photovoltaik (PV)-Industrie geschaffen und ist zurzeit weltweit führend 
in den Bereichen Zellproduktion und Modulmontage. Der chinesische Marktanteil beträgt 27% 
in 2007 im Vergleich zu 1,6% in 2003. Dieser Erfolg ist durch den Einkauf von 
Fertigungsanlagen auf dem internationalen Wettbewerbsmarkt, die Rekrutierung von 
Fachkräften aus der chinesischen Diaspora und die Einstellung von in den Industrieländern 
geschulten Top-Level-Managern zustande gekommen. Es muss aber betont werden, dass China 
meist in Downstream-Segmenten der PV-Produktionskette (Zellproduktion und Modulmontage) 
aktiv ist. Westliche Unternehmen spielen weiterhin eine führende Rolle auf dem vorgelagerten 
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Markt (Silizium-Reinigung, Ingotfertigung und Waferherstellung), wo technologische 
Kompetenz der Schlüsselfaktor ist. 417  Ungeachtet der Tatsache, dass Technologietransfer 
Wirtschaftswachstum fördern kann (wie z. B. in China), ist Wachstum unter extraktiven 
politischen Institutionen nicht nachhaltig und kann an Schwung verlieren.418  
Zum Zweck des Technologietransfers aus dem Ausland und des Transfers 
perspektivreicher russischer Technologien von Forschungseinrichtungen in die Wirtschaft wurde 
in Russland 2016 die Agentur für technologische Entwicklung 419 gegründet. Sie ergänzt die 
Tätigkeit des Russischen Fonds zur technologischen Entwicklung 420  und der Nationalen 
Technologischen Initiative421.  
Die Einführung neuer Technologien und Innovationen wird in politischen Regimen mit 
extraktiven Institutionen als Top-Down-Prozess gestaltet. Russland als extraktives politisches 
System mit rechtlichen Hindernissen und ungünstigen wirtschaftlichen und politischen 
Rahmenbedingungen ist eine „unsustainable ‚innovation-on-command‘ economy“. Die 
politische Elite orientiert sich an einer Umsetzung der staatlichen Großprojekte und einer Suche 
nach Durchbruchlösungen statt an der Schaffung eines institutionellen Milieus, das sich fördernd 
auf ein kreatives und unternehmerisches Potenzial auswirkt. Mit der Gründung neuer Stiftungen 
und Forschungsuniversitäten (z. B. Rosnano und Skolkovo) ist Russland bestrebt, Technologien 
zu verbessern, ohne die wesentlichen institutionellen Veränderungen vorzunehmen, die für 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum und eine gute Unternehmenskultur entscheidend sind.422  
Die Schaffung neuer institutionellen Rahmen zur Förderung des Technologietransfers 
und eine Nachahmung der Technologien können zu Wachstum in einem bestimmten 
Wirtschaftsbereich beitragen. Die mobilisierten Ressourcen, politische Zentralisierung und Top-
Down-Initiativen unter extraktiven Institutionen und dem autoritären Griff der politischen Elite 
schaffen es aber nicht, dieses Wirtschaftswachstum nachhaltig wettbewerbsfähig zu halten. 
Nachhaltiges Wachstum erfordert wiederum Innovationen, die von der kreativen Zerstörung 
nicht entkoppelt werden können.423 Die Stärke eines möglichen inländischen technologischen 
Durchbruchs in Russland hängt weitgehend von der Fähigkeit der Elite ab, das industrielle und 
                                                          
417 de la Tour, A./ Glachant, M./ Ménière, Y.: Innovation and international technology transfer: the case of the 
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The Crown Publishing Group, 2012, p.245. 
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wissenschaftliche Potential zu fördern, das hohe Maß an Korruption zu reduzieren und günstige 
Bedingungen für die Unternehmen zu schaffen. Damit Innovationen entstehen können, sind ein 
fairer Wettbewerb, garantiertes Privateigentum, ein günstiges Geschäftsklima und Humankapital 
nötig. Die Importsubstitutionspolitik ist dabei durch staatliche Präferenzen und Subventionen, 
eingeschränkten Wettbewerb und damit verbundene hohe Preise gekennzeichnet, die zur 
zusätzlichen Erhaltung und Verteilung der Renten unter den politischen und wirtschaftlichen 
Eliten beitragen. Die etablierten extraktiven politischen Institutionen wirken sich negativ auf 
Innovationskultur und ein innovationsfreundliches Umfeld aus. Gokhberg und Poliakova 
behaupten, dass die Menschen Innovationen sowohl auf Makro- als auch auf Mikroebene 
wahrnehmen. Auf Makroebene zeigt er sich als landesweiter wirtschaftlicher und sozialer 
Fortschritt, auf Mikroebene in der Lebensqualität der einzelnen Menschen. Im Fall der EU ist 
das durchschnittliche Verhältnis zwischen den beiden Parametern – die Bedeutung von 
Innovationen für Wirtschaftwachstum und Privatleben – 42% bzw. 43%. Für Russland zeigt das 
Bild dagegen eine erhebliche Lücke zwischen der Wahrnehmung von Innovationen als Quelle 
für Wirtschaftswachstum (39% im Jahr 2011) und in Form konkreter Auswirkungen auf das 
tägliche Leben (17%). 424  Die Wissenschaftler konstatieren dabei, dass diese Abweichungen 
zwischen Wahrnehmung und Folgeabschätzungen mit der Position der Wirtschaft auf einer 
Übergangskurve in Richtung eines postindustriellen und innovationsorientierten 
Wirtschaftsmodells korrelieren.  
7.1.2.2 Strategisches Handlungspotenzial von Akteuren 
Der Prozess der Pfadkreation hängt mit dem aktiven Eingreifen von Akteuren zusammen. 
U. Dolata untersucht, wie neue Technologien bestehende Strukturen und Regeln und die 
Handlungsspielräume von Akteuren beeinflussen. Er entwickelt ein Konzept, in dem 
technikinduzierter Wandel einen Veränderungsdruck erzeugt, der auf sozioökonomische und 
institutionelle Konstellationen ausgeübt wird. Dolata bezeichnet diesen Druck als technologische 
Eingriffstiefe und konkretisiert sie als „die (potentielle) Wirkmächtigkeit neuer technologischer 
Möglichkeiten in einem Wirtschaftssektor […], also ihr sektorspezifisches innovatives 
Potenzial“, das „die zu seiner Realisierung erforderlichen sozioökonomischen und 
institutionellen Restrukturierungen“ konstituiert. 425  Die Eingriffstiefe kann entweder zu 
moderater und selektiver Modernisierung oder zu substantieller Erneuerung oder einem 
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radikalen Bruch führen, je nachdem, welches sektorale Entwicklungspotenzial neue 
Technologien haben. Einpassungen und inkrementelle Veränderungen verursachen eine geringe 
sektorale Eingriffstiefe. Eine große sektorale Eingriffstiefe bringen grundlegende Erneuerungen 
auf einem Sektor mit sich. 426  Dabei weist Dolata darauf hin, wie wichtig es ist, wie mit 
technologischem Veränderungsdruck umgegangen wird und ob bei den Akteuren 
Aufnahmebereitschaft und Verbreitungskapazität (in anderen Worten Adaptionsfähigkeit) 
vorhanden sind.  
Aus der Perspektive des akteurszentrierten Institutionalismus kann man feststellen, dass 
die EU-Kommission bestrebt ist, eine hierarchische Steuerung durchzuführen, um eine 
Konsolidierung der EU-Energiepolitik zu gewährleisten. Über hierarchische Steuerung können 
auch das Problem des kollektiven Handels bekämpft und heterogene Interessen organisiert 
werden. Die Politik der EU-Kommission zielt darauf ab, Energie zu einer bedeutenden Säule der 
EU-Integration zu machen. Zu diesem Zweck hat die Kommission eine strukturelle 
Reorganisation unternommen und den neuen Posten des Vizepräsidenten der Energie-Union als 
Ergänzung zu dem des Kommissars für Klimapolitik und Energie geschaffen. 427  Die 
Energieunion sieht die Gewährleistung einer sicheren, bezahlbaren und klimafreundlichen 
Energieversorgung vor und will Grundlage einer nachhaltigen kohlenstoffarmen und 
umweltfreundlichen Wirtschaft sein. 428  Im Grunde genommen wird im Rahmen der 
Energieunion ein Paket aus den laufenden Projekten der EU geschnürt. Das Funktionieren der 
Energieunion beruht auf einer engen Abstimmung mit den Mitgliedsstaaten bezüglich der 
Integration des EU-Energiemarktes, auf Diversifizierung der Lieferanten und einer Steigerung 
der Energieeffizienz sowie der Dekarbonisierung der Wirtschaft. Die Schaffung verbindlicher 
Nachhaltigkeitsziele ermöglicht es, zu zwischenstaatlich homogenen Politiken zu gelangen. 
Infolge der geänderten Konkurrenzsituation auf den Öl- und Gasmärkten streben die 
Energieunternehmen, die sich auf konventionelle und unkonventionelle fossile Ressourcen 
spezialisiert haben, nach einer Erhöhung ihrer Wettbewerbsfähigkeit. Die Investitionen in und 
die Weiterentwicklung der Technologien zur Entwicklung, Förderung und Lieferung fossiler 
Energieträger stellen eine schrittweise evolutionäre Entwicklung dar. Diese Entwicklung bezieht 
sich also auf eine Adaption des bestehenden Pfades (on-path changes). Im Gegensatz dazu haben 
erneuerbare Energien infolge der Steigerung ihrer Wettbewerbsfähigkeit ein großes 
                                                          
426 Ibid, S. 69. 
427 Godzimirski, J.M. / Puka, L./ Stormowska, M.: Has the EU learnt from the Ukraine Crisis? Changes to security, 
energy and migrations governance, Polish Institute of International Affairs (PISM), Warsaw, Poland, February 2015, 
p. 14. 
428 Europäische Kommission: Priorität der EU-Kommission – Energieunion, http://ec.europa.eu/priorities/energy-
union/index_de.htm 
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Entwicklungspotenzial und besitzen eine große sektorale Eingriffstiefe, die die Entstehung eines 
neuen Energiepfades ermöglicht. Ihre Adaptionsfähigkeit wird zudem durch handlungsfähige 
Akteure bestimmt, die die Dekarbonisierungspolitik in die Tat umsetzen können. 
Das bewusste und zielgerichtete Handeln von ökonomischen Akteuren und ihre starke 
politische Durchsetzungsfähigkeit begünstigen pfaddurchbrechenden Wandel. Die zunehmende 
Konkurrenz zwischen Produzenten fossiler Energierohstoffe und erneuerbarer Energien, die 
steigende Bedeutung kohlenstoffarmer Energiequellen und die aktive globale Klimapolitik 
stellen die weitere Entwicklung der Kohlenstoffwirtschaft und deren langfristige Strategie zur 
Förderung konventioneller Energieressourcen in Frage. Die hohe Rentabilität des 
Rohstoffgeschäfts in Zeiten angemessener und möglicherweise weiter steigender Ölpreise 
beschränkt bzw. verschiebt jedoch den Ausbau des Geschäfts mit erneuerbaren Energien. Der 
Übergang zu einer kohlenstofffreien Wirtschaft und zur Post-Kohlenstoff-Gesellschaft gewinnen 
nichtsdestoweniger immer mehr an Bedeutung. Die Entstehung einer post-fossilen nachhaltigen 
Wirtschaftsordnung belegt die Zweckmäßigkeit weiterer Investitionen in erneuerbare Energie. 
Diese Investitionen stellen keinen Imagestatus dar, sondern sind ein Zeichen für die 
Erschließung neuer Märkte und die Diversifizierung wirtschaftlicher Aktivitäten. Statoil hat 
beispielweise Investitionen in Offshore-Windprojekte getätigt und beschäftigt sich mit 
Kohlenstoff-Abscheidung und -Speicherung. Ein erheblicher Teil der Forschungs- und 
Entwicklungsbemühungen von Statoil befasst sich mit Energieeffizienz, Kohlenstoffabscheidung 
und erneuerbaren Energien. Die Höhe der Investitionen in Forschung und Entwicklung (F&E) 
betrug im Jahr 2015, 2014 bzw. 2013 NOK 2,7 Mrd., NOK 3,0 Mrd. und NOK 3,2 Mrd.429 Die 
Triebkraft hinter dem F&E-Portfolio im Bereich erneuerbare Energien und Umwelt ist die 
Verringerung der Umweltbelastung durch Aktivitäten des Unternehmens ENI. Es erarbeitet 
Technologien zur Nutzung und Speicherung von Sonnenenergie, Technologien zur 
Energieerzeugung aus Biomasse und Ausbeutung und innovative Technologien zur 
Umweltüberwachung und -sanierung.430 Außerdem wird der enorme Druck auf die Ölindustrie 
durch Anreize zum Kauf von Elektroautos und den Umstieg auf diese immer stärker spürbar. Der 
Verkauf von komplett strombetriebenen Autos und Hybridelektrokraftzeugen wächst in vielen 
Ländern stetig und wird durch staatliche Förderprogramme und E-Auto-Kaufprämien noch 
verstärkt. Die Produktion wurde dabei auch durch eine Verbreitung der Technologie und die 
Patentfreigabe des amerikanischen Autoherstellers Tesla gesteigert.  
                                                          
429  Statoil: Statutory Report 2015, 
http://www.statoil.com/no/InvestorCentre/AnnualReport/AnnualReport2015/Documents/DownloadCentreFiles/01_
KeyDownloads/Statutory_report_2015.pdf 
430 www.eni.com 
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Die Pfadabhängigkeit wird durch Lock-in-Effekte verursacht, die zu einer anhaltenden 
Verfestigung von technologischem Wandel, wirtschaftlichen Strukturen und institutionellen 
Formen führen.431 In den etablierten extraktiven Institutionen sind die Transaktionskosten für 
einen Pfadwechsel höher als die durch einen Übergang entstehenden Vorteile. Da diese Vorteile 
mit einer Redistribution oder Reduzierung der Ressourcenrenten und einer Machtverschiebung 
zugunsten anderer Akteure einhergehen, sind die Wahlmöglichkeiten bei gegenwärtigen 
Entscheidungen eingeschränkt und vom aktuellen Kontext abhängig. Die institutionelle Lock-in-
Situation bezieht sich auf die „dominance of [an] inefficient policy instrument, in the presence of 
superior institutional arrangements”. 432 In nicht-demokratischen Regimen verzichtet man auf 
Kompetenz zugunsten von Loyalität in den Prinzipal-Agenten-Beziehungen, die sich negativ auf 
Änderungen und/oder Anpassungen des sich ständig verändernden Milieus auswirkt. Es gibt also 
ein Dilemma im Bereich der politischen Führungskraft, indem Loyalität über Kompetenz steht: 
Je loyaler, desto weniger kompetent sind Akteure in Schlüsselpositionen. 433 Ihre ineffiziente 
Politik hängt auch damit zusammen, dass autoritäre Herrscher einen sehr kurzfristigen 
Planungshorizont haben, indem sie die langfristigen Folgen ihrer Entscheidungen ignorieren. 434 
Das Streben nach Machterhalt und gewinnbringenden Geschäften für den engsten Kreis von 
Freunden und Kollegen als Gewährleistung ihrer Loyalität entsprechen ihren Interessen. Die 
etablierten informellen Institutionen in Russland sind für die rational-egoistischen Präferenzen 
und Motivationen der Akteure verantwortlich, die eine Maximierung ihrer kurzfristigen Vorteile 
anstreben. Ihre Anreize und Erwartungen sind durch informelle Praktiken im Management der 
Ressourceneinnahmen und durch Korruptionsschemas bestimmt. 
Die Entwicklung und Umsetzung der Öl- und Gaspipeline-Projekte geht nicht nur auf 
mangelnde Transportkapazitäten und die Absicht, die Abhängigkeit von Transitländern zu 
redeuzieren, zurück, sondern auch auf den Wunsch, die Exportrichtungen zu diversifizieren. 
Einerseits wird die Entwicklung einer Pipeline-Infrastruktur angestoßen, um den 
Verbrauchermarkt mit Energieressourcen aus neuen Öl- und Gasfeldern zu beliefern. 
Andererseits dient die Pipelinepolitik den unterschiedlichen Interessen der politischen Elite. Aus 
diesem Grund hängen die Investitionen in einige Pipelineprojekten mit der Verfolgung 
(geo)politischer Ziele und mit Interesse an Machterhalt zusammen, während staatliche Akteure 
                                                          
431 Martin, R.: Pfadabhängigkeit und ökonomische Landschaft, in: Berndt, C. / Glückler, J. (Hrsg.): Denkanstöße zu 
einer anderen Geographie der Ökonomie. transcript: Bielefeld, 2006, S. 47-76, hier S. 49. 
432 Woerdman, E.: The Institutional Economics of Market-Based Climate Policy, Amsterdam: Elsevier, 2004, p.57. 
433 Egorov, G. / Sonin, K.: Dictators and their Viziers: Endogenizing the Loyalty-Competence Trade-Off, in: Journal 
of European Economic Association, 2011 (vol. 9), no. 5, pp. 903-930. 
434 Olson, M.: Dictatorship, Democracy, and Development, in: The American Science Review, 1993 (vol. 87), no. 3, 
pp.567-576. 
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und wirtschaftliche Eliten die wirtschaftliche Komponente von Pipelineprojekten nicht 
berücksichtigen. Der Ausbau von Pipelines wird somit durch gewinnorientierte Strategien 
verschiedener Interessengruppen beeinflusst. Zum Beispiel sind die Investitionen in den 
Pipelinebau in Russland um ein Vielfaches höher als in anderen entwickelten Ländern, 
ungeachtet davon, dass jedes Pipelineprojekt einzigartige technische Eigenschaften aufweist. Öl- 
und Gasunternehmen, Rohrleitungsbauunternehmen, Hersteller von Stahlrohren und 
Rohrhandelsgesellschaften sind Lobbygruppen für Projekte im Bereich Energieinfrastruktur. Sie 
sind an der raschen Entwicklung des Bau- und Infrastruktursektors interessiert, da mit dem Bau 
von Pipelines ein hohes Maß an Schmiergeldern generiert werden kann. 
7.1.2.3 Institutioneller Kontext und Entwicklungsverlauf der Interdependenz 
Die kurzsichtige Politik extraktiver Regime kann eine zukünftige negative Veränderung 
der Interdependenz-Empfindlichkeit und -Verwundbarkeit verursachen. Das Vorherrschen kurz- 
und mittelfristiger Nutzenkalkulationen bringt Risiken für die zukünftige Energiesicherheit mit 
sich. Die Energiepolitik Russlands in Bezug auf die Asien-Pazifik-Region verfolgt das Ziel, die 
Exportlieferungen zu diversifizieren und die Tätigkeit der Energieunternehmen zu 
internationalisieren. Rosneft ist auf ausländische Kredite, im Besonderem aus China, 
angewiesen, um eigene korporative Ziele zu erreichen und die strategischen staatlichen 
Aufgaben zu erfüllen. Zudem kann die Zusammenarbeit nicht gleichberechtigt und für alle 
Akteure vorteilhaft sein, weil die chinesischen Kredite eine asymmetrische 
Interdependenzsituation zuungunsten Russlands schaffen. Unter ungünstigen Marktbedingungen 
(zum Beispiel bei einer Senkung der Energiepreise) könnten Rosneft keine Gelder zur 
Kreditrückzahlung zur Verfügung stehen. So kann eine finanzielle Abhängigkeit entstehen, die 
sich später in eine politische Abhängigkeit von China verwandeln kann.435 Dabei muss Russland 
ein Verständnis davon haben, dass „the buyer (and creditor) has more power than the seller (and 
debtor). So, Beijing will indeed dictate the conditions of energy cooperation between the RF and 
the PRC, and as the situation in the Russian oil industry deteriorates, and its resource base 
depletes, this tendency is likely to intensify”.436 
Die extraktiven politischen Institutionen sind zu einer schöpferischen Zerstörung der 
alten wirtschaftlichen und politischen Ordnung nicht in der Lage. Anders als die inklusiven 
Institutionen können sie von einer solchen auf lange Sicht auch nicht profitieren. Diese Situation 
                                                          
435 Kogtev, Ju.: Neft‘ vzajmy, in: Kommersant, Neft‘ i gaz, no. 156, 30.08.2013. 
436 Poussenkova N.: Russia’s Eastern Energy Policy: A Chinese Puzzle for Rosneft. Russie.Nei.Visions, no.70, April 
2013, p.22. 
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führt zum Verlust von Marktanteilen und zum Verlust von Gewinnen für Russland als Energie-
Exporteur. 
Das EU-Wirtschaftsmodell mit seiner starken Akzentuierung innovativer Technologien 
steht in einem Resonanzwiderstand mit der ressourcenorientierten Ökonomie Russlands, die 
durch die Erzielung von Ressourcenrenten und durch kurzsichtige Nutzenkalkulationen bestimmt 
wird. Das institutionelle Ergebnis hängt von der bestehenden institutionellen Struktur ab. Eine 
Untersuchung der Verlaufsformen des institutionellen Wandels ergibt, dass diese Prozesse auf 
institutionelle Neuausrichtung abzielen. Der institutionelle Wandel verweist auf die veränderten 
Wertvorstellungen und Erwartungen sowie auf die veränderten Verfahrensweisen zur Erfüllung 
der Funktionen im Energiedialog. Das zeigt sich daran, dass sich die Energiepolitik der Akteure 
in eine neue Strategie einordnet und sich neue Ziele setzt. Die institutionelle Neuausrichtung 
vollzieht sich im Zuge des Pfadwechselprozesses. Zwei unterschiedliche Geschäftsmodelle 
führen dazu, dass die Interessen der beiden Akteure immer vielfältiger und weniger kompatibel 
miteinander geworden sind. Verschiedene energiepolitische Pfade dienen als Grundlage für 
kompetitive Interaktionen.  
Die Entstehung eines neuen Pfades ist eine Folge der kritischen Phase (critical juncture), 
die ein neues Design der Wechselwirkungen mit sich bringt und einen institutionellen Drift 
sowie neue Entwicklungsrichtungen auslöst. Die Gaskonflikte zwischen Russland und der 
Ukraine in Verbindung mit hohen Energiepreisen stellten die kritische transformierende Phase 
dar, die eine Umorientierung hin zu einer ökologisch nachhaltigen EU-Energieversorgung 
verursacht hat, die auf die Ersetzung fossiler Energieträger durch erneuerbare Energie und die 
Schaffung eines wettbewerbsfähigen Marktes ausgerichtet ist. Der Wandel hin zur 
Dekarbonisierungspolitik wurde von der EU absichtlich vollzogen. Zudem hat die Wirkung der 
Nuklearkatastrophe von Fukushima als Störereignis diese Tendenzen verstärkt. Die Schaffung 
eines neuen Entwicklungspfades geht somit auf bewusste Entscheidungen und Motivationen der 
treibenden Akteure zurück. Ein bewusstes Abweichen (mindful deviation)437 vom bestehenden 
Pfad kommt durch pfaddurchbrechende Ereignisse, Pull-Effekte (Ölpreissteigerung, steigendes 
Umweltbewusstsein, Klimaschutzverpflichtungen) und die Durchsetzung technischer 
Innovationen zustande.  
                                                          
437 Garud, R. / Karnøe, P.: Path Creation as a Process of Mindful Deviation, in: Garud, R. /Karnøe, P. (eds.): Path 
Dependence and Creation, Mahwah, Lawrence Erlbaum Associates, 2001, pp. 1-38. 
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7.2 Szenario II 
7.2.1 Szenario-Beschreibung 
Abb.7-2: Ergebnisprotokoll des Szenarios aus der zweiten Szenariofamilie 
 
Die Ölpreise liegen 2040 auf einem niedrigen Niveau und verharren unter 50$/Barrel. 
Das Ölangebot übersteigt die Nachfrage. Diese wächst infolge eines rückläufigen Ölverbrauchs 
und eines Zuwachses bei den erneuerbaren Energien in Europa kaum. Eine Abschwächung der 
wirtschaftlichen Dynamik in China war in den 2010er Jahren zu beobachten. Ein Strukturwandel 
der chinesischen Wirtschaft begünstigte den Übergang von einem investitionsorientierten 
Wachstumsmodell zu einem neuen Wirtschaftsmodell, das im Wesentlichen auf inländischem 
Verbrauch und der Entwicklung des Dienstleistungssektors basiert. Diese Umwandlung ist durch 
einen infolge des Einsatzes energieeffizienter Produkte in der Industrie gesunkenen 
Energieverbrauch gekennzeichnet und deutet darauf hin, dass weniger Energie erforderlich ist, 
um Wirtschaftswachstum zu generieren. Durch den Aufstieg eines Landes, dessen Wirtschaft die 
Frühphase der Industrialisierung und Urbanisierung durchläuft, wird ein neuer Superzyklus 
ausgelöst.438 In dieser Entwicklungsphase werden immer mehr Rohstoffe verbraucht, was die 
Weltölpreise nach oben treibt. Die rohstoffbasierte Volkswirtschaft, die den Superzyklus in 
Bewegung gesetzt hat, stellt sich mit der Zeit auf rohstoffarme Technologien um. Der vor diesem 
Hintergrund maßvoll gestiegene Energieverbrauch Indiens hat die Ölpreise nicht in die Höhe 
getrieben. Indien hat den chinesischen Entwicklungspfad nicht repliziert, der in den 2000er 
Jahren den Anfang des neuen Superzyklus ausgemacht hat. Die grundlegenden 
Ausgangspositionen unterschieden sich durch Probleme mit Armut und religiösen Spaltungen, 
                                                          
438 Erten, B. / Ocampo, A.: Super-cycles of commodity prices since the mid-nineteenth century. DESA Working 
Paper no.110, 2012, http://www.un.org/esa/desa/papers/2012/wp110_2012.pdf 
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die jeweilige demokratische Herrschaftsform und das Vorhandensein bzw. Fehlen einer 
dynamischen international wettbewerbsfähigen verarbeitenden Industrie, die Chinas erstaunliche 
jüngste Erfolge bedingt hat. Die schrittweise Umstellung auf erneuerbare Energien in den USA 
führte dazu, dass das Land zur Deckung seines Bedarfs weniger fossile Energieträger brauchte 
und sich sein Ölexport entsprechend erhöhte. Zudem kann die Förderung des US-amerikanischen 
Schieferöls dank dessen kurzem Investitionszyklus innerhalb weniger Monate auf 
Preisveränderungen reagieren. Diese gestärkten Positionen und ein die Nachfrage übersteigendes 
Angebot auf dem Ölmarkt waren die Ursache der fehlgeschlagenen Kooperation zwischen den 
OPEC-Ölproduzenten und Russland, die keine kooperative Lösung für das Gefangenendilemma 
gefunden haben. Ein kooperatives Verhalten, das die Gewinne für jeden Teilnehmer erhöhen 
könnte, war unmöglich, weil Misstrauen und Konkurrenz zum Ausdruck kamen. Auf dem 
Ölmarkt gab es nach dem Ende des Superzyklus 2014/2015 mehrere Akteure mit 
unterschiedlichen Strategien. Durch die Produktionskosten des konventionellen Erdöls in den 
verschiedenen Regionen war eine Vereinbarung über ein Einfrieren der Ölförderung 
ausgeschlossen. Einige Länder wie z. B. die OPEC-Staaten reagierten auf die sinkende 
Nachfrage nicht mit einer Kürzung der Fördermenge, sondern entschieden sich zur Wahrung 
ihres Marktanteils statt zur Aufrechterhaltung der Preise. Zudem war die Strategie zur 
Vergrößerung von Marktanteilen auf eine Schwächung der Positionen von Ländern mit höheren 
Förderkosten ausgerichtet. Die Einbeziehung des Iran in den globalen Ölhandel geschah über 
einen preislich aggressiven Wettbewerb. Die pfadabhängigen Prozesse und die Verletzungen 
vorheriger Vereinbarungen zwischen Russland und den OPEC-Ländern haben sich negativ auf 
die Verhandlungen über eine Begrenzung der Ölförderung ausgewirkt. Ängste vor einem 
möglichen Verlust von Markanteilen und einer Verdrängung aus dem Geschäft erschwerten die 
Schaffung einer vertrauensvollen Transaktionsatmosphäre und die Erzielung höherer 
Kooperationsgewinne. Die OPEC hat an Einfluss verloren, so dass ihre Entscheidungen kein 
Mittel zur Ölpreismanipulationen mehr sind. Entgegen den Hoffnungen der Jahre 2015/2016 ist 
die Zyklizität des Ölmarktes 2040 abgebrochen und es hat keinen Übergang zu einer weiteren 
Hochpreisphase gegeben. Öl ist zu einer klassischen Börsenware ohne Spekulationen und 
politische Dimension geworden. Das Überangebot und die Umstellung der führenden 
Volkwirtschaften auf energieeffiziente kohlenstoffarme Energiequellen haben einen Trendbruch 
und eine „neue Normalität“ verursacht. Wirtschaftswachstum wird infolge dieser Entwicklungen 
nicht mehr durch eine Erhöhung der Ölnachfrage bestimmt.  
Mit den anhaltend niedrigen Ölpreisen ist eine trendgemäße Entwicklung derjenigen 
Technologien verbunden, die Innovationen und Investitionen in neue Technologien hemmen. 
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Entwicklung und Einsatz der erneuerbaren Energien verzögerte sich aus diesem Grund. Es gibt 
Anzeichen dafür, dass höhere Preise für fossile Brennstoffe sowohl Innovationen als auch die 
Anwendung sauberer Verfahren stark befördern.439 Dank des technologischen Fortschritts ist der 
weltweite Energiebedarf durch zugängliche fossile Ressourcen ausreichend gedeckt. Die bereits 
länger existierenden und die neuen Technologien stellen fossile Brennstoffe zu bezahlbaren 
Preisen zur Verfügung. Wie breits 2015 erwartet, gibt es mehr als 20 mal so viel Energie, wie 
gebraucht wird. Öl lässt sich auch ohne weitere große technologische Durchbrüche gewinnen. 
Die Anwendung der besten 2015 zur Verfügung stehenden Technologien und eine bessere 
Effizienz haben die in den bis 2015 entdeckten Ölfeldern theoretisch verfügbare Menge an Öl 
und Gas verdoppelt. 440  Verbesserte Ölextraktion, verbesserte Datenanalyse, verbesserte 
Visualisierungstools und verbesserte Computertechniken ermöglichen es, die bestehenden 
Ressourcen besser zu nutzen, ohne auf die teure Erschließung arktischer Ölfelder 
zurückzugreifen. Das weltweite Überangebot hat das Vorankommen der 
Dekarbonisierungspolitik gebremst und zu einer Zurückstellung von Investitionen in den 
Klimaschutz geführt. Besonders die Förderländer hatten infolge der Einnahmeausfälle bei den 
Energieexporten weniger Anreize, in effiziente Technologien zu investieren und waren nicht am 
Abschluss eines völkerrechtlich verbindlichen globalen Klimaabkommens interessiert. Der nicht-
kooperativen Spieltheorie zufolge kommt es in diesem Fall zu einem Abkommen mit geringer 
Teilnahme.441 Der Anreiz zur Umstellung einer fossilen auf eine grüne Wirtschaft ist demzufolge 
gesunken. Das ausreichende Angebot an fossilen Energieressourcen hat die Hinwendung zu 
alternativen Energien aber nicht in Frage gestellt, sondern den Entwicklungsfortschritt 
verlangsamt. Die Umsetzung und Einführung effizienter Technologien finden mit der Hilfe ihrer 
politischen Durchsetzungsfähigkeit, eines geförderten Umweltbewusstseins und einer 
nachhaltigen Lebensweise und mit Blick auf den steigenden Energiebedarf in entwickelten 
Ländern sowie Proteste gegen Luft- und Umweltverschmutzung (z. B. in China) statt. 
Energieerzeugung im kleinen Rahmen, die kleinere Siedlungen, einzelne Häuser oder 
Wohnungen versorgen kann und keinen Aufbau umfangreicher Infrastruktur erfordert, gewinnt 
immer mehr an Bedeutung. Lokale bzw. regionale Energieerzeugung macht den Trend zur 
Dezentralisierung sichtbar.  
                                                          
439  Arezki, R. / Obstfeld, M.: The Price of Oil and the Price of Carbon, https://blog-
imfdirect.imf.org/2015/12/02/the-price-of-oil-and-the-price-of-carbon/ 
440  BP: BP Technology Outlook 2015, http://www.bp.com/content/dam/bp/pdf/technology/bp-technology-
outlook.pdf 
441 Barrett, S.: The Theory of International Environmental Agreements, in: Mäler, K.-G / Vincent, J.R. (ed.): 
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Wie aus der Einflussmatrix hervorgeht, machten die anhaltend niedrigen Energiepreise 
und eine neue Normalität eine nachhaltige Ausbalancierung der Energieinteressen der 
Mitgliedstaaten in Form einer supranationalen Governancestruktur unmöglich. Die Übertragung 
von nationalen Entscheidungshoheiten an die EU hat nicht stattgefunden und die EU-Länder 
behielten die nationale Kontrolle über den Energiemix. Trotz der Erwartungen von 2016, die 
eine deutliche Ausweitung des Verhandlungsspielraums der Kommission aufgrund des britischen 
Austritts antizipiert haben 442 , schlug eine Neustrukturierung der Verhältnisse zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission fehl. Wie 2017 vorweggenommen, wurden die mittel- und 
osteuropäischen Länder noch heterogener und schlossen sich konkurrierenden gleichgesinnten 
Gruppen auf EU-Ebene an.443 Die verbindliche mitgliedstaatliche Zielvorgabe im Bereich der 
Erneuerbare-Energien- und der Energieeffizienzpolitik wurde wegen Alleingängen von 
Mitgliedstaaten und inkohärenten politischen Instrumente unrealistisch hoch angesetzt. Die 
Durchsetzungsfähigkeit der Kommission, ihre Kontrollrechte und die Erfüllung eines 
weitreichenden Energieintegrationsprojektes sind vor dem Hintergrund des ausreichenden 
Ölangebots und einer zunehmenden Öl- und Gasnachfrage rückläufig. Die Folgen der 
anhaltenden Weltwirtschaftkrise ab 2007 und finanzielle Engpässe haben die populistischen 
Tendenzen in der EU zum Vorschein gebracht. Der Aufstieg populistischer politischer 
Bewegungen infolge der wirtschaftlichen Turbulenzen und die damit verbundene 
Arbeitslosigkeit und Verschlechterung der sozialen Lage und der Lebensbedingungen war in den 
ostmitteleuropäischen EU-Staaten besonders spürbar. Diese Tendenzen haben sich durch die 
Finanzkrise beschleunigt, da die Länder Ostmitteleuropas aufgrund ihrer schwächeren 
Institutionen und ihrer viel kürzeren demokratischen Erfahrung krisenanfälliger sind. 444  Das 
Ende des Superzyklus 2014/2015 und die Errichtung einer neuen Normalität haben den Erhalt 
des rohstoffbasierten Energiesystems begünstigt, da die Transformationsprozesse in Richtung 
einer nachhaltigen Energieversorgung kostspielig sind. Der kurzfristige zeitliche Horizont der 
politischen Akteure beeinflusst ihren Widerstand gegen Veränderungen. Die Klimapolitik wird 
wesentlich durch eine zeitliche Asymmetrie von Kosten und Nutzen geprägt und ist daher 
anfällig für die institutionelle Lock-in-Situation.445 Da Kosten für Umwandlungen in der Regel 
kurzfristig getragen werden müssen und ihre Vorteile längerfristig entstehen, bestehen für die 
                                                          
442  Fischer, S. / Geden, O.: Brexit: Folgen für Europas Energie- und Klimapolitik, CSS Analysen zur 
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politischen Akteure Anreize, auf eingeschlagenen Wegen zu bleiben und Kurswechsel zu 
vermeiden. Eine Änderung der Pfadrichtung verschafft im beschriebenen Fall dem später 
gewählten Nachfolger Vorteile. Die Akteure berücksichtigen langfristige Konsequenzen nur, 
wenn sie politisch markant sind, und die gewählten Amtsträger „have little reason to fear short-
term electoral retribution“. 446  Die Fahrpläne zum Kohleausstieg sind beispielweise mit 
erheblichen Auswirkungen für Energiewirtschaft und Endkunden verbunden. Zudem entstehen 
durch die Schließung von Kohlekraftwerken große soziale Herausforderungen, die die Erstellung 
eines Sozialplanes für die wegfallenden Jobs erforderlich machen. Ein Kohleausstieg hat 
Umverteilungseffekte im Milliardenbereich zur Folge. Kraftwerktbetreiber und Endkunden 
werden durch diese Maßnahme belastet. 447 Trotz der ehrgeizigen für 2020 gemeldeten Ziele 
haben einige Mitgliedstaaten ihre Zielvorgabe gesenkt. Noch 2015 hat die EU-Kommission 
kritisiert, dass Finnlands, Griechenlands, Kroatiens, Italiens, Portugals und Zyperns Richtziele 
für 2020 im Hinblick auf das zu erwartende wirtschaftliche Wachstum nicht ehrgeizig genug 
seien.448 Das Ölüberangebot, die vielschichtige Interessenlage der EU-Staaten, die vorhandene 
Infrastruktur und die gesunkenen Kosten für fossile Energietechnologien haben zu einem Carbon 
Lock-in geführt. Die Existenz problematischer Pfadabhängigkeiten bei fossilen Energieträgern 
hat eine sinkende Förderung des nachhaltigen EU-Energiemixes zu Folge.  
Lieferungen aus Rohstoffländern mit instabilen politischen Regimen haben den Druck 
erhöht, die Liberalisierung der europäischen Gaswirtschaft zu vollenden. Niedrige Ölpreise, 
eine volatile Wirtschaft, mangelnde Strukturreformen und deren selektive Umsetzung haben 
Russlands Neigung zum Unilateralismus verstärkt. Die Niedrigpreisphase und die Sicherung der 
Dauerhaftigkeit des Regimes sind die bestimmenden Motive der Kooperationsverweigerung. 
Russische Akteure bevorzugen es, aus dem Kooperationsdilemma sofortige Vorteile zu ziehen 
und ihre Gewinne zu maximieren. Die Unilateralismusstrategie hemmt die Schaffung 
kooperationsfördernder Mechanismen, die allen Akteuren und auch den Einzelnen auf lange 
Sicht Vorteile bringen können. Besorgnis hinsichtlich einer möglichen Erpressbarkeit durch 
Russland, Absicherung gegenüber Lieferausfällen, eine Reduzierung der Gasabhängigkeit von 
den traditionellen Lieferländern (Russland, Norwegen und Algerien) und die Einbeziehung neuer 
Lieferanten haben zum verstärkten Einsatz von Flüssiggas beigetragen. Entsprechend dem 
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dritten Energiepaket wurden transeuropäische Energienetze, Flüssiggasterminals und -hubs 
errichtet, die die niedrigen Gaspreise verursacht haben. Die Schließung von Lücken in 
Infrastrukturverbindungen, eine optimale Nutzung der Gasspeicher und die Transportflexibilität 
von Flüssiggas fördern den wettbewerbsorientierten liquiden EU-Energiemarkt, die 
Überbrückung von Engpässen und die Energiesicherheit. Eine Diversifizierung der Gasimporte, 
niedrige Energiepreise und eine intensivere Nutzung von Flüssiggas haben immerhin den 
fossilen Energieverbrauch gefestigt und den Anstieg des Anteils der erneuerbaren Energien im 
Energiemix verlangsamt. Widerstand europäischer Umweltbehörden und -aktivisten und ein 
ausreichendes Erdgasangebot haben dagegen die Entwicklung der Frackingbranche in Europa 
und die industrielle Förderung von Schiefergas beeinträchtigt. 
Die extraktiven institutionellen Arrangements in Russland zeitigen weiterhin politische 
und wirtschaftliche Konsequenzen. Institutionelle Persistenz bestimmt das Ergebnis rationaler 
Wahlhandlungen eines ausgewählten Personenkreises, der trotz der niedrigen Ölpreise und 
reduzierter Öl- und Gasrenten mit allen Mitteln seine Geschäfts- und Machtinteressen verfolgt. 
Die Einflussgruppen gründeten ihre wirtschaftpolitische Ausrichtung nach dem Ende des 
Superzyklus 2014/2015 auf die Erwartung einer globalen Wirtschaftserholung, die aus ihrer 
Sicht den Beginn eines neuen Rohstoff-Superzyklus kennzeichnen würde. Das Problem 
„Kompetenz vs. Loyalität“ in autoritären Regimen war der Grund, warum die neue Normalität 
mit ihren stabilen niedrigen Ölpreisen als zeitweilige konjunkturelle Schwankung 
wahrgenommen wurde. Vor diesem Hintergrund hat die politische Elite einen passiven Weg zur 
wirtschaftlichen Anpassung gewählt. Früher haben die hohen Ölpreise zunehmenden Wohlstand, 
ein Wachstum des Bruttoinlandsprodukts sowie eine Erhöhung der staatlichen Ausgaben und der 
Jahresüberschüsse im Staatshaushalt gewährleistet. Ein Anstieg der Ölpreise kann jedoch nur 
kurzfristig zu einem beschleunigten Wirtschaftswachstum führen. Die langfristigen 
wirtschaftlichen Wachstumsraten sind nicht von den Ölpreisen abhängig, sondern werden durch 
die Wachstumsrate der Effizienz der Produktionsfaktoren bestimmt. 449  Die strukturellen 
Einschränkungen haben sich vor dem Ende des Superzyklus negativ auf die Wirtschaft 
ausgewirkt und die Wirtschaftslage auch beim Niedergang der Ölpreise deutlich erschwert. Die 
übermäßige Regulierung der Wirtschaftsprozesse und eine grassierende Korruption prägten die 
strukturelle Krise. Eine volatile Wirtschaft ist bezeichnend für autoritäre Regime. In der 
Hochpreisphase haben die politischen Eliten keine Anreize zur Entwicklung nicht-
rohstoffbasierter Sektoren. In der Niedrigpreisphase haben sie dagegen keine finanziellen Mittel, 
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um strukturelle Reformen durchzuführen. Der Ölpreisverfall und institutionelle Beschränkungen 
haben es somit unmöglich gemacht, eine neue Wachstumsquelle zu finden. Die Rolle des Staates 
in der Wirtschaft hat sich in der Ölhochpreisphase ständig verstärkt. Eine staatliche 
Umverteilung der Rohstoffeinnahmen wurde von einer rückläufigen Bedeutung der 
Marktmechanismen begleitet. Diese Faktoren haben zu einer Veränderung des politischen 
Gleichgewichts geführt und einen zunehmenden Einfluss der Elite und ihrer Kontrolle und 
Umverteilung der Renten verursacht. Ohne Superprofite aus der Öl- und Gasproduktion war 
Loyalität gegenüber der Regierung schwer zu gewährleisten. Um Spannungen innerhalb der Elite 
wegen sinkender Rohstoffeinnahmen zu minimieren und ihre Verluste zu kompensieren, wurden 
neue Rent-Seeking-Quellen geschaffen, Sozialausgaben reduziert und einige Investitionsprojekte 
auf Eis gelegt. Die passive Anpassung der Wirtschaft an die niedrigen Ölpreise zeichnete sich 
also durch staatliche Ausgabenkürzungen aus. Da alle Eliten Anstrengungen zur Selbsterhaltung 
unternommen hatten, waren die Wirtschaftsreformen gleich nach dem Ende des Superzyklus 
unvollständig und fragmentiert. Obwohl der Staat über günstige Faktoren verfügt, – hohe 
Loyalität der Bevölkerung sowie deren Bereitschaft, eine Verschlechterung des Lebensstandards 
zu dulden – sind seine Reserven sehr begrenzt. Der autoritäre Staat kann nicht ständig nur auf 
Repression zurückgreifen, weil das seine Legitimität in Frage stellt. Die Dauerhaftigkeit des 
Regimes zu gewährleisten und lange an der Macht zu bleiben, sind daher Motive für ihn, 
Wirtschaftsreformen zu fördern. 450  Die Kosten der fehlenden Reformen überstiegen die 
Konfrontationskosten innerhalb der Eliten. Die Resistenz des ausgewählten Personenkreises 
verzögerte Transformationsprozesse und die Durchführung der Wirtschaftsreformen barg 
erhebliches Konfliktpotential. Die verzögerte Implementierung und ein zu spät erkannter 
Änderungsbedarf, konfliktbegleitende Transformation und die Überwindung der Beharrlichkeit 
politischer und wirtschaftlicher Eliten führten zu einer langen Zeit der Stagnation. Wegen der 
langen Zeitspanne zwischen der Einführung von Reformen und den Auswirkungen jeglicher 
Änderungen sind 2040 grundlegende Hindernisse immer noch präsent, nämlich: eine geringe 
Arbeitsproduktivität, die Monopolisierung von Märkten, eine übermäßige staatliche Regulierung 
und schwache rechtliche Regelungen.  
Die passive wirtschaftliche Anpassung verursachte nach dem Ende des Superzyklus 
2014/2015 eine Verschlechterung des Investitionsklimas für in- und ausländische Investoren. Die 
russische Regierung hat die Steuerformel für die Gewinnung von Bodenschätzen modifiziert, um 
die Steuereinnahmen aus der Ölindustrie in der Niedrigpreisphase zu erhöhen. Der Niedergang 
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der Ölpreise und die Kürzung des Haushaltsbudgets haben die Regierung zur Suche nach 
zusätzlichen Einnahmequellen angeregt, die von der Abwertung der Landeswährung profitiert 
haben. Außerdem wurde die Ausfuhrsteuer auf Rohöl 2016 trotz der angekündigten Reduzierung 
beibehalten. Die niedrigeren Ölpreise gewährleisten aufgrund der Änderung der Steuerformel 
größere Einnahmen (bei 50$/Barrel steigen die Einnahmen zum Beispiel 2016 auf 650 
Milliarden Rubel, bei 30$/Barrel würden sie auf 900 Milliarden Rubel steigen 451 ). Die 
Steuererhöhung, die durch äußere Faktoren bewirkte Veränderung des Regulierungssystems und 
eine reaktionäre Steuerpolitik zeigen, dass kein Verständnis von der langfristigen Entwicklung 
der Branche der Energieunternehmen und ihrer Investoren vorhanden ist. Die stärkere Rolle des 
Staates führte zu einer Verdrängung privater Investoren und einem langsameren Wachstum. Die 
bestehenden Geschäftsbeziehungen senken die Effizienz des Energiesektors und erhöhen die 
finanziellen Risiken seiner Weiterentwicklung. Die Erhöhung der Steuerlast hatte Kürzungen bei 
den Investitionsprogrammen und eine Reduzierung der Ölproduktion zur Folge. Verzögerte 
Reformen und das Fehlen eines stabilen Steuerregimes beeinflussen die Investitionsattraktivität 
des russischen Energiesektors negativ. Parallel zur natürlichen Erschöpfung der Ölvorkommen in 
Russland fällt die Ölproduktion wegen der passiven wirtschaftlichen Anpassung. Sie entspricht 
den Prognosen aus dem Jahr 2016, die bis 2040 eine Reduzierung um fast 30% vorhergesagt 
haben. Trotz der Erschließung neuer Ölfelder in den traditionellen Becken in Westsibirien und in 
der Wolga-Ural-Region wird eine Erhöhung der Investitionen nicht ausreichen, um den 
Produktionsrückgang auszugleichen. Die Ölproduktion wird nach Berechnungen der 
internationalen Energieagentur (IEA) sukzessiv sinken und bis 2040 weniger als 8,5 Millionen 
Barrel pro Tag betragen.452 
Wie sich aus der CI-Matrix entnehmen lässt, wird die an der Asien-Pazifik-Region 
orientierte Energiestrategie Russlands von der vollendeten Liberalisierung der EU-Gasmärkte 
und einer Verschlechterung des Investitionsklimas bestimmt. Der Ausbau von 
Infrastrukturverbindungen und Flüssiggasterminals und -hubs hat es der EU ermöglicht, ihr 
Lieferantennetzwerk entscheidend zu erweitern. Der Bau der Pipeline Nord Stream 2 und die 
Umgehung von Gastransiten über die Ukraine haben nicht zu einem höheren Anteil der 
russischen Gasimporte geführt. Die höhere Abhängigkeit von chinesischen Krediten geht auf 
beschränkte Finanzierungsmöglichkeiten des Geld- und Kapitalmarktes im Westen und die 
weiterhin schwierige wirtschaftliche Situation in Russland zurück. Die asymmetrische 
Interdependenz hängt mit einer stärkeren Verhandlungsposition Chinas zusammen, die auf 
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dessen ausreichendes Angebot an Energieressourcen und seine niedrigen Energiepreise 
zurückgeht. Dabei wird Russland in der Zeit der Wirtschaftsstagnation im Austausch für Öl mit 
kostengünstigen chinesischen Konsumgütern und anderen Rohstoffen versorgt.  
Der Nachbarschaftsraum ist weiterhin ein Indikator der zwischenstaatlichen 
Beziehungen, die ein hohes Konfliktpotenzial und Divergenzen über die grundlegenden 
Prinzipien der internationalen Ordnung aufweisen. Der Ölpreisverfall und die schwierige 
Wirtschaftslage haben die Legitimität des politischen Regimes in Russland in Frage gestellt, da 
die reichlichen Öleinnahmen der Hochpreisphase ein soziales Stillhalten der Bevölkerung und 
die Aufrechterhaltung der extraktiven politischen Institutionen gewährleistet haben. Die 
Niedrigpreisphase macht eine Entstehung militarisierter zwischenstaatlicher Konflikte, die von 
den Petro-Staaten initiiert würden, unwahrscheinlich. Rivalität um Einflussnahme im 
gemeinsamen Nachbarschaftsraum findet in Form von ideologischer Konfrontation statt. Die 
Konfrontationen im Ausland dienen zur politischen Legitimierung der Regierung bei der 
Bevölkerung. Russland sucht aber keine vollständigen militärischen Konflikte und eine Krise 
reicht aus, um die nötige Wagenburgmentalität zu erzeugen und öffentliche Unterstützung zu 
mobilisieren. Die Nachbarschaftspolitik Russlands verlagerte sich von einem Legitimitätsmodell, 
das sich auf kontinuierliches Wirtschaftswachstum stützt, auf ein Modell, das auf Nationalismus, 
Abenteurertum im Ausland und die Existenz äußerer Feinde setzt.453 Militärischem Einsatz von 
hoher Intensität, der Militarisierung der Außenpolitik und Kriegshetze und Propaganda sind 
nicht nur durch wirtschaftliche Faktoren, sondern auch durch die öffentliche Meinung Grenzen 
gesetzt. 454 Die Skepsis in Europa gegenüber einer weiteren EU-Erweiterung und das Fehlen 
einer Beitrittsperspektive schränken die Wechselwirkung zwischen europäischen Behörden und 
politischen Eliten in den Nachbarschaftsländern ein. Die Eliten im postsowjetischen Raum 
streben nach Machterhalt und blockieren Transformationsprozesse. Der Rückgang der Ölpreise 
und die passive wirtschaftliche Anpassung in Russland wirken sich negativ auf die 
Weiterentwicklung der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) aus. Da die wirtschaftliche Lage 
der Eurasischen Wirtschaftsunion vom Zustand der russischen Wirtschaft abhängig ist, ist die 
Attraktivität der eurasischen wirtschaftlichen Integration im Zuge der sich ständig 
verschlechternden ökonomischen Situation in Russland deutlich gesunken. Demzufolge sind 
Russlands Mittel zur Einflussnahme ziemlich begrenzt. Die Wirtschaftskrise in Russland 
                                                          
453 Wesslau, F. / Wilson, A.: Russia 2030: a story of great power dreams and small victorious wars. ECFR Policy 
Brief 2016. 
454 Der größte Anteil der Bevölkerung tritt 2016 zum Beispiel gegen direkte militärische Unterstützung und einen 
Einsatz von Truppen an. Siehe z.B.: Kolesnikov, A.: Hotjat li russkie vojny. Vojna i terror v vosprijatii rossijan 
epohi osaždennoj kreposti, Carnegie Moscow Center, 21.03.2016, 
http://carnegieendowment.org/files/CP_Kolesnikov_2016_web_Rus_1.pdf 
217 
 
beeinflusst auch die schwachen Volkswirtschaften der anderen EAWU-Mitgliedstaaten, was 
Konflikte innerhalb der Union verursacht. Das hat wiederum zur Folge, dass die EAWU-
Mitgliedsstaaten einer Vertiefung der wirtschaftlichen Kooperation zögerlich gegenüber 
stehen.455 
Der Niedergang der Ölpreise und Russlands damit verbundenes unilaterales Handeln 
sowie die heterogene EU-Energiepolitik und ihre vielfältigen Interessen wirken sich 
kooperationshindernd auf die rechtliche Grundlage des Energiedialoges aus. Die unilaterale 
Verfolgung nationaler Interessen zeitigt kurzfristige Erfolge Russlands und die 
Vergeltungsmaßnahmen beziehen sich auf eine Umstellung auf neue Lieferanten, die wegen der 
vollendeten EU-Gasmarktliberalisierung den steigenden Bedarf an fossilen Energieträgern in den 
EU-Mitgliedstaaten mit labilen Überzeugungskonstellationen hinsichtlich einer weitgehenden 
Dekarbonisierung decken können. Indem die Eigeninteressen Russlands über das Gemeinwohl 
der Kooperationspartner dominieren und eine unilaterale Defektion der Kooperation vorgezogen 
wird, verringern sich die Kooperationsinteressen und die Kooperationskosten steigen.  
7.2.2 Interpretatorischer Teil des Szenarios 
7.2.2.1 Transformationstreibende Faktoren – niedrige Ölpreise und inkohärentes Auftreten 
der EU-Mitgliedstaaten 
Das dargestellte Szenario hebt die Wirkung des inkohärenten Auftretens von EU-
Mitgliedstaaten hervor. Während Szenario I zeigt, dass die EU-Kommission die führende Rolle 
bei der Bestimmung der Energiepolitik spielt und das hierarchische Entscheidungszentrum auf 
die supranationalen Institutionen verschoben wurde, sind in Szenario II Tendenzen zu einer 
immer weiter ansteigenden Dezentralisierung der Energie-Governance vorhanden. Im Laufe der 
Transformation schreiten nicht alle Mitgliedstaaten mit der gleichen Geschwindigkeit voran. EU-
Staaten mit einem signifikanten Anteil an erneuerbaren Energien sindmit einer Veränderung 
ihres gesamten gesellschaftlichen Systems konfrontiert, das durch die Entstehung neuer 
Strukturen, Konsumkulturen und Praktiken gekennzeichnet ist. Da die Transformation der 
Energiesysteme eine neue nachhaltige Energieerzeugung und ein verändertes Konsumverhalten 
erfordert, wird immer deutlicher, dass die Zentralisierung der Energiepolitik in staatlichen 
Händen nicht ausreicht, um die Governance-Strukturen eines dezentralen Energiesystem effektiv 
zu verwalten. Unter dezentraler Energie wird Energieproduktion in der Nähe des Einsatzgebietes 
der produzierten Energie verstanden, wobei zur Deckung des jeweiligen Strombedarfs 
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ausschließlich vor Ort vorhandene Potentiale verwendet werden. Lokale Erzeugung verringert 
Übertragungsverluste und reduziert Kohlenstoffemissionen. Dezentrale Systeme bieten noch 
zahlreiche weitere Vorteile: geringere Kosten für Übertragungssysteme, einen größeren Anteil 
erneuerbarer Energien im lokalen Energiemix, kürzere Betriebszeiten und eine höhere 
Zuverlässigkeit von Industrieparks, Informationstechnologien und 
Datenmanagementsystemen. 456  Zur Beschaffenheit des Versorgungssystems aus erneuerbaren 
Energien kommt die Beteiligung einer wachsenden Zahl dezentralisierter Akteure hinzu – 
Haushalte, soziale Kollektive oder kleine Unternehmen, die in Energieeffizienzverbesserungen 
oder die Bereitstellung kleiner Anlagen zur Nutzung alternativer Energien investieren.457 Solche 
Energiebürger können erneuerbaren Strom erzeugen, ihren Strombedarf der Erzeugung der 
erneuerbaren Energien anpassen oder in Zeiten der Überversorgung Energie speichern. 
Angesichts ihres Beitrags zum Energiesystem ist eine bedeutender werdende Rolle von 
Energieverbrauchern als aktive Teilnehmer zu erwarten.458 Die Einbeziehung von Städten und 
Gemeinden führt zu einer neuen Rollen- und Aufgabenverteilung zwischen Regierungs- und 
Verwaltungsebenen, die eine Stärkung der lokalen Selbstverwaltung bei einem gleichzeitigen 
effektiven und bedarfsgerechten Einsatz von Ressourcen ermöglicht. Die durch soziale 
Bedürfnisse motivierten Innovationen 459 und neue Arten von Infrastruktur (Wärmenetze und 
Smart Grinds) begünstigen die Verlagerung von Zuständigkeiten und Ressourcen von der 
nationalen Ebene auf Provinz-, Stadt- und Gemeindeverwaltungen, die einen engeren Bezug zu 
den Bürgern und ihren Bedürfnissen haben. Trotz der zunehmenden Bedeutung von lokalen 
Regierungen befindet sich die Energie in den Bereichen Großinvestitionen, Zugang zu 
Primärenergieträgern und Abdeckung der Energieversorgung und liegt damit in der 
Schlüsselverantwortung der Nationalstaaten. Neue Formen der Governance 
(partizipatorische/regionale Governance, öffentlich-private Partnerschaften, städtische 
Politikgestaltung 460 ) tragen einerseits zur Förderung und Persistenz des energiepolitischen 
Mehrebenensystems bei und schließen hierarchische Steuerung aus. Andererseits lassen sich 
diese Aspekte weitgehend entpolitisieren.  
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Das Konzept der Entpolitisierung beschreibt und erklärt, wie und warum Probleme durch 
Verlagerung in andere Arenen jenseits des offiziellen politischen Systems „entpolitisiert“ 
werden.461 Entpolitisierung als Governance-Strategie kann als “the process of placing at one 
remove the political character of decision-making” 462  definiert werden. Entpolitisierung 
versucht, die formal politische Komponente der Entscheidungsfindung zu reduzieren und 
Konflikte zu vermeiden. Im Mittelpunkt dieses Konzepts stehen drei Formen der 
Entpolitisierung: (1) staatliche Entpolitisierung (governmental depoliticisation): konzentriert sich 
auf die Übertragung von Themen von der staatlichen Sphäre auf die Öffentlichkeit; (2) 
gesellschaftliche Entpolitisierung (societal depoliticisation): beinhaltet die Übertragung von 
Fragen aus der Öffentlichkeit in den privaten Bereich; (3) diskursive Entpolitisierung (discursive 
depoliticisation): beinhaltet die Übertragung von Themen aus dem privaten Bereich in das 
„Reich der Notwendigkeit“ (realm of necessity), in dem „die Dinge einfach geschehen“ und 
Kontingenz fehlt. Diese Form konzentriert sich daher auf die Rolle der Sprache und der Ideen, 
um bestimmte Themen zu entpolitisieren.463 Die erste Form bezieht sich auf die Einrichtung von 
Expertenkommissionen und die Übertragung der Entscheidungsgewalt auf diese (z. B. Dena in 
Deutschland) oder auf Gerichtsentscheidungen über Konflikte um Projekte im Bereich 
erneuerbare Energien. Beispiele für die zweite Form sind Investitionsentscheidungen privater 
Investoren (z. B. Besitzer von Solarkraftanlagen). Die dritte Form stellen Diskussionen über 
bestimmte Formen der Energieerzeugung dar (z. B. nukleare vs. erneuerbare Energieträger).464 
Dezentralisierung leistet somit einen Beitrag zur Entpolitisierung. Durch die Einbeziehung neuer 
Akteure, die Konstituierung neuer Kooperationsnetzwerke und energiepolitischer 
Handlungsspielräume und das Vorhandensein alternativer Entscheidungsarenen können 
politische Blockaden vermieden werden. Im Rahmen der dezentralisierten energiepolitischen 
Strukturen wird selbstständig entschieden, welcher Energiemix eingesetzt wird und welcher 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden kann. Nach diesem Bottom-up-Ansatz465 zeigen die 
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Akteure und ihre Strategien und Einstellungen, zu welchen Maßnahmen sie fähig und bereit sind 
und welche sozialen, wirtschaftlichen und operativen Anforderungen am besten zu ihnen passen.  
Eine Entpolitisierung der energiepolitischen Wechselwirkungen impliziert die 
Vorherrschaft der ökonomischen Logik und der Marktkräfte durch die Schaffung neutraler, 
pragmatischer Geschäftsformen und Win-Win-Situationen. Manche EU-Länder haben eine 
Reihe von Initiativen verabschiedet, um Energiefragen zu entpolitisieren. Darüber hinaus sehen 
viele Bürger sich durch die Energiewende als Verbraucher und Erzeuger von Strom an.  
Wie oben beschrieben, ist eine schnelle Ausweitung von Marktnischen im Fall der 
erneuerbaren Energien in letzter Zeit deutlich erkennbar. Das Geschäftsmodell, das auf der 
Entwicklung erneuerbarer Energien basiert, bietet den Vorteil, dass Energiesysteme dezentral 
gesteuert werden können. Statt einer großen zentralen Stromerzeugung gibt es die Möglichkeit 
des dezentralen Ausbaus der erneuerbaren Energien. Photovoltaik ist beispielweise eine 
fortgeschrittene Technik, die auch für Endverbraucher bequem sein kann und ihnen den 
Verbrauch von Solarenergie ermöglicht. Die Besitzer von Solaranlagen können neue 
Partizipationsformen bilden und an Sharing-Economies teilnehmen. Solar-Sharing ist ein 
innovatives und von der Gemeinschaft gelenktes Finanzmodell, das es der Bevölkerung 
ermöglicht, die Vorteile des Solarsystems gemeinsam zu nutzen und sich die Kosten zu teilen. Es 
gibt den Menschen die Möglichkeit, die Macht selbst in die Hand zu nehmen, und es schließt die 
Teilnahme von großen Unternehmen, Großhandel und Großkraftwerken aus. Über Solar-Sharing 
können Stromkosten gesenkt werden und durch den Einsatz erneuerbarer Energien trägt es zur 
Dekarbonisierung und einem umweltfreundlichen Lebensstil bei. Das Geschäftsmodell des 
Carsharing setzt auf die organisierte gemeinschaftliche Nutzung von Kraftzeugen. Es ist 
dezentral angelegt und trägt zur Umwelt- und Verkehrsentlastung bei. Die Teilnahme am 
Carsharing ersetzt durchschnittlich vier bis acht private PKW und verringert somit den Bedarf an 
Verkehrsflächen in den Städten.466  
Die angestrebte energiepolitische Konsolidierung und die supranationale Hierarchie 
stehen im Widerspruch zur Natur des Wachstumsmodells und seiner grünen Neugestaltung der 
Wirtschaft. Die schleppende Erarbeitung des Energieunion-Konzepts hängt auch mit dem 
Versuch zusammen, verschiedene Interessen zu berücksichtigen und miteinander kompatibel zu 
machen.  
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7.2.2.2 Strategisches Handlungspotenzial der Akteure 
Die rechtsverbindliche Institutionalisierung und die Erweiterung energiepolitischer 
Handlungsspielräume zwischen der EU und Russland werden durch die Wirkung innerstaatlicher 
politischer Prozesse eingeschränkt.  
Der in den EU-Mitgliedstaaten jeweils unterschiedlich zusammengesetzte Energiemix 
bedingt deren unterschiedliche politische Prioritäten. Zudem beziehen sich die Diskrepanzen und 
die teilweise divergierenden Interessen nicht nur auf die Energieaußenpolitik und ihre 
Lieferanten, sondern auch auf die Ausgestaltung der Energieunion und der EU-Klimapolitik. 
Eine Ausbalancierung der heterogenen Interessen wird dadurch erschwert, dass „sich einige 
Mitgliedstaaten vom liberalen Energiemarkt-Modell hin zu einer staats-interventionistischen, 
merkantilistischen Energiepolitik bewegen. Das erhöht politische Unwägbarkeiten und rechtliche 
Unsicherheiten“. 467  Aus Sicht der deutschen Regierung sollte die EU-Energieunion die 
wesentlichen Bestandteile des deutschen Energiewendekonzepts übernehmen oder einen 
Rahmen schaffen, der dem deutschen Transformationsprozess nicht widerspricht. Frankreich 
besteht hingegen darauf, dass es für 2030 keine verbindlichen Ziele auf nationaler Ebene gibt, 
und ist interessiert an einem Ansatz, der EE-Innovationen, Innovationen der auf fossilen 
Energien basierenden Technologien (CCS) und industrielle Innovationen („neue Atomkraft“) 
umfasst. Polen wird sich konkreten Entkarbonisierungsmaßnahmen eher widersetzen und 
Kohletechnologien durchsetzen und sich für technologische Neutralität sowie nationale 
Souveränität aussprechen, die es dem Land ermöglichen würden, seine Atom- und 
Kohleprogramme fortzuführen.468 
Das von der EU-Kommission angestrebte Ziel, die Europäische Energieunion zu 
etablieren, lässt einige Fragen unbeantwortet. So ist nach wie vor unklar, ob die neuen Energie-
Governance-Rahmen hierarchisch gesteuert werden oder ob Mitgliedstaaten und europäische 
Institutionen als Stakeholder mit gleichen Wettbewerbsbedingungen agieren. Die Frage nach 
dem Inhalt der Governance bezieht sich auf die Identifizierung der wichtigsten Akteure (Rats- 
und Parlamentsausschüsse, Mitgliedstaaten, Akteure aus dem privaten Sektor und 
Regulierungsakteure). Die weiteren noch zu klärenden Aspekte umfassen das Terrain der 
Energiepolitik und die Frage, ob die Energieunion die Mitgliedstaaten erfasst oder als 
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222 
 
außenpolitisches Instrument angesehen wird, das die Nachbarschaftszonen und strategische 
Partner einbezieht.469  
Die Erarbeitung einer kohärenten Energiestrategie stößt auch auf diametral 
entgegengesetzte Interessen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Drittländer, die sich am Beispiel 
der Pipelinepolitik deutlich zeigen. Der umstrittene Ausbau der Pipelines Nord Stream und Nord 
Stream 2 birgt ein enormes Konfliktpotential. Der Fall der Nord-Stream-Pipeline hat Schwächen 
der internen EU-Entscheidungsmechanismen offengelegt, indem die Mitgliedstaaten nicht zu 
einer einheitlichen Energiepolitik in Bezug auf den Ausbau der Pipeline finden konnten.470 Auch 
über den Ausbau von Nord Stream 2 existieren verschiedene Diskurse. Die deutsche Regierung 
und deutsche Energieunternehmen weisen darauf hin, dass die Notwendigkeit einer neuen 
Pipeline wirtschaftlich bedingt ist. Die Besorgnisse baltischer und osteuropäischer 
Mitgliedstaaten sind mit der zu erwartenden Stärkung der deutschen Unternehmen verbunden, da 
Deutschland zum Handelszentrum für Gas in Europa werden wird, dem entsprechende 
Gastransiteinnahmen und Handelsumsätze zufließen. 471  Die nordischen Staaten setzten sich 
dagegen nicht das Ziel, den Bau der Pipeline zu verlangsamen oder zu verhindern. Die 
schwedische Regierung steht dem Pipelineausbau jedoch skeptisch gegenüber und nimmt das 
Projekt als geopolitisches Mittel zur Erhöhung des politischen Drucks wahr. Finnland hat an 
seiner neutralen Position festgehalten, in Dänemark herrscht eine abwartende Haltung vor.472  
Die niedrigen Ölpreise wirken sich auf die EU-Mitgliedstaaten verschieden aus. Die 
Transformationskosten für den Übergang zu einer fast vollständig erneuerbaren 
Energieversorgung sind für einige EU-Länder nicht tragbar. Fossile Energieversorgung ist für sie 
nach wie vor attraktiv und Investitionen in klimaschonende Technologien und energiesparende 
Maßnahmen rangieren unmittelbar hinter der zunehmenden Ölnachfrage. Eine stärkere Rolle 
erneuerbarer Energien und ausländischer grüner Technologien geht einher mit der Sorge vor 
einer Abhängigkeit vom Ausland. Die deutsche Energiewende verursacht beispielweise in Polen 
Sorge darüber, dass Deutschland an der Verbreitung eines energiepolitischen Übergangs 
interessiert ist, um die eigenen Unternehmen und die eigene technologische Dominanz zu 
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fördern. 473  Kwiatkowska-Drożdż et al. verweisen auch darauf, dass Deutschland die 
Internationalisierung der Energiewende als nächsten Schritt nach deren Europäisierung 
betrachtet, um die Transformationskosten für sie auf viele Länder zu verteilen und neue Märkte 
zu finden.474  
Auch weiterhin finden im Zuge der heterogenen Ausgestaltung der Energiepolitik 
nationale Alleingänge statt. Eindeutig identifizieren lässt sich die Heterogenität der EU-
Energiepolicies in den Bereichen Versorgungssicherheit (u. a. Netzstabilität und bilanzielle 
Selbstversorgung) und Energieeffizienz und bei der Nutzung der Atomenergie. In den 
energiepolitischen Handlungsfeldern Klimaschutz, Binnenmarkt und transnationale 
Übertragungsnetze sowie beim Ausbau der erneuerbaren Energien sind teilweise homogene 
Instrumente vorhanden. Heterogene einzelstaatliche politische Instrumente finden sich nach wie 
vor auf dem Handlungsfeld Binnenmarkt bei den rein nationalen Übertragungsnetzen. Teilweise 
zentralisierte und homogene Ziele gibt es in Form verbindlicher Anforderungen zum 
Unbundling, als Leitlinien für die transeuropäischen Energienetze und als Anforderungen an die 
Mitgliedstaaten.475  
Was Russland betrifft, so basiert die Formulierung der Politik auf der Erwartung einer 
Wiederherstellung von günstigen Wirtschaftsbedingungen auf den globalen Rohstoffmärkten. 
Die Entwicklungsszenarien des russischen Energieministeriums für die Öl- und Gassektoren sind 
sich der bestehenden Herausforderungen bewusst. Keines der untersuchten Szenarien sieht ein 
Wachstum der Ölförderung vor. Es wird betont, dass die externe Nachfrage nach russischem Öl 
die Exportkapazitäten bis 2035 übersteigen wird. Zudem werden eine zunehmende Konkurrenz 
um Kunden und Marktanteile und die Erhöhung der Ölexporte aus den OPEC-Ländern und den 
USA berücksichtigt.476 Der steigende Wettbewerb und die Globalisierung der Rohstoffmärkte 
durch die Förderung von Schiefergas, LNG-Lieferungen und den Ausbau erneuerbarer Energien 
führen auch zu einer Verschlechterung der russischen Marktposition. Die Erschöpfung 
bestehender Ölfelder erschwert eine Aufrechterhaltung der Produktionsmengen. Ein 
überwiegender Teil der Reserven befindet sich in schwer zugänglichen Gebieten, was höhere 
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Produktionskosten verursacht und umfangreiche Investitionen erforderlich macht. Um einem 
Rückgang der Ölproduktion entgegenzuwirken, schlagen die Szenarien des Energieministeriums 
vor, effektive steuerliche Rahmenbedingungen zu schaffen und Investitionsprojekte im Fernen 
Osten und in Ostsibirien umzusetzen. Die deklarierten Ziele und die durchgeführte 
Energiepolitik klaffen jedoch weit auseinander. Eine kurzsichtige Politik verursacht reaktionäre 
Antworten auf neue Herausforderungen und außerökonomische Einwirkungen auf 
Marktprozesse. Die sich ständig verändernden Spielregeln und die Befriedigung der laufenden 
Bedürfnisse (Steuererhöhung zur Deckung des staatlichen Budgetdefizits, Fortführung der 
„handgesteuerten“ Politik) hemmen eine nachhaltige Entwicklung des Energiesektors.  
7.2.2.3 Institutioneller Kontext und Entwicklungsverlauf der Interdependenz 
Die institutionelle Entwicklungsdynamik des Energiedialoges wird geprägt durch die 
negative Auswirkung der niedrigen Ölpreise auf die Formulierung der einheimischen 
Energiepolitik. Das Ölüberangebot begünstigt pfadabhängige Prozesse und verhindert die 
frühzeitige Einführung alternativer Energietechnologien. Der sogenannte „Carbon Lock-in“ 
bezieht sich auf einen sich selbst verstärkenden Prozess eines rohstoffbasierten Energiesystems, 
der öffentliche und private Anstrengungen beim Übergang zu einer klimafreundlichen 
Marktwirtschaft hemmt. Die Pfadabhängigkeit resultiert aus den technologischen, 
institutionellen und sozialen Entwicklungen einer Volkswirtschaft.477 Der negative Einfluss des 
„Carbon Lock-in“ wird vorwiegend in den EU-Ländern aufgehoben, die dauerhaft persistente 
Überzeugungskonstellationen hinsichtlich einer weitgehenden Dekarbonisierung haben. Ihre 
energiepolitischen Interessen und Ziele haben sich verändert. Die Diversifizierung der 
ausländischen Energielieferungen, der Ausbau der Energieinfrastruktur, die Vollendung des EU-
Energiebinnenmarkts und Energiesparmaßnahmen werden durch die Bewältigung der 
Auswirkungen der Klimaveränderungen und durch einen ordnungsgemäßen globalen 
Energieübergang ergänzt und teilweise ersetzt.  
Der „Carbon Lock-in“ bremst die Tendenzen zu steigendem Umweltbewusstsein und 
Klimaschutzverpflichtungen. Nichtsdestotrotz stellt sich nicht die Frage, ob Energietransition 
stattfindet, sondern wann sie ins Leben gerufen wird. Parallel zur Überwindung der Lock-in-
Situation entsteht ein neuer Entwicklungspfad. Der institutionelle Wandel der europäisch-
russischen Energiekooperation verweist in diesem Szenario auf eine institutionelle Anpassung an 
die Wirkung des externen Schocks. Die energiepolitischen Beziehungen entwickeln sich graduell 
in Richtung Entinstitutionalisierung. Eine ineffiziente Steuerung des Energiesektors infolge der 
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kurz- und mittelfristigen Nutzenkalkulationen und verzögerte Reformen tragen zum Verlust von 
Marktanteilen, einer weiteren Isolierung Russlands und dessen eingeschränktem Einbezug in die 
globalen ökonomischen Prozesse bei. Die ausgefallenen Lieferungen aus Russland werden 
ersetzen Lieferungen anderer Akteure. Demzufolge verringern sich der Abhängigkeitsgrad von 
russischen Lieferungen und die Intensität der Handelsbeziehungen. 
7.3 Szenario III 
7.3.1 Ausgangsposition der Erstellung der wünschenswerten zukünftigen Situation  
Das dargestellte Szenario präsentiert die Generierung einer wünschenswerten zukünftigen 
Situation. Das Programm ScenarioWizard ermöglicht die Simulation eines starken Eingriffs, um 
eine bestimmte Variante zu modellieren. Die Auswahl eines Deskriptors zur Einprägung basiert 
auf den folgenden Annahmen. 
Eine politische Strukturkrise wird weiterhin negativ auf das nachhaltige Wachstum des 
russischen Öl- und Gassektors einwirken, auch wenn die Ölpreise wieder über 100$/Barrel 
betragen werden. Infolge einer Elitenkoordination aufgrund von Spannungen im Zuge 
gesunkener Ressourcenrenten können in der Niedrigpreisphase hohe Kosten für die Regierung 
entstehen. Der Preisverfall kann zu einer Erschöpfung des Fonds der Nationalen Wohlfahrt 
führen, bevor ein möglicher Marktbereinigungsprozess und eine Stabilisierung von Preisen und 
Mengen einsetzen. Die wirtschaftliche Stagnation in Russland kann auch eine Akkumulation von 
sozialer Unzufriedenheit und sozialer Ungleichheit auslösen. Die autoritären Regime können 
sich nicht allein auf Repressionen verlassen, um zu überleben. Außerdem zeigt sich die 
Wirksamkeit von Repressionen zur Unterdrückung von Protesten, wenn das Regime größere 
Mengen von Ressourcenrenten aus der Ölförderung behalten kann. Größere Mittelzuflüsse 
tragen zu einer Demobilisierung der Proteste bei, entweder weil die Ressourcenrenten es der 
Regierung ermöglichen, weiterhin Nötigungen zu finanzieren, oder weil sie die Regierung 
weniger anfällig für internationalen Druck gegen Menschenrechtsverletzungen machen.478 
Eine wesentliche Anpassung bezieht sich auf die Einführung von Wirtschaftsreformen. 
Sie können ein Wirtschaftwachstum herbeiführen, das für eine dauerhafte Existenz des Regimes 
erforderlich ist. Allerdings können Wirtschaftsreformen das bestehende Regime auch gefährden, 
indem sie Gruppen schaffen, die nicht in das politische System eingebunden sind. Die 
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Überlebensstrategie des Regimes besteht darin, sowohl Reformgewinner als auch 
Reformverlierer in sich zu integrieren.479 
Autoritäre Herrscher bleiben länger an der Macht, wenn sie höhere Öl-, Gas- und sonstige 
Rohstoffvorkommen besitzen. Höhere Ölproduktionen steigern die Dauer autoritärer Regime. 
Daraus resultiert, dass Erdölreserven die politische Macht von Diktatoren stärken.480  
Die oben beschriebenen Ausgangspositionen setzen voraus, dass Reformen innerhalb des 
russischen Energiesektors, die die Aufrechterhaltung und Steigerung der Öl- und Gasförderung 
sowie den Einsatz hochmoderner Technologien beinhalten, zu einem langfristigen Überleben des 
autoritären Regimes führen. Diese Annahmen sollen nicht als Strategien zum Machterhalt 
angesehen werden. Es wird vielmehr angenommen, dass die autoritären Herrscher und ein 
ausgewählter Personenkreis ihre individuellen Interessen rational verfolgen. Aus ihrer Sicht ist 
es rational, partielle wirtschaftliche Reformen zuzulassen, um das bestehende politische Regime 
aufrechtzuerhalten. 
Auf diese Weise wurde die Variante „L1 Verbesserung der Qualität der politischen 
Institutionen“ bei dem Deskriptor „Energieressourcen und politische Institutionen Russlands“ 
zur Einprägung ausgewählt. 
7.3.2 Szenario-Beschreibung 
Abb.7-3: Ergebnisprotokoll des wünschenswerten Szenarios 
 
Die Ölpreise sind 2040 für Importländer und Ölproduzenten akzeptabel und ihre 
Entwicklungstendenzen stimmen in vieler Hinsicht mit den im ersten Szenario dargestellten 
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Entwicklungen überein. Die Ölpreissteigerung nach dem Ende des Superzyklus 2014/2015 und 
der darauf folgenden Niedrigpreisphase ist mit dem Nachfrageanstieg in den Nicht-OECD-
Staaten, unzureichenden Upstream-Investitionen in die Ölförderung der OPEC-Länder und 
höheren Explorations- und Erschließungskosten in den nicht zur OPEC gehörenden Regionen 
verbunden. 481 Der Ölpreisverfall hat günstige Bedingungen für die Volkswirtschaften in den 
Entwicklungsländern geschaffen und entsprechend eine steigende Nachfrage nach fossilen 
Ressourcen ausgelöst. Inzwischen ist es den Ölproduzenten nicht gelungen, eine Lösung für das 
Gefangenendilemma zu finden und koordinierte Produktionskürzungen zu vereinbaren. Der eine 
Akteur (der Ölproduzent) hat zwar ein Interesse an einer Übereinstimmung mit den anderen 
Akteuren, es besteht allerdings die Gefahr, dass einer der Akteure defektiert und eine größere 
Marktnische besetzt. Zudem sind Produktionskürzungen aus folgenden Gründen schwer 
realisierbar: Nötig wären eine Anpassung und Neugestaltung der Produktionspläne, die 
eigentlich im Sinne einer erhöhten Förderung erstellt wurden; es besteht Bedarf an einem 
Rückfluss der Investitionen; es existieren technologische Schwierigkeiten bei der Aufnahme der 
suspendierten Erdölförderung; die Kürzungen erfordern langfristige Lösungen, es besteht aber 
die Möglichkeit, dass die Vereinbarung über die (kurzfristige)482 Kürzung der Fördermenge nicht 
verlängert wird. 483 Die Preis- und Mengenstabilisierung bezieht sich somit auf den weltweit 
wachsenden Ölverbrauch, ein Wachstum der Weltbevölkerung und deren stetig zunehmende 
Urbanisierung sowie die damit verbundene bedarfsgerechte Verkehrspolitik. Eine geringere 
Verfügbarkeit von leicht zu förderndem Öl wird dank der kontinuierlich verbesserten 
Produktionsmethoden von Förderungen in schwer erreichbaren Gebieten (Offshore-Aktivitäten 
in der Tiefsee; Arktis) begleitet. Der verbreitete Einsatz erneuerbarer Energien kann den 
Energiebedarf der Welt trotz der forcierten Entwicklung innovativer Technologien nicht 
ausreichend decken. Die Förderung der erneuerbaren Energien und der Akzent auf innovativen 
Technologien bedingen aber weiterhin eine umfassende Ausweitung des kohlenstofffreien 
Wirtschaftsmodells. Der stabile Einsatz von marktreifen EE-Technologien verschärft den 
Wettbewerb mit den fossil basierten Technologien um Marktnischen. Die wirtschaftliche und 
politische Hinwendung zu alternativen Energien stärkt die Akzeptanz der Energiewende in der 
Gesellschaft, die auch auf eine Beschleunigung dieser Trends durch steigendes 
Umweltbewusstsein und nachhaltige Lebensweise abzielt. Eine bezahlbare klimafreundliche 
Energieversorgung und ein Vorankommen bei der Dekarbonisierung werden durch Fortschritte 
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im Bereich der Speichertechnologien bestimmt, diese werden immer preisgünstiger und 
leistungsfähiger. Zudem gewinnt die Rolle der Energiebürger an Bedeutung, die beispielweise 
von der Einführung dezentraler Solarstromspeicher profitieren können. 
Der Ölpreisverfall nach dem Ende des Superzyklus 2014/2015 wurde von Russland als 
kritische transformierende Phase (critical juncture) wahrgenommen. Die Niedrigpreisphase hat 
die politische Elite unter einen Wandlungsdruck gesetzt und eine wirtschaftliche Liberalisierung 
erzwungen. Die Verbesserung der wirtschaftlichen Konjunktur sollte das Überleben des 
politischen Regimes gewährleisten. Die Reserven des Fonds der Nationalen Wohlfahrt wurden 
verwendet, um die Folgen des Übergangs zu einem neuen Wirtschaftsregime abzumildern. 
Angestrebt wurden die Schaffung eines günstigen Geschäftsklimas, ein stärkerer Wettbewerb, 
Korruptionsbekämpfung, eine Verringerung der Bürokratiehürden und eine effektive 
Regulierung. Zudem wurden Bemühungen zur Transformation des Steuersystems unternommen, 
um Investitionszuflüsse an kleine und mittlere Unternehmen zu fördern und deren 
Geschäftstätigkeit zu unterstützen. Auch Investorenschutz und ein wirksames Justizsystem 
waren Bestandteile der Transformationsprozesse. Eine Verbesserung des institutionellen Milieus 
ermöglicht somit eine höhere Investitionsattraktivität der russischen Wirtschaft, eine 
Entwicklung der Infrastruktur und ein Wirtschaftswachstum sowie eine Förderung der 
Innovationstätigkeit. Die Wende zu nachhaltigem Wachstum bestand in der Überwindung der 
Selbstisolation und in wirtschaftlicher Öffnung nach außen. Die verbesserten 
Wirtschaftsbedingungen ermöglichten es, dass der Energiesektor zum Motor für 
Wirtschaftswachstum wurde. Die Reformen in der Energiebranche dienten der 
Einnahmenoptimierung und trugen zur Entwicklung vor- und nachgelagerter Wirtschaftszweige 
sowie zur Diversifizierung der Wirtschaft bei. Das Wachstum erfolgte im Zuge einer 
nachholenden Technologieentwicklung. Nichtsdestotrotz sind die ergriffenen Maßnahmen 
unvollständig oder werden in ihrer Wirksamkeit eingeschränkt, indem die extraktiven politischen 
Institutionen auf die entstandenen inklusiven Wirtschaftsinstitutionen einwirken. Das durch die 
nachholende Technologieentwicklung generierte Wirtschaftswachstum hat aber Grenzen, denn 
nachhaltiges Wachstum ist auf Humankapital und eine innovationsfähige Wirtschaft angewiesen. 
Unter den Bedingungen der Persistenz der extraktiven politischen Institutionen ist eine 
nachhaltige Wirtschaftsentwicklung also fraglich. 
Im Vergleich zu Szenario I, das ein koordiniertes Herangehen der EU-Mitgliedstaaten 
durch EU-Kommission und -Parlament in Form eines Top-down-Ansatzes zur Vereinheitlichung 
der Policies der einzelnen Länder dargestellt hat, wird die kohärente EU-Energiepolitik im 
gegebenen Szenario von einem intergouvernementalen Bottom-up-Prozess zur Angleichung der 
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Policies geprägt. Entscheidungsbefugnisse bleiben dabei dezentralisiert und die EU-Kommission 
verfügt mit ihrer „offenen Methode der Koordinierung” über ein Mittel zur Beeinflussung der 
Politik der Mitgliedsstaaten. 484  Zudem sind nationale Ziele im Bereich erneuerbarer 
Energieträger ein wichtiger Faktor für die Konvergenz der Bottom-up-Koordination und der 
Energiepolitik. 485  Im Sinne des akteurzentrierten Institutionalismus beziehen sich die 
energiepolitischen Interaktionsformen der EU-Mitgliedstaaten auf Mehrheitsentscheidungen, die 
auf den Abschluss eines gemeinsamen Abkommens abzielen. Die rechtliche Ausgestaltung der 
EU-Energieunion beruht auf einem verbindlichen Abkommen, in dem erneuerbare Energien und 
Effizienztechnologien eine deutlich stärkere Rolle spielen. Wie sich aus der Einflussmatrix 
ergibt, wurde das koordinierte Herangehen durch die Volatilität der Ölpreise, eine sinkende 
einheimische Energieförderung und die Gefahr von Liefersausfällen und einer steigenden 
Abhängigkeit von Energieproduzenten angeschoben. Klimaschutz, die Beseitigung von 
Klimaschäden und die Bekämpfung des Klimawandels beschleunigten den Prozess der 
Dekarbonisierung. Zudem ermöglichten die marktreifen EE-Technologien eine weltweite 
Vermarktung des Konzepts der „Green Economy“, die Erschließung neuer Absatzmärkte und die 
Besetzung von Marktnischen. Die Ersetzung konventioneller Energieressourcen durch 
regenerative Energien und deren zügiger Ausbau haben den Anteil der erneuerbaren Energie am 
EU-Gesamtenergieverbrauch erhöht. Die Umsetzung der Energieeffizienzmaßnahmen 
verursachte einen Rückgang bei der Nutzung fossiler Brennstoffe. Das Streben nach einer 
Senkung der Treibhausgasemissionen sowie Maßnahmen zur Diversifizierung und 
Energieversorgungssicherheit führten zu einem rückläufigen Bedarf an fossilen 
Energieressourcen. Die Umsetzung der Strategien, Maßnahmen und Rechtsvorschriften aus den 
Bereichen Klima- und Umweltpolitik in den Mitgliedsstaaten, strenge Vorschriften und die 
geringen Reserven an nutzbarem Schiefergas lassen dessen Förderung wirtschaftlich nicht 
vertretbar erscheinen. Der Anteil des verbrauchten Öls sinkt zwar, der Gasanteil am fossilen 
Energieverbrauch nimmt jedoch moderat zu. Das kommt daher, dass Gas als Übergangsenergie 
eingesetzt wird und die einheimische Gasförderung deutlich gesunken ist. Der Handel mit 
Flüssiggas ist durch die LNG-Lieferungen flexibler geworden und hat das Konzept 
pipelinegebundener Gasversorgung in Frage gestellt. Flüssiggaslieferungen zu 
wettbewerbsfähigen Preisen und erhöhte Kapazitäten der Verflüssigungs- und 
Regasifizierungsanlagen infolge der vollendeten Gasmarktliberalisierung haben den Anteil der 
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LNG-Lieferungen steigen lassen. Die Notwendigkeit der Energieversorgungssicherheit und einer 
geringeren Importabhängigkeit von instabilen Regionen haben die Implementierung des 
Binnenmarktprogramms und die Vollendung der Gasmarktliberalisierung forciert. Im Laufe des 
Liberalisierungsprozesses der europäischen Energiemärkte hat eine Marktöffnung für andere 
Anbieter stattgefunden und der Wettbewerb hat zugenommen. Der liquide Energiemarkt hat für 
niedrige Gaspreise gesorgt.  
Die Wechselwirkung mit dem gemeinsamen Nachbarschaftsraum ist weiterhin von 
Rivalität geprägt. Die Entstehung der überwiegend inklusiven wirtschaftlichen Institutionen in 
Russland und höhere Kosten für die Defektionsstrategie lassen die Möglichkeit eines 
militarisierten Konfliktes ausscheiden. Die Konkurrenz hat unmittelbare Auswirkungen auf 
wirtschaftlicher Ebene. Russland ist dabei bestrebt, den eigenen Einfluss durch Kooperation im 
Rahmen der Eurasischen Wirtschaftsunion auszuweiten. Interessenskollisionen sind auch 
dadurch bedingt, dass die EU versucht, die Nachbarschaftsländer in die Energiegemeinschaft 
einzubeziehen und deren Gesetzgebung mit ihrer eigenen in Übereinstimmung zu bringen. Der 
unvollständige Erfolg dieser Bemühungen lässt sich durch die Persistenz und die Wirkung der 
extraktiven politischen Institutionen im Nachbarschaftsraum erklären. Zudem stellt der 
Nachbarschaftsraum einen attraktiven Absatzmarkt für die europäischen EE-Technologien dar. 
Die Ukraine hat ihre Schlüsselrolle als Gastransitland für Russland verloren. Die Nord Stream 2 
wurde als Umleitungspipeline gebaut und der Turkish Stream-Pipeline aufgrund von deren 
höheren Kosten im Falle einer Defektionsstrategie der Türkei mit ihrem extraktiven politischen 
Regime vorgezogen. Die erzwungene Liberalisierung des russischen Energiesektors hat zum 
Aufkommen neuer Akteure geführt. Die nachholende Technologieentwicklung ermöglichte die 
Entwicklung ausreichend diversifizierter Flüssiggaslieferungen, was die ausgeglichene 
Energiestrategie Russlands wesentlich beeinflusst. Zudem haben der liberalisierte Energiemarkt 
und die damit verbundene Beseitigung der Monopolstellung Gazproms die Streitigkeiten über 
die Implementierung des dritten EU-Energiepakets beseitigt. Die kooperationsfördernden 
Einstellungen und Energiestrategien Russlands gehen auf die notwendigen Wirtschaftsreformen 
zurück, die eine Dauerhaftigkeit des politischen Regimes gewährleisten können. Die 
nachholende Technologieentwicklung, die Schaffung des neuen Wirtschaftssystems und die 
Entstehung der inklusiven wirtschaftlichen Institutionen in Russland haben zu einer 
rechtsverbindlichen Gestaltung der Energiebeziehungen beigetragen. 
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7.3.3 Interpretatorischer Teil des Szenarios 
7.3.3.1 Transformationstreibender Faktor – Energieressourcen und politische Institutionen 
Russlands 
Der Einflussfaktor „Verbesserung der Qualität der politischen Institutionen“, der zur 
Einprägung in der CI-Matrix ausgewählt wurde, spielt in diesem Szenario eine 
transformationstreibende Rolle. Das Vorhandensein von Naturschätzen bringt nicht unmittelbar 
Wohlstand mit sich. Von großer Relevanz für dessen Entstehung ist vielmehr, wie effektiv die 
Naturschätze eingesetzt werden und wie mit den Einnahmen aus ihrem Verkauf umgegangen 
wird. Zahlreiche Studien über den Ressourcenfluch behaupten, dass wirtschaftliche Rezession 
oder lang anhaltendes Wachstum in ressourcenreichen Ländern durch eine Verschlechterung der 
Institutionen zustande kommt. Mehlum et al486 zeigen in ihrer Studie, dass die Qualität ihrer 
Institutionen ausschlaggebend dafür ist, ob Länder vom Ressourcenfluch betroffen sind oder 
nicht. Sie weisen darauf hin, dass dieser Fluch durch die gefährliche Mischung aus schwachen 
Institutionen und Ressourcenreichtum entsteht. Die Studie von Boschini et al487 zeigt, dass durch 
eine ausreichend verbesserte institutionelle Qualität Ressourcenreichtum zum Wirtschaftsgut 
statt zum Fluch wird.  
Die staatliche Präsenz Russlands im Energiesektor ist seit 2003 kontinuierlich gestiegen. 
So lag der Anteil der staatlich kontrollierten Unternehmen an der russischen Erdölproduktion 
2005 bei 24%, bis zum Jahr 2011 stieg er auf 40%. 488  Der Staat kontrolliert Öl- und 
Gasunternehmen durch eine Beteiligung von Politikern in den Unternehmensverwaltungen. Im 
Allgemeinen unterscheiden sich der Grad staatlicher Kontrolle und die Politisierung der staatlich 
kontrollierten Unternehmen von Land zu Land deutlich. Einige Unternehmen haben den Ruf, 
effizient und wettbewerbsorientiert zu sein und einer unternehmerischen Logik zu folgen. In 
anderen Ländern bestimmen ideologische Orientierungen und politische Ziele unternehmerische 
Entscheidungen. Die Art des institutionellen Umfelds als eigentliche Eigentumsform wirkt sich 
stark auf die Effizienz der Unternehmenstätigkeit aus. Staatseigene Unternehmen im Öl- und 
Gassektor können „effizient und unbestechlich“ sein und langfristig beeindruckend wirken (vor 
allem die staatliche Ölfirma Statoil).489 Allerdings ist ein kompetentes Management, das vor 
                                                          
486 Mehlum, H. / Moene, K.O. / Torvik, R.: Institutions and the Resource Curse, in: Economic Journal, 2006 (vol. 
116), no. 508, pp. 1–20. 
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489 Stiglitz, J.: What is the role of the state?, in: Humphreys, M. / Sachs, J. / Stiglitz, J. (eds.): Escaping the resource 
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politischer Einmischung schützt, von großer Bedeutung und die Energieunternehmen müssen in 
starke institutionelle Rahmenbedingungen mit sicheren Eigentumsrechten und klaren Regeln für 
die Marktteilnehmer und in funktionierende Regulierungsagenturen eingebettet sein. Darüber 
hinaus sind sie Marktdruck und Wettbewerb ausgesetzt. Die institutionelle Einstellung und die 
politische Haltung der zuständigen Regierung sind wichtige Kriterien für die Effizienz des Öl- 
und Gassektors. Unternehmen in einem schwachen institutionellen Umfeld sind in der Regel 
weniger effizient.490  
Die Wirtschaftsrezession sollte laut einem Bericht der Weltbank 2016 nach dem Ende des 
Superzyklus 2014/2015 als günstige Gelegenheit zur Beschleunigung der Strukturreformen 
genutzt werden. Eine kleinere Rolle des Staats in der Wirtschaft und intensivierte institutionelle 
Reformen können zu einem vom Privatsektor induzierten Wachstum beitragen oder zu einer 
stärker diversifizierten und nachhaltigen Entwicklung führen. Geschützte Eigentumsrechte und 
die Gewährleistung von Rechtsstaatlichkeit können zu einer positive Einstellung der Anleger 
gegenüber Russland führen und zusätzliche Wachstumsimpulse liefern. Verbesserte 
Regulierungsrahmen und die Förderung eines fairen Wettbewerbs können sich fördernd auf das 
Geschäftsumfeld in- und ausländischer Investoren auswirken und weitere Handlungsspielräume 
für unternehmerische Tätigkeiten in Russland schaffen.491 Eine Analyse der Wirtschaftspolitik 
zur Zeit der niedrigen Ölpreise zeigt ein ausgewogenes Verhältnis der russischen Regierung. Als 
der Ölpreis unter 40$/Barrel lag, wurden die pauschale Einkommensteuer eingeführt und der 
Fonds der nationalen Wohlfahrt geschaffen. Laut einer Bloomberg-Umfrage unter Ökonomen ist 
dieser Preis niedrig genug, um institutionelle Reformen unvermeidlich zu machen, und hoch 
genug, um einen Zusammenbruch des Finanzsystems zu verhindern.492  
Ein Wechsel vom fossilen Geschäftsmodell zu einer diversifizierten Wirtschaftsstruktur 
erfordert eine gewisse Übergangszeit. Eine erneute Hochpreisphase (Szenario I) oder die 
Formulierung einer Politik aufgrund der erwarteten Wiederherstellung günstiger 
Wirtschaftsbedingungen auf den Rohstoffmärkten (Szenario II) verzögern den Umbau des 
Wirtschaftssystems. Das Verständnis dafür, dass eine ressourcenorientierte Wirtschaft aufgrund 
der Endlichkeit der Ressourcen keine langfristige Entwicklungsperspektive hat, und die 
Wahrnehmung der Niedrigpreisphase als Möglichkeit zur Durchführung struktureller Reformen 
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stellen eine ausgewogene Reaktion auf die kritische Phase (critical juncture) dar. Russland kann 
dem Beispiel von Malaysia, Indonesien und Mexiko folgen. Diesen Staaten ist gelungen, ihre 
Rohstoffabhängigkeit durch Diversifizierung zu reduzieren. Zudem hat Chile auch einigen 
Erfolg bei der Diversifizierung zu verzeichnen, die die Abhängigkeit von Kupfer beenden soll. 
Neben der Schaffung eines günstigen wirtschaftlichen und geschäftlichen Umfelds 
konzentrierten sich diese Länder auf Exportdiversifizierung und Qualitätsverbesserung, indem 
sie ihre Unternehmen ermutigten, Exportmärkte zu entwickeln und Arbeitnehmer unterstützten, 
sich die entsprechenden Kompetenzen zur Produktivitätssteigerung anzueignen bzw. sich 
entsprechend zu bilden.493 
Acemoglu und Robinson zeigen am Beispiel Chinas, dass Wachstum auch unter 
extraktiven politischen Institutionen möglich ist. Das chinesische Wachstum basiert auf einer 
Übernahme bestehender Technologien und auf raschen Investitionen, nicht jedoch auf 
schöpferischer Zerstörung. Sie behaupten, dass Wachstum unter extraktiven politischen 
Institutionen einfacher ist, weil dann keine schöpferische Zerstörung notwendig ist. Die 
Kontrolle durch die chinesischen Behörden schränkt das Ausmaß der schöpferischen Zerstörung 
ein. Die erfolgreiche Wachstumserfahrung im China der letzten drei Jahrzehnte basiert auf der 
grundlegenden Umwandlung von extraktiven in deutlich inklusivere Wirtschaftsinstitutionen. 
China steht somit für eine Kombination aus extraktiven politischen und inklusiven 
wirtschaftlichen Institutionen. Unter diesen Bedingungen steht die Nachhaltigkeit des 
Wirtschaftswachstums auf lange Sicht aber in Frage. Acemoglu und Robinson weisen dabei 
darauf hin, dass die Interaktion zwischen bestehenden Institutionen und einer kritischen Phase zu 
großem institutionellen Wandel führen kann. Kritische Phasen sind nach ihrer Meinung wichtige 
Ereignisse, die das bestehende politische und wirtschaftliche Gleichgewicht in einer oder 
mehreren Gesellschaften stören können.494 Kritische Phasen schaffen somit Gelegenheiten, die 
umfassende politische Änderungen fördern können.  
7.3.3.2 Strategisches Handlungspotenzial von Akteuren 
Das Szenario setzt einen besonderen Akzent auf institutionelle Transformationsprozesse 
im russischen Energiesektor und auf wirtschaftliche Adaptionsstrategien. Das Ende des 
Superzyklus 2014/2015 und der Niedergang der Ölpreise sollen von politischen und 
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wirtschaftlichen Eliten als günstige Gelegenheit (window of opportunities) wahrgenommen 
werden.  
Der interpretatorische Teil der Szenariobildung stellt die Überwindung der 
institutionellen Lock-in-Situation in den Vordergrund. Die Bedingungen für einen 
institutionellen „break out“ sind 1) Verfügbarkeit einer besseren politischen Alternative; 2) 
abnehmende Wirksamkeit des Status quo; 3) mehr und bessere Informationen über politische 
Alternativen; 4) sinkende Umstellungskosten. 495  Die bessere Alternative besteht darin, den 
Energiesektor als treibende Kraft für Reformen in anderen Wirtschaftssektoren zu betrachten und 
nicht als Quelle langfristiger Gewinnmaximierung. Der Sektor spielt die Rolle des Spenders, 
wenn er mit einer hohen Steuer belastet ist, das Staatsbudget stark von Öl- und Gaseinnahmen 
abhängig ist und die Verbraucher mit niedrigen Energiepreisen subventioniert werden. Der 
Energiesektor tritt als Motor auf, wenn er neue Technologien für Energieproduktion und -
verbrauch entwickelt und wenn seine Investitionstätigkeit hoch ist.496 Eine bessere politische 
Alternative beinhaltet den Aufbau eines effektiven und stabilen Steuersystems, das die sich 
negativ verändernden Marktbedingungen, eine steigende Investitionsattraktivität und Anreize für 
Energieunternehmen zur effektiven Förderung und Nutzung von Energieressourcen 
berücksichtigt. Eine abnehmende Wirksamkeit des Status quo bezieht sich auf die 
Ölpreissenkung, schrumpfende Einkommen und sinkende Einsparungen sowie auf die nicht 
vorhersehbaren Ölpreiszyklen. Mehr Informationen und eine bessere Informiertheit aus 
unabhängigen Quellen und Forschungsinstituten dienen als angemessene Strategie für einen 
institutionellen „break out“. Die Umstellungskosten haben eine zeitliche Dimension. Sollte sich 
die Niedrigpreisphase über einen längeren Zeitraum hinziehen oder sich eine neue Normalität 
mit stabilen niedrigen Ölpreisen einstellen, reichen die Reserven des Fonds der Nationalen 
Wohlfahrt nicht aus, um die Spannungen zwischen den Elitengruppen zu senken und ein 
Stillhalten der Bevölkerung zu gewährleisten. Die Reserven können verwendet werden, um den 
Übergang zu einer neuen Regelung zu ermöglichen. Eine Verzögerung der Reformen geht mit 
höheren Übergangskosten einher.  
Strategien zur Überwindung der Lock-in-Situation beinhalten eine Liberalisierung des 
Energiemarkts und seiner Preise sowie die Gleichstellung aller Akteure. Die Entstehung der 
Gasmärkte vollzieht sich in vier Hauptphasen: Entwicklungsgrad der Gasinfrastruktur, Anzahl 
der Marktteilnehmer und Wettbewerb zwischen ihnen sowie Entstehung eines 
wettbewerbsorientierten Marktes. Der russische Gasmarkt befindet sich auf der dritten Stufe 
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seiner Entwicklung und stellt einen Markt mit jeweils einem dominierenden (staatlichen oder 
unabhängigen) Anbieter in verschiedenen Regionen dar. Die Anpassung an die 
Niedrigpreisphase und die geänderten Bedingungen auf den Rohstoffmärkten werden durch einer 
tiefgreifende Umstrukturierung Gazproms ermöglicht. Nicht nur Gazprom, auch die gesamte 
Gasindustrie ist reformbedürftig, ähnlich wie in der Mitte der 1990er Jahre, als Reformen in der 
Ölindustrie durchgeführt wurden. Nach der Trennung von Monopol Minnefteprom entstanden 
mehrere unabhängige Unternehmen, die den gleichen Zugang zu den Einrichtungen des 
staatlichen Transportmonopols Transneft bekommen haben. Das Ergebnis war eine 
Wiederbelebung des Ölsektors, der von 1999 bis 2004 einen raschen Produktionsanstieg von 305 
Mio. Tonnen auf 457 Mio. Tonnen erlebte.497 Die Beseitigung der Monopolstellung Gazproms 
und seine Trennung von Produktion, Transport und Verteilung wird zu einem stärkeren 
Wettbewerb führen, was wiederum eine Erhöhung der Investitionen, Kapazitätssteigerungen und 
Kostensenkungen bedeuten wird. Der Zutritt unabhängiger Anbieter zum Exportkanal Gazproms 
ist eine Zwischenetappe auf dem Weg zu einem vollständig liberalisierten Gasmarkt. Die 
unabhängigen Produzenten haben mit der Möglichkeit, Flüssiggas direkt ins Ausland zu 
verkaufen, schon 2013 eines ihrer Ziele erreicht. Zudem besteht der Föderale Antimonopoldienst 
auch auf einer vollständigen Liberalisierung der Gasexportpipeline ohne jegliche 
Einschränkungen. Zu diesem Zweck ist geplant, einen Transporttarif einzuführen und den freien 
Zugang aller Teilnehmer zu Export-Auktionen zu gewährleisten. Dennoch kann eine 
Reorganisation von Gazprom nur mit Genehmigung des russischen Präsidenten erfolgen.498 Die 
Optimierung des Energiesektors soll auch die Schaffung günstiger Bedingungen für die 
Entwicklung kleiner und mittlerer unabhängiger Ölunternehmen beinhalten. Die Tätigkeit dieser 
Unternehmen bietet der heimischen Ölindustrie mehrere Vorteile. Sie sind in der Erschließung 
neuer Felder aktiv und leisten einen Beitrag zur rationalen Förderung und Nutzung von 
Energieressourcen, da sie an der Exploration deutlich kleinerer Felder als die vertikal integrierten 
Energieversorgungsunternehmen teilnehmen. Zudem schaffen sie ein Wettbewerbsumfeld, das 
Transparenz und eine hohe wirtschaftliche Tätigkeit gewährleistet. 499 Die Erfahrung anderer 
ressourcenreichen Länder zeigt, dass die unabhängigen kleinen und mittleren Ölunternehmen 
mehr als 40% der jährlichen Ölmenge produzieren, während diese an der Produktion der 
                                                          
497  Kil’zie, F.: Slabejuščee dostojanie: s čem svjazan upadok „Gazproma“, RBK, 06.04.2016, 
http://www.rbc.ru/opinions/economics/06/04/2016/5704d7b19a794767c200e9de  
498  RIA Novosti: V FAS prokommentirovali vozmožnost’ razdelenija “Gazproma”, 07.04.2016, 
https://ria.ru/economy/20160407/1404478832.html 
499 Energetičeskij centr Moskovskoj školy upravlenija Skolkovo: Rossijskie nezavisimye neftjanye kompanii: est’ li 
buduščee?, in: Neftegazovaja vertikal’, 11.03.2014, 
http://www.ngv.ru/analytics/rossiyskie_nezavisimye_neftyanye_kompanii_est_li_budushchee/ 
236 
 
russischen Unternehmen mit 3% beteiligt sind. Eine Stärkung der Rolle unabhängiger mittlerer 
und kleiner Ölunternehmen ist unter den russischen Bedingungen ohne einen neuen 
institutionellen Rahmen auf regionaler Ebene unmöglich. Dies erfordert die Übertragung einiger 
Befugnisse im Bereich der Ölexploration von der föderalen auf die regionale Ebene sowie die 
Schaffung von regionalen Kreditmärkten und Dienstleistungen für kleine und mittlere 
Unternehmen, die Einführung eines neuen Modells zur Anziehung von Investitionen und den 
Zugang zu Infrastruktur und suspendierten Projekten der Großunternehmen.500 
Das Aufkommen und die Einbeziehung neuer Akteure mit ihren je eigenen Präferenzen 
und Strategien werden neue institutionelle Rahmen der Wechselwirkung schaffen. Neue 
institutionelle Arrangements wiederum werden die Präferenzen und Einstellungen der Akteure 
und ihre Interaktionsformen beeinflussen. Eine höhere Zahl von Akteuren reduziert oder 
eliminiert völlig die wirtschaftliche Erpressung der wirtschaftlichen Elite und die Erhaltung ihrer 
Privilegien und Ausnahmeregelungen und unterstützt außerdem den wettbewerbsorientierten 
Energiemarkt in Russland.  
Der russische Energiesektor war der wichtigste Motor des russischen 
Wirtschaftswachstums und er erfüllt diese Rolle im aktuellen Jahrzehnt noch immer. Auf lange 
Sicht wird sein Beitrag zum BIP aber um etwa die Hälfte zurückgehen: von 31% im Jahr 2015 
auf 13% bis 17%. Die Energieressourcen werden trotz des Strebens der Energieunternehmen 
nach Produktionssteigerung nicht ausreichen, um ihre Rolle als wichtigster Wachstumsmotor zu 
sichern.501  
7.3.3.3 Institutioneller Kontext und Entwicklungsverlauf der Interdependenz 
Eine ausgewogene Wahrnehmung der kritischen Phase, ein änderungsorientiertes 
Handeln und absichtsvolle Pfadabweichungen bedingen die Abkehr von Lock-in-Effekten und 
eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung. Nichtsdestotrotz sind in Russland die Voraussetzungen 
für eine Umstellung von extraktiven auf inklusive politische Institutionen nicht vorhanden. In 
Anlehnung an die chinesische Wirtschaftsentwicklung wird vermutet, dass die institutionellen 
Arrangements in Russland auch durch eine Kombination aus extraktiven politischen und 
inklusiven wirtschaftlichen Institutionen geprägt werden. 
                                                          
500  Enikeev, Š.: Rossii nado razvivat’ malye neftjanye kompanii, in: Vedomosti, 20.08.2014, 
http://www.vedomosti.ru/opinion/articles/2014/08/20/pustite-v-neftyanku-malyshej. Siehe auch z.B.: Otchego 
zavisjat uspehi nezavisimyh. Interv’ju s Elenoi Korzun, in: Neftegazovaja vertikal‘, 2016, no. 19, 
http://www.ngv.ru/magazines/article/ot-chego-zavisyat-uspekhi-nezavisimykh/ 
501 Prognos razvitija energetiki mira i Rossii 2016. Institut energetičeskih issledovanij Rossijskoj akademii nauk. 
Analitičeskij centr pri pravitel’stve Rossijskoj Federacii, p. 172, https://www.eriras.ru/files/forecast_2016_rus.pdf 
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Die Transformation zu inklusiven wirtschaftlichen Institutionen korreliert mit 
technologischem Nachholbedarf. Die endogenen Herausforderungen des russischen 
Energiesektors hängen mit Gewährleistung der Energiesicherheit, Modernisierung der 
Infrastruktur, Steigerung der Energieeffizienz und der Erhöhung des Gewinnfaktors auf den 
traditionellen Feldern zusammen. Die exogenen Herausforderungen beruhen auf steigendem 
Wettbewerbsdruck durch das Aufkommen neuer Produzenten von fossilen Energieressourcen, 
auf einem ausgereiften kohlenstofffreien Wirtschaftsmodell und der Notwendigkeit der 
Sicherung und Ausweitung der Marktanteile auf den internationalen Energiemärkten. Nowak 
und Boczek weisen zum Beispiel darauf hin, dass es Russland schwer fallen wird, seinen 
derzeitigen Anteil von fast 20% am weltweiten Erdgasmarkt aufrechtzuerhalten, ohne neue 
Technologien einzuführen, die die Versorgung mit Gas erheblich verbessern und neue 
Exportrichtungen erschließen könnten. Um künftig einen Machtstatus als Gasproduzent zu haben 
und seinen geopolitischen Einfluss in der Welt über den Gashandel aufrechtzuerhalten, ist 
Russland gezwungen, Maßnahmen zu ergreifen, um unkonventionelles Gas in sein Portfolio 
aufzunehmen.502 Um mit diesen Herausforderungen angemessen umzugehen, soll der russische 
Energiesektor eine treibende Rolle für das Wirtschaftswachstum spielen. Zahlreiche Studien 
deuten darauf hin, dass „countries grew by effectively exploiting an international pool of existing 
technologies available from leaders. This was not done through a simple ‘borrowing’ or purchase 
of ready-made solutions but through an active effort by latecomer enterprises to master various 
elements of technology”. 503  Die Länder, die über einen längeren Zeitraum erfolgreich 
angewachsen sind, schafften es laut Radošević in der Regel, technologisches Wissen in Sektoren 
zu akkumulieren, die als Hauptmotoren des Wirtschaftswachstums gelten. Technologische 
Fähigkeiten sind für Wirtschaftsleistung zwar notwendig, sie sind jedoch keine hinreichende 
Voraussetzung für Wachstum. Die Einfuhr von Technologien und autonomen 
Innovationsbemühungen sind keine Alternativen, sondern Ergänzungen. Wenn eine 
schöpferische Zerstörung durch extraktive politische Institutionen eingeschränkt wird und 
Humankapital und Governance-Regime, Regimetyp und -stabilität 504  negativ korrelieren, ist 
Wirtschaftswachstum nicht nachhaltig. Das durch nachholende Technologieentwicklung 
generierte Wachstum wird aus Sicht der politischen Elite Russlands aber ausreichend sein, um 
den Machterhalt und die Dauerhaftigkeit des Regimes zu sichern. 
                                                          
502 Nowak, Z. / Boczek, S.: Will Equals Way: Unconventional Gas in Russia, Bulletin PISM, no. 61 (793), 17 June 
2015, http://www.pism.pl/files/?id_plik=20015 
503  Radošević, S.: International Technology Transfer and Catch Up in Economic Development, Edward Elgar 
Publishing: Cheltenham, UK, 1999, p.3. 
504 Klomp, J. / de Haan, J.: Political Regime and Human Capital: A Cross-Country Analysis, in: Social Indicators 
Research, 2013 (vol. 111), no. 1, pp. 45-73. 
238 
 
Die institutionelle Entwicklungsdynamik des Energiedialoges impliziert veränderte 
Kooperationsinstitutionen hinsichtlich von deren Verfahrensweisen zur Erfüllung ihrer 
Funktionen. Institutioneller Wandel in Form institutioneller Reformen betont die Neuordnung 
und Umgestaltung von Kooperationsmechanismen. Homogene energiepolitische Ziele und 
Instrumente der EU-Mitgliedstaaten und eine kooperationsfördernde Strategie Russlands 
ermöglichen die Verknüpfung eines Abkommens und eines Freihandelsabkommens im Bereich 
Forschung und Entwicklung. Der Abschluss eines rechtsverbindlichen Abkommens fördert zwar 
die Dominanz der Win-Win-Logik in der energiepolitischen Wechselwirkung zwischen beiden 
Akteuren und minimiert die Defektionsstrategie Russlands und seine kurzsichtige 
Nutzenkalkulation. Die Umorientierung der EU zu einer nachhaltigen kohlenstoffarmen und 
umweltfreundlichen Wirtschaft und die Beibehaltung des fossilen Geschäftsmodells reduzieren 
jedoch die Intensität des Energiedialoges. Transformationsprozesse in Richtung inklusiver 
wirtschaftlicher Institutionen können aber vertiefte Kooperation in anderen Wirtschaftsbereichen 
voraussetzen.
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Kapitel VIII. Vergleichende Analyse der Szenarien und abschließende Diskussion 
 Dieses Kapitel entwirft einen kurzen Überblick über das Untersuchungskonzept, 
vergleicht die konstruierten Szenarien und gibt einen Ausblick auf zukünftige Forschungen.  
Die vorliegende Arbeit thematisiert die europäisch-russischen 
Interdependenzbeziehungen im Energiebereich. Russland ist einer der größten Energielieferanten 
Europas. Die EU stellt den kaufkräftigsten Absatzmarkt für Öl- und Gaslieferungen dar, welche 
große Teile des russischen Haushalts ausmachen. Energiekooperation findet jedoch meist nur in 
geringem Umfang statt und ist vom Konflikt/Kooperations-Nexus geprägt. Trotz vorhandener 
Voraussetzungen für eine gegenseitig vorteilhafte Energiezusammenarbeit sind die Akteure in 
einem Kooperationsdilemma gefangen, das von der Wechselwirkung zwischen kooperativer 
Strategie, Gewinnmaximierung, Konflikten, Konkurrenz und Nullsummenspiel gekennzeichnet 
ist. Im Gegensatz zu einer Reihe der vorhandenen wissenschaftlichen Literatur, die sich 
vorwiegend auf das Management und auf Strategien zur Verringerung der gegenseitigen 
Abhängigkeiten konzentriert, thematisiert die vorliegende Untersuchung die Überwindung des 
Antagonismus zwischen Produzenten und Importländern. Dabei wird auch die Frage 
berücksichtigt, wovon die zukünftige Qualität der Beziehungen abhängt und unter welchen 
Bedingungen die Akteure die Komplementarität und Konvergenz ihrer Energieinteressen zum 
Ausbau einer tiefergehenden Kooperation nutzen können. 
 Mithilfe des akteurzentrierten Institutionalismus und des interdependenztheoretischen 
Ansatzes werden Konstellationen zu kooperationsbedingtem Verhalten, Zielen und Motivationen 
zusammenwirkender Handlungsweisen zwischen Akteuren analysiert. Diese theoretische 
Fundierung ermöglicht es, zweckrationale und iterierte Kooperationsprozesse, ihre 
Institutionalisierung und ihre Akteurs-Institutions-Beziehung zu erforschen. Dem 
Interdependenz-Ansatz liegt die Annahme zugrunde, dass Akteure nach Möglichkeiten und 
Bedingungen für beidseitige Gewinne durch internationale Kooperation suchen und diese zu 
optimieren versuchen. Aus Sicht des akteurzentrierten Institutionalismus beeinflussen 
Institutionen Präferenzen, Wahrnehmungen und Interaktionsorientierungen der Akteure. 
Akteurskonstellationen können kooperativ oder konfligierend sein. Institutionen werden als 
abhängige wie als unabhängige Variable betrachtet. Sie restringieren den Handlungskontext der 
Akteure und können durch das Handeln der Akteure absichtsvoll verändert werden. Neue 
(externe) Herausforderungen haben eine transformierende Wirkung auf Präferenzen und 
Konstellationen der Akteure. Auf dieser Grundlage wird die Theorie des institutionellen 
Wandels in den Mittelpunkt gerückt. Das institutionelle Ergebnis ist von der jeweiligen 
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institutionellen Struktur abhängig, die inklusiv oder extraktiv sein kann. Demzufolge ist zu 
erwarten, dass die Wahrnehmungen von Akteuren in inklusiven und extraktiven Institutionen, 
ihre Politikformulierungen und ihre Antworten auf Herausforderungen unterschieden werden. 
Unter neuen Umständen kann sich das Verhalten der Akteure auf eine Neuformulierung der 
endogenen Institutionen ausrichten. In diesem Zusammenhang transformieren sich auch die 
Kooperationskonstellationen. Daraus wird ersichtlich, dass endogene institutionelle 
Arrangements internationale Kooperation begünstigen oder erschweren können. Das Einwirken 
externer Herausforderungen und die daraus resultierenden institutionellen Ergebnisse 
verdeutlichen die Rolle der pfadabhängigen Prozesse. Institutioneller Wandel wird von 
bestimmten Interessenlagen der Akteure angetrieben, die von einer Veränderung oder von einer 
Verfestigung und Adaption des bestehenden Pfades profitieren würden.  
Die Arbeit lehnt sich methodisch an die Szenario-Technik an, die es erlaubt, die 
Auswirkungen neuer Herausforderungen und endogener Veränderungen auf Einstellungen und 
Präferenzen in Bezug auf Energiekooperation zu untersuchen. Die Szenariokonstruktion hilft, 
den Raum zukünftiger Entwicklungen für Zusammenarbeit und mögliche Lösungen des 
Kooperationsdilemmas zu beschreiben. Die Szenarien sind nicht mit Prognosen gleichzusetzen. 
Man stützt sich auf die Szenario-Methode, um mögliche zukünftige Entwicklungen aufzuspüren 
und zusammenhängend darzustellen. Die Szenarien sind eine wissenschaftlich angeleitete 
Vorausschau zum Energiedialog zwischen Russland und der EU bis zum Jahr 2040 und tragen 
dazu bei, auf Situationen, Trends und nichtlineare Wirkungszusammenhänge aufmerksam zu 
machen. Mit der Szenariokonstruktion verfolgt man somit nicht das Ziel, präzise Prognosen zu 
machen oder die Zukunft genau vorauszusagen. Nach der Logik der Szenario-Technik ist es 
zuerst erforderlich, eine Problem- und Einflussanalyse durchzuführen, die der Identifizierung 
von Einflussfaktoren und ihrer möglichen Ausprägungen dient. Durch die Kombinationen der 
verschiedenen Ausprägungen der Faktoren, die in Form einer CI-Matrix dargestellt werden, 
entstehen mögliche Entwicklungsperspektiven der europäisch-russischen Energiekooperation. 
Die Problem- und Einflussanalyse, die im ersten Teil der vorliegenden Arbeit vorgenommen 
wurde, hat die folgenden Resultate ergeben. 
Die europäischen Akteure agieren in einem inklusiven institutionellen Umfeld, das 
Wettbewerbsfähigkeit und Liberalisierung betont. Zudem kann eine sich verändernde 
Akteursstruktur beobachtet werden, die auf die verstärkte Rolle der supranationalen Institutionen 
zurückgeht. Die extraktiven Institutionen konstituieren eine kurzsichtige Energiepolitik der 
russischen Akteure mit dem Fokus auf Machterhalt und einer Verteilung von Ressourcenrenten 
unter der politischen und wirtschaftlichen Spitzenelite. Die Wechselwirkung zwischen der EU 
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und Russland und ihren verschiedenen (inklusiven/extraktiven) Institutionen findet im Rahmen 
des Kooperationsdilemmas statt, das einen relativ großen Spielraum für einseitiges egoistisches 
Handeln und individuelle Nutzenmaximierung bietet. Die im Jahr 2000 in Form des 
Energiedialoges institutionalisierte Energiezusammenarbeit enthält keine rechtsverbindlichen 
Normen und Regeln und keine Sanktionsmechanismen. Eine fehlende rechtsverbindliche Basis 
und eine mangelnde Institutionalisierung erhöhen die Transaktionskosten und verringern die 
Wirksamkeit der Kooperation. Die 2014 gegen Russland verhängten Wirtschaftssanktionen und 
die vorübergehend eingefrorene Wechselwirkung im Rahmen des Energiedialoges haben die 
Kooperationskanäle eingeschränkt. Es darf auch nicht unerwähnt bleiben, dass der vorliegenden 
Arbeit ein breites Institutionsverständnis zugrunde liegt. Kooperation wird nicht nur als 
Institution mit verankerten Normen, Prinzipien und Verfahren, sondern auch als Regeln eines 
Spiels verstanden. Die bestehende Interdependenz resultiert aus vorhandener 
Transportinfrastruktur, geografischer Nähe, langfristigen Verträgen und der zunehmenden 
Erschöpfung der Rohstoffvorräte in Europa. Da der Energiedialog lediglich ein Politiknetzwerk 
mit prozeduralen Normen und Regeln ist, sind die Akteure anfällig für sich aus negativer 
Interdependenz ergebende Effekte. Die Wahrnehmung der eigenen Interdependenz-
Empfindlichkeit und -Verwundbarkeit treibt die Akteure dazu, ihren Abhängigkeitsgrad 
voneinander zu reduzieren. Mangelndes Vertrauen, fehlende Rechtsverbindlichkeit und 
Sanktionsmechanismen sowie Defektionsstrategien beeinflussen Veränderungen der 
Konstellationen und Präferenzordnungen von Akteuren. Die laufende institutionelle 
Veränderung der EU-Gasmärkte, ein veränderter EU-Energiemix und Unsicherheit über 
zukünftige europäische Energie-Governance-Strukturen rücken Fragen nach der Gestaltung von 
Kooperation in den Mittelpunkt. Das sich wandelnde Umfeld der Zusammenarbeit zeigt sich 
auch an den Entwicklungen auf den weltweiten Energiemärkten (niedrige Energiepreise, 
Aufkommen neuer internationaler Akteure) und an der transformierenden Wirkung der 
hochmodernen Energietechnologien (erneuerbare Energie, innovative Techniken zur Förderung 
fossiler Energieträger). In Form der Szenarien lassen sich mögliche Zukunftsbilder der 
europäisch-russischen Energiebeziehungen beschreiben.  
Das erste Szenario verdeutlicht eine verstärkte nachhaltige Entwicklung innerhalb der EU 
und beschreibt eine Zukunft, in der Investitionen und Innovationen in nachhaltige 
Energietechnologien stark betont werden. Die rasche Einführung neuer effizienter hochmoderner 
Technologien verursacht einen hohen Selbstversorgungsgrad der EU, wobei Russland weiterhin 
auf fossile Versorgung und Exporte angewiesen ist. Ein hoher Anteil nicht-fossiler Energieträger 
am EU-Energiemix und ein bewusst auf eine Reduzierung der Abhängigkeiten ausgerichtetes 
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Handeln der europäischen Akteure begünstigen den Entwicklungsprozess eines neuen Pfades in 
den Energiebeziehungen. Unterschiedliche Energieentwicklungspfade erschweren eine 
tiefergehende Kooperation zwischen der EU und Russland im Rahmen des Energiedialoges und 
eine rechtsverbindliche Institutionalisierung dieser Kooperation. 
Das zweite Szenario setzt einen starken Einfluss der Faktoren voraus, die zu einer 
Verfestigung des Entwicklungspfads führen. Dabei geht es auch vom Wandel eines bestehenden 
Entwicklungspfades und einem schrittweisen Anpassungsprozess aus, auf dem die Akteure die 
Bestandteile des ursprünglichen Pfades angesichts des veränderten Milieus stufenweise 
transformieren.  
Das dritte Szenario dient zur Konstruktion einer wünschbaren künftigen Situation. Es 
wurde ausgehend von Wunschvorstellungen generiert, die auf die Konstruktion einer Win-Win-
Situation zwischen der EU und Russland im Energiebereich und auf eine kooperationsfördernde 
institutionelle Leistung des Energiedialoges ausgerichtet sind. Auf die Generierung und 
Darstellung eines Szenarios mittels Einprägung mehrerer Deskriptoren, das die perfekten 
Entwicklungsperspektiven der Energiebeziehungen präsentiert, wurde in der vorliegenden Arbeit 
bewusst verzichtet. Das so genannte wünschbare Szenario zeigt somit nicht eine ideale 
(utopische) Vorstellung von einer möglichen Zukunft, sondern hebt hervor, unter welchen 
Bedingungen und Voraussetzungen und bei einem wie gearteten Zusammenwirken der 
Einflussfaktoren Veränderungen zum Besseren ihren Anfang nehmen können. 
Im Einzelnen liefert die vergleichende Analyse der Szenarien folgende Befunde: Die 
Zukunftsbilder machen das sich wandelnde Verständnis von Energiekooperation sichtbar. Eine 
besondere Rolle spielen dabei die Entwicklung der EE-Technologien und des steigenden Anteils 
erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch in den (ehemaligen) energieabhängigen EU-
Ländern. Die Wahrnehmung der eigenen Identität als Öl- und Gas-Abnehmerländer verändert 
sich und die EU-Mitgliedstaaten begreifen die Notwendigkeit der Selbstversorgung und ihre 
neue Rolle als Produzenten erneuerbarer Energien. Das ausgereifte Konzept der „Green 
Economy“ und das Energiewende-Geschäftsmodell konkurrieren mit dem fossilen 
Geschäftsmodell. Durch die Entwicklung innovativer Energietechnologien und ein ausreichendes 
Angebot an (nicht-)konventionellem Öl und Gas haben sich die Machtkonstellationen zwischen 
Produzenten und Importländern verschoben. Der Energiemarkt hat sich vom Verkäufer- zum 
Käufermarkt gewandelt. Diese Tendenzen sind in allen Szenarien vorhanden, wobei Szenario I 
die Trends zu einem veränderten Kooperationsverständnis besonders deutlich macht. Aufgrund 
der niedrigen Öl- und Gaspreise und durch den Carbon Lock-in verlangsamt sich die 
Transformation in eine post-fossile Gesellschaft. Wie in Szenario II hervorgehoben wurde, wird 
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die Energietransition nicht in Frage gestellt. Hier geht es eher darum, wieviel Zeit für eine 
Überwindung der Lock-in-Situation notwendig ist. 
Der Szenarienvergleich vermittelt Erkenntnisse darüber, dass die Energieinterdependenz 
eine unzureichende Erklärungsvariable für kooperationsfördernde Energiepolitik ist. Der 
interdependenztheoretische Ansatz geht davon aus, dass die rational handelnden Akteure eine 
dauerhafte institutionalisierte Kooperation errichten, um gegenseitige Abhängigkeiten zum 
eigenen Vorteil zu wenden und Unsicherheiten über die Defektionsstrategien anderer Staaten 
durch verbindliche Regeln und vereinbarte Sanktionsmechanismen zu minimieren. 
Interdependente Beziehungen schließen Verteilungskonflikte nicht aus. Institutionalisierte 
Kooperation eröffnet Möglichkeiten, Streitfragen über Regeln zu lösen. Zunehmende 
Interdependenz verschiebt Konflikte in die Gremien von Verhandlungssystemen. 505  Die 
Szenarien verdeutlichen, dass Interdependenz allein nicht die Etablierung eines 
Kooperationsregimes begünstigt. Das Begreifen von gegenseitiger Abhängigkeit und des 
Kooperationsdilemmas führt nicht zwingend dazu, dass die Akteure Vorteile aus dem Wohlstand 
des Partners ziehen wollen. In Szenario I wie auch in Szenario II machen sich negative 
gegenseitige Abhängigkeiten bemerkbar. Beide Akteure versuchen, ihre Im- und Exportwege zu 
diversifizieren. Die EU verfolgt die Strategie, eine neue Marktnische für regenerative Energien 
zu besetzen und neue Problemlösungen für Klimawandel und Umweltschutz zu vermarkten. 
Russland hält weiterhin am fossilen Geschäftsmodell fest und hat seine Exportlieferungen 
umorientiert und in auf die Asien-Pazifik-Region ausgerichtet. Die Differenzen zwischen dem 
europäischen Wirtschaftsmodell und seinem starken Fokus auf innovativen Energietechnologien 
und der ressourcenorientierten Ökonomie Russlands führen zu verschiedenen energiepolitischen 
Pfaden. Wettbewerbsinteressen um Marktanteile und widersprüchliche energiepolitische 
Orientierungen verringern den Grad der Interdependenz und die Intensität der 
Handelsbeziehungen. Die niedrige und sinkende Dynamik der gegenseitigen Abhängigkeit in 
Szenario II bedingt die Substitution der russischen Lieferungen durch Lieferungen aus anderen 
Regionen. Das resultiert aus der Verschlechterung des Investitionsklimas und der passiven 
wirtschaftlichen Anpassung in Russland in Zeiten niedriger Preise und einer neuen Normalität.  
Inkonsistente Leistungen in den interdependenten Energiebeziehungen liefern wichtige 
Erkenntnisse zur Rolle extraktiver und inklusiver Institutionen für strategische Entscheidungen 
der Akteure. Inländische institutionelle Ergebnisse spielen eine wichtige Rolle für verschiedene 
Prozesse der internationalen Institutionalisierung. Inkompatibilität mit inländischen Institutionen 
                                                          
505 Auth, G.: Theorien der Internationalen Beziehungen kompakt: Die wichtigsten Theorien auf einen Blick. De 
Gruyter, Oldenbourg, 2015, S.101. 
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kann negative Interdependenz fördern, Kooperationsarrangements hemmen und eine 
internationale Institutionalisierung gefährden. Darüber hinaus werden negative Interdependenz 
und Bemühungen um Diversifizierung durch die Auswirkungen endogener institutioneller 
Arrangements befördert, die Kooperationskonstellationen behindern. 
Unterschiedliche institutionelle Arrangements können verschiedene Arten von 
Wirtschaftsleistung erzeugen. Extraktive Institutionen verfügen über eine niedrigere 
Adaptionsfähigkeit und eine geringe Flexibilität gegenüber inklusiven Institutionen. In Szenario 
I haben Marktbereinigungsprozesse und der Aufschwung eines neuen Superzyklus die 
Wirkmechanismen des Ressourcenfluchs auf die extraktiven russischen Institutionen und die 
Rohstoffspezialisierung Russlands auf dem Weltmarkt verstärkt. Die herrschende Elite 
akkumuliert weiterhin Ressourcenrenten und wehrt sich gegen jegliche institutionelle Reformen. 
Die kurzsichtige Verwendung von Ressourcenrenten und der kurzfristige Horizont ihrer Politik 
wirken negativ auf das Investitionsklima. Ressourcennationalismus legt ausländischen 
Investoren Hindernisse in den Weg. Szenario II verdeutlicht die Inflexibilität und geringe 
Anpassungsfähigkeit der extraktiven Wirtschaft gegenüber exogenen Schocks und sich 
verändernden Situationen. So haben russische Akteure die neue Normalität mit ihren stabilen 
und niedrigen Energiepreisen als zeitweilige konjunkturelle Schwankungen wahrgenommen. Die 
Transaktionskosten eines Pfadwechsels (z. B. Diversifikation der Wirtschaft) sind höher als die 
Vorteile eines Übergangs, da dieser Unsicherheiten mit sich bringt. Die Transformation 
extraktiver politischer und wirtschaftlicher Institutionen führt zur Neuverteilung oder 
Reduzierung von Ressourcenrenten und zu einer Machtverschiebung zugunsten anderer Akteure. 
Die verzögerte Umsetzung der Reformen und die Auswirkung jeglicher Veränderungen werden 
erst am Ende des Betrachtungszeitraums ersichtlich. Die Opportunitätskosten in extraktiven 
Institutionen sind hoch. Die Verfestigung der bestehenden extraktiven Wirtschaftsordnung und 
der Widerstand gegen Reformen gehen häufig auf das Problem „Kompetenz vs. Loyalität“ 
zurück. Im schnell wachsenden LNG-Bereich vorhandene Möglichkeiten wurden von Russland 
beispielweise nicht wahrgenommen. Die Chance, in einem früheren Stadium eine 
Schlüsselposition und einen Marktanteil zu sichern, wurde versäumt. Das institutionelle Ergebnis 
extraktiver Institutionen wirkt sich somit hemmend auf eine internationale rechtsverbindliche 
Institutionalisierung aus.  
Alle drei Szenarien unterstreichen schöpferische Zerstörung, die Schaffung eines 
nachhaltigen Entwicklungspfades und die Kapitalisierung neuer Ideen in inklusiven 
Institutionen. Die Szenarien betonen nachdrücklich die Auswirkungen inklusiver Institutionen 
auf das Verhalten von Akteuren und deren energiepolitische Orientierungen. Dabei wird 
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hervorgehoben, dass das institutionelle Ergebnis nicht von Interaktionsformen abhängig ist. Die 
Konsolidierung der EU-Energiepolitik in Szenario I wird durch eine hierarchische Steuerung 
durch die EU-Kommission gewährleistet. Anders als Szenario I thematisiert Szenario II die Rolle 
der neuen Governance-Formen (partizipatorische/regionale Governance, öffentlich-private 
Partnerschaften, städtische Politikgestaltung) und der neuen dezentralisierten Akteure. Szenario 
III unterscheidet sich von den anderen Szenarien durch einen intergouvernementalen Bottom-up-
Prozess, der auf eine Angleichung der mitgliedsstaatlichen Energiepolitik ausgerichtet ist. Somit 
ist zu schlussfolgern, dass inklusive Institutionen ungeachtet ihrer jeweiligen Interaktionsformen 
die Vorherrschaft von ökonomischer Logik und Marktkräften implizieren. 
Hieraus ergibt sich die weitere Erkenntnis der vorliegenden Arbeit, dass extraktive 
Institutionen, die inklusiven Institutionen stärker ähneln, bei der Zusammenarbeit erfolgreicher 
sein sollen. Szenario III verweist auf institutionelle Transformationsprozesse im russischen 
Energiesektor und die entsprechenden wirtschaftlichen Adaptionsstrategien. Der Ölpreisverfall 
nach dem Ende des Rohstoffzyklus 2014/2015 wurde von politischen und wirtschaftlichen Eliten 
als „Gelegenheitsfenster“ wahrgenommen. Das hat den Übergang zu einem neuen 
Wirtschaftsregime ermöglicht. Die umgesetzten institutionellen Reformen umfassen 
Bemühungen um ein günstiges Investitionsklima und einen erhöhten Wettbewerb durch 
Korruptionsbekämpfung, Abbau übertriebener Bürokratie und effektive Regulierungen. Diese 
Maßnahmen entsprechen den Eigenheiten und der Logik der inklusiven Institutionen. Die 
institutionelle Entwicklungsdynamik wirkt sich fördernd auf eine Lösung des 
Kooperationsdilemmas aus. Die Auflösung dieses Dilemmas bedeutet zunächst die Festlegung 
auf eine kooperative kollektive Strategie, die für alle vorteilhaft ist. Danach werden 
Sanktionsmechanismen vereinbart, die bewirken, dass niemand ein Interesse daran hat, von der 
kooperativen Strategie abzuweichen. Da die Transformation zu inklusiven wirtschaftlichen 
Institutionen mit technologischem Nachhalbedarf korreliert, können eine Etablierung des 
Kooperationsregimes und der Abschluss eines rechtsverbindlichen Freihandelsabkommens im 
Bereich Forschung und Entwicklung erreicht werden. Die europäischen Länder werden zu 
Ausrüstungs- und Technologielieferanten und zu Kapitalexporteuren. Die russischen Öl- und 
Gasfelder werden zur Erschließung durch europäische Firmen freigegeben (die EU-Länder sind 
auf fossile Rohstoffe angewiesen, weil Erdgas einer der wichtigsten Energieträger beim 
Übergang zu erneuerbaren Energien ist). Die Sanktionen (materiellrechtliche Haftungsnormen; 
Unterbrechung der Handelsbeziehungen; Ein- und Ausfuhrverbot bestimmter Güter; 
Kapitaltransferverbote usw.) sind wirkungsvoll, da die Kosten für opportunistisches Verhalten 
hoch sind und ein Abbruch der Kooperationsbeziehungen langfristige Folgen (Verlust 
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zukünftiger Kooperationserträge) haben würde. Die Entstehung eines rechtsverbindlichen 
Kooperationsregimes hängt auch damit zusammen, dass die Akteure Zugang zu anderen 
Absatzmärkten haben (im Fall Russlands) und die Entwicklung der nachhaltigen 
kohlenstoffarmen Wirtschaft (im Fall der EU) gesichert ist.  
Aus den Ausführungen in Szenario III geht hervor, dass die Voraussetzungen für eine 
Umstellung von extraktiven politischen auf inklusive politische Institutionen in Russland nicht 
gegeben sind. Die treibende Kraft hinter der Transformation in Richtung inklusiver 
wirtschaftlicher Institutionen ist die nach Machterhalt und einem Überleben des gegenwärtigen 
politischen Regimes. Obwohl Szenario III die Prozesse der selektiven Liberalisierung 
hervorhebt, sollte mögliche zukünftige Forschung sich auf das Konzept des autoritären Lernens 
konzentrieren und die Erkenntnisse über ein autoritäres Upgrade in Russland, insbesondere im 
Energiesektor, vertiefen.  
Die erneuerte Widerstandsfähigkeit autoritärer Regime zeigt sich zunehmend in der Form 
autoritären Lernens. 506  Autoritäre Regime übernehmen ad hoc die liberaldemokratischen 
Institutionen, um eine Fassade der Legitimität für ihre eigenmächtige Herrschaft zu haben.507 Die 
prägenden Elemente der autoritären Modernisierung sind: (1) Appropriating and containing civil 
societies; (2) Managing political contestation; (3) Capturing the benefits of selective economic 
reforms; (4) Controlling new communications technologies; (5) Diversifying international 
linkages. 508  Die selektive Liberalisierung spiegelt die breitere Dynamik der autoritären 
Modernisierung wider. Die politische und die wirtschaftliche Elite nutzen ihre politischen 
Privilegien, um sich die durch die wirtschaftlichen Öffnungen entstandenen Ressourcen 
anzueignen. Sie verwenden den Zugang zu wirtschaftlichen Möglichkeiten als politische 
Ressource, die es ihnen ermöglicht, Freunde zu belohnen und Gegner zu bestrafen. Selektive 
Wirtschaftsreformen erzeugen „the essential economic resources upon which processes of 
authoritarian upgrading depend. They also provide the basis for expanding the social coalitions 
that help to stabilize regimes politically, providing incentives that bind private sector actors to 
élite counterparts in government and the bureaucracy”.509 
Im Energiesektor könnte eine Übernahme bewährter Verfahren relevant sein. Das von 
Saudi-Arabien erarbeitete Programm „Saudi Vision 2030“ zielt auf eine Verringerung der 
Ölabhängigkeit und eine Diversifizierung der Wirtschaft in einer Welt niedriger Ölpreise ab. Die 
                                                          
506 Hall, S.G.F. / Ambrosio, T.: Authoritarian learning: a conceptual overview, in: East European Politics, 2017 
(vol.33), no. 2, pp. 143-161. 
507 Levitsky, S. / Way. L.A.: Competitive authoritarianism: Hybrid regimes after the cold war. Cambridge University 
Press, 2010. 
508 Heydemann, S.: Upgrading authoritarianism in the Arab world. Saban Center for Middle East Policy at the 
Brookings Institution, 2007, p. 5. 
509 Ibid, p. 15. 
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geplanten Maßnahmen beziehen sich unter anderem auf eine Aufhebung der Subventionen für 
Gas und Elektrizität und auf die Privatisierung einer kleinen Beteiligung an der staatlichen 
Ölgesellschaft Saudi Aramco. 
Ein weiterer zukünftiger Forschungsansatz sollte den institutionellen Wandel und die 
Entstehung inklusiver politischer Institutionen in Russland eingehender untersuchen. Da der 
Deskriptor „Energieressourcen und politische Institutionen Russlands“ zur Einprägung gewählt 
wurde, stellt sich die Frage nach Wirkmechanismen bei der Umorientierung zu inklusiven 
politischen Institutionen. Acemoglu und Robinson stellen den Begriff „Tugendkreis“ (virtuous 
circle) in den Mittelpunkt ihrer Untersuchung des langsamen und inkrementellen Pfades zu 
inklusiven Institutionen. Die Feedbackschleife kommt durch drei Mechanismen zustande: (1) 
Festigung der Rechtstaatlichkeit. Die Logik pluralistischer politischer Institutionen erschwert die 
Machtübernahme durch einen Diktator deutlich. Im Pluralismus ist auch die Idee der 
Rechtsstaatlichkeit verankert, die stärkerer Beteiligung am politischen Prozess und stärkerer 
Inklusion den Weg ebnet. (2) Beseitigung der ungeheuerlichen extraktiven Beziehungen. 
Inklusive politische Institutionen unterstützen inklusive wirtschaftliche Institutionen, welche die 
ungeheuerlichsten Wirtschaftsbeziehungen beseitigt haben, und werden von ihnen unterstützt. 
(3) Verbesserung des freien Informationsflusses, so dass Einzelpersonen sich leichter gegen 
Drohungen wehren und zugunsten von Inklusivität mobilisieren können. 510  Die Frage des 
Übergangs steht auch für North, Wallis und Weingast im Vordergrund. Im Wesentlichen sollen 
drei Bedingungen erfüllt sein: (1) the application of the rule of law to the elites; 2) the creation of 
perpetually lived elite organizations in both the public and private spheres; and 3) consolidated 
political control over the military.511 
Der institutionelle Wandel zu inklusiven politischen Institutionen kann Lock-in-
Situationen nicht vermeiden. Die autoritären Herrscher lassen sich auf wirtschaftliche Reformen 
ein, die der Logik des sogenannten partiellen Reformgleichgewichts folgen, wobei die neuen 
Gewinner weitere Reformen blockieren, die ihre anfänglichen Gewinne bedrohen können.512 Die 
Auswirkungen der wirtschaftlichen Entwicklung sind am stärksten mittelfristig spürbar. Ihr 
Eigeninteresse am Machterhalt bewegt Diktatoren dazu, graduelle Veränderungen in Wirtschaft 
und Gesellschaft umzusetzen, die schließlich zu einer Demokratisierung führen. In den sich 
modernisierenden Autokratien gibt es ein breites Spektrum von neuen Führungspersönlichkeiten 
                                                          
510 Acemoglu, D. / Robinson, J. A.: Why Nations Fail: The Origins of Power, Prosperity and Poverty. New York: 
The Crown Publishing Group, 2012, p.332-334. 
511 North, D.C. / Wallis, J.J. / Weingast, B.R.: Violence and the Rise of Open-Access Orders, in: Journal of 
Democracy, 2009 (vol.20), no. 1, pp. 55-68, here p. 64. 
512 Hellman, J.S.: Winners Take All: The Politics of Partial Reform in Postcommunist Transition, in: World Politics, 
1998 (vol.50), no. 2, pp. 203-234. 
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mit Hochschulbildung und relativ liberalen Werten. Diese Führungskräfte setzen die Reformen 
um und verlieren dann oft die Macht im Zuge der freien Wahlen, die sie eingeführt haben.513 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Blick auf das Konzept des autoritären 
Lernens und der Wirkmechanismen der Transition zu inklusiven politischen Institutionen die 
Debatten über die Kooperationsbeziehungen zwischen der EU und Russland bereichern kann. 
                                                          
513  Treisman, D.: Income, Democracy, and Leader Turnover, in: American Journal of Political Science, 2015 
(vol.59), no. 4, pp. 927-942. 
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Appendix: Survey on the development of the Energy Dialogue between Russia and the EU 
1. If we assume that the EU develops a coordinated approach toward Russia among its member 
states, what influence would this have on the conclusion of the new EU-Russia Partnership 
Agreement, which would include mutually agreed rules for energy investment, trade, and transit? 
2. If we assume that the Russo-European energy relations are characterized by coexisting 
patterns of cooperation and conflict, what influence does the incoherence of the EU’s external 
energy policy have on the persistence of this state of affairs? 
3. If we assume that Russia has a balanced orientation of its energy policy towards the West and 
the Asia-Pacific region, what influence does this strategy have on the conclusion of the new EU-
Russia Partnership Agreement? 
4. If we assume that Russia affirms a Europe-oriented energy policy, what influence does this 
have on the conclusion of the new EU-Russia Partnership Agreement? 
5. If we assume that Russia focuses its external energy policy on the Asia-Pacific region, what 
influence does this strategy have on the conclusion of the new EU-Russia Partnership 
Agreement? 
6. If we assume that the EU completes an internal gas market liberalization, what influence does 
this have on creating the conditions for effective negotiations on the new EU-Russia Partnership 
Agreement? 
7. If we assume that the EU gas market will be reformed taking Russia’s interests into 
consideration (compromise), what influence does this strategy have on conclusion of the new 
EU-Russia Partnership Agreement? 
8. What influence do high oil and gas prices (above $100/barrel) have on creating a common 
European external energy policy? 
If we assume that high oil and gas prices (above $100/barrel) increase pressure on the EU, what 
influence does this have on creating a common European external energy policy? 
9. What influence do low oil and gas prices (below $50/barrel) have on further pursuit of a 
common European external energy policy? 
10. If we assume that oil and gas prices of $50-100/barrel are the acceptable prices for European 
consumers, what influence does this have on the incoherence of the EU’s external energy policy? 
What influence do moderate oil and gas prices ($50-100/barrel) have on the incoherence of the 
EU’s external energy policy? 
11. What influence do mutually agreed rules on energy investment, trade, and transit between the 
EU and Russia have on the improvement of the investment climate in Russia? 
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12. If we assume that the Russo-European energy relations are characterized by coexisting 
patterns of cooperation and conflict, what influence does this have on deterioration of investment 
climate in Russia? 
13. If we assume that the EU gas market will be liberalized in a process of mutual adjustment 
with Russia, what influence does this have on improvement of investment climate in Russia? 
14. If we assume that the Russia’s political institutions (rules of law, independent justice system, 
etc.) will be improved, what influence does this have on the improvement to the investment 
climate in Russia? 
15. If we assume that the EU develops a coherent response to the new energy challenges, what 
influence does this fact have on the promotion of renewable energy? 
16. What influence does incoherence of the EU’s energy policy have on the promotion of 
renewable energy? 
17. What influence does the increased fossil fuel consumption have on the promotion of 
renewable energy? 
18. What influence do high oil and gas prices (above $100/barrel) have on the promotion of 
renewable energy? 
19. If we assume that the EU will vigorously promote shale gas exploration, what influence does 
this policy have on the further promotion of renewable energy? 
20. What influence do high oil and gas prices (above $100/barrel) have on the fossil fuel 
consumption? 
21. What influence would a common EU energy policy have on the promotion of shale gas 
exploration? 
22. What influence do high oil prices (above $100/barrel) have on the promotion of shale gas 
exploration? 
23. If we assume that ENP countries (European Neighborhood Policy countries) accepted the EU 
energy acquis communautaire, what influence does this have on the emergence of cooperation 
with Russia in this region? 
24. What influence does an unsuccessful European neighborhood policy have on continuous 
rivalry with Russia in this region? 
25. If we assume that Russia focuses its external energy policy on the Asia-Pacific region, what 
influence does this fact have on the EU’s rivalry with Russia in the ENP region? 
26. What influence does the completed EU gas market liberalization have on the reorientation of 
Russia’s external energy policy towards the Asia-Pacific region? 
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27. What influence does a declining fossil fuel consumption in the EU have on the reorientation 
of Russia’s external energy policy towards the Asia-Pacific region? 
28. What influence do low oil and gas (below $50/barrel) prices have on improvements in the 
quality of political institutions (rules of law, independent justice system, etc.) in Russia? 
29. What influence do high oil and gas prices (above $100/barrel) have on the development of 
new energy technologies? 
 
The experts expressed their judgement in a qualitative scale as follows: 
 -3: strongly restricting influence 
 -2: moderately restricting influence 
 -1: weakly restricting influence 
 0: no influence 
 +1: weakly promoting influence 
 +2: moderately promoting influence 
 +3: strongly promoting influence 
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